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Vorwort. 


Ich bin Deutſcher, nicht allein der Erziehung, Bildung 
und dem Gefühle, ſondern auch — von Vater- wie von Mutter⸗ 
ſeite — der Abſtammung nach. In Prag geboren, verbrachte 
ich einen Teil der Kinderjahre in Innsbruck. Dann kam ich 
nach Czernowitz in der Bukowina, jenes Land, das mit ſeinem 
Völkergemiſch ein kleines Oſterreich darſtellt. Ich ſtand in 
Czernowitz, Prag und Wien und wieder in Czernowitz im 
Staatsdienſte. Im Jahre 1908 wurde ich in das öſterreichiſche 
Finanzminiſterium berufen. Ich erlebte dort das Aufflackern 
der letzten Kräfte der Monarchie und ſah ihren jähen Unter⸗ 
gang zu einer Zeit voraus, wo maßgebende Perſönlichkeiten 
noch an einen Siegfrieden glaubten. Die Vergeblichkeit meiner 
Arbeit einſehend, ergriff ich im Jänner 1918 eine ſich bietende 
Gelegenheit, um nach Kärnten zu gehen, deſſen Schönheit mir 
täglich teuerer wird. 

Zufälligkeiten des Lebens und berufliche Pflichten ließen 
mich die Monarchie genauer kennen lernen, als es ſonſt bei 
Deutſchen üblich iſt. Perſönliche Beziehungen verbanden mich 
mit faſt allen Ländern der Monarchie. Es gibt kein Land von 
Tirol bis zur Bukowina und von Böhmen bis nach Dalmatien 
und Bosnien und der Herzegowina, das mein Fuß nicht be⸗ 
treten hätte. Die Kenntnis ſlawiſcher Sprachen ließ mich Dinge 
ſehen, die ſonſt Deutſchen verſchloſſen bleiben. 

Obwohl ich ſonſt kein Freund davon bin, daß der Verfaſſer 
ſeine Perſon in den Vordergrund rückt, ſo glaube ich dieſe per⸗ 
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ſönlichen Bemerkungen nicht unterlaſſen zu dürfen, denn ſie 
ſollen die Begründung dafür ſein, warum ich mich für berufen 
halte, das auszuſprechen, was die folgenden Zeilen enthalten. 

Wenn ich eine Bitte an den Leſer habe, ſo iſt es die: das 
Buch als das zu nehmen, was es iſt, als Ausdruck des Erlebens. 

Und zum Schluß noch eins. Wenn ich ſtellenweiſe harte 
Wahrheiten ausſpreche, ſo geſchieht es nur, weil ich glaube, daß 
die Zeit vorüber iſt, wo uns mit Schönfärben gedient ſein 
könnte. Meiner Überzeugung nach iſt die Vorausſetzung für die 
Wiederaufrichtung unſeres deutſchen Volkes die rückhaltloſe Er⸗ 
kenntnis ſeiner Irrtümer. Das deutſche Volk iſt trotz allem 
Unglück ſtark genug, um die Wahrheit nicht zu ſcheuen. Aus 
ihr wird es neue Kräfte ſchöpfen für den Bau ſeiner Zukunft, 
an die ich auch in den ſchwerſten Stunden den Glauben rer 
verloren habe. 


Klagenfurt, im Mai 1920. 
Friedrich F. G. Kleinwaechter. 
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I. Einleitung. 


An einem fonnigen Tage im Juni 1918 ftand ich in Sara⸗ 
jevo an der Stelle, an der den Erzherzog Franz Ferdinand von 
Oſterreich und ſeine Gattin die tödlichen Schüſſe trafen. 

Hiſtoriſche Stätten ſtrömen eine geheimnisvolle Wirkung 
aus. Vernunftgemäß betrachtet, bieten ſie dem Wanderer, der 
nicht mit den Abſichten und dem wiſſenſchaftlichen Rüſtzeug des 
Geſchichtsforſchers gekommen iſt, nichts Neues. Und dennoch 
iſt es, als empfinge das Denken neue Tatſachen, als ordnete ſich 
das ſchon Bekannte in neuer Klarheit, als flöge die Erkenntnis 

über ihren bisherigen Rahmen hinaus neuen Ergebniſſen zu. 
Pioch niemals hatte ich dieſe geheimnisvolle Wirkung fo 
tief empfunden wie hier. 

Am rechten Ufer der Miljacka zieht als breite Straße ber 
Appelkai dahin. Dieſen Weg — in der Richtung des Fluf- 
laufes — nahm der Kraftwagen, vom Rathauſe kommend, um 
das Paar zum Garniſonsſpital zu bringen, wo der Erzherzog den 
beim erſten erfolgloſen Attentat verwundeten Begleiter, Oberſt— 
leutnant Merizzi, beſuchen wollte. Bis zur Lateinerbrücke, die 
den Appelkai mit dem anderen Ufer verbindet, war der Wagen 
gekommen. Statt den Appelkai entlang weiter zu fahren, bog 
der ortsfremde Wagenlenker in die gegenüber der Brücke in den 
Appelkai einmündende ſchmale Seitengaſſe ab. Kaum in die 
Gaſſe eingefahren, erkannte er ſeinen Irrtum, hielt den Wagen 
an, um umzukehren. Dieſen Aufenthalt benützte der an der 
rechten Häuſerſeite der Gaſſe ſtehende Attentäter, um die 
Schüſſe abzufeuern. 
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Die Stelle, an der der Wagen im Augenblicke der Tat 
ſtand, iſt durch eine in den Aſphalt der Gaſſe eingelaſſene Metall⸗ 
tafel bezeichnet. Am Kai, neben der Brücke, erinnert ein — 
übrigens höchſt geſchmackloſes — Sühnedenkmal den Wanderer 
an das folgenſchwere Ereignis. 

Die Frage iſt für uns müßig, ob der große Krieg auch aus⸗ 
gebrochen wäre, wenn Franz Ferdinand nicht einen gewaltſamen 
Tod gefunden hätte. Manche behaupten, der Krieg ſei unver⸗ 
meidbar geweſen; wenn nicht im Sommer 1914, fo wär's 1916 
zum Waffengange gekommen, denn dann wären die Gegner 
mit ihren Vorbereitungen fertig geweſen. Hierüber läßt ſich 
ſtreiten. Wir wiſſen von Konflikten — Faſchoda und Hull 
ſind zwei Beiſpiele von vielen — die aufs äußerſte zugeſpitzt, ſich 
ſchließlich doch friedlich gelöſt haben. Dazu kommt, daß die 
Vorgänge unmittelbar vor Kriegsausbruch heute noch in Dunkel 
gehüllt ſind. Daran ändern auch die infolge des inneren Um⸗ 
ſturzes möglich gewordenen Enthüllungen in den Ländern der 
Mittelmächte nichts, denn die Ententeſtaaten hüllen ſich — 
abgeſehen von ihren offiziellen, hiſtoriſch ziemlich wertloſen, diplo— 
tiſchen Kundgebungen und den Streiflichtern, die aus Ruß⸗ 
land kamen — in Schweigen; ſie werden erſt reden, bis entweder 
ähnliche Umwälzungen, wie in Mitteleuropa, oder euſpeecen 
hiſtoriſcher Abſtand die Archive öffnen. 

Soviel können wir jedoch trotz unſerer lückenhaften Kennt⸗ 
nis der Tatſachen ſagen: Der Krieg wäre in dem Zeitpunkte, 
in dem er ausgebrochen iſt, nicht ausgebrochen, wenn Franz 
Ferdinand und ſeine Gattin heil nach Hauſe gekommen wären. 
Wie dann ſich die politiſchen Probleme gelöſt hätten, gewaltſam 
oder durch Ausgleich oder — eine nur zu wenig beachtete dritte 
Löſungsform — durch langſames Verſanden, mag phantaſie— 
begabten Denkern überlaſſen bleiben. 
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Und nun ergab ſich mir, im blendenden Sonnenglanze neben 
der Gedenkplatte ſtehend, die groteske Erkenntnis: Der Krieg 
und in feinem Gefolge die größte Umwälzung, die die Menſch— 
heitsgeſchichte kennt, war in Gang gekommen, weil ein Wagen- 
lenker den Weg verfehlt hatte. 

Man wird mir darauf natürlich ſofort erwidern: es gab 
an den Sarajevoer Feſttagen eine Schar von tatbereiten An— 
greifern; wär's nicht hier geſchehen, ſo in einer anderen Straße. 
Möglich. Aber der, der die Tat ausgeführt hatte, hätte fie 
nicht ausführen können, wenn der Wagen ſtatt rechts einzu 
biegen, weiter gefahren wäre. Bei der Ausſichtsloſigkeit des 
Beginnens hätte der Täter die Waffe kaum erhoben. In der 
ſchmalen Straße ſtand der Wagen eine Weile ſtill; dann folgte 
der bei einem großen Wagen und der Enge des Raumes um⸗ 
ſtändliche und zeitraubende Vorgang des Wendens; der An- 
greifer konnte aus unmittelbarer Nähe bequem ſeine Schüſſe 
auf ein ruhendes Ziel abgeben. Auf dem breiten, nahezu ge— 
radlinigen Appelkai konnte der Wagen faſt feine ganze Schnel— 
ligkeit entfalten. Die Treffſicherheit beim Schießen auf einen 
in voller Fahrt befindlichen Kraftwagen, noch dazu aus einer 
Seitengaſſe heraus, iſt äußerſt gering. Es hätte eines be— 
ſonderen Zufalles bedurft — zumal der erſte mißlungene An⸗ 
griff zur Vorſicht gemahnt hatte —, damit der Anſchlag gelingen 
konnte. 

Alle dieſe Umſtände zwingen daher zu der Folgerung: wenn 
der Wagenlenker den Weg nicht verfehlt hätte, kein Mord an 
Franz Ferdinand, keine Unter ſuchungen, kein Ultimatum an 
Serbien uſw. Die ganze Kette der Ereigniſſe hätte nicht ent⸗ 
ſtehen können, weil ihr erſtes Glied nicht entſtanden wäre. 

Ich bin mir vollkommen bewußt, daß dieſe Schlußfolgerung 
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Urſache und Wirkung, das unſer Verſtand vornimmt und ohne 
dem unſere Erkenntnis nicht auszukommen vermag. 

Nochmals alſo: Der Weltkrieg iſt ausgebrochen, weil ein 
Wagenlenker den Weg verfehlt hatte. 

Und in der leuchtenden Sommerſonne Sarajevos tauchte ein 
zweiter Gedanke auf, noch grotesker als der erſte: der Mann, der 
Franz Ferdinand und ſeine Gattin getötet hatte, hieß Prineip, 
oder aus der ſerbokroatiſchen Orthographie in die deutſche über- 
ſetzt: Prinzip. Alſo: Franz Ferdinand und ſeine Gattin waren 
einem Prinzip zum Opfer gefallen. 

Es klingt, als hätte der Geiſt der Geſchichte, aus ſeiner 
Zurückhaltung heraustretend, mit teufliſcher Ironie eine zarte 
Andeutung über ſeine Abſichten machen wollen. Und, wie um 
ſtilgerecht zu bleiben, hatte er ſich eines Menſchen als Werf- 
zeug bedient, der nichts war als Werkzeug. Ein ganz un⸗ 
intereſſanter junger Mann, ohne irgendeine Spur heroiſcher 
Drapierung, keine Perſönlichkeit von beſonderem Schnitt. Seine 
Lebensgeſchichte gewöhnlicher Durchſchnitt. Nichts, woran ſich 
die Phantaſie des Zeitungsleſers mit gruſelndem Behagen em— 
porranken könnte. Ein Menſch von ausgeſuchter Unperſönlich— 
keit. Die Waffe hier nicht, wie ſonſt, verlängerter Arm des 
Täters, ſondern der Täter eine Verlängerung der Waffe, die 
dieſer Verlängerung bedurfte, um losgehen zu können. Seine 
Aufgabe war zielen und losdrücken; die Aufgabe der Piſtole los— 
zugehen. Mit der Erfüllung ihrer Aufgaben waren beide — 
Schütze und Piſtole — erledigt. Die Perſon des Täters ebenſo 
gleichgültig wie die Nummer der Piſtole. Und, um ihm gleich— 
ſam jeder Perſönlichkeit völlig zu entkleiden, dieſer Name. Als 
hätte Mephiſto ſelbſt einen Mann mit ironieerfülltem Namen 
ausgeſucht. Ein Mann, der Grundſatz oder Prinzip heißt, 
wäre auf dem ganzen Erdenrund kaum zu finden geweſen. So 
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griff der Schalk zu einer kleinen Anderung der Orthographie und 

nun hatte er das Dorf Hadziei bei Sarajevo, in dem ein großer 
Teil der Einwohner den Namen trägt, den er brauchen konnte, 
der allgemein war, beinahe ein Gattungsname, und doch von 
befonderer Bedeutung — Prineip ). 

Der ſtrenge Hiſtoriker wird mir mitleidig lächelnd ſagen, 
daß dieſe Betrachtungen bedeutungslos find, daß fie keinen Bei— 
trag zur Erforſchung geſchichtlicher Wahrheit bieten. Ich gebe 
ihm — von ſeinem Standpunkte — recht. Und dennoch! Neben 
der Erkenntnis, die ſich auf — ſogenannten — exakt feſtge⸗ 
ſtellten Tatſachen ſorgſam aufbaut, blitzt manchmal aus geheim- 
nisvollen Tiefen ein Strahl hervor, der unbekümmert um Exakt⸗ 
heit, wie der Lichtkegel eines Scheinwerfers, einen Ausſchnitt des 
Weltgeſchehens erleuchtet. Wer das nicht erlebt hat, dem gebe ich 
recht, wenn er ſolche Möglichkeit leugnet, denn ſie iſt nicht be⸗ 
weisbar. Mir aber ſtieg, am Tatorte ſtehend, wie eine Viſion, 
Entſtehen und Untergang der Donaumonarchie empor. Immer 
deutlicher löſten ſich aus der Fülle der Ereigniſſe die Linien, die 
zu einem Punkte führten, wo es nur mehr eines leiſen Anſtoßes 
bedurfte, um das ganze Gebäude umkippen zu laſſen und mit 
ſeinem Sturze die alte europäiſche Welt aus ihren Angeln zu 
heben. Der Name des Mannes, der mit ſchwacher Menſchen⸗ 
hand den entſcheidenden Stoß führte, wurde zum Symbol. Eine 
neue Welt ſtieg empor, die alte war an einem Prinzip zugrunde 
gegangen. 8 

1) Princip bedeutet Prinz, Fürſt; erſter Anfang, Grundſatz. (Ivan 


Filipovié, Neues Wörterbuch der kroatiſchen und deutſchen Sprache. II. Kroat.⸗ 
deutſcher Teil, 2. Band, Agram 1875.) 


II. Der habsburgiſche Hausmachtgedanke. 


Die Monarchie iſt das Werk der Habsburger. Mögen 
auch andere mitgewirkt haben, mag mitunter auch die Perſon 
des Herrſchers hinter der ſeiner Helfer an Bedeutung zurück⸗ 
getreten ſein, an der Tatſache wird dadurch nichts geändert, daß 
der habsburgiſche Hausmachtgedanke die treibende Kraft war. 
Wie ein geheimnisvoller Trieb, oft kaum die Schwelle des Be⸗ 
wußtſeins überſchreitend, erfüllte er die Männer und die eine 
Frau, die auf dem habsburger Throne ſaßen. 

Aus kleinen Anfängen emporgewachſen, ſchuf die Familie, 
Steinchen für Steinchen zuſammentragend, den Bau. Heiraten, 
Erbverträge, Diplomatenränke waren die gewöhnlichen Mittel; 
nie eigentliche Eroberungskriege. Wie ein Gutsbeſitzer ſeinen 
Landbeſitz vermehrt, ſo ſchufen ſie ein Reich. Hier wird ein 
Stück Feld gekauft, dort geerbt; der Sohn wird mit des Nach⸗ 
bars einziger Tochter verheiratet, um den Nachbarhof der Fa— 
milie zu ſichern. Allmählich wuchs ſo eine Großmacht heran. 

Die Methode, die mit nicht zu leugnender Tüchtigkeit ge- 
übt wurde, hatte durch die Jahrhunderte Erfolg über Erfolg ge— 
bracht. Damit hatte ſie ihre Zweckmäßigkeit erwieſen. 

Es würde ein vollkommenes Verkennen geſchichtlicher Tat— 
ſachen bedeuten, wollte man den Habsburgern aus der Methode, 
wie ſie ein großes Reich ſchufen, einen Vorwurf machen. In 
der Verfolgung des Hausmachtgedankens verfolgten fie — manch— 
mal vielleicht ohne ſich deſſen bewußt zu ſein — einen großen 


Die Monarchie als Werk der Habsburger 7 


geſchichtlichen Gedanken. In den Zeiten, in denen die Monarchie 
heranwuchs, war der Hausmachtgedanke die einzig mögliche 
Idee, um die Völkerſchaften, die das Gebiet der Monarchie be- 
wohnten, als Bollwerk gegen die ſtändige Türkengefahr in einem 
Staatsweſen zu vereinigen. Nur ſo war es möglich — und es 
wurde damit ſowohl der Familie, wie der weſteuropäiſchen Kul- 
tur gedient — der iſlamitiſchen Flut einen Damm zu ſetzen. 
Der einzige Vorwurf — wenn überhaupt in geſchichtlichen 
Dingen dieſer Begriff Anwendung finden darf — der ihnen 
gemacht werden könnte, iſt der, daß ſie den Augenblick nicht er⸗ 
kannt haben, als die erſte geſchichtliche Aufgabe der Monarchie 
erfüllt war und, wenn ſie weitere Lebensberechtigung haben 
ſollte, eine neue Aufgabe ihr von der Geſchichte geſtellt ſchien. 

Die Türkengefahr war vorüber, die Aufgabe der Monarchie 
damit erfüllt. Nun war der Augenblick gekommen, ihr neue 
Ziele zu ſetzen. Der Möglichkeit, dieſe Ziele zu erkennen, trat 
ein bedeutungsvolles Moment in den Weg und erſchwerte den 
Blick in die Ferne. 

In der Auffaſſung des Staates war ein für die europäi⸗ 
ſchen Völker folgenſchwerer Wandel eingetreten. Die Völker 
waren erwacht. Der Untertan fing an, ſich zum Staatsbürger 
zu wandeln. Der Herrſcher, bisher Gutsherr auf ſeinem Ge⸗ 
biet, ſollte zum Staatsorgan werden. 

Es hätte einer Menſchenmaß überragenden Herrſcherperſön⸗ 
lichkeit bedurft, um rechtzeitig die Situation zu erfaſſen. Das 
neue äußere Ziel ſollte erblickt und gleichzeitig die Notwendig⸗ 
keit des inneren Wandels erkannt werden, denn mit der alten, 
früher durchaus geeigneten, jetzt aber verfehlten Methode war 
das neue Ziel, ſelbſt wenn es erfaßt worden wäre, nicht zu er⸗ 
reichen. | 

Die Habsburger haben dieſen entſcheidenden Augenblick nicht 
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erkannt. Vielleicht, daß Joſef II. das Problem geahnt hat. 
Ein Urteil hierüber iſt heute kaum möglich. Sein Scheitern 
beweiſt nichts. Das Urteil über ihn wäre vielleicht ein anderes, 
wenn nicht Krankheit und Tod ſeine Bahn vor ihrer Voll⸗ 
endung abgeſchnitten hätte. 

Sein unmittelbarer Nachfolger ſtand den Dingen ratlos 
gegenüber. Kaiſer Franz ſchlug inſtinktiv den einen der beiden 
einzig denkbaren Wege ein. Es gab nur zwei Wege: entweder 
mit der Entwicklung gehen oder — wenn man an ſolche Mög⸗ 
lichkeit zu glauben vermag — die Entwicklung aufhalten. Kaiſer 
Franz entſchloß ſich, dem Rad der Geſchichte in die Speichen zu 
fallen. Ein gewiſſer Erfolg iſt ihm nicht abzuſtreiten. Für 
ſeine Zeit iſt es ihm gelungen, das Rad zum Stehen zu bringen. 
Es würde zu weit führen, die Folgen dieſer Methode für die 
Pſychologie der öſterreichiſchen Völker, insbeſondere der Deut⸗ 
ſchen in Oſterreich, näher zu unterſuchen. Es genügt darauf 
hinzuweiſen, daß es ihm gelungen iſt, während feiner Regie 
rungszeit von ſeinen Staaten ſo ziemlich alles fernzuhalten, 
was geiſtig befruchtend hätte einwirken können. Ein guter Teil 
der vielgeſchmähten übeln Eigenſchaften des Wienertums findet 
ſeine Erklärung in der planmäßig betriebenen Ablenkung des 
Wieners von den großen Fragen der neuen Zeit auf Backhühner, 
Heurigen und Schrammelmuſik. Geſtalten wie Grillparzer, 
auf die zur Widerlegung gern hingewieſen wird, beweiſen nichts 
oder richtiger, ſie beweiſen gerade das, was ſie widerlegen ſollen. 
Ein Blick auf das Lebenswerk des größten öſterreichiſchen Dich— 
ters läßt keinen Zweifel darüber, wie viel die geiſtige Bedrückung, 
unter der er lebte, im Keime erſtickt hat. Wenn trotzdem noch 
Anſehnliches zur Entfaltung gekommen iſt, ſo beweiſt das nur, 
wie ſtark ſeine Schöpferkraft, nicht aber, daß das damalige 
Oſterreich der für ihn geeignete Boden war. 
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Franzens Nachfolger, Ferdinand, kann hier außer Betracht 
bleiben. Seine Perſon iſt ohne Bedeutung für die öſterreichiſche 
Geſchichte. Mit ſeiner Thronentſagung und der Thronbeſteigung 
Franz Joſefs J. beginnt die moderne Geſchichte der Monarchie. 

Der Fall dürfte in der Geſchichte wohl einzig daſtehen, daß 
ein Herrſcher faſt 69 Jahre tatſächlich regiert hat und dabei 
ſeinen Völkern im Grunde fremd geblieben iſt. Dieſe Er— 
ſcheinung iſt ſo ſonderbar, daß ſie mit einigen Schlagworten 
nicht abzutun iſt. Andererſeits iſt aber die Perſönlichkeit Franz 
Joſefs für die Geſchichte der Monarchie von weitaus größerer 
Bedeutung, als gewöhnlich angenommen wird. Wir müſſen 
daher ſeine Perſon näher betrachten. 

Franz Joſef erſchien ſeit Jahrzehnten — man kann faſt 
ſagen ſeit Generationen — den Bürgern ſeiner Länder in einer 
nahezu ſtets gleichbleibenden Geſtalt, die keine Schlüſſe auf den 
Menſchen zuließ. Wenn man einen Öfterreicher fragen würde, 
wie war eigentlich Kaiſer Franz Joſef, ſo wird er, wenn er auf— 
richtig antworten will, in Verlegenheit geraten und antworten: 
ich weiß es nicht. 

Er hat es verſtanden, ſich mit einer unſichtbaren Mauer 
zu umgeben, die jede Annäherung über eine gewiſſe Diſtanz 
verhinderte. Über dieſe Mauer trat auch er ſelbſt nicht hinaus. 
Manche erblickten darin — insbeſondere wenn ſie an Kaiſer 
Wilhelm II. dachten — einen Vorzug. Gewiß hatte dieſes Ver— 
halten manche Vorteile für ihn und den Staat. Ob die Vor— 
teile die Nachteile überwiegen, mag dahingeſtellt bleiben, iſt 
übrigens auch eine Frage von untergeordneter Bedeutung, da 
dieſes Verhalten nicht eine originäre Erſcheinung, ſondern nur 
eine Folge ſeines Weſens war. 

Kaiſer Franz Joſef ſprach ſelten und wenig in der Öffent- 
lichkeit und wenn, ſo war es das Ableſen eines überlegten, ſorg⸗ 
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fältig verfaßten Wortlautes. Ich bin weit davon enternt 
in den leiſen Hohn einzuſtimmen, den das Erſcheinen des 
üblichen, vom Flügeladjutanten gerichteten Blattes Papier be⸗ 
gleitete, wenn der Kaiſer öffentlich ſprechen ſollte. Die Worte 
eines Herrſchers ſind zu bedeutungsvoll, zu ſehr der ausgeklü⸗ 
geltſten Interpretation ausgeſetzt, als daß ihre Formulierung 
ohne weiteres der Stimmung des Augenblicks überlaſſen werden 
könnte. Wohin man bei der Außerachtlaſſung dieſer ewigen 
Wahrheit kommt, haben die Reden Kaiſer Wilhelms II. be⸗ 
wieſen. Jeder von uns wäre gewiß erſtaunt, wahrſcheinlich ent⸗ 
ſetzt, wenn er plötzlich alles, was er je geſprochen, gedruckt vor 
ſich ſähe. Kaiſer Franz Joſef war ſich dieſer Erkenntnis offen- 
bar auch vollkommen bewußt, denn es fiel ihm niemals bei, 
nach der Art gewiſſer Redner, die ihre Aufzeichnungen in der 
Tiefe eines Zylinderhutes zu verbergen ſuchen, aus dem Ableſen 
einer Rede ein Hehl zu machen und eine freie Rede vortäuſchen 
zu wollen. Er nahm ruhig und offen den Zettel zur Hand, 
ſetzte ſein Augenglas auf und las. 

So ſchwerwiegend die Gründe ſein mögen, die für dieſe 
Methode ſprechen, eine nachteilige Folge war nicht zu vermeiden. 
Die öffentlichen Außerungen des Kaiſers waren damit jeder 
perſönlichen Note entkleidet. Die Geſtalt des Kaiſers rückte 
mit ſeinen Worten immer mehr in die Ferne, ſtatt, wie es im 
Intereſſe aller Beteiligten geweſen wäre, den Zuhörern näher 
zu kommen. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob nicht zwiſchen 
den beiden Extremen — Wilhelm II. und Franz Joſef I. — 
eine goldene Mitte möglich geweſen wäre. 

Von dieſer Zurückhaltung ging der Kaiſer ſelbſt in Ge— 
ſprächen nicht ab. Der bäuerliche Abgeordnete wurde wohl— 
wollend nach den Ernteausſichten gefragt, dem Induſtriellen 
verſichert, daß der Herrſcher die Bedeutung der Induſtrie für 
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den Staat nicht verkenne. Der empfangende Bürgermeiſter er- 
fuhr, daß es den Monarchen mit Freude erfülle, die ſchöne 
Stadt wiederzuſehen. Der gräfliche Statthalter wurde nach 
dem Befinden ſeines alten Vaters befragt, deſſen Verdienſte 
nicht vergeſſen ſeien. Es war an dieſen Geſprächen nichts aus- 
zuſetzen, jedes Wort war an ſeinem Platz, ſelbſt der Klatſch weiß 
nichts von Per ſonenverwechſlungen zu melden. Ein mehr als 
ein halbes Jahrhundert umſpannendes Gedächtnis erweckte Be— 
wunderung. | 

Und doch wehte eine Kühle aus den Worten, die trotz körper⸗ 
licher Nähe jede ſeeliſche Annäherung verhinderte. Dieſes 
Diſtanzwahren verftand der Herrſcher jo meiſterlich, daß er ver- 
trauten Geſprächen, wo ein gewiſſes Heraustreten aus der Zu— 
rückhaltung unvermeidlich war, das Hinausdringen in die Öffent- 
lichkeit dadurch unmöglich zu machen wußte, daß er die Teil⸗ 
nehmer des Geſpräches — ohne ausdrücklichen Befehl — zum 
Schweigen zwang. Es war ein allgemein — auch von ſeinen 
Gegnern in den Zeiten heißeſter politiſcher Kämpfe — aner⸗ 
kanntes Dogma, über Unterredungen mit dem Kaiſer nicht zu 
ſprechen. Die ſtändige Antwort der aus dem Arbeitszimmer 
des Monarchen tretenden Miniſter und Politiker an die har⸗ 
renden Zeitungsberichterſtatter war: Seine Majeſtät erfreut ſich 
des beſtens Wohlſeins. Er zeigte ſich vollkommen informiert 
über die Lage und bringt ihr großes Intereſſe entgegen. Er emp- 
fing mich außerordentlich gnädig. Näheres über die Audienz 
mitzuteilen, bin ich ſelbſtverſtändlich nicht in der Lage. Die 
Ofſentlichkeit fand ſich mit dieſer Selbſtverſtändlichkeit ab. 
Nicht einmal das Parlament wußte, was der ihm verantwort⸗ 
liche Miniſterpräſident, ſelbſt in den bedeutungsvollſten Augen⸗ 
blicken, mit dem Kaiſer geſprochen hatte. 

Wie Kaiſer Franz Joſef es verſtanden hat, alle die, die mit 
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ihm in Berührung kamen, zum Schweigen zu veranlaſſen, iſt 
eine der intereſſanteſten und merkwürdigſten Seiten ſeines We⸗ 
ſens. Ein bezeichnendes Beiſpiel iſt das tragiſche Ende des 
Kronprinzen Rudolf. Obwohl die Zahl der Perſonen, die alle 
Umſtände bis in die kleinſten Einzelheiten kannten, eine ver⸗ 
hältnismäßig große war, über das Ende des Thronfolgers iſt 
bis zum heutigen Tage nichts Verläßliches in die Offentlichkeit 
gedrungen. Auf Hintertreppen ſchlich der Klatſch herum, im 
Ausland fanden gedruckte ſogenannte Enthüllungen Verbreitung, 
aber der Umſtand, daß jede den Sachverhalt anders ſchilderte, 
zeigt, daß ſie nicht von den eigentlich Wiſſenden ausgegangen 
waren. Wie undurchdringlich dieſes Dunkel war, beweiſt der 
Umſtand, daß ſich die Volksphantaſie der Geſtalt des Kron⸗ 
prinzen bemächtigte; in einigen Ländern der Monarchie herrſcht 
unter der Landbevölkerung der unausrottbare Glaube, Kron- 
prinz Rudolf lebe noch irgendwo im Verborgenen und werde 
eines Tages erſcheinen, um die Regierung anzutreten. Ein weis 
teres Beiſpiel — wenn auch anderer Art —, bis zu welchem 
Grade der Selbſtverleugnung er die Schweigepflicht ſeiner 
Diener zu erzwingen verſtand, iſt der unglückliche Feldherr Bene— 
dek, der ſein Schweigen ſelbſt dann nicht brach, als ſeine Ehre 
auf dem Spiele ſtand und ſelbſt die empfindlichſte Moral ihn 
nicht mehr für gebunden halten konnte. 

Dieſe Kraft, die Menſchen zum Schweigen zu zwingen, hat 
zur Folge gehabt, daß es faſt keine Memoirenliteratur aus der 
Regierungszeit Franz Joſefs J. gibt. Nicht, daß es etwa in 
unterrichteten Kreiſen an Perſönlichkeiten gefehlt hätte, die 
Aufzeichnungen gemacht haben. Ich ſelbſt weiß von einigen 
Memoiren, die heute noch in verſchloſſenen Pulten liegen. Nicht 
zur Befriedigung klatſchſüchtiger Neugierde, ſondern im In— 
tereſſe der Erforſchung geſchichtlicher Wahrheit wäre die Ver— 
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öffentlichung wünſchenswert. Aber es iſt, als wäre ein Teil der 
Zurückhaltung der Kaiſers auch auf jene Per ſonen übergegangen, 
die ihm näher getreten waren, als hielten fie es trotz dem Unter⸗ 
gange der Monarchie für unſchicklich, über Dinge zu reden, über 
die der Kaiſer nicht geſprochen wiſſen wollte. Wie tief dieſer 
Einfluß gedrungen iſt, zeigen die wenigen Außerungen, die von 
unterrichteten Perſönlichkeiten ſeit dem Umſturz in die Öffent- 
lichkeit gedrungen ſind. Aus ihnen klingt eine Zurückhaltung 
heraus, die nicht ſo ſehr in wirklichen Gründen, als im Gefühl 
ihren Urſprung hat. Ein Beiſpiel dafür iſt der geweſene Han— 
dels⸗ und Finanzminiſter Dr. Alexander Spitzmüller, der in 
ſeiner Schrift „Der politiſche Zuſammenbruch und die An— 
ſchlußfrage“ !) auf die Lücken feiner Darſtellung mit der De- 
gründung hinweiſt, daß er ſich gewiſſe Schranken vor Augen 
halten müſſe, zu denen ſeiner Anſicht nach auch das Amts⸗ 
geheimnis gehöre, an das er ſich immer noch gebunden erachte. 
Von einer Pflicht zur Wahrung des Amtsgeheimniſſes bei 
öſterreichiſchen Staatsbeamten im juriſtiſchen Sinne kann je- 
doch nach den eingetretenen inneren Umwälzungen und da die 
Republik es ausdrücklich ablehnt, die Nachfolgerin des alten 
Oſterreich zu ſein, nicht mehr geſprochen werden. Ich glaube 
daher nicht fehlzugehen, wenn ich die Zurückhaltung Dr. Spitz⸗ 
müllers weniger auf juriſtiſche Bedenken, als auf das innere 
Widerſtreben gegen Erörterungen zurückführe, die beſonders emp— 
findliche Naturen als Taktloſigkeiten empfinden könnten. Ich 
kann trotz manchen von ihm geltend gemachten, nicht unberechtigten 
Bedenken und vollem Verſtändniſſe für die gefühlsmäßige Seite 
ſeiner Auffaſſung jedoch aus dem Grunde nicht zuſtimmen, weil, 
wenn ſie allgemeine Anerkennung fände, der geſchichtlichen For- 
ſchung gerade das wertvollſte Quellenmaterial entzogen würde. 
1) Wien 1919. Seite 2. 
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Die Jahre vergehen, Menſchen ſterben, Erinnerungen verblaſſen, 
Aufzeichnungen gehen verloren. Das Dunkel, das über be— 
deutungsvollſten hiſtoriſchen Vorgängen ruht, verdichtet ſich. 
Sache der Zeitgenoſſen iſt es daher, das Material herbeizu— 
tragen. Unſere Nachkommen, die über die notwendige hiſto⸗ 
riſche Diſtanz verfügen werden, können dann die Schlüſſe ziehen. 

Ich habe Miniſter gekannt, die vom Kaiſer nicht mehr 
wußten als jeder gewöhnliche Zeitungsleſer. Die Schilderung, 
die mir ein Miniſter über eine Audienz beim Kaiſer machte, iſt 
ſo bezeichnend, daß ich ſie nicht verſchweigen möchte. 

Der Miniſter kam, um dem Kaiſer über einen wichtigen 
Gegenſtand Vortrag zu halten. Er trug ſeine Sache vor, der 
Kaiſer ſtellte einige Fragen. Aus einer Frage entnahm der Mi⸗ 
niſter, daß einige Aufklärungen am Platze wären, die ſcheinbar 
nicht unmittelbar zur Sache gehörten. Er brachte ſie vor. 
Der Kaiſer ſtand auf, ſchwieg eine Weile und nickte mit dem 
Kopfe — das Zeichen, daß die Audienz beendet war. Nach 
einer Pauſe entfernte ſich der Miniſter. Die Etikette, auf 
deren Einhaltung der Kaiſer großes Gewicht legte, ſchrieb vor, 
daß nur geſprochen werden durfte, was der Gegenſtand der 
Audienz oder eine Antwort auf eine Frage des Kaiſers war. 
Dieſes Gebot hatte der Miniſter übertreten. 

Ich hatte Gelegenheit zu vertrauten Geſprächen mit Per— 
ſonen, die mit dem Kaiſer in jahrelangem unmittelbaren Ver— 
kehre ſtanden. Sie ſchwiegen oder verſchanzten ſich hinter all— 
gemeinen Phraſen über des Kaiſers wohlwollende Freundlichkeit 
und dergleichen. Ob dieſes Verhalten ſeinen Grund darin hatte, 
daß ſie ſich zum Schweigen verpflichtet hielten oder nichts zu 
ſagen wußten, weil auch ihnen die Perſon des Kaiſers ſich nicht 
enthüllte, vermag ich nicht zu entſcheiden. Ich vermute jedoch, 
daß beide Gründe mitgeſpielt haben. 
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Dieſes Verhalten des Kaiſers, das ſich während einer un- 
gewöhnlich langen Regierungszeit ſtets gleich blieb, brachte es 
mit ſich, daß ſeine Geſtalt zu einer faſt ſchemenhaften, geradezu 
ſymboliſchen Erſcheinung wurde. Für viele war er der Kaiſer. 
Ich kenne Per ſonen, die nach feinem Tode erklärten, fie könnten 
ſich einen neuen Kaiſer gar nicht vorſtellen, der neue Kaiſer ſei 
für ſie eigentlich kein Kaiſer. Dieſe Auffaſſung war weniger 
der Ausdruck ſchwärmeriſcher Liebe und Anhänglichkeit für den 
Dahingeſchiedenen oder Abneigung gegen den Nachfolger, als 
einer inſtinktiven Erkenntnis, daß der Kaiſer für die überwiegende 
Mehrzahl der Staatsbürger ſo ziemlich gar nichts Perſönliches 
mehr hatte. Daher kam es auch, daß der erſte Anblick des Kai⸗ 
ſers nichts Neues bot. 6 

Als ich Kaiſer Wilhelm II. ſah, empfing ich, trotzdem mir 
ſein Antlitz aus unzähligen Bildern längſt bekannt war, einen 
vollkommen neuen Eindruck. Der Anblick des Kaiſers Franz 
Joſef war eine Enttäuſchung. Er ſah in Wirklichkeit genau ſo 
aus wie auf den Münzen. Damit hängt es auch zuſammen, 
daß die Karikatur ſeiner Geſtalt gegenüber nahezu machtlos war. 
Im Inlande ſtanden der Karikierung freilich große ſtrafrecht— 
liche Hinderniſſe im Wege. Aber ſelbſt die ausländiſchen Witz⸗ 
blätter befaßten ſich nur ſelten mit ihm und wenn, ſo wurde 
gewöhnlich ein mehr oder weniger gelungenes Porträt daraus, 
aber keine Karikatur. Seine Geſtalt bot der Karikatur 
keine Angriffspunkte. Dies war ganz beſonders auffallend 
während des Krieges. Selbſt die Karikaturen der feindlichen 
Blätter, für die nunmehr auch die früher vielleicht geübte inter⸗ 
nationale Rückſicht auf einen fremden Herrſcher fortgefallen 
war, waren eigentlich keine Karikaturen, ſondern Bildniſſe. 

Damit iſt natürlich nicht geſagt, daß Kaiſer Franz Joſef 
ein bloßer Schatten und nicht auch ein Menſch geweſen wäre. 


16 II. Der habsburgiſche Hausmachtgedanke 


Aber das Menſchliche ſtand im Hintergrunde, unſichtbar für die 
große Menge. Was über ſein Privatleben flüſternd erzählt 
wurde, verdient nicht der Erwähnung, denn es trägt zu ſehr 
den Stempel des hämiſchen Klatſches über ſelbſtverſtändliche 
Menſchlichkeiten und bringt — was für uns das wichtigſte iſt 
— keinen neuen Zug in ſein Bild. 

Wenn über die Geſtalt Kaiſers Franz Joſef hier aus⸗ 
führlicher geſprochen wurde, ſo geſchah es aus dem Grunde, weil 
ſie der Ausdruck ſeines Weſens und dieſes Weſen beſtimmend 
für das Schickſal eines großen Reiches war. Hierbei handelt 
es ſich nicht darum, Werturteile zu gewinnen — ruhige Erkennt⸗ 
nis kennt kein gut und böſe —, ſondern Zuſammenhänge auf⸗ 
zudecken. Dieſen Zeilen liegt es ferne, ſich heute mit Behagen 
gefahrlos in einer billigen abfälligen Kritik zu ergehen, die 
noch vor kurzem des größten Mutes bedurft hätte. 

Blickt man tiefer in feine Natur, fo wird feine Geſtalt ver- 
ſtändlich. Wenn er Diſtanz wahrte, fo geſchah es, weil er ſich 
den anderen ferne fühlte. Ich glaube kaum, daß es in neuerer 
Zeit einen Herrſcher gegeben hat, der tiefer und innerlicher vom 
Gottesgnadentum überzeugt war. Es waren „ſeine“ Länder, 
„ſeine!“ Völker, die er regierte, „ſeine“ Armee, die er ber 
fehligte. Das „mein“ war keine veraltete Formel, ſondern tief- 
gefühlte Wahrheit. Der Miniſter unterſchied ſich für ihn vom 
Kammerdiener nicht dem Weſen, ſondern nur dem Grade nach. 
Auch das Kabinett war Geſindeſtube, eine beſſere, aber eine Ge- 
ſindeſtube. Daher feine Anſicht, daß ein Miniſter fein Porte- 
feuille nicht zurücklegen, ſondern lediglich um ſeine Entlaſſung 
bitten durfte. Bekannt iſt feine Antwort an einen demiſſionie— 
renden Staatsmann: „Sie werden gehen, bis ich Sie ent— 
laſſe.“ Er ſtand turmhoch über den Staatsdienern, die „ſeine“ 
Diener waren. Daher auch meiſt der Mangel eines perſön— 
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lichen Verhältniſſes zu ihnen. So mancher unſerer Staats- 
männer hat die betrübende Erfahrung gemacht, daß er trotz aller 
Gnadenbeweiſe dem Monarchen perſönlich nichts bedeutete. War 
ſeine Zeit abgelaufen, ſo war er erledigt. 

In eine Art perſönliches Verhältnis, jedoch auch hier unter 
ſteter Wahrung der Diſtanz, kam er nur mit den aus dem 
Hochadel hervorgegangenen Staatsfunktionären. Sie ſtanden 
zwar auch unter ihm, waren ihm aber als die ſeiner Auffaſſung 
nach oberſte Lage der übereinander geſchichteten Menſchheit die 
verhältnismäßig Nächſten. Man diente ihm, nicht dem Staate. 
Im Begriffe des „ihm dienen“ lag die Verpflichtung, ſich für 
die Intereſſen des Monarchen und ſeines Hauſes zu opfern. 
Nur zwei Beiſpiele von vielen. 

Benedek, zuerſt durch das Ehrenwort zu ſchweigen wehrlos 
gemacht, wurde durch eine offizielle Kundgebung in der amt- 
lichen Zeitung aufs tiefſte verwundet. Finanzminiſter Bruck 
wurde durch die Form ſeiner Entlaſſung in den Tod getrieben. 
Man verkennt die Dinge, wenn man derartige Vorkommniſſe 
mit dem Schlagwort „Dank des Hauſes Oſterreich“ abtut. 
Nicht um bewußte Undankbarkeit handelt es ſich, ſondern um 
völlige Unkenntnis dieſes Begriffes. Sich zu opfern, war felbft- 
verſtändliche Pflicht. Dafür war man keinen Dank zu fordern 
berechtigt, keinen Dank zu leiſten ſchuldig. Dieſe Auffaſſung 
machte es ihm möglich, auch mit Männern zu arbeiten, die ihm 
im Innerſten widerſtrebten, ihm aber durch politiſche Not— 
wendigkeiten aufgezwungen waren. Ein Beiſpiel dafür iſt die 
Ernennung Koſſuths zum ungariſchen Handelsminiſter, des po— 
litiſchen Erben und Sohnes jenes Koſſuth, der das Haus Habs- 
burg für abgeſetzt erklärt hatte. 

Die Völker hatten die Pflicht, ſich zu vertragen, nicht um 


einen Staat zu bilden und zu erhalten, ſondern weil die Unter⸗ 
i Kleinwaechter, Untergang der Oeſterreich.⸗ungar. Monarchie 2 
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tanen die Pflicht haben, Ruhe zu halten. Die oft hervor⸗ 
gehobene Objektivität des Kaiſers gegenüber den Nationen ſeines 
Reiches hat hier ihre Wurzel. Niemand konnte ſagen, ob ihm 
die Deutſchen, Polen oder Tſchechen näher ſtanden. Das kam 
daher, weil ſie ſeinem Herzen nicht gleich nahe, ſondern gleich 
fern waren. Nur die Ungarn ſtanden noch etwas weiter, denn 
ſie waren die „Rebellen“. 

Daher auch der Mangel eines wirklichen Nationalitäts⸗ 
bewußtſeins und eines modernen Patriotismus. Es iſt nicht 
Charakterloſigkeit im gewöhnlichen Sinne des Wortes, wenn die 
Habsburger, je nachdem, wie es ſich gerade als praktiſcher er⸗ 
wies, Spanier, Italiener, Deutſche waren. Sie hätten einen 
ſolchen Vorwurf nie begriffen, im Gegenteil, ſie glaubten nur 
richtig zu handeln, denn, was ſie taten, war eine Forderung des 
Hausmachtgedankens. Übrigens handelten die anderen ja auch 
nicht anders, wenn ein Hohenzoller Rumäne, ein Koburger Bul⸗ 
gare, ein Wittelsbacher Grieche, ein Wied gar Albaner wurde; 
die konnten ſich nicht einmal auf eine große Vergangenheit be 
rufen. Ging eine Provinz verloren und erwarb man dafür eine 
andere annähernd gleich wertvolle, ſo war die Sache eigentlich 
erledigt, wie beim Grundbeſitzer, der ein Feld gegen ein anderes 
eingetauſcht hatte. 

Man urteilt verfrüht, wenn man über alle dieſe Eigen- 
ſchaften ein hartes Urteil fällt. Man muß, wenn man ſchon in 
politiſchen Dingen Werturteile fällen will, das Urteil weiter. 
zurückverlegen. Alle dieſe Eigenſchaften wurzelten im Haus- 
machtgedanken, über den Kaiſer Franz Joſef niemals hinaus— 
gekommen iſt. Er hat eine Zeit des größten Wandels in der 
Auffaſſung vom Staate durchlebt. In ſeinem Innerſten wurde 
er aber von dieſem Wandel nicht berührt. Gewiß iſt, daß dieſe 
Auffaſſung mit der Verfaſſung nicht in Einklang zu bringen 
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iſt. Aber die Verfaſſung war ihm nicht wahrer Beſitz und Aus- 
druck politiſcher Überzeugung. Sie war ihm, dem Herrſcher von 
Gottes Gnaden, abgerungen, abgetrotzt von widerſpenſtigen Un⸗ 
tertanen, ſeiner Meinung nach zu ihrem eigenen Schaden. Er 
hat der geänderten Zeit Zugeſtändniſſe gemacht, aber ſie waren 
äußere Zugeſtändniſſe gegenüber der Macht der Tatſachen, nicht 
das Ergebnis inneren Wandels. Sie banden ihn innerlich nicht, 
wie ſchon Religion und gemeines Recht einer erpreßten Willens⸗ 
erklärung die Gültigkeit verſagt. Wenn Kaiſer Franz Joſef 
Verfaſſungen gab, beſchwor und wieder aufhob, ſo waren das 
für ihn keine Eidbrüche. Wenn er ſolche Verpflichtungen ab- 
ſchüttelte, ſo war er ſeiner Meinung nach genau ſo im Recht 
wie der einſame Wanderer, der das dem Räuber gemachte 
Zahlungs verſprechen nicht mehr hält, ſobald er wieder in Sicher⸗ 
heit iſt. Noch mehr: Es war nicht bloß Recht, ſondern auch 
Pflicht, denn Selbſtregierung der Völker iſt eine Verirrung, ihr 
Heil liegt in der weiſen Führung des von Gott eingeſetzten 
Alleinherrſchers, der am beſten weiß, was ihnen frommt. Der 
moderne Staatsbegriff mit dem Herrſcher als Staatsorgan iſt 
eine Auffaſſung, die er nicht zu erfaſſen vermochte. Hier konnte 
er nicht mehr mitgehen, auch wenn er wollte. 

Seiner Meinung nach erfüllte er ſeine Herrſcherpflicht in 
jeder Richtung. Bekannt iſt fein dieſem Pflichtbewußtſein ent⸗ 
ſpringender außerordentlicher Fleiß. Die Sonne war noch nicht 
aufgegangen, und der Kaiſer ſaß bereits beim Schreibtiſch. Das 
beſcheidene Mittagmahl wurde zwiſchen zwei Akten am Arbeits- 
tiſch eingenommen. Eine Expeditivität, die ans Unglaubliche 
grenzt. Vorträge der Miniſterien kamen in wenigen Tagen mit 
der kaiſerlichen Entſchließung zurück. Rückſtände gab es nicht. 
Die Miniſterien rechneten mit einer Verzögerung, die mit der 
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ſein können, überhaupt nicht. Man wußte, daß der Weg einer 
Angelegenheit in die Kabinettskanzlei und zurück nur wenige 
Tage erforderte. Kein Sektionschef hätte auf die Dauer an 
ſich derartige Zumutungen ſtellen laſſen, wie ſie im geſchäft⸗ 
lichen Verkehr mit Kaiſer Franz Joſef ſelbſtverſtändlich waren. 
Nicht einmal ſeine karg bemeſſene Nachtruhe war geſichert. In 
politiſch bewegten Zeiten kam es vor, daß der Kaiſer aus dem 
Schlafe geweckt wurde, um ſeine Entſchließung einzuholen. Die 
Fülle der Geſchäfte war, ſchon aus dem Grunde, weil zwei 
Staaten zu regieren waren, eine außerordentlich große. Erſt in 
den letzten Jahren ſeiner Regierungszeit traten Erleichterungen 
ein, indem er gewiſſe Geſchäfte nicht mehr feiner Entſcheidung 
vorbehielt. Dabei beſchränkte er ſich keineswegs auf bloßes 
Unter ſchreiben. Er ſtieg, wie die Bureaukraten ſagen, wirklich 
in die Akten hinein. Daß es natürlich in einem modernen Staate 
nicht Aufgabe des Herrſchers iſt, einen Hofrat zu erſetzen und 
ſeine Zeit an Dinge zu wenden, die jeder mittelmäßige Bureau⸗ 
krat beſorgen kann, ändert nichts an der Beurteilung. 

Wenn man alſo über Kaiſer Franz Joſef ein Urteil fällen 
will, ſo muß es an dieſen Punkt gelegt werden, nicht an die 
Erſcheinungen, die hier als notwendige Folgen ihren Urſprung 
haben. Man kann ihm zum Vorwurf machen, daß er die Ent⸗ 
wicklung, in die ihn das Schickſal hineingeſtellt hat, nicht erfaßt 
hat. Aber dieſes Urteil iſt, wenn man damit ethiſch werten will, 
wertlos. Eine Erziehung, die ihn für die Probleme der Donau» 
monarchie hätte vorbereiten können, hat er, der — belaſtet mit 
der ganzen habsburgiſchen Tradition vor dem Jahre 1848 — 
nach dem damaligen Muſter habsburgiſcher Prinzen erzogen 
wurde und als Achtzehnjähriger zur Regierung kam, nicht er- 
halten. Man kann vielleicht erwidern, daß eine 68jährige Re— 
gierungszeit genügend Zeit geboten hätte, um manches zu lernen. 
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Aber das iſt von beſtimmten Vorausſetzungen abhängig. Viel— 
leicht iſt eine Anlage dageweſen, die entwicklungsfähig geweſen 
wäre, die ein ins Oſterreichiſche über ſetzter Bismarck zur Ent— 
faltung gebracht hätte. Wir wiſſen es nicht. Soviel wiſſen 
wir aber, daß die Monarchie keinen wahrhaft großen Staats- 
mann in der Umgebung des Kaiſers gehabt hat. Das, was man 
im gewöhnlichen Sprachgebraußhe als Schuld zu bezeichnen pflegt, 
zerrinnt uns bei dieſer Art der Betrachtung zwiſchen den Fin- 
gern, und was übrig bleibt, iſt das große Unbekannte, das wir 
Schickſal nennen. 

Es iſt eine Erſcheinung, die man in der Geſchichte immer 
wieder beobachten kann, daß bei Staaten, die ſich auf abfteigen- 
der Linie bewegen, ſich gleichſam alles vereinigt, um das Tempo 
des Hinabgleitens zu beſchleunigen. Das Glück drängt ſich an 
feinen Günſtling heran; das Unglück wendet auch die nebenſäch⸗ 
lichen Zufälligkeiten zum Böſen. Es war das Schickſal der 
Monarchie, daß gerade in ihrer bedeutungsvollſten Periode ein 
anpaſſungsunfähiger Herrſcher durch eine Zeit regiert hat, die 
für drei oder vier Monarchen ausgereicht hätte. Wer weiß, wie 
die Dinge ſich geſtaltet hätten, wenn während dieſer Zeit der 
Träger der Krone einigemal gewechſelt hätte. Jeder Nachfolger 
hätte vielleicht ein Stück der neuen Zeit verdaut. Vielleicht 
hätte ſich auf dieſe Weiſe die monarchiſche Regierungsform der 
geänderten Staatsauffaſſung angepaßt. Von manchen Seiten 
wird behauptet, daß Erzherzog Franz Ferdinand der rechte Mann 
geweſen wäre. Sein Charakter weiſt jedoch Züge auf, die kaum 
erwarten ließen, daß er im 20. Jahrhundert als Herrſcher hätte 
erſprießlich wirken können. 

Als Franz Joſefs Nachfolger kam, war es bereits zu ſpät. 
Der Wagen bewegte ſich mit einer Schnelligkeit dem Abgrunde 
zu, die auch eine ſtärkere Hand als die des Kaiſers Karl nicht 


22 II. Der habsburgiſche Hausmachtgedanke 


mehr hätte vermindern können. Über ihn iſt bei der Betrachtung 
des Untergangs der Monarchie nicht viel zu ſagen, da er den 
Gang der Ereigniſſe nicht mehr zu beeinfluſſen vermochte. Beſter 
Wille war gewiß vorhanden. Gottesgnadentum war ihm fern. 
Hervortretend ſeine perſönliche Liebenswürdigkeit und Gutmütig⸗ 
keit. Ob ſeine Fähigkeiten ſeinem Berufe gewachſen waren, iſt 
eine müßige Frage. Auch das größte Genie hätte kaum mehr 
etwas ändern können. Es iſt ganz verfehlt, die Manifeſtpolitik 
des Kaiſers Karl für den Zerfall der Monarchie verantwortlich 
zu machen, wie dies von manchen Seiten geſchieht. Wäre das 
Auseinandergehen der Nationen nicht durch das bekannte Mani⸗ 
feſt erleichtert worden, es wäre, vielleicht eine Weile ſpäter — 
ſpäteſtens während der Verhandlungen über den Frieden —, 
aber unausbleiblich gekommen. 

Es war zu ſpät. Mit dieſen furchtbaren Worten hatte die 
Zeit den letzten regierenden Habsburger begrüßt. Unter der Laſt 
eines ſolchen Erbes mußte jeder zuſammenbrechen. Wir müſſen 
daher, wenn wir von dem Einfluſſe ſprechen, den der Thron auf 
die Geſchichte der Monarchie ausgeübt hat, die Reihe der Herr— 
ſcher mit Kaiſer Franz Joſef ſchließen. In dieſem Sinne war 
er der letzte Herrſcher und bis zuletzt der Vertreter des habs— 
burgiſchen Staatsgedankens, der mit ihm untergegangen war. 

Dieſes vollſtändige Erfülltſein vom habsburgiſchen Haus- 
machtgedanken machte Kaiſer Franz Joſef unfähig, einen neuen 
öſterreichiſchen Staatsgedanken zu faſſen, der der Monarchie neue 
Lebensmöglichkeiten geſchaffen hätte. Die alte Idee hatte Kraft 
und Zweck verloren, eine neue war nicht aufgetaucht. 

Dieſes Fehlen eines modernen Staatsgedankens beim letzten 
wirklichen Herrſcher hatte auch zur Folge, daß das Herrſcherhaus 
faſt vollſtändig den Boden in den Ländern verloren hatte, an 
beren Spitze es ſeit Jahrhunderten geſtanden hatte. Obwohl 
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von den Lippen der offiziellen Redner die Loyalität für das an⸗ 
geſtammte Herrſcherhaus nur ſo tropfte, dem ſchärferen Be— 
obachter konnte es nicht entgehen, daß hier in den letzten Jahr— 
zehnten ein bedenklicher Wandel eingetreten war. Es war faſt 
nur mehr Lippendienſt, wenn von Treue, Anhänglichkeit und Liebe 
geſprochen wurde. Ein auffallendes Zeichen war das Verhalten 
der Bevölkerung beim Tode des Kaiſers Franz Joſef. Wer die 
Zeit in Wien, der Kaiſerſtadt, miterlebt hat, konnte ſich nicht 
genug wundern über die Ruhe, Gleichgültigkeit, gepaart mit 
Neugierde und Schauluſt an dem Gepränge der Beſtattung, mit 
der das Ereignis hingenommen wurde. Wenn man auch einiges 
den durch den jahrelangen Krieg abgeſtumpften Nerven zurechnen 
konnte, es blieb doch ein Reſt übrig, der deutlich bewies, daß das 
Verhältnis zwiſchen Herrſcher und Volk eine jähe Abkühlung er- 
fahren hatte. Offen aber trat zutage, daß beide nichts mehr 
verband als höchſtens die alte Gewohnheit, als der letzte Habs⸗ 
burger vom Throne ſchied. 

Kaiſer Karl hatte in feinem Manifeſt ohne eigentliche Thron⸗ 
entſagung die Regierungsgeſchäfte zurückgelegt. Sofort — nur 
die Deutſchen noch etwas zögernd — richteten ſich die Nationen 
ihre Selbſtregierungen ein. Nicht eine Stimme regte ſich in 
einem der Länder, die den Monarchen zurückgerufen hätte. Selbſt 
in Deutſchöſterreich, in Wien, ging man über die Habsburger 
zur Tagesordnung über. Es war eine Revolution ganz befon- 
derer Art, gleichſam unter den Augen des Herrſchers. Der 
Kaiſer und der größte Teil der Familie blieb im Lande nicht nur 
unbehelligt, ſondern mit einer gewiſſen kühlen Höflichkeit be- 
handelt. Die Beziehungen waren ſo abgekühlt, daß die Tren⸗ 
nung nicht einmal den bei Revolutionen ſonſt üblichen Zorn ent⸗ 
fachte. Erſt als die Anweſenheit des Kaiſers politiſche Ver— 
legenheiten zu bereiten begann und es nachgerade anfing, lächer⸗ 
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lich zu werden, daß in der Republik ein Kaiſer weiter ruhig Hof 
hielt, entſchloß ſich die Republik zur Landes verweiſung. 

Nicht wenig hatte zu dieſer Loslöſung vom Herrſcherhaus 
auch das moraliſche Verhalten einzelner ſeiner Mitglieder bei⸗ 
getragen. Es widerſtrebt mir, die Erinnerung im einzelnen hier 
wieder aufzufriſchen. Aber ganz vorbeigehen können wir an 
dieſen Dingen nicht, denn auch ſie waren Axthiebe gegen die 
Grundfeſten des Staates. Sie waren ſchon zu einer Zeit be— 
kannt, als die Zeitungen noch nicht Freiheit hatten, ſie mit Be⸗ 
hagen zu erörtern. Alles das zuſammengenommen waren deut⸗ 
liche Zeichen eines Geſchlechtes, das mit dem Staatsgedanken 
auch den inneren Halt verloren hatte. 

Eng verbunden mit dem Hausmachtgedanken war der Adel. 
Hier muß jedoch zum Verſtändnis für den nichtöſterreichiſchen 
Leſer eine Einſchaltung gemacht werden. 

Der Adel der Monarchie teilt ſich in zwei voneinander ſcharf 
geſchiedene Gruppen. Die eine Gruppe beſteht aus den alt- 
adeligen Geſchlechtern, die in Oſterreich Hochadel, Ariſtokratie, 
genannt werden, die andere aus dem aus neuerer Zeit ſtammen⸗ 
den Briefadel. Die Unterſcheidung iſt bei der Beurteilung des 
Einfluſſes des Adels von grundſätzlicher Bedeutung. 

Die ſogenannte Ariſtokratie ſetzt ſich zuſammen aus den ur— 
adeligen Geſchlechtern und jenem Teil des Briefadels, der ſchon 
vor mehreren Jahrhunderten in den Adelsſtand erhoben wurde 
und durch Heiraten mit den uradeligen Familien in verwandt⸗ 
ſchaftliche Beziehungen getreten iſt. Eine ſcharfe Grenze läßt 
ſich hier natürlich nicht ziehen. Im allgemeinen gilt als Voraus— 
ſetzung für die Zugehörigkeit zu dieſer Gruppe die Fähigkeit zur 
Erwerbung der Kämmererwürde. Das ſchließt natürlich nicht 
aus, daß auch einzelne der Ariſtokratie zuzuzählen ſind, deren 
Familie wohl eine ſogenannte hochadelige iſt, wo jedoch die 
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Kämmererqualität etwa durch ſtandeswidrige Heirat des Vaters 
dem Sohne verloren gegangen iſt oder wo eine Familie trotz des 
jungen Datums ihres Adels infolge ihres Reichtums und ge— 
ſellſchaftlichen Beziehungen Aufnahme in dieſe Gruppe gefunden 


hat. Ebenſo kann es andererſeits wieder geſchehen, daß eine hoch— 
adelige Familie infolge Verarmung aus dieſer Gruppe aus— 


ſcheidet, weil zur Zugehörigkeit ſchon aus geſellſchaftlichen Grün» 
den ein gewiſſer Grad von Wohlhabenheit, der ein Schritthalten 
mit den Standesgenoſſen ermöglicht, Vorausſetzung iſt. Dieſer 
Gruppe gehören nahezu alle gräflichen, dann gewiſſe freiherr— 
liche und vereinzelt auch ritterliche oder einfache adelige Familien 
an. Ein großer Teil dieſer Familien beſitzt Fideikommiſſe. 
Die zweite Gruppe, der übrige Adel, hat ſeinen Urſprung 
in den außerordentlich zahlreichen Adelsverleihungen der öſter— 
reichiſchen Herrſcher. Bis vor nicht langer Zeit war mit der 
Verleihung gewiſſer Orden der erbliche Ritter- oder Freiherrn— 
ſtand verbunden. Dieſe Verbindung reichte in den rangmäßig 
eingeteilen Ordensgraden ſehr tief herunter. So war beiſpiels— 
weiſe mit dem Orden der Eiſernen Krone III. Klaſſe bereits der 
Ritterſtand verbunden. Da dieſer Orden nach einem ſtreng 
eingehaltenen Brauch Beamten und Offizieren der VI. Rang- 


klaſſe verliehen wurde — ein niederer Orden konnte dieſen nicht 


mehr verliehen werden —, erwarb bereits ein Statthaltereirat 
oder Oberſt mit dieſem Orden den erblichen Ritterſtand. Die 
II. Klaſſe dieſes Ordens — dem Range eines Sektionschefs 
entſprechend — brachte automatiſch den erblichen Freiherrnſtand. 
Die Folge davon war, daß faſt alle Staatsbeamten und Offi⸗ 
ziere, die eine über das beſcheidenſte Mittelmaß hinausgehende 
Laufbahn hinter ſich hatten, in den letzten Jahren ihrer Dienft- 
zeit oder anläßlich ihres Übertrittes in den Ruheſtand den Adels⸗ 
ſtand erhielten. 
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Dieſe Freigebigkeit in der Verleihung des Adelsſtandes 
wurde ſeinerzeit durch das ſogenannte Bürgerminiſterium eifrigſt 
gefördert, da das Kabinett durch maſſenhafte Verleihung des 
Adels ſeine Entwertung herbeizuführen und die Macht des alten 
erbgeſeſſenen Adels zu brechen hoffte. Gegen dieſe Übung machte 
ſich ein heftiger Widerſtand der Ariſtokratie geltend, der ſchließlich 
zur Folge hatte, daß das Recht auf den Adel auf Grund von Or⸗ 
dens verleihungen aufgehoben wurde (mit Ausnahme des nur 
im Kriege verliehenen militäriſchen Maria⸗Thereſia⸗Ordens). 

Wenn auch dadurch die Zahl der Adelsverleihungen ein⸗ 
geſchränkt wurde, ſo blieb es doch auch weiterhin bei einer ſehr 
freigebigen Übung bei der Verleihung des Adels, ſchon dadurch, 
daß auch bis zuletzt noch die Beſtimmung beſtand, daß jeder 
Offizier, vom Major aufwärts, nach einer gewiſſen Anzahl von 
Dienſtjahren den Anſpruch auf den erblichen einfachen Adel 
hatte. Außerdem wurde mit der Adelsverleihung als Aus- 
zeichnung auch weiterhin ſehr freigebig vorgegangen, ſo daß 
eigentlich jeder, der eine halbwegs höhere Stellung erreichte, 
mit dem Adel rechnen konnte. Dies gilt nicht allein für Bu⸗ 
reaukratie und Militär, ſondern auch für Handel und Induſtrie. 
So wurde im Laufe der Jahre faſt allen Direktoren der Wiener 
Großbanken der Adel verliehen. Dazu kommt noch, daß manche 
Regierungen in der Adelsverleihung ein bequemes Mittel fan- 
den, ihre Dispoſitionsfonds zu ſtärken, und mit dem Adel ge⸗ 
radezu einen ſchwunghaften Handel trieben. Ins Groteske ſtieg 
die Zahl der Adelsverleihungen im Laufe des Krieges. Faſt 
jede Nummer der täglich erſcheinenden amtlichen „Wiener Zei— 
tung“ enthielt die Kundmachung zahlreicher Adelsverleihungen, 
manchmal in einem ſolchen Umfange, daß ganze Seiten des 
Blattes für alle die Herren von Sandank, Piaveſprung, Gra⸗ 
bentreu uſw. kaum ausreichten. 
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Die vom Bürgerminiſterium erhoffte Wirkung, die Macht 
der Ariſtokratie durch Maſſenadelsverleihung zu brechen, trat 
natürlich nicht ein. Die Sache kippte vielmehr ins Gegenteil 
um, indem ſich bereits Perſönlichkeiten in hervorragenden Stel- 
lungen fanden, die einen gewiſſen Stolz hineinſetzten, ſich grund⸗ 
ſätzlich nicht adeln zu laſſen. Jeder Kenner der Verhältniſſe 
und der menſchlichen Pſyche hätte dieſe Wirkung der Maffen- 
adelsverleihung vorausſehen können. Die nächſte Wirkung war, 
daß der alte erbgeſeſſene Adel dieſen neuen Adel natürlich nicht 
als gleichberechtigt anerkannte. Denn auch das ſchönſte Adels- 
diplom konnte die Tatſache nicht ungeſchehen machen, daß der 
Graf X uradeliger Abſtammung, die Familie des Grafen Y 
im 15. Jahrhundert geadelt worden war, der Herr von Maier 
oder von Müller aber im Jahre 1872 fein ſelbſt komponiertes 
Wappen erhalten hatte, das er infolge der geänderten Zeitver— 
hältniſſe nicht mehr im Kampfe oder Turniere auf ſeinem Schilde 
führen, ſondern höchſtens auf ſeinen Wagenſchlag malen oder in 
einen Siegelring gravieren laſſen konnte. Dazu kommt noch, 
daß der Gothaer Almanach in höchſt rückſichtsloſer Weiſe die 
adeligen Familien nach ihrem Adel einteilt und die alten Fa⸗ 
milien in den geraden Jahrgängen anführt, die neuen Fa⸗ 
milien aber in die ungeraden Jahrgänge verweiſt, ſo daß auch 
derjenige, der in dieſe Feinheiten nicht eingeweiht iſt, durch einen 
Blick in den „Gotha“ den ſogenannten Wert des Adels leicht 
feſtſtellen kann. 

Wenn auch die Frage der Anerkennung des jungen Adels 
durch den alten Adel rechtlich ohne Bedeutung war, ſo war ſie 
doch vom geſellſchaftlichen Standpunkt — und darauf kam es 
ja dem jungen Adel an — entſcheidend. Die Ehe des Grafen X 
mit dem Fräulein von Mayer war ebenſo Mesalliance wie die 
mit dem einfachen Fräulein Mayer. Dieſe Scheidung der zwei 
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Gruppen hatte ihren Grund jedoch nicht allein in der Idee, daß 
alter Adel den jungen an Wert übertrifft, ſondern auch in ſo⸗ 
zialen Unterſchieden. 

Der alte Adel beſitzt Fideikommiſſe, ſitzt auf ſeinen Gütern 
oder ſteht, wenn überhaupt, in ſogenannten ſtandesgemäßen Be⸗ 
rufen. Ich kenne keinen Fall, daß ein Mitglied dieſer Fa⸗ 
milien Advokat geworden wäre. Dies hat zur Folge, daß alle 
Angehörigen dieſer Gruppe im allgemeinen ziemlich auf dem 
gleichen geſellſchaftlichen Boden ſtehen. Dazu kommt, daß in⸗ 
folge der meiſt ſtandesgemäßen, das heißt innerhalb der Gruppe 
erfolgten Heiraten zu den geſellſchaftlichen auch noch verwandt⸗ 
ſchaftliche Beziehungen treten. So ſtellt ſich denn dieſe Gruppe 
als eine wirkliche Standesgruppe mit weitgehenden gemein⸗ 
ſamen Beziehungen und Intereſſen dar. 

Die große Schar der Mitglieder des jungen Adels ver⸗ 
bindet jedoch keinerlei Gemeinſamkeit. Schon die Vermögens- 
lage der einzelnen weiſt die größten Verſchiedenheiten auf. Neben 
dem reichen adeligen Induſtriellen ſteht der mittelloſe Sohn des 
geadelten Majors, der ſich mit einer untergeordneten Stellung 
im Staatsdienſt begnügen muß. Über die verſchiedenſten Be⸗ 
rufe find fie zerſtreut. Offiziere und Staatsbeamte, Privat- 
beamte, Advokaten, Arzte uſw. In Hſterreich iſt es keine 
Seltenheit, in ganz untergeordneten Berufen adelige Namen 
zu finden. 

Dieſe Verſchiedenheit in der geſellſchaftlichen, beruflichen 
und finanziellen Lage bringt es mit ſich, daß dem jungen Adel 
das Zuſammengehörigkeitsgefühl des alten Adels fehlt, der, da 
er viele Einzelkräfte auf gemeinſame Ziele vereinigt, einen Macht- 
faktor darſtellt. Der junge Adel iſt daher keine Standesgruppe. 
Wenn man vom jungen Adel ſpricht, ſo iſt das eine rein will— 
kürliche Zuſammenfaſſung einer großen Schar von Menſchen, 
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die nichts anderes gemein haben als den Adel, im übrigen aber 
vollkommen getrennte Wege gehen. 

Dieſe Ausführungen ſind nicht zu umgehen, wenn man die 
Verknüpfung des Adels mit dem Hausmachtgedanken und ſeinen 
Einfluß auf die Geſchichte des Staates unter ſuchen will. Nur 
die erſte Gruppe, der alte eingeſeſſene Adel, hat als Stand die 
Entwicklung des Staates beeinflußt. Es iſt daher, wenn im 
folgenden vom Adel geſprochen wird, nur dieſe Gruppe gemeint. 

Es würde einer beſonderen, umfangreichen Unterſuchung be— 
dürfen, wenn man den Einfluß des Adels auf die politiſche und 
wirtſchaftliche Entwicklung der Monarchie hiſtoriſch erforſchen 
wollte. Ich glaube, daß eine Reihe neuer Erkenntniſſe zutage 
käme und überraſchende Zuſammenhänge aufgedeckt würden. 
Hier ſoll lediglich, auf unſere Zwecke beſchränkt, in großen Zügen 
der Zuſammenhang zwiſchen Hausmachtgedanken, Adel und 
Staat gezeichnet werden. 

Der Adel war, nach Überwindung ſeines Widerſtandes gegen 
die Macht des Landesherrn, eine Stütze des habsburgiſchen Haus⸗ 
machtgedankens geworden. Beide Teile — Herrſcher und Adel 
— hatten erkannt, daß ihre Verbindung in gleicher Weiſe den 
Intereſſen beider zugute kam. Den ſtändiſch geſchichteten Staat 
konnte der Herrſcher auch ohne bureaukratiſchen Verwaltungs— 
apparat beherrſchen, wenn er die oberſte Schichte, den Adel, 
unter ſeinen Willen zwang. Der Adel wieder konnte, indem 
er ſich dem Willen des Herrſchers beugte und in ihm ſeinen 


Herrn anerkannte, ſeine Herrſchaft über breite Schichten des 


Volkes am ſicherſten behaupten. 

Wenn auch mit dem Wandel der Zeiten die rechtliche Grund— 
lage der Herrſchaft des Adels allmählich ſchwand, das perſönlich 
nahe Verhältnis zum Herrſcher blieb erhalten. Dieſes Ver— 
hältnis, die Nähe zum Throne, gab ihm einen gewaltigen Bor- 
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ſprung gegenüber den übrigen Staatsbürgern. Dazu kam noch, daß 
bis in die neueſte Zeit privilegierte Wahlrechte ihm im Parla⸗ 
ment und Landtage eine ſtarke Vertretung ſicherten. Wenn auch 
durch das allgemeine Wahlrecht ſeine bevorzugte Stellung im 
Abgeordnetenhauſe gefallen war, in den Landtagen blieb ſie auf⸗ 
recht, ebenſo im Herrenhauſe des Reichsrates, wo ihm in der 
erblichen Mitgliedſchaft einer Reihe adeliger Häuſer eine Ver⸗ 
tretung geſichert war, die ſelbſt dem unmittelbaren Einfluſſe 
des Herrſchers entzogen war. 

Es iſt eine der abſurdeſten, nur hiſtoriſch zu verſtehenden 
Ideen, Menſchen ohne Rückſicht auf jede perſönliche Eignung, 
lediglich nur auf Grund des Erbrechtes, zur Mitarbeit an der 
Geſetzgebung zu berufen. In einigen hundert Jahren werden 
vielleicht tiefgründige hiſtoriſche Arbeiten notwendig ſein, um un⸗ 
ſeren Nachfahren eine Einrichtung, wie die erbliche Würde eines 
Mitgliedes des Herrenhauſes, nur halbwegs erklärlich zu machen. 

Wichtiger aber als alle die letzten Reſte ſtaatsrechtlicher 
Privilegien war die tatſächlich bevorzugte Stellung, die der 
Adel, als die dem Herrſcher nächſtſtehende Gruppe, beſaß. Wenn 
ſie einen geſellſchaftlichen Ausdruck darin fand, daß der Monarch 
und die Mitglieder ſeines Hauſes ihren perſönlichen Verkehr 
nahezu ausſchließlich in den Kreiſen des Adels ſuchten, wenn 
die Annäherung an den Monarchen an die „Hoffähigkeit“, das 
iſt den Nachweis einer beſtimmten Ahnenzahl, gebunden war, 
ſo war das keineswegs ein höfiſcher Firlefanz, über den der 
Staatsbürger lächelnd hinweggehen konnte. Dieſes ganze ver— 
wickelte Syſtem höfiſcher Einrichtungen von Hoffähigkeit, Pa- 
laſtdamen, Kämmerern, Goldenem Vlies, Sternkreuzorden uſw. 
war nur die Außenſeite eines klug erſonnenen Apparates, ſich 
die Nähe des Monarchen zu ſichern. Wie eine Wolke umgaben 
die Angehörigen dieſer Gruppe den Thron und verſperrten ihm 
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den Ausblick. Durch Jahrhunderte ftanden fie an den maß⸗ 
gebendſten Stellen der Armee und der Verwaltung. Durch 
verwandtſchaftliche und geſellſchaftliche Beziehung aufs innigſte 
miteinander verbunden, ſchlangen ſie ſich als engmaſchiges Netz 
um Staat und Volk und dienten, indem fie dem habs burgiſchen 
Hausmachtgedanken dienten, ſich ſelbſt. 

Eines hatte der Adel jedoch überſehen: das Schwinden der 
Bedeutung des Hausmachtgedankens. Das ſollte auch der Un⸗ 
tergang ſeiner Macht ſein. 

Es wäre eine Verkennung geſchichtlicher Tatſachen, wenn 
man die Leiſtungen des engliſchen und preußiſchen Adels für ihre 
Länder leugnen wollte. Insbeſondere Preußen verdankt ſein 
Emporwachſen zum großen Teil ſeinem Adel. Der preußiſche 
Adel, ebenfalls eng verbunden mit ſeinem Herrſcherhauſe, hat 
jedoch rechtzeitig angefangen, ſich als Glied des Staates anzu⸗ 
ſehen. Der König war für ihn nur inſofern ein Idol, als er 
die Spitze der Staatspyramide war. Gewiß, auch der preis 
ßiſche Adel wollte die Welt nach ſeiner Faſſon ſelig machen und 
ſeine privilegierte Stellung erhalten, aber nicht lediglich aus 
Selbſtſucht, ſondern weil er ſeine Vorherrſchaft für das zweck— 
entſprechende Mittel, den Staat am beſten zu verwalten und zu 
ſchirmen, hielt. Die Folge dieſer Auffaſſung war, daß die 
Angehörigen dieſer Gruppe auf den Plätzen, auf denen fie ftan- 
den, auch ihren Mann ſtellten. Sie wollten den Staat in der 
Hand behalten und ſie wußten, daß dies auf die Dauer nur durch 
Tüchtigkeit möglich war. 

Anders war es in der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie. 
Zu einer Staatsidee vermochte ſich der Adel hier ebenſowenig 
aufzuſchwingen wie der Monarch. Der Hausmachtgedanke war 
im Schwinden. Der nicht⸗deutſche Adel begriff zuerſt, daß er 
auf einem ſinkenden Schiffe ſaß. Zunächſt war es der unga⸗ 
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riſche Adel, der den neuen ungariſchen Staatsgedanken — von 
dem im nächſten Abſchnitt geſprochen werden wird —, erfaßt 
hatte. Er ging, ohne — ſchlauerweiſe — die höfiſchen Be⸗ 
ziehungen ganz abzubrechen, in das andere Lager über, dem die 
Zukunft gehörte, ſuchte dort — und mit Erfolg — Wurzel 
zu faſſen und ſich eine neue Grundlage ſeiner Macht zu ſchaffen. 
Ahnlich verhielt ſich der polniſche Adel. Der tſchechiſche Adel 
machte die Schwenkung etwas zaghafter; er büßt dieſes Auf⸗ 
zwei⸗Stühlen⸗ſitzen⸗wollen heute in der tſchecho⸗ſlovakiſchen Re⸗ 
publik durch vollkommenes Beiſeite⸗geſchoben⸗werden. 

Dem deutſchen und dem ſich ihm anſchließenden Teile des 
nicht⸗deutſchen Adels blieb es vorbehalten, am alten Hausmacht⸗ 
gedanken feſtzuhalten. Er fühlte ſich — mit einem gewiſſen 
Stolze — als öſterreichiſcher Adel, wobei eigentlich niemand 
recht wußte, was unter dieſem „öſterreichiſch“ zu verſtehen ſei, 
denn das „öſterreichiſch“ hier gleichbedeutend war mit „habs⸗ 
burgiſch“, das heißt mit dem habsburgiſchen Hausmachtgedanken, 
kam den wenigſten zum Bewußtſein. 

Dieſer Zuſtand brachte es mit ſich, daß dieſe Adelsgruppe 
keine Fühlung mit dem deutſchen Volke in Oſterreich ſuchte und 
auch keine Fühlung fand. Sie verlor dadurch den Boden, ihre 
Wurzeln ſogen ihre Kraft nicht aus der heimiſchen Erde, fon- 
dern rankten ſich um den Stamm des Herrſcherhauſes, aus 
ſeinem Safte Nahrung ſchöpfend. Hierbei gab ſich der öſter— 
reichiſche Adel einer merkwürdigen Täuſchung hin. Die Schling- 
pflanze, die den Baum, ohne den fie nicht leben konnte, eng um⸗ 
ſchlang, hielt ſich für die Stütze des Baumes. Und was eine 
noch merkwürdigere Täuſchung war: der Baum ſelbſt hielt die 
Schlingpflanze für ſeine kräftigſte Stütze. Es dürfte für den 
letzten öſterreichiſchen Monarchen eine der herbſten Enttäuſchungen 
geweſen ſein, daß gerade in der Schichte des Staatsvolkes, die 
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feinem Haufe am meiften zu verdanken hatte, für ihn ſich nicht 


ein Finger gerührt hat. Jene Herrſchaften mögen es ſich ſelbſt 
ausmalen, wie es auf den Zuſchauer wirkt, wenn diejenigen, 
die das „Gut und Blut für unſeren Kaiſer“ ſtets im Munde 
geführt und auf dieſe künftigen Opfer bereits umfangreiche 
Vorſchüſſe empfangen hatten, kaum daß der Hahn noch ordentlich 
gekräht, bereits in den Hintergrund verſchwunden waren. Die 
Frage, wie der öſterreichiſche Adel ſeinem Herrſcher die Treue 
gehalten hat, mögen die beiden Beteiligten untereinander aus⸗ 
machen. Für uns iſt dieſe Erſcheinung nur inſofern von Bes 
deutung, als ſie die innere Schwäche dieſer bevorrechteten Schichte 
erkennen läßt. 

Es hat den Anſchein, daß der öſterreichiſche Adel ſeine Kraft 
bereits ausgegeben hat. Tatſächlich hat dieſe Gruppe in den 
letzten Jahrzehnten keine überragende Perſönlichkeit mehr hervor 
zubringen vermocht. Geſtalten, wie ſie aus der engliſchen oder 
preußiſchen Ariſtokratie hervorgegangen ſind, denen ſelbſt der 
politiſche Gegner die Anerkennung einer hervorragenden Perſön⸗ 
lichkeit nicht verſagen konnte, hat es ſeit Jahrzehnten im öſter⸗ 


reichiſchen Adel nicht gegeben. Bezeichnend iſt, daß nach dem 
Verſchwinden des Kurienparlamentes der öſterreichiſche Adel aus 


dem auf Grund des allgemeinen Wahlrechtes gewählten Ab- 
geordnetenhaus faſt ganz verſchwunden war. Unter den ge 
wählten 512 Abgeordneten befanden ſich zuletzt bloß ein Fürſt 
und vier Grafen. Von dieſen waren — höchſt bezeichnend — der 
Fürſt und drei Grafen Polen; lediglich ein Graf war Deutſcher. 

Der öſterreichiſche Adel hatte nicht mehr die Kraft, ſich im 
politiſchen Kampfe durchzuſetzen. Figuren, wie der engliſche 
Ariſtokrat, der im Kraftwagen durch feinen Wahlbezirk raſt und 
in Volksverſammlungen um Stimmen wirbt, kennt die öſter⸗ 
reichiſche politiſche Geſchichte nicht. Dem öſterreichiſchen Adel 
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war der politiſche Wind im Lande des allgemeinen Wahlrechtes 
zu rauh, er war zu empfindlich geworden gegen die neuen Sitten 
des politiſchen Kampfes. Dabei hielt er es für Verfeinerung 
des Empfindens, was in Wirklichkeit innere Schwäche war. 
Kampf war nicht ſeine Sache. Wo er den Platz nicht kraft 
ſeiner Geburt einnehmen konnte, wich er im Gegenſatz zu ſeinem 
engliſchen und preußiſchen Standesgenoſſen zurück. Daß man 
im politiſchen Kampfe ſtehen, alle ſeine Kriegsmittel verwenden 
und dabei Ariſtokrat bleiben kann, war ihm ein Geheimnis ge⸗ 
blieben, ebenſo, daß vornehme Zurückhaltung hier den politiſchen 
Untergang bedeutet. So kam es, daß der parlamentariſche Ein⸗ 
fluß des Adels ſich in der letzten Zeit in das windgeſchützte 
Herrenhaus zurückgezogen hatte. 

Aus der Armee war der Adel bereits faſt ganz verſchwunden, 
wir begegnen ihm hier nur in der Geſtalt des Kavallerieoffi⸗ 
ziers, der bis zum Rittmeiſter dient und ſich dann auf ſeine 
Güter zurückzieht. In den oberſten militäriſchen Chargen gab es, 
von vereinzelten Ausnahmen abgeſehen, ſeit Jahren keine Arifto- 
kraten mehr. Unter den großen Heerführern des Krieges fehlen 
ihre Namen. Die Umgeftaltung der Armee nach dem unglüd- 
lichen Jahre 1866 hatte ihnen den Boden entzogen. Die Armee 


war dem Monarchen zu wichtig, um ſie — nach den ge— 
machten Erfahrungen — auf adeligen Familienbeziehungen 
aufzubauen. 


Eine teilweiſe Entſchädigung bot dem Adel noch die Stel- 
lung, die er in der Staatsverwaltung hatte. Es gab Zeiten, 
wo ein Landeschef, der nicht dem Hochadel angehörte, in Öfter- 
reich unmöglich war. Hier war dem Adel der Weg eröffnet, um 
auf Grund der Beziehungen zum Hofe und der von ihnen ab— 
geleiteten Familienbeziehungen mühelos die oberſten Sproſſen 
der Beamtenleiter zu erklimmen. Durch Hin- und Herverſetzen 
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aus einer Provinz in die andere war die Möglichkeit gegeben, 
gleichſam im Schatten den jungen Grafen die unteren Sproſſen 
raſch erledigen zu laſſen, um ihn dann plötzlich als fertigen Mann 
auf einen hervorragenden Poſten zu ſtellen. Was in dieſer Be⸗— 
ziehung im alten Oſterreich geleiſtet wurde, geht weit über jenes 
Maß hinaus, was ein Staat an Protektionswirtſchaft ohne Ge⸗ 
fähr dung feiner Lebenskraft noch vertragen kann. 

Aber es gereichte dem Adel nicht zum Segen. Er hatte 
nicht mehr die Kraft, ſeine durch die Beziehungen zum Monarchen 
begünftigte Stellung noch durch fachliche Tüchtigkeit zu be⸗ 
feſtigen, wie es der preußiſche Adel getan hat. Dieſe Erleichte⸗ 
rung der Lebensbedingungen förderten ihn nicht, ſondern 
ſchwächten ihn noch mehr im Kampfe ums Daſein. Er begnügte 
ſich damit, den Vorſprung, den er in der Verwaltung kraft ſeiner 
Geburt hatte, auszunützen; aus eigenem tat er nichts dazu. 
Hierbei überſah er freilich, daß er damit ſelbſt die Grundlage 
ſeines Einfluſſes unterhöhlte. Die Zeiten waren vorüber, wo 
die Verwaltung eines Staates eine verhältnismäßig einfache 
Sache war, wo geſunder Menſchenverſtand, gepaart mit einer 
gewiſſen Sicherheit des Auftretens, als Rüſtzeug des Verwal— 
tungsbeamten auszureichen vermochte. Die Verwaltung des 
modernen Staates, der immer tiefer in die wirtſchaftlichen und 
ſozialen Verhältniſſe eingreift, bedurfte eines immer feineren 
und komplizierteren Apparates, um das Leben zu meiſtern. Die 
Folge davon war eine immer weitergehende Spezialiſierung der 
Arbeit. Dazu kam die Kontrolle der Öffentlichkeit in Parla⸗ 
ment und Preſſe. Der geſunde Menſchenverſtand ſtand hilflos 
da, wenn er nicht durch Fachkenntniſſe ergänzt wurde. Es war 
einer der verhängnisvollſten Fehler in der Beurteilung der Lage, 
wenn der Adel glaubte, ohne Fachkenntniſſe, nur geſtützt auf 


ſeine bevorrechtete Stellung, die Dinge beherrſchen zu können. 
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Grundbedingung iſt, wenn man auf einem Gebiete die Macht 
in der Hand behalten will, daß man die Werkzeuge der Macht 
zu handhaben verſteht. Es iſt eine Täuſchung, wenn man glaubt, 
als Miniſter Macht haben zu können, ohne von ſeinem Reſſort 
etwas zu verſtehen. 

So kam es, daß der Adel ſich immer mehr aus jenen Ge 
bieten der Verwaltung zurückzog, wo ausgebreitete Fachkenntniſſe 
die Vorausſetzung einer einflußreichen Stellung ſind. Es iſt 
kein Zufall, daß unter den Beamten des öſterreichiſchen Finanz⸗ 
miniſteriums ſich kein einziger Graf befand, wie es ebenſo kein 
Zufall iſt, daß das Miniſterium des Außern dreizehn Grafen 
und einen Prinzen aufwies. Die Arbeit im Finanzminiſterium 
war ſo angewachſen, daß ſie die Zeit jedes einzelnen faſt ganz in 
Anſpruch nahm. Für vornehme Vergnügungen in weiterem 
Umfange blieb kein Raum. Ohne fachliche Kenntniſſe waren 
auch einfache Sachen nicht zu erledigen. Mit dem geſunden 
Menſchenverſtand allein war man bald eine komiſche Figur, die 
den Apparat nicht zu verſtehen, geſchweige denn zu beherrſchen 
vermochte. Überdies fehlte es hier ſo ziemlich an allen äußeren 
Ehren, auf die der Adel Gewicht zu legen pflegt. Kurz, die Sache 
war unbequem und unelegant. Anders im äußeren Dienſt. Hier 
konnten geſellſchaftliche Talente noch Fachkenntniſſe erſetzen. Die 
Stellung des Diplomaten, insbeſondere im Auslande, bot eine 
Fülle ſozialer Vorteile. Hier konnte aus dem Schweben über 
dem profanum vulgus geradezu ein Beruf gemacht werden. 
Wohin wir freilich mit dieſer diplomatiſchen Methode gekommen 
ſind, iſt eine andere Frage. 

Neben der Diplomatie war es noch der politiſche Verwal— 
tungsdienſt, der auf den Hochadel einige Anziehungskraft aus— 
übte. Zur Begründung eines richterlichen Urteiles reicht eine 
vornehme Geſte nicht mehr aus, aber im politiſchen Verwal⸗ 
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tungsbezirke ließ ſich mit jovialer Bonhommie noch mancher 
Erfolg erzielen. Da in unſerer Verwaltung das Gebiet des 
freien Ermeſſens ziemlich groß iſt, fand durch Fachkenntniſſe 
nicht getrübter geſunder Menſchenverſtand noch ein weites Be⸗ 
tätigungsfeld. Überdies bot ſchon dem jungen Manne die Stel- 
lung als Bezirkshauptmann und dem reiferen die des Landes⸗ 
chefs Gelegenheit zu repräſentativer Betätigung. Hier konnte 
man, wenn auch in ſehr verkleinertem Maßſtabe, doch noch ein 
wenig Vizekönig ſpielen. Aber auch in die politiſche Verwal— 
tung drang der Nichtariſtokrat, der den Mangel der Beziehun⸗ 
gen durch Fachkenntniſſe und Fleiß erſetzen mußte, immer weiter 
vor, denn mit der Zeit kam felbft der hochadelige Chef darauf, 
daß es ſich mit fachlich gebildeten, wenn auch geſellſchaftlich 
nicht gleichgewerteten Hilfsarbeitern leichter regieren ließ als 
mit den eigenen Standesgenoſſen. 

In dieſem Wettbewerbe erwies ſich der Adel immer mehr 
als der ſchwächere Teil. Ohne grundſätzliche Anderung in der 
bevorzugten Stellung des Adels, lediglich infolge der Macht 
der Tatſachen, ging die Entwicklung der öſterreichiſchen Ver⸗ 
waltung immer mehr in der Richtung der Demokratie. Dieſe 
Entwicklung ſpiegelt ſich beſonders deutlich in den Zentralbe— 
hörden. Nach dem niederöſterreichiſchen Amtskalender für das 
Jahr 1918 befanden ſich unter den Konzeptsbeamten im Mi⸗ 
niſterium des Außern 13 Grafen und 1 Prinz, im Minifter- 
ratspräſidium 3 Grafen, im Miniſterium des Innern 9 Grafen 
und 1 Prinz, im Miniſterium für Kultus und Unterricht 4 Gra⸗ 
fen, im Eiſenbahnminiſterium 2 Grafen, im Handelsminiſterium 
1 Graf und 1 Prinz, im Arbeitsminiſterium 1 Graf; das Fi⸗ 
nanzminiſterium, Ackerbauminiſterium und Juſtizminiſterium 
wieſen keinen Grafen mehr auf. In einem ähnlichen Verhält⸗ 
niſſe ſtehen die Zahlen der nichtgräflichen Angehörigen hoch— 
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adeliger Familien in den Miniſterien. Dieſe Ziffern reden eine 
deutliche Sprache. Da mir die notwendigen Behelfe gegen⸗ 
wärtig fehlen, kann ich dieſe Ziffern für die letzten dreißig oder 
vierzig Jahre nicht angeben. Sie würden den Rückgang des 
Adels in der Verwaltung zahlenmäßig beweiſen. 

Der Adel in Oſterreich hatte den Kampf ums Daſein auf⸗ 
gegeben. Er glaubte, und dies war ſein größter Irrtum, daß 
feine Beziehungen zum Herrſcherhauſe ihm eine genügende Stütze 
zu geben vermögen. Hierbei bemerkte er nicht, daß mit dem 
Schwinden des Hausmachtgedankens auch für ihn der Boden 
zu wanken anfing. Er erfaßte es nicht, daß die Monarchie eines 
neuen, aus ihrem innerſten Weſen abgeleiteten Staatsgedankens 
bedurfte, wenn ſie weiter leben ſollte. Er verſäumte es, recht⸗ 
zeitig feine Kraft in die Richtung der einzigen Lebens möglichkeit 
zu wenden. Darüber, daß dieſes Verhalten die Machtſtellung 
des Adels langſam, aber ſicher untergrub, könnte die übrige 
Menſchheit teilnahmslos hinweggehen. Es iſt eine Standes⸗ 
angelegenheit, die nur den Stand intereſſiert. Aber dieſes Ver⸗ 
halten blieb indirekt nicht folgenlos für den Staat. Dadurch, 
daß das Herrſcherhaus ſich ausſchließlich mit Angehörigen des 
Adels umgab, wurde fein Blick für das getrübt, was ſich außer⸗ 
halb des Hofes abſpielte. Der Adel war gleichſam der Filter, 
den die Luft im Staate durchdringen mußte, wenn fie in die Hof- 
burg gelangen wollte. Der Herrſcherfamilie, deren Exiſtenz 
von der richtigen Erkenntnis der Entwicklung der Dinge ab» 
hing, wurde der Weihrauch eines formelhaften öden Schein— 
patriotismus geſtreut, deſſen Wolken ſich als undurchſichtige 
Wand zwiſchen ſie und die Wirklichkeit ſtellten. So kam es, 
daß der Adel das ſtärkſte Hemmungsmittel der Erkenntnis der 
Wahrheit für den Herrſcher war — zum eigenen und zum Scha⸗ 
den des Staates. 
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Es iſt nicht abzuſehen, welche Wendung die Dinge genommen 
hätten, wenn aus dem öſterreichiſch-ungariſchen Adel kraftvolle, 
ſelbſtbewußte, unterrichtete Perſönlichkeiten mit offenem Blick 
hervorgegangen wären, die die Mähe des kaiſerlichen Ohres 
dazu benützt hätten, um dem Monarchen die Wahrheit zu ſagen. 
Die öſterreichiſchen Völker haben geradezu nach einer großen 
Perſönlichkeit gelechzt. Wie ſtark die Sehnſucht war, zeigt ſich 
darin, daß, wenn ein Mann im politiſchen Leben auftauchte, 
der nur halbwegs das Mittelmaß zu überragen ſchien, ihm ſo— 
fort alle Herzen und Hoffnungen zuflogen, freilich um bald 
darauf ſich enttäuſcht wieder abzuwenden. Der öſterreichiſche 
Adel hat im letzten Menſchenalter keine ſolche Perſönlichkeit 
hervorgebracht. 

Die geſchilderte negative Funktion des öſterreichiſchen Adels 
war für die politiſche Entwicklung der Monarchie von außer- 
ordentlicher Bedeutung. Der gegenwärtige demokratiſche Zug, 
der das Problem des Adels entweder mit verächtlicher Gleich— 
gültigkeit oder mit Haß abtut, vergißt, daß auch hier Erkenntnis 
nur aus vorurteilsloſer Betrachtung hiſtoriſch gewordener Dinge 
hervorgehen kann. Die Zeit war zu kurz, um alle Eierſchalen 
des alten Ständeſtaates abzuſtreifen. Der Adel war in der 
Monarchie — ob man es billigen oder verurteilen will, iſt eine 
andere Frage — ein Faktor in der Gleichung Staat. Die 
Bedeutung dieſes Faktors wird noch dadurch geſteigert, daß die 
Zeit der politiſchen Gleichheit zu kurz war, um ein ſelbſtbewußtes 
aufrechtes Bürgertum in größerem Umfange hervorzubringen. 
Wenn der Großvater ſich in Ehrfurcht erſterbend vor einem 
Grafen geneigt hat, fehlt dem Enkel meiſt noch die innere Kraft 
würdevollen Selbſtbewußtſeins, das die eigene Perſon weder 
für weniger hält, noch aus ihr mehr machen will, als ſie iſt. 
Es iſt bezeichnend, daß man dem öſterreichiſchen Bürger keine 
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größere Freude bereiten konnte, als ihm ein blitzblankes, geſtern 
erfundenes Wappen, jenes klägliche Erſatzmittel fehlender Ge⸗ 
ſchichte, zu verleihen. Er fühlte nicht einmal die ſprachliche Un⸗ 
ſinnigkeit, die in einem Herrn von Meier liegt. Er wußte nicht, 
daß man ein „von“ vernünftigerweiſe nur vor eine Ortsbezeich⸗ 
nung — meinetwegen vor eine erfundene — ſetzen kann und daß 
von Weber, von Schneider, von Schuſter und von Müller — 
biedere deutſche Handwerkernamen — ſchon rein ſprachlich lächer⸗ 
lich wirkt. Das achtzehnte Jahrhundert war, wie Wuſtmann 
in ſeinen „Allerhand Sprachdummheiten“ hinweiſt, wenigſtens 
ſo geſchmackvoll, einen Ernſt Kregel nicht zum Ernſt von Kregel, 
ſondern zum Ernſt Kregel von Sternbach zu adeln. Aber da⸗ 
für fehlte dem Bürger das Gefühl. Sein Auge, das ſich an 
Butzenſcheiben und altdeutſchen Speiſezimmern erfreute, ſah ſolche 
Stilloſigkeiten nicht. Die Zahl der bürgerlichen Familien, die 
der Adelsverleihung aus dem Wege gingen, nicht aus dem 
Grunde, weil ſie demonſtrativ demokratiſche Gefühle an den Tag 
legen wollten — es gibt auch ein Protzen nach unten —, ſondern 
weil fie ihre Familientraditionen nicht durch ein lümmerliches 
Erſatzmittel verunzieren wollten, find in Oſterreich dünn geſät. 
Es fehlte dem Bürgertum noch jene bis in die Tiefe der Seele 
gedrungene Kultur, deren Ausdruck Stil iſt, das heißt, das, 
was man iſt — einerlei was —, ganz ſein, in der Vollendung, 
nicht im Vortäuſchen, das Ziel ſuchen. Man braucht nur die 
überwiegende Mehrheit der bürgerlichen Behauſungen mit den 
falſchen Ledertapeten, wertloſen Vaſen und Bildern, durch Ol— 
anſtrich Marmor vortäuſchenden Säulen zu ſehen, um zu wiſſen, 
daß ihre Bewohner noch recht weit entfernt ſind von dem, was 
man wahre Kultur nennt. 

Ein Bürgertum, das ſich gehoben fühlt, wenn der Fiaker— 
kutſcher ihm „fahr' m'r, Herr Baron“ zuruft, hatte natürlich 
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nicht die Eignung, die Funktionen des zurückweichenden Adels zu 
übernehmen. Vielleicht laſſen ſich manche Erſcheinungen un- 
ſeres öffentlichen Lebens auf den ſozialen Spalt zurückführen, 
der dadurch entſtanden war, daß der Adel politiſch abgewirt- 
ſchaftet hatte, bevor das Bürgertum in die Lücke kulturell hin⸗ 
eingewachſen war. Stilvoll war — zugegebene Ausnahmen 
abgerechnet — im Grunde außer dem Hochadel eigentlich nur 
der Bauer. 

Dieſe Verfaſſung des Bürgertums brachte es mit ſich, daß 
ihm alle Eigenſchaften fehlten, um die Mauer zu durchbrechen, 
die der Adel um den Monarchen gebildet hatte. Der Monarch, 
der ſich für den erſten Gentleman im Staate hielt, mußte ſich 
abgeſtoßen fühlen durch die bedientenhafte Servilität dieſer 
Kreiſe, die im Kriechen nicht einmal einen gewiſſen Geſchmack 
zu wahren verſtanden. Dieſe äußeren Hemmungen hinderten den 
Monarchen, bis zu der Erkenntnis vorzudringen, daß hier viel- 
leicht Dinge zu finden wären, die ſeine gewohnte Umgebung nicht 
zu bieten vermochte. Nicht ausſchließlich hochmütige Zurüd- 
haltung iſt, wenn man nie etwas davon gehört hat, daß Kaiſer 
Franz Joſef, wie es Kaiſer Wilhelm II. tat, hervorragende 
Männer der Wiſſenſchaft, der Induſtrie oder des Handels ſeinem 
näheren Verkehre zugezogen hätte, um ſich durch dieſe Männer 
ſein Weltbild ergänzen zu laſſen. Damit ſoll natürlich nicht ge⸗ 
ſagt ſein, daß es keine Männer bei uns gegeben hätte, die den 
erwähnten Anſprüchen genügt hätten. Gewiß, es gab ſolche, 
aber die Eichung einer Kaſte erfolgt nicht nach den Einzel⸗ 
exemplaren, ſondern nach einem großen Durchſchnitt. Und der 
Durchſchnitt war nicht darnach. So machte ſich das DBürger- 
tum an dem hemmenden Einfluß, den der Adel auf den 
Monarchen ausübte, mitſchuldig, indem es dieſen Einfluß 
verſtärkte. 5 
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Dieſe Entwicklung brachte es mit ſich, daß ſich zwiſchen 
Herrſcher und Staat eine immer mehr erſtarrende, trennende 
Schichte legte, die, erfüllt von einer untergehenden Weltanſchau⸗ 
ung, unfähig, ſich der neuen Zeit anzupaſſen, an dem alten habs⸗ 
burgiſchen Hausmachtgedanken feſthaltend, den drohenden Un⸗ 
tergang ihrere politiſchen Macht nicht ſah. Auf wie ſchwachen 
Füßen ihr Einfluß ſtand, hat die Revolution bewieſen. Der 
erſte Windſtoß des anbrechenden Gewitters blies die Wider⸗ 
ſtandsloſen davon. Wie ſehr der Adel den Zuſammenhang mit 
dem Heimatboden verloren hatte, beweiſen die auf Grund des 
freieſten Wahlrechtes durchgeführten Wahlen in die deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Nationalverſammlung, die — im Gegenſatze zum deut⸗ 
ſchen Reiche — nicht einen einzigen Angehörigen dieſer Gruppe 
in die Volksvertretung brachten. Wie lebensſchwach der Adel 
geworden war, zeigt ſich ſchon daran, daß er nicht einmal ſeiner 
geſetzlichen Abſchaffung ernſtlichen Widerſtand entgegenzuſetzen 
vermochte. Während in den Parlamenten der deutſchen Staaten 
die Vorlagen über die Abſchaffung des Adels keine Majoritäten 
fanden, verſchwand der Adel in Deutſch-Oſterreich ſang⸗ und 
klanglos. Wer die inneren Zuſammenhänge nicht näher kennt, 
muß von Staunen erfüllt ſein, daß eine einſt ſo mächtige Schichte 
wie eine ausgebrannte Kerze erloſch. Der Kenner aber weiß, 
daß der Adel leblos niedergeſunken war, weil ſeine einzige Stütze, 
das Herrſcherhaus, gefallen war. 

Nebenbei bemerkt: gerade wegen ſeiner inneren Schwäche 
halte ich die Abſchaffung des Adels in der jungen deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſchen Republik für keine politiſch kluge Tat. Als Ergebnis 
der in den bewegten Revolutionstagen herrſchenden Stimmung 
iſt ſie begreiflich. Aber ſie hat bloß negativen Wert. Wahre 
Politik darf ſich nur von kühler Klugheit leiten laſſen. Die 
Macht des Hochadels war durch den Untergang des Herrſcher— 
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hauſes gebrochen. Das einzige, was ihm noch als Machtgrund— 
lage geblieben war — die Fideikommiſſe, dieſe klug erſonnene 
Verſicherung gegen wirtſchaftlichen und damit politiſchen Unter— 
gang — war ihm, merkwürdigerweiſe, nicht entzogen worden. 
So traf — da die geſellſchaftliche Wertung beſtimmter Ab— 
ſtammung durch Geſetze nicht zu beeinfluſſen iſt — die Abſchaf— 
fung eigentlich nur die ohnehin als Stand und Machtfaktor gar 
nicht in Betracht kommende Gruppe des jungen Adels. Der 
Träger eines bekannten hochadeligen Namens bleibt geſellſchaft— 
lich erkennbar, auch wenn er die Adelsbezeichnung nicht mehr 
führen darf; dem Herrn von Meier hat man einen — vielleicht 
kindiſchen, aber politiſch harmloſen — Spaß verdorben. Dieſe 
Tatſache ſcheint, wenn man die Dinge oberflächlich betrachtet, 
ziemlich unwichtig, zumal, wenn es ſich — was Revolutionen 
gern tun — um das Durchſetzen von Prinzipien handelt. Aber 
ſie iſt durchaus nicht bedeutungslos. Der Herr von Meier, 
dem man ſeiner Meinung nach übel mitgeſpielt hat und der 
vielleicht begeiſterter Republikaner geworden wäre, richtet ſeinen 
Arger nun gegen die republikaniſche Staatsform und iſt in dieſer 
Stimmung Einflüſſen von rechts nur zu leicht zugänglich. Jeder 
Menſchenkenner weiß, wie tief Eitelkeitsverletzungen verwunden. 
Eine junge Republik — beſonders als Nachfolgerin einer durch 
Jahrhunderte im Lande wurzelnden Monarchie — hat keinen 
Anlaß, Leute planmäßig ins gegneriſche Lager zu treiben. Der 
Effekt der Adelsabſchaffung iſt heute: dem — übrigens ohne- 
hin ſeiner Macht zum größten Teil entkleideten — Hochadel hat 
man nicht ernſtlich geſchadet, ein großer Teil des in Deutſch-Oſter⸗ 
reich beſonders zahlreichen jungen Adel aber wurde zwecklos der 
Republik entfremdet. Dieſen Gedanken haben andere ältere 
Republiken wie Frankreich, die Schweiz, die Vereinigten 
Staaten von Amerika uſw. erfaßt, die ſich damit begnügt haben, 
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keine Privilegien des Adels anzuerkennen und ihm den geſetz⸗ 
lichen Schutz zu verſagen, im übrigen es aber den Herren Meier 
und Müller frei ſtellen, ſich nach Herzensluſt „Herr von“ und 
„Baron“ zu nennen und Viſitkarten und andere Gebrauchs⸗ 
gegenſtände mit Kronen und Wappen zu ſchmücken. 

Wenn hier ausführlicher über Herrſcherhaus und Adel ge— 
ſprochen wurde, als es auf den erſten Blick vielleicht unbedingt 
notwendig erſcheint, ſo geſchah es aus folgenden Gründen: 

Die Zuſammenſetzung der Monarchie aus zahlreichen ein- 
ander befehdenden Nationen verſchaffte der Krone eine beſondere, 
ganz anders geartete politiſche Stellung, als dies ſonſt in monar⸗ 
chiſchen Staaten der Fall iſt. In den europäiſchen Monarchien 
— England vielleicht ausgenommen, wo die Entwicklung bereits 
abgeſchloſſen zu ſein ſcheint — ringt die Krone — offen oder 
im ſtillen — noch immer mit dem Volke um die Herrſchaft; mag 
auch dieſes Ringen die äußeren Formen des Kampfes abge— 
ſtreift haben, es iſt dennoch ein Kampf. Es iſt ein ununter⸗ 
brochenes Drängen zur Herrſchaft von der einen und ein Wider- 
ſtandleiſten von der anderen Seite. Je nach der Kraft und der 
Klugheit der beiden Gegner dringt der eine Teil vor und weicht 
der andere zurück. Trotz dieſer Schwankungen geht dennoch 
die Bewegung in der Richtung der Demokratie. Dieſe Erſchei— 
nung iſt nur hiſtoriſch zu verſtehen. Die Zeit, die ſeit der Über— 
windung des Abſolutismus abgelaufen iſt, iſt noch zu kurz, als 
daß ſich der abſolute Monarch zum Staatsorgan hätte entwickeln 
können. Nur England — eben weil es mit der Revolution um 
ein Jahrhundert vorausgegangen war — hat das Ziel erreicht. 
Wenn man in der modernen Staatslehre von der Orgauſtellung 
des Monarchen in den kontinentalen Staaten ſpricht, ſo iſt das, 
wenn man dabei das geltende Staatsrecht im Auge hat, voll— 
kommen richtig. Es iſt aber ebenſo unrichtig, wenn man auf die 
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Wirklichkeit blickt. Wenn man vom Deutſchen Reichsſtaatsrecht 
ausgeht, dann hat der Deutſche Kaiſer ſeine durch die Ver— 
faſſung ſtreng umriſſene Stellung. Da die Verfaſſung durch 
den Willen der Beteiligten zuſtande gekommen zu ſein ſcheint 
— ich ſage abſichtlich „ſcheint“ — ſo ſollte man die Kräfte in 
der Ruhelage vermuten. Und doch iſt ſeit ſeinem Beſtande bis 
zur Revolution das Deutſche Reich erfüllt vom Ringen des 
Abſolutismus mit der Demokratie. 

Dieſes Ringen iſt in dieſen Staaten die Quelle aller poli— 
tiſchen Bewegung. Im Kerne hängt Art und Entwicklung der 
politiſchen Parteien von der Stellungnahme ab, die ſie zu dieſem 
Ringen einnehmen. Mag es auch oft unbewußt geſchehen, mögen 
die Parteiprogramme ſich darüber nicht ausſprechen oder Partei— 
grundſätze aufſtellen, die von dieſer Frage fernab zu liegen ſchei— 
nen, im Grunde genommen iſt die Frage, wie weit ſie mit dem 
Monarchen gehen wollen, die Wurzel ihres Entſtehens und 
d Lebens. 
= In der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie ift dies völlig 
anders. Die Aufdeckung der Zuſammenhänge iſt dadurch außer— 

ordentlich erſchwert, daß die politiſche Geſtaltung ſeit Einfüh—⸗ 

rung des Dualismus in der öſterreichiſchen und der ungariſchen 

Hälfte eine ganz verſchiedene iſt, trotzdem aber beide Geſtal— 

tungen wieder geſtaltend aufeinander wirken. Hier liegt, neben⸗ 
bei bemerkt, eine der Urſachen, daß die innere Politik der 

Donaumonarchie für den Fernſtehenden faſt kaum zu ver- 

ſtehen war. — 

Die Entwicklung der Nationen in Oſterreich und ihr Kampf, 
| der zum größten Teil ein Kampf gegen die Deutſchen iſt — 
der Kampf der herangewachſenen Schüler gegen den Lehrer —, 
haben den Kampf mit dem Abſolutismus faſt ganz beiſeite ge- 

ſchoben. Das Problem war nicht mehr: Überwinden des Ab— 
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ſolutismus bis in ſeine letzten Ausläufer und Herrſchaft des 
Staatsvolkes über den Staat, ſondern: Überwinden wirklicher 
oder vermuteter deutſcher Hegemonie und ſelbſtändige Herrſchaft 
der Nationen auf ihren Gebieten. Der Monarch hatte daher 
nicht eine beſtimmte Richtung, um die ſich — für oder gegen — 
die Parteien gruppierten, gegen ſich, ſondern er ſah gleichſam 
vor ſich eine Reihe einander bekämpfender Richtungen. Dieſe 
Entwicklung gab dem Monarchen faſt die Stellung eines Un⸗ 
parteiiſchen über den ſtreitenden Parteien. Der Kampf der 
Nationen war ſo wichtig geworden, daß von ihm der Beſtand 
des Staates abhing und daneben die Machtfrage: Vorherrſchaft 
des Monarchen oder des Staatsvolkes, beinahe verſchwand. Dies 
war auch der Grund, warum die öſterreichiſche Sozialdemo⸗ 
kratie ſich auf die Dauer nicht in einer einheitlichen Partei zu⸗ 
ſammenhalten ließ, ſondern in nationale Gruppen zerfiel. 

Wie ſehr das ſonſt in monarchiſchen Staaten maßgebende 
Ringen von Herrſcher und Volk um die Macht in Hſterreich 
an Bedeutung verloren hatte, zeigt ſich ſchon darin, daß 
die Nationen vor dem Abſolutismus gar nicht zurückſchreckten, 
wenn er ihren nationalen Zwecken zu dienen vermochte. Sie 
riefen ihn für ihre Zwecke gern herbei und hätten gar nichts 
dagegen gehabt, wenn ſie durch ihn ihr nationales Ziel erreicht 
hätten. So ergab ſich gleichſam ein Ringen der Nationen um 
den Monarchen für ihre Zwecke. Dieſer Zuſtand, der ſo viele 
Kräfte des Staates aufſog, ſtärkte einerſeits die Stellung des 
Monarchen, da er es faſt nie mit einer ſtarken, gegen ihn ge— 
richteten Kraft zu tun hatte; andererſeits ſchwächte er ſeine 
Stellung, da er nie ausgeſprochen für eine Nation Partei er- 
greifen konnte, ohne ſich der heftigſten, ſtärkſten Gegenſtrömung 
von ſeiten der anderen Nationen auszuſetzen. 

Dieſes Ringen der Nationen um den Herrſcher — denn 
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die Nationen gaben die Hoffnung nie auf, ihn für ihre Ziele 
zu gewinnen — gab ihm eine beſondere Stellung. Schließlich 
hing es von der Perſon des Monarchen ab, welche Wendung die 
Politik einer Nation nehmen ſollte. Deswegen wechſelte das 
politiſche Urteil über den Herrſcher nach Zeit und Nation. 
Kaiſer Franz Joſef nahm eine Art neutraler Stellung den Na— 
tionen gegenüber ein. Ganz konnte ihn keine für ſich refla- 
mieren. Die einen, denen dieſe Haltung paßte, rühmten dieſe 
Neutralität als einen Vorzug. Die andern machten ſie für alle 
Übelſtände verantwortlich und forderten energiſches politiſches 
Handeln im Sinne einer beſtimmten nationalen Richtung, wo— 
bei hier die Anſichten wieder darüber auseinandergingen, je nach— 
dem, welche Richtung als die für den Staat erhaltende an- 
geſehen wurde. Vielleicht in keinem Staate Europas hing fo 
viel vom Monarchen ab; vielleicht in keinem Staate Europas 
war er, wenn er nicht als eine alles überragende Perſönlichkeit 
es auf Biegen oder Brechen ankommen laſſen wollte, ſo 
machtlos. 

Anders war es in Ungarn. Seine Völker ſtanden unter 
ſtrafſſter magyariſcher Vorherrſchaft. Auf wie ſchwachen Bei— 
nen fie infolge ihrer unnatürlichen ſpitzfindigen künſtlichen Kon⸗ 
ſtruktion ſtand, hat die Niederlage der Monarchie im Kriege 
bewieſen, wo alles das, was Generationen in Ungarn aufgebaut 
hatten, wie ein Kartenhaus zuſammenfiel. Aber das ändert 
nichts an der Tatſache, daß dieſe Vorherrſchaft beſtand. Das 
Magyarentum aber — und das war der Staat — rang mit dem 
Monarchen um die Herrſchaft. Die ganze ungariſche Politik 
war, abgeſehen vom Niederhalten der Nationen, erfüllt von 
dieſem Ringen, das oft die groteskeſten Formen annahm. In 
der Hitze dieſes Ringens war das Magyarentum blind für das, 
was ſich in ſeinem Innern entwickelte. Es beſteht kein Zweifel, 
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daß die magyariſche Vorherrſchaft von ihrem Schickſal auch er⸗ 
reicht worden wäre, wenn es keinen Weltkrieg gegeben hätte. 
Die Magyaren aber ſahen nicht rechts noch links, ſondern kon⸗ 
zentrierten ihre Kräfte auf den Kampf mit dem Monarchen. 

Bei der — trotz allem — innigen Verbindung der beiden 
Staaten konnte die Stellung des Monarchen in Ungarn nicht 
ohne Einfluß auf feine Stellung in Öfterreih fein und um⸗ 
gekehrt, zumal öſterreichiſche Probleme, wie zum Beiſpiel das 
ſüdſlaviſche, aus Oſterreich nach Ungarn hineinreichten. Über 
die Folgen dieſes Übereinandergreifens der Probleme wird noch 
zu ſprechen ſein. 

Das Ergebnis der politiſchen Stellung des Herrſchers war 
daher: in Oſterreich ſuchte er den Hausmachtgedanken im Kampfe 
der Nationen zu erhalten; in Ungarn kämpfte er in eigener Per⸗ 
ſon für ihn gegen den durch das Magyarentum repräſentierten 
Staat. 

Dieſer Zuſtand hat zur Folge, daß in der Monarchie in 
beſonders hohem Maße Gegenwart und Zukunft vom Mo⸗ 
narchen abhing, oder auf eine kurze Formel gebracht: entſcheidend 
für das Schickſal der Monarchie war der Staatsgedanke der 
Herrſchers. Dieſe Umſtände machen es, wenn die politiſchen 
Zuſammenhänge aufgedeckt werden ſollen, notwendig, ſich mit 
dem Herrſcherhaus und insbeſondere mit der Perſon des Herr— 
ſchers und hier wieder mit dem für die neuere Entwicklung bes. 
deutungsvollſten Herrſcher, mit Kaiſer Franz Joſef, eingehen— 
der zu befaſſen. i 

Bei einer ſolchen Stellung des Monarchen, die foviel von 
der Perſon abhängen läßt, gewinnt natürlich auch feine Um⸗ 
gebung erhöhte politiſche Bedeutung. Und dieſe Umgebung war 
der Adel. 

Vielleicht in keinem modernen europäiſchen Staate hat der 
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Adel ſo ſtark auf die politiſche Entwicklung, und zwar aus dem 
Hintergrunde eingewirkt wie in Oſterreich. Gerade weil dieſer 
Einfluß aus dem Hintergrunde kam, war es ſo ſchwierig, ihm 
entgegen zu wirken. Wo der Adel als ſtarke politiſche Partei 
auftrat, trat ſeine Einwirkung zutage, bot er Angriffsflächen 
für den Gegner. Ein politiſch ſchwacher Adel, wie der öfter- 
reichiſche, dem die Kraft fehlte, ſich in offener Schlacht durd- 
zuſetzen, arbeitete im verborgenen. Wenn er außerdem im 
Herrſcherhauſe offene und heimliche Unterſtützung fand, ſo 
waren Einwirkungen möglich, die der Offentlichkeit in dem 
Augenblicke, wo fie erfolgten, völlig unbekannt blieben, die je⸗ 
doch nicht minder verderblich für den Staat waren. Wer Ge⸗ 
legenheit gehabt hat, die öſterreichiſche Staatsverwaltung in 
ihrem inneren Getriebe kennen zu lernen, weiß davon zu erzählen. 
Es mußten daher Zuſammenhänge angedeutet werden, deren 
völlige Klarlegung freilich tieferer Forſchung überlaſſen werden 
muß, da eine ſolche den Rahmen dieſer Schrift ſprengen würde. 
Die eigenartige Form, in der der Einfluß des Adels in Öfter- 
reich wirkte, brachte es mit ſich, daß er — meines Wiſſens — 
bisher keine das Problem erfaſſende Darſtellung gefunden hat. 
Wenn man in einzelnen zutage tretenden Ausläufern oder rein 
inſtinktiv die Folgen dieſer Einwirkung in der Offentlichkeit 
wahrnahm, ſo ſuchte man ſie oft mit ebenſo großem Aufwande 
an Leidenſchaft als geringen politiſchen Kenntniſſen zu bekämpfen, 
ohne dadurch, da man bis zu den Quellen nicht vorgedrungen 
war, den Gegner wirklich faſſen zu können. Der eigentliche Ur- 
ſprung, die Verbindung von Herrſcherhaus und Adel im habs— 
burgiſchen Hausmachtgedanken, von dem ſich das weitere ab— 
leiten ließ, war meiſt nur jenen bekannt, die ſchwiegen; für die, 
die ſprechen konnten und wollten und damit auch für die Offent⸗ 
lichkeit, blieb er im Dunkel. 
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Alles das konnte, wie ſchon hervorgehoben wurde, ſich nur 
entwickeln bei der eigenartigen Stellung des Herrſchers in der 
Monarchie. Sie bot dem Adel die Stütze und überhaupt die 
Möglichkeit zu ſeinem bedeutenden Einfluß; freilich war dieſes 
Verhältnis auch der Grund, daß mit dem Sturz des Herrfcher- 
hauſes auch ſein Glanz jäh erloſch. 


III. Der öſterreichiſche Staatsgedanke. 


Der habsburgiſche Hausmachtgedanke hatte ſeine Aufgabe 
erfüllt und damit ſeine Lebens fähigkeit verloren. Nun ſtand 
die Monarchie vor ihrer Schickſalsfrage. Von ihrer richtigen 
Beantwortung hing alles ab. 

Wohl hatten die Habsburger eine Anpaſſung des Haus- 
machtgedankens an die geänderte Lage verſucht. Sie unter⸗ 
nahmen es, die Völker der Monarchie zu einem einheitlichen 
Staat zu verſchmelzen, gleichſam aus den Deutſchen, Tſchechen, 
Polen, Ungarn und den anderen ein neues Volk, die „Oſter— 
reicher“ zu kneten. Das war das Programm Joſefs II. Ein 
letztes Aufflackern dieſes Verſuches brachte die Zeit der Re— 
aktion nach 1848. Vielleicht wäre der Plan gelungen, wenn 
er einige Jahrhunderte früher in Angriff genommen worden 
wäre. So aber war die Zeit zu weit fortgeſchritten. Die 
große Wandlung war gekommen. Die Völker waren erwacht. 
Nicht Untertanen hatte man mehr vor ſich, ſondern werdende 
Staatsbürger. Die konnte man nicht mehr zuſammenkneten; 
die mechaniſche Miſchung wollte nicht zur chemiſchen Verbindung 
werden. Der Verſuch mißlang, mußte mißlingen, denn dieſer 
Weg führte nicht zu einer Löſung, ſondern in eine Sackgaſſe. 
Es mußte ein neuer Weg gefunden werden. 

Hier haben die Habsburger verſagt. Sie wußten keinen 
Ausweg aus der Situation. Die Folge davon war Planlofig- 
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keit, ein politiſches Handeln von heute auf morgen, ein „Fort⸗ 
wurſteln“, wie man es in Öfterreich nannte. Die Regierung 
Franz Joſefs I. iſt typiſch dafür. Sie beſchränkt ſich in ihrer 
Hilfsloſigkeit darauf, das Vorhandene möglichſt lange zu er⸗ 
halten. Aber ohne große feſte Ziele können Staaten nicht ge⸗ 
lenkt werden. Schon der Gedanke des bloßen Erhaltens iſt 
verfehlt, denn es gibt keinen Stillſtand in der Entwicklung, 
die eben Bewegung iſt. Das Streben nach Erhalten kann höch⸗ 
ſtens verzögernd auf die Bewegung wirken. Es gibt kein Aus⸗ 
weichen. Man muß ſich entſcheiden, in welche Richtung man 
die Bewegung lenken will. Und die Habsburger wußten nicht, 
nach welcher Richtung die Entwicklung ſich bewegen ſollte. Da⸗ 
her ihre konſervative, reaktionäre Haltung. Sie hatte ihre 
Urſache nicht im Übelwollen gegen die Völker, nicht in Tyrannen⸗ 
willkür. Da ſie die Entwicklung nicht zu lenken wußten, ſahen 
ſie nur, daß das Schiff ins Ungewiſſe ſegelte. Davor graute 
ihnen begreiflicherweiſe, und ſie trachteten dieſer Gefahr dadurch 
zu begegnen, daß ſie das Schiff zum Stillſtand zu bringen 
ſuchten. Von dieſem Standpunkte betrachtet, war alles, was 
vorwärts trieb, gefährlich, feindlich. 

Nun ſtehen wir aber vor der Frage: gab es überhaupt eine 
Löſung, gab es einen Staatsgedanken für die Monarchie oder 
war dieſes durch den habsburgiſchen Hausmachtgedanken ge— 
ſchaſfene ſtaatliche Gebilde nunmehr, da der Hausmachtgedanke 
ausgelebt hatte, zum Untergehen beſtimmt? War ſein Tod in 
unerbittlichen Tatſachen bedingt, gewiſſermaßen als natürlicher 
Tod unvermeidbar, wie eben Menſchen, Staaten, Völker ſterben, 
wenn ihre Zeit abgelaufen ift? 

Ich glaube, wir können die Frage verneinen. Und nun 
erhebt ſich die weitere Frage, welches Prinzip, welcher Staats— 
gedanke wäre zur Erhaltung der Monarchie möglich geweſen? 
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Der Hausmachtgedanke war erledigt. Die Einſchmelzung 
der Nationen zu einer neuen einheitlichen Nation hat ſich als 
undurchführbar erwieſen. Es bleibt ſomit nur eine Möglich— 
keit übrig, die Vereinigung der Völker zu einem Staatsweſen 
ohne Vernichtung ihrer Eigenart. War das möglich? 

Die Geſchichte kennt bisher — wenn wir an wirkliche 
Staaten, nicht an bloß mechaniſch durch Gewalt zufammen- 
gehaltene Herrſchaften denken — nur national einheitliche 
Staaten oder ſolche Staaten, wo die an Zahl und innerer Kraft 
ſtärkſte Nation die anderen Nationen beherrſcht. Ein Zuſam— 
menleben freier Nationen in einem Staatsweſen, ohne Vor— 
herrſchaft der einen oder der anderen, hat es bisher nicht ge— 
geben. Das einzige, wegen ſeiner beſonderen Entwicklung und 
feiner Kleinheit auf Großſtaaten jedoch nicht ohne weiteres an- 
wendbare Beiſpiel iſt die Schweiz. Ebenſo ſind die Vereinigten 
Staaten von Amerika, trotzdem ihr Staatsvolk das Miſchprodukt 
zahlloſer Nationen darſtellt, kein Beiſpiel, denn hier handelt es 
ſich nicht um das Zuſammenleben mehrerer Nationen, ſondern 
um ein Einſchmelzen jedes neuen Ankömmlings in einer angel- 
ſächſiſch gefärbten Legierung. Ob dieſer Schmelzprozeß auf die 
Dauer zu erhalten ſein und die Union nicht auch einmal vor das 
Nationalitätenproblem geſtellt ſein wird, iſt eine andere Frage. 

In der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie ſtand das Pro- 
blem zum erſtenmal zur Diskuſſion. 

Gewiß iſt zur Staatenbildung ein einheitliches Volk das 
beſte Material, und alle Staaten ſuchen ſich ſo auszubauen. 
Aber dieſe Entwicklung iſt von einer Vorausſetzung abhängig: 
daß die Nationen ſich territorial wenigſtens annähernd ſcheiden 
laſſen. Von Fernſtehenden iſt oft der Gedanke ausgeſprochen 
worden: wenn die Monarchie als Staat nicht leben kann, dann 
ſollen eben ſeine Völker ſelbſtändige Staaten bilden, und das 
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Problem iſt gelöſt. So kann jedoch nur jemand ſprechen, der 
die Monarchie oder mindeſtens ihre Sprachenkarte nicht kennt. 

Betrachtet man die Sprachenkarte der Monarchie, ſo ſieht 
man, daß von allen Nationen jede nur zum Teil in geſchloſſenen 
Maſſen wohnt. Zwiſchen durch, ſie durchwachſend, leben An⸗ 
gehörige anderer Nationen. Deutſche wohnen eingeſprengt zwi⸗ 
ſchen Tſchechen, Polen, Magyaren, Rumänen und Südflaven; 
zwiſchen Polen wohnen wieder Ruthenen, Rumänen und Serben 
und ſo weiter. Die Sprachenkarte ſieht aus, als hätte der 
Maler nach vollendeter Arbeit einige Farbenpinſel auf ihr aus⸗ 
geſpritzt, noch dazu ohne Rückſicht auf geographiſche SALBEN: wie 
Gebirge und Flüffe. 

Hier iſt eine reinliche geographiſche Scheidung ein Ding 
der Unmöglichkeit. Sie iſt immer nur mit Gewaltſamkeiten 
möglich. Entweder muß ein Volk fremde Beſtandteile in ſich 
aufnehmen oder eigene opfern. Hier liegt die Urſache des völ⸗ 
ligen Verſagens der Wilſonſchen Idee vom Selbſtbeſtimmungs⸗ 
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der Völker auf dem Boden der Monarchie in der Form ſelb— 
ſtändiger neuer Staaten konnte nur ein Mann ausſprechen, der 
die Monarchie nicht kennt und ihre Sprachenkarte nie geſehen 
hat. An der Wirklichkeit mußte das Ideal ſcheitern. Ich bin 
überzeugt, daß Wilſon des öfteren den Moment verflucht hat, 
wo er in naiver Unkenntnis der Tatſachen feine Theorie aus— 
geſprochen hat, denn es iſt keine Kleinigkeit für einen Mann in 
der Stellung Wilſons, ſeinen eigenen Worten ins Geſicht 
ſchlagen zu müſſen. 

Das Verhalten der Weltrichter in Verſailles und St. Ger— 
main hat deutlich ihre Rat- und Hilfloſigkeit der mitteleuropäi⸗ 
ſchen Sprachenkarte gegenüber ausgedrückt. Kein Prinzip erwies 
ſich als konſequent durchführbar. Ein tſchechiſcher Staat ohne 
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die böhmiſchen, mähriſchen und ſchleſiſchen Deutſchen iſt ein 
lebensunfähiges Gebilde. Mit den Deutſchen — das wird die 
Zukunft lehren — übrigens auch. Ein Galizien ohne Oft- 
galizien iſt ein Torſo. Die Zuweiſung Oſtgaliziens an die 
Ukraine opfert die oſtgaliziſchen Polen. Die Angliederung Sie⸗ 
benbürgens an Rumänien preßt die große magyariſche Inſel, 
die Szekler Komitate, in einen romaniſchen Staat. Und ſo 
geht es weiter. Am reinlichſten ſind verhältnismäßig noch die 
Deutſchen aus der Monarchie auszuſcheiden. Aber bei dem 
Haſſe der Entente gegen alles Deutſche war eine Rückſicht auf 
ſie ja von vornherein nicht zu erwarten. Selbſt eine vorſätzliche 
Schädigung deutſcher Intereſſen gab kein durchführbares Prin- 
zip, wie die Zuweiſung der weſtungariſchen deutſchen Komitate 
an Deutfch-Öfterreich beweiſt, die wir gewiß nicht zarter Rückſicht⸗ 
nahme für uns verdanken. Der Grundſatz, der auf der einen 
Seite aufgeſtellt wurde, mußte auf der anderen verleugnet wer— 
den. Für den tſchechiſchen Staat wurde den Deutſchen gegen— 
über die hiſtoriſche Grenze, den Magyaren gegenüber die eth— 
niſche Grenze als ſtaatenbildendes Prinzip geltend gemacht. 

Dazu kommt noch, daß ſich die Wohnſitze der Nationen 
um natürliche Grenzen nicht kümmern. Das nationale Prinzip 
in Kärnten konſequent durchgeführt, reißt das Land ſinnlos aus- 
einander. Im Süden durch die nur in wenigen Päſſen über- 
ſteigbare Karawankenkette begrenzt, bildet das Land geographiſch 
und wirtſchaftlich eine Einheit. Trotzdem wohnen diesſeits der 
Karawanken, von ihren Brüdern in Krain ſeit jeher getrennt, 
Slovenen. Hier die Sprachgrenze als Staatsgrenze zu be— 
ſtimmen, heißt gedankenlos die Wirklichkeit einer Theorie 
opfern. 

Das ſind nur wenige Beiſpiele für die Undurchführbarkeit 
der reinlichen Scheidung der Nationen. Darum iſt auch die 
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Schafſung der neuen Staaten auf dem Boden der Monarchie 
keine Löſung des Problems, ſondern nur eine neue Form der 
Verwirrung an Stelle der alten. Am beſten werden — trotz 
ihrer heutigen traurigen Lage — noch die Deutſchen abſchneiden, 
denn ſie haben wenigſtens keine Fremdkörper aufnehmen müſſen. 
Mag man die Vereinigung Deutſch-Oſterreichs mit dem Reiche 
heute auch gewaltſam hindern, die kulturelle Gemeinſchaft und 
die geographiſche Nachbarſchaft iſt nicht aus der Welt zu ſchaffen. 
Ihre Wirkung wird dereinſt zutage treten. Alle übrigen Be⸗ 
ſtandteile der Monarchie werden nichts anderes als ein erweiterter 
Balkan ſein, und die Enkel werden die Ahnen verfluchen, die an 
ſeiner Schaffung mitgewirkt haben. 

Die Monarchie ſtand vor einer Menſchheitsfrage. Hätte 
ſie ihre Aufgabe erfüllt, ſie hätte nicht allein ihr eigenes Leben 
geſichert, ſondern auch der europäiſchen Kulturwelt den Weg 
gewieſen, der zu ihrer Vereinigung, zum wahren Völkerbund 
geführt hätte. 

Die volle nationale Selbſtändigkeit verſchiedener Völker, 
die ſich infolge ihrer Siedlungsart territorial nicht rein ſcheiden 
laſſen, kann nur in einem allen gemeinſamen Staatsweſen ge— 
ſichert werden, und zwar durch nationale Autonomie in dieſem 
Staate. 

Das Wort „nationale Autonomie“ iſt mit der Zeit zum 
politiſchen Schlagworte geworden, unter dem jeder, was er will, 
und jeder etwas anderes verſtanden hat. Leider iſt es zu einer 
kühlen Überlegung über das Problem in der Monarchie nie ges 
kommen. Und doch hätte ruhige Betrachtung der Dinge faſt 
automatiſch zur Löſung geführt. 

Es gibt nur ein Mittel, das iſt die nationale Vereinigung 
der Angehörigen der gleichen Nation zur Beſorgung ihrer An— 
gelegenheiten ohne Rückſicht auf ihren Wohnſitz. Anſätze dazu 
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waren in Öfterreich bereits vorhanden. Ein Beiſpiel iſt die Bu- 
kowina. 

Die Bukowina weiſt eine nicht allein kulturell, ſondern 
auch zahlenmäßig ziemlich ſtarke deutſche Bevölkerung auf, die 
jedoch nirgends in geſchloſſenen Maſſen wohnt. Sie hat einen 
ſtarken Anteil an der Bevölkerung in den Städten. Auf dem 
Lande lebt fie in zahlreiche Kolonien zerſtreut. Hätte die Reichs⸗ 
ratswahlordnung das Land einfach in aneinander grenzende Wahl— 
bezirke geteilt, jo hätten die Deutſchen, da fie in faſt allen Wahl- 
bezirken die Minorität gebildet hätten, niemals einen Abgeord— 
neten in den Reichsrat entſenden können. Nun wurden aber 
durch die Wahlordnung alle über das Land zerſtreuten deutſchen 
Siedlungen in der Bukowina zu einem Wahlbezirk vereinigt, 
der einen Reichsabgeordneten wählte. Damit war ihnen eine 
Vertretung geſichert. 

Noch weiter ging die Landesordnung für Mähren. Sie be⸗ 
ſtimmte, daß von 46 Abgeordneten der Städte und Induſtrial- 
orte 20 Abgeordnete auf die Tſchechen und 20 auf die Deutſchen 
(die übrigen 6 entfallen auf die beiden Handelskammern Brünn 
und Olmütz), von 53 Abgeordneten der Landgemeinden 39 auf 
die Tſchechen und 14 auf die Deutſchen entfallen. Eine ähnliche 
Verteilung galt für die ſogenannte allgemeine Wählerklaſſe. 
Dieſe Abgeordneten wurden in national getrennten Wahlkörpern, 
für welche je beſondere Wahlbezirke gebildet wurden, gewählt. 
Die Wahlen, die der Landtag vorzunehmen hatte, wie Wahlen 
in den Landesausſchuß uſw., wurden in nationalen Kurien vor- 
genommen. Die Landtagswahlordnung beſtimmte die national 
getrennten Wahlbezirke. Die Wählerliſten waren nach der Na⸗ 
tionalität der Wähler angelegt. 

Es würde zu weit führen, hier in alle Einzelheiten näher ein- 
zugehen. Schon aus dieſen Andeutungen geht hervor, daß das 


58 III. Der öſterreichiſche Staatsgedanke 


Prinzip ausgeſtaltungsfähig iſt. Zunächſt hätte es bei der Wahl 
in den Reichsrat Anwendung dort finden müſſen, wo eine reine 
nationale Scheidung der Wahlbezirke nach Nationen nicht mehr 
möglich war. Nach den gleichen Grundſätzen hätten die Wahl⸗ 
ordnungen in den einzelnen Ländern für die Landtage geſchaffen 
werden müſſen. Nebenher wären ähnlich konſtruierte nationale 
Zweckverbände zu bilden geweſen. Auch dafür haben wir ein 
Beiſpiel in Oſterreich, nämlich die Scheidung des böhmiſchen 
Landeskulturrats in eine deutſche und tſchechiſche Sektion, die 
die Landeskulturangelegenheiten beider Nationen getrennt be⸗ 
handelten, ohne Rückſicht auf die Siedlungsverhältniſſe, eine 
Einrichtung, die ſich ſehr gut bewährt hat. 

Man wird mir dagegen einwenden, daß ſich dieſes Prinzip 
nicht bis in die äußerſten Winkel durchführen läßt und ſchließ⸗ 
lich ein Reſt von Gewaltſamkeit übrig bleiben muß. Ge⸗ 
wiß werden kleine Gruppen übrig bleiben, in denen ſchließlich das 
rohe Majoritätsprinzip zwiſchen den Nationen entſcheidet. Aber 
durch ſtetige konſequente Weiterführung dieſes Grundſatzes läßt 
ſich dieſer Reſt ſoweit verkleinern, daß er im Vergleich zum Er- 
folg des Ganzen an Bedeutung verliert, ähnlich wie der Fehler— 
reſt in einem periodiſchen Dezimalbruch. Und was die Haupt⸗ 
ſache iſt, mit jedem Schritt, den dieſes Prinzip weitergeführt 
wird, verſchwindet ein Stück nationaler Reibungs fläche und 
wächſt ein Stück Boden für ſachliche Arbeit hinzu. Das wirkt 
auf das Geſamtverhältnis zweier miteinander ringender Na⸗ 
tionen nicht allein durch die Verkleinerung des Streitgegen- 
ſtandes günſtig ein, ſondern auch durch die dadurch bedingte Ver⸗ 
minderung der nationalen Erregbarkeit. Immer mehr ver⸗ 
ſchwinden die großen nationalen Streitfragen, bis ſchließlich nur 
unbedeutende übrig bleiben, über die ein Ausgleich natürlich viel 
leichter erzielbar iſt. Jede Nation gewinnt immer ſtärkere 
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Sicherungen für ihren Beſtand und verliert einen Teil ihrer 
Angſt vor dem nationalen Untergang. 

Wenn wir die Sache genauer betrachten, ſo wurzelte der 
nationale Kampf in der Monarchie zum großen Teil in der 
Furcht. Keine Nation in Öfterreich konnte — trotz aller Kämpfe 
— ſich national ſicher fühlen. Dort, wo eine Nation in der 
Minorität war, zitterte fie um ihr Leben, wo fie in der Majorität 
war, um die Erhaltung ihrer Stellung. Sicher war keiner 
vor dem anderen. Dieſe Furcht vor der Überwältigung ließ das 
Gemüt niemals zur Ruhe kommen. Selbſt dort, wo die Na⸗ 
tionen mit ihrer nationalen Stellung zufrieden ſein konnten, 
mußten ſie unaufhörlich wachſam ſein, daß keine Verſchiebung 
des nationalen Kräfteverhältniſſes eintrat. Dieſer Zuſtand 
führte natürlich auch in Verſuchung, auf Schleichwegen Vor⸗ 
teile zu erlangen oder den Gegner zu überrumpeln. Weil jeder 
dem anderen alles zutraute, waren alle vom tiefſten Mißtrauen 
erfüllt, das in der harmloſeſten Handlung des Gegners einen 
tückiſchen Angriff vermutete. 

Dem Ausländer war es unbegreiflich, daß in Hſterreich 
die erbittertſten Kämpfe wegen einer Straßentafel oder einer 
Aufſchrift auf einem Bahnhofgebäude ausbrechen konnten. Der 
Ausländer wußte eben nicht, daß es ſich eigentlich gar nicht um 
die Tafel handelte, ſondern um die Angſt, daß der Erfolg der 
einen Partei im Straßentafelkampfe nur der erſte Vorſtoß 
ſein könnte, dem weitere Angriffe folgen. Gewöhnlich war es 
ja auch ſo. Eine tſchechiſche Aufſchrift in einer rein deutſchen 
Stadt konnte einen Sturm entfeſſeln, während auf eine engliſche 
niemand geachtet hätte. Begreiflicherweiſe, weil man wußte, 
daß die eine tſchechiſche Aufſchrift weitere und ſchließlich die Be⸗ 
hauptung nach ſich ziehen würde, daß die Stadt gemiſchtſprachig 
ſei und nunmehr auch tſchechiſche Verwaltungsbeamte und Richter 
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gefordert würden. Bis zu welchen Abſurditäten es kam, mag 
ein kleines Beiſpiel zeigen. 

Ein Varieté in Prag, das auf deutſches und tſchechiſches 
Publikum rechnete, druckte ſeine Programme in beiden Sprachen. 
Nun waren die nationalen Gegenſätze ſoweit zugeſpitzt, daß man 
bei doppelſprachigen Aufſchriften darum ſtritt, welche Sprache 
an erſter Stelle zu ſtehen habe. Hätte das Programm nun den 
Text zuerſt in deutſcher, dann in tſchechiſcher Sprache enthalten, 
fo wären die Tſchechen, bei umgekehrter Reihenfolge, die Deut 
ſchen über die Zurückſetzung entrüſtet geweſen. Die Variets⸗ 
leitung löſte das Problem in genialer Weiſe. Das Programm 
war ein aus mehreren Blättern beſtehendes Heft. Der Text 
war nun ſo gedruckt, daß auf der einen äußeren Seite der 
deutſche, auf der anderen der tſchechiſche Text, jedoch verkehrt 
begann. Nahm nun ein Deutſcher das Heft in die Hand, ſo ſtand 
auf der erſten und den folgenden Seiten der deutſche Text. 
Nahm es ein Tſcheche in die Hand, ſo brauchte er das Heft nur 
umzuwenden und um 180° zu drehen, fo begann gleichfalls auf 
der erſten Seite der tſchechiſche Text. Es hing alſo nur davon 
ab, wie man das Heft in die Hand nahm, daß der deutſche oder 
der tſchechiſche Text an erſter Stelle ſtand. 

Die Furcht und ihre Folge, das Mißtrauen, wären durch 
die ſchrittweiſe Sicherung des nationalen Beſitzſtandes ſtelig ver- 
mindert und damit eine ruhige Atmoſphäre geſchaffen worden. 
Wenn nun auch in den letzten unausgeglichenen Reſten nationale 
Kämpfe unvermeidbar geweſen wären, ſie hätten niemals allzu— 
große Bedeutung gewinnen können, weil fie ſich nur um unter- 
geordnete Fragen hätten drehen können, die die großen nunmehr 
gelöſten nationalen Fragen nicht berühren. Da die Nationen 
um ihren nationalen Beſitzſtand nicht mehr hätten zu zittern 
brauchen, wäre der Boden zu vernünftiger Verſtändigung 
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auch in den letzten kleinen nationalen Gegenſätzen gegeben 
geweſen. | 

Wenn nun in diefer Weiſe das Zuſammenleben der Na⸗ 
tionen geordnet geweſen wäre, dann wären alle zur Erkenntnis 
gekommen, daß im Zuſammenleben der größte Vorteil für jede 
einzelne Nation liegt. Denn dann hätten die Nationen in 
dieſem Staate nicht nur die größte Sicherung ihres nationalen 
Lebens gefunden, ſondern auch alle Vorteile genoſſen, die der 
Großſtaat gegenüber dem Kleinſtaat beſonders bei den großen 
geographiſchen Verſchiedenheiten der einzelnen Länder der Mo⸗ 
narchie, ſeinen Angehörigen zu bieten vermag. Die Kräfte, die 
bisher im nationalen Kampfe verbraucht wurden, wären für 
wirtſchaftliche und ſoziale Arbeit frei geworden. Es iſt kein 
bloßes Spiel der Phantaſie, wenn ich ſage, daß dieſer Gang 
der Entwicklung zu einem ungeahnten Aufſchwung hätte führen 
können. Wenn das an Naturſchätzen viel ärmere deutſche Reich 
durch Arbeit und Organiſation eine ſolche Höhe des nationalen 
Wohlſtandes hatte erreichen können, daß dem Weltbeherrſcher 
England vor dieſem Konkurrenten bange wurde, ſo kann man 
ſich vorſtellen, was in der Monarchie zu erzielen geweſen wäre. 

In einem ſolchen Staate wären die Nationen bald zu der 
Erkenntnis gekommen, daß jede im Intereſſe aller und damit 
auch im eigenen Intereſſe dem Geſamtſtaate gewiſſe Zugeſtänd⸗ 
niſſe machen muß. Von ſelbſt wären bei der Behandlung ge- 
meinſamer Fragen die nationalen Intereſſen in den Hinter⸗ 
grund getreten. Nun, nachdem keine Nation mehr für ihre 
Exiſtenz zu fürchten brauchte, hätten ſie eingeſehen, daß eine — 
freilich auf die wirklich gemeinſamen Angelegenheiten beſchränkte 
— ſtaatliche Zentralverwaltung in acht Sprachen ebenſowenig 
zu führen iſt, wie die Verwaltung einer Bank oder eines In⸗ 
duſtrieunternehmens. Wahrſcheinlich hätten ſie jetzt, wo eine 
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Gefahr der Entnationaliſierung nicht mehr zu beſorgen war, die 
deutſche Sprache, als die nächſtliegende Sprache, aus techniſchen 
Gründen und als reines Verkehrsinſtrument für die Verwaltung 
der gemeinſamen Angelegenheiten freiwillig gewählt, denn der 
Vorteil wäre zu offenbar geweſen. Abgeſehen von der Be⸗ 
ſeitigung der Schwierigkeit einer Verwaltung in acht Sprachen, 
wäre damit die Möglichkeit gegeben, daß jeder, der ſeine Na⸗ 
tionalſprache und die deutſche Geſchäftsſprache beherrſcht, bereits 
vollkommen die ſprachlichen Mittel beſitzt, um an der Zentral⸗ 
verwaltung teilzunehmen. 

Aber nicht allein für die innere Entwicklung der Monarchie 
wäre eine ſolche Geſtaltung von der größten Bedeutung geweſen, 
ſondern auch für ihre äußere Politik. 

Dieſes Oſterreich wäre das natürliche Attraktionszentrum 
für den ganzen Balkan geweſen. Alle Balkanſtaaten hätten ſich 
ſagen müſſen, daß ſie nirgends ſo günſtige Ausſichten und Le⸗ 
bensbedingungen finden, wie in dieſem Oſterreich. Wir hätten 
keine ſerbiſche, polniſche, rutheniſche, rumäniſche Irredenta ge— 
habt, ſondern unſere Nachbarn hätten fie gehabt. Dieſe An⸗ 
ziehungskraft wäre fo ſtark geweſen, daß fie mit der Zeit wahr- 
ſcheinlich zum friedlichen Anſchluſſe der Balkanſtaaten geführt 
hätte. Für Europa ſelbſt aber wäre dieſer Staat, der ja zu 
keinen Eroberungsabſichten einen Anlaß gehabt hätte, weil ge 
waltſame Angliederungen feinem ganzen inneren Weſen wider⸗ 
ſprochen hätten, ein Hort der Ruhe geweſen. Er hätte die 
große Aufgabe durchgeführt, die Balkanvölker in einem Staats 
weſen zu vereinigen und ſie kulturell immer weiter vorwärts zu 
bringen. Damit wäre auch das Balkanproblem gelöſt geweſen 
und der Wetterwinkel verſchwunden, deſſen Gewitterwolken 
Europa ſtändig beunruhigt und ſchließlich in den furchtbarſten 
Krieg geſtürzt haben. 
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Ich gehe noch weiter. Dieſes Oſterreich hätte für die 
Menſchheit ein Vorbild ſein können. Es wäre die erſte Löſung 
des Problems der Vereinigung von verſchiedenen Völkern in 
einer Organiſation geweſen, ein Völkerbund im kleinen. Viel⸗ 
leicht wäre es zum Attraktionszentrum auch für die übrigen 
europäiſchen Staaten geworden und hätte zur Verbrüderung 
wenigſtens Europas geführt. 

Ich will den Gedanken nicht weiter fortſpinnen, denn wir 
ſtehen vor den Trümmern der Monarchie und vor verſäumten 
Gelegenheiten. 

Wenn ich früher geſagt habe, daß die Habsburger die Schick— 
ſalsfrage der Monarchie nicht erfaßt haben, ſo muß ich jetzt noch 
hinzufügen, daß die Monarchie auch nicht einen ein igen Staats- 
mann hervorgebracht hat, der dieſen Staatsgedanken zu ſeinem 
Programm gemacht hätte. Ich will damit keineswegs ſagen, 
daß die Gedanken, die hier dargeſtellt wurden, nicht auch in 
anderen Köpfen aufgetaucht wären. Im Gegenteil. Sie waren 
verbreiteter, als man glauben ſollte. Davon habe ich mich in 
zahlreichen Geſprächen mit denkenden Männern überzeugt. Aber 
die, die ſo dachten, ſtanden fern vom Staatsruder. Vielleicht, 
daß einige unſerer führenden Staatsmänner im ſtillen Kämmer⸗ 
lein für ſich ſo dachten, hervorgetreten iſt kein Regierungsmann je 
mit ſolchen Gedanken. Im Erfolg kommt es ſchrießlich auf das- 
ſelbe heraus, ob ſie nichts wußten, oder, obwohl ſie wußten, 
nicht darnach handelten. 

Die Monarchie hat das Unglück gehabt, daß in ihren Regie⸗ 
rungen ſeit Menſchengedenken niemals eine große ſtarke Perſön⸗ 
lichkeit ſtand. Wenn es hoch kam, begnügten ſie ſich mit kleinen 
Erfolgen. Stets waren es Männer, die zufrieden waren, wenn 
ſie den Tag überlebt hatten. Sie kamen und verſchwanden und 
wurden vergeſſen. Nichts iſt bezeichnender, als daß nicht ein 
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einziger Name eines Miniſter im Volke lebt. Man wird mir 
vielleicht einwenden, daß ein Kabinettschef, der mit dem hier 
ausgeführten Staatsgedanken als Programm hervorgetreten 
wäre, nichts erreicht hätte und gefallen wäre. Möglich. Aber 
das gehört eben zum Geſchäft einer politiſchen Perſönlichkeit, 
für ſeine Überzeugung auch zu fallen. Man darf nicht ver⸗ 
geſſen, daß auch ein ſolcher Sturz eine politiſche Tat von größter 
Bedeutung iſt. Der erſte fällt und ſchafft damit ein Stück 
freier Bahn für ſeinen Nachfolger. Iſt ernſtlich daran zu 
glauben, daß, wenn mehrere Miniſterpräſidenten nach einander 
über dieſes Programm gefallen wären, der Gedanke aus der 
Welt geſchafft wäre? Im Gegenteil. Er hätte an werbender 
Kraft gewonnen. Nur hätte er mit der ganzen Kraft tiefſter 
Überzeugung ausgeſprochen werden müſſen, nicht vorſichtig for- 
muliert, um da und dort nicht anzuſtoßen, kein „nach Tunlich⸗ 
keit! „beziehungsweiſe“, ſondern Mannesworte. Doch der 
Mann fehlte, der ſich ausgeſprochen hätte und die Ereigniſſe 
nahmen ihren Lauf. 


IV. Der Mangel des Staatsgedankens 
und die Nationen. 


Die Frage iſt naheliegend, warum, wenn ſchon weder der 
Herrſcher noch ſeine Regierungen einen Staatsgedanken auf 
ihr Programm geſetzt haben, nicht die Nationen die Führung 
in die Hand genommen haben. 

Es war wie ein Fluch, der auf der Monarchie laſtete, daß 
in den Reihen ihrer führenden Männer ſich keine einzige Per- 
ſönlichkeit größeren Zuſchnitts gefunden hat. Hier liegt, wenn 
man es ſo nennen will, auch eine Schuld bei den Nationen. Aber 
dieſe Schuld mindert ſich, wenn man ſich daran erinnert, daß 
die Habsburger ſeit Jahrhunderten beſtrebt waren, jede Geiftes- 
regung zu unterdrücken und die Entwicklung charaktervoller Per- 
ſönlichkeiten mit allen Mitteln zu hemmen. Auch mit dem 
Eintritt der Monarchie in die Reihe der konſtitutionellen Staa⸗ 
ten wurde es inſofern nicht beſſer, als ſämtliche öſterreichiſchen 
Regierungen — ich ſpreche jetzt nur von Oſterreich, weil die Ent⸗ 
wicklung nach 1867 in Oſterreich und Ungarn getrennte Wege 
ging, über die ſpäter geſprochen werden wird — bewußt oder un— 
bewußt alles getan haben, um die Nationen auseinanderzu- 
regieren. 

Die Regierungen — politiſch produktiver Gedanken bar — 
begnügten ſich ſtets damit, über die Schwierigkeiten der nächſten 
Tage hinwegzukommen. Sie dachten nur daran, die wichtigen 
Geſetzes vorlagen, insbeſondere das Budget durchzubringen. Ihr 
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Das geſchah in der Weiſe, daß man danach ſtrebte, die Stim⸗ 
men der Parteien — und das waren in Öfterreih die Nationen 
— zu gewinnen. Das Mittel aber, um die Stimmen zu ge⸗ 
winnen, waren Zugeſtändniſſe an die Nationen. Je nach der 
momentanen politiſchen Lage waren es nationale oder materielle 
Zugeſtändniſſe. Die nationalen Zugeſtändniſſe beſtanden darin, 
daß man einer Nation Maßnahmen zuſagte, die ſie ſtärken und 
damit die gegneriſche ſchwächen ſollten, die materiellen, daß man 
ihnen Subventionen unter allerhand Titeln, wie Bahn⸗ und 
Straßenbauten, Notſtandsunterſtützungen uſw. gewährte. So 
entwickelte ſich vor jeder Abſtimmung ein reges geſchäftliches 
Treiben, an dem eigentlich alle Parteien, mit Ausnahme der 
ſozialdemokratiſchen, teilnahmen. Die natürliche Folge war, 
daß man dadurch zwar den einen gewann — und auch nicht 
dauernd —, den anderen aber um ſo mehr erbitterte. Dieſe für 
den einzelnen Fall gewonnenen Majoritäten zerfielen natürlich 
ſofort wieder, und bei der nächſten Gelegenheit mußte man 
wieder Stimmen kaufen, oft ſogar die des früheren Bundes⸗ 
genoſſen. So wurde eine Nation gegen die andere ausgeſpielt 
und der Gegenſatz unter ihnen unaufhörlich verſchärft. 

Das war die gewöhnliche primitive Methode. Nun kamen 
hie und da Männer ans Ruder, die begriffen, daß das nicht 
in die Unendlichkeit weiter gehen könne. Sie verſuchten es mit 
Programmen, von denen fie glaubten, daß an ihrer Verwirk⸗ 
lichung alle Nationen großes Intereſſe haben müßten. So 
eine Perſönlichkeit war Dr. Erneſt von Körber. Er trat mit 
einem großen wirtſchaftlichen Programm vor das Haus — ins⸗ 
beſondere ſein Waſſerſtraßenprojekt ſollte zünden — und hoffte 
auf dieſer Plattform alle Nationen vereinigen zu können. 
Nebenbei verſchmähte er die alte bewährte Methode der Kor— 
ruption nicht, die er förmlich zu einer Wiſſenſchaft ausbildete. 
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Es gehörte die ganze Weltfremdheit öſterreichiſcher Miniſter 
dazu, um zu glauben, wirtſchaftliche Probleme, und mögen ſie 
noch ſo drängend ſein, könnten die großen nationalen Probleme, 
von deren Löſung das Leben der Nationen abhing, dauernd aus 
der Welt ſchaffen. Die Erfolge konnten natürlich nur vor⸗ 
übergehend ſein, denn kaum war der Rauſch verflogen, waren 
die alten ungelöſten Probleme und damit die Kämpfe wieder da. 
Man vergaß, daß es ſich in dem nationalen Streit nicht um 
vorübergehende Zänkereien, ſondern um das Ringen politiſcher 
Weltanſchauungen handelte. Es war, als wollte man einen 
katholiſchen und einen evangeliſchen Geiſtlichen für einen Aus⸗ 
gleich ihrer religiöſen Weltanſchauungen durch eine gemeinſame 
Einladung zu einem opulenten Diner gewinnen. Es iſt be⸗ 
zeichnend für die politiſche Geiſtesarmut in Oſterreich, daß ein 
Mann wie Körber von manchen Seiten geradezu als eine be⸗ 
deutende politiſche Perſönlichkeit angeſehen werden konnte. 

Bis zu welcher Höhe politiſcher Naivität ſich Regierungen 
verſteigen konnten, zeigte das Kabinett Seidler. In einer Zeit, 
da der Zuſammenbruch der Mittelmächte für jeden Einſichtigen 
bereits außer Zweifel ſtand, als die nichtdeutſchen Nationen 
emſig an der Arbeit waren, ſich ihre eigenen Häuſer zu zimmern, 
glaubte Herr von Seidler durch Entwicklung eines großzügigen 
Wirtſchaftsprogrammes, deſſen Durchführbarkeit übrigens ſchon 
aus finanziellen Gründen — auch wenn wir aus dem Kriege 
mit heiler Haut herausgekommen wären — von vornherein 
ausgeſchloſſen war, die Nationen für Oſterreich gewinnen 
zu können. Noch immer hatte man es nicht erfaßt, um was es 
eigentlich ging und geglaubt, mit den alten nur etwas beſſer 
herausgeputzten Methoden den Staat retten zu können. Herr 
von Seidler verdient übrigens keinen Vorwurf, denn es war 
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unſerer Regierung unzweifelhaft war, hatte den nichtdeutſchen 
Nationen bereits ſolche Zuſagen gemacht, daß ſie für Oſterreich 
verloren waren. Es war daher ganz gleichgültig, welche poli⸗ 
tiſche Auffaſſung der Dinge ein öſterreichiſcher Miniſterpräſident 
dem Parlamente in feierlicher Rede auseinanderzuſetzen für 
gut fand. Die tſchechiſchen und ſüdſlawiſchen Führer hörten ihm 
lächelnd zu. Sie ließen ihn reden, denn ſie wußten, daß ſie nur 
zu warten brauchten, um ganz andere Gaben zu empfangen, als 
ihnen Herr von Seidler verſprechen konnte. Nebenbei bemerkt: 
Herr von Seidler iſt ein Beiſpiel, wie in Oſterreich Männer 
zur Regierung kamen. Ein ausgezeichneter Sektionschef des 
Ackerbauminiſteriums, ein glänzender Fachmann auf ſeinem Ge⸗ 
biet, von tadelloſer Ehrenhaftigkeit, wird plötzlich, weil er dem 
Kaiſer, als er Thronfolger war, Unterricht erteilt hatte, zur 
Regierung berufen, ohne politiſche Erfahrung, ohne Fühlung 
mit dem politiſchen Leben, ohne Weltkenntnis, vom Schreibtiſch 
zum Regierungstiſch. Das Ergebnis war, daß man dem Staate 
einen ausgezeichneten Beamten wegnahm, um ihm einen ſchlechten 
Miniſterpräſidenten zu geben; einen treuen Staatsdiener um den 
wohlverdienten Lohn der Anerkennung brachte, um ihn dem 
Spotte der Geſchichte zu überlaſſen. Nur mit innerem Wider⸗ 
ſtreben übe ich an einer ſo achtbaren Perſönlichkeit, wie Herrn 
von Seidler, eine ſo herbe Kritik. Aber ich konnte ſie nicht 
unterdrücken, weil fie bezeichnend iſt für Hſterreich. 

Es war an der Tagesordnung, daß Männer plötzlich Mi- 
niſter wurden, bei denen ſich ſelbſt Leute, die das Getriebe hinter 
den Kuliſſen kannten, fragten: ja warum gerade der? Ich habe 
Gelegenheit gehabt Zuſammenhänge zu ſehen, die zu Miniſter— 
ſchaften geführt haben, die ſo grotesk waren, daß, wenn ich 
ſie alle erzählte, ſie mir niemand glauben würde. 

So ſah ich, um nur ein Beiſpiel anzuführen, zu, wie ein 
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junger Beamter einer Zentralſtelle einen Herrn buchſtäblich zum 
Miniſter machte. Der betreffende Herr war zufällig mit dem 
mit der Kabinettsbildung betrauten Herrn perſönlich bekannt 
und kam mit ihm faſt täglich zuſammen. Der junge Beamte 
arbeitete dem Miniſterkandidaten ein Expoſé über die Führung 
des in Betracht kommenden Reſſorts aus, das jener dem künf⸗ 
tigen Miniſterpräſidenten übergab. Dem gefiel es ſo gut, daß 
er den Herrn in ſein Kabinett nahm. Auch in der Folge arbeitete 
er dem neuen Miniſter alle irgendwie bedeutenderen Kund— 
gebungen aus, ſo daß er — übrigens ein Mann von natürlicher 
Intelligenz und Geſchicklichkeit, der das Gebotene gut zu ver— 
werten verſtand — in der Offentlichkeit keine ſchlechte Figur 
machte. 

Ich bin mir deſſen vollkommen bewußt, daß man ſich mit 
der Erzählung derartiger Dinge bedenklich von ernſter politiſcher 
Unter ſuchung entfernt und immer mehr dem Pamphlet nähert. 
Aber die jüngfte Geſchichte Oſterreichs ſetzt ſich aus ſolchen Dingen 
zuſammen. Sie iſt ohne ihre Kenntnis überhaupt nicht zu ver- 
ſtehen. Oft habe ich bei wichtigen politiſchen Ereigniſſen, deren 
Entſtehung ich mitangeſehen hatte, an den Hiſtoriker gedacht, 
der einmal die Geſchichte dieſer Zeit ſchreiben wird. Er wird 
durch geiſtreiche Unterſuchungen aus dem gegebenen Material 
und der ganzen politiſchen Lage die Urſachen ableiten und glaub⸗ 
haft machen, während ſie in Wirklichkeit ganz abſeits in bloßen 
Zufälligkeiten, Bekanntſchaften, Verwandtſchaften, mehr oder 
minder ehrenwerten Beziehungen lagen. Derartige Zuſtände 
machen es unmöglich, über ſolche Dinge mit keuſcher Zurüd- 
haltung hinwegzuſehen, denn ſie ſind der Schlüſſel zur Er— 
kenntnis hiſtoriſcher Wahrheit. Und wenn ich auch beſtrebt bin, 
mit möglichſter Schonung einzelner Perſönlichkeiten vorzugehen 
— die Zeit iſt noch zu kurz, die uns vom Untergang des alten 
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Oſterreich trennt und die Mehrzahl der Männer, die an ſeiner 
Geſchichte mitgewirkt haben, iſt noch am Leben —, ganz zu ver⸗ 
ſchweigen ſind dieſe Dinge nicht, wenn man bei der Wahrheit 
bleiben will. 

Nun kann nicht geleugnet werden, daß auch die Regierungen 
ſtets auf die verhängnisvollen Folgen des nationalen Streites 
hingewieſen und es als ihre vornehmſte Aufgabe erklärt haben, 
den Ausgleich der nationalen Gegenſätze herbeizuführen. So gut 
die Abſicht geweſen ſein mag, der Sache ſelbſt war damit nicht 
gedient. Es genügt nicht, den Nationen zu ſagen: ihr müßt euch 
in eurem eigenſten Intereſſe vertragen. Jede Programmrede 
eines neuen Kabinettschefs war erfüllt mit wunderſchön ge⸗ 
drechſelten Phraſen über die Notwendigkeit nationaler Ver⸗ 
ſöhnung. Aber das war Schall und Rauch, ſolange keine poſi⸗ 
tiven Vorſchläge gemacht wurden, wie dieſe Verſöhnung durch 
geführt werden ſollte. Das äußerſte, wozu ſich die Regie⸗ 
rungen aufſchwangen, war die Einleitung von Ausgleichs ver⸗ 
handlungen zwiſchen zwei ſtreitenden Nationen, wie zwiſchen 
den Deutſchen und Tſchechen in Böhmen. Aber das war 
Stückwerk. Darin lag wieder ein vollkommenes Verkennen 
des Problems. Nicht darum handelte es ſich, einen kümmerlich 
zuſammengeſtoppelten Vergleich zwiſchen Deutſchen und Tſchechen 
herbeizuführen, wie ihn etwa der Richter zwiſchen zwei lang- 
jährigen Streithänſen zuſtande zu bringen ſucht und der felbft- 
verſtändlich auch im Falle des Gelingens in kurzer Zeit in die 
Brüche gegangen wäre, ſondern um die Konſtruktion der Form, 
in der alle Nationen der Monarchie die Möglichkeit des Zu— 
ſammenlebens finden könnten. Das Problem war nur in ſeiner 
Geſamtheit durch einen völlig neuen Aufbau des ganzen Ger . 
bäudes zu löſen. Daher war auch eine Löſung, die nur für die 
öſterreichiſche Hälfte gelten ſollte, von vornherein ein vergeblicher 
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Verſuch. Die Erledigung der Südſlawenfrage — und ohne 
fie war das Problem ebenſo unlösbar, wie ohne Löſung der böh⸗ 
miſchen Frage — mit Ausſchaltung Ungarns und der dort leben- 
den Südflawen war ein Ding der Unmöglichkeit. 

Es war ein in Öfterreich anerkannter Glaubensſatz, daß die 
öſterreichiſche Politik nicht mit einem Haar an die ungariſche 
anſtreifen durfte. Die Magyaren, die dieſe Monroedoktrin na- 
türlich ihrerſeits Oſterreich gegenüber keineswegs anerkannten, 
wußten, warum ſie ſtreng auf ihre Einhaltung hielten. Aber 
es war ein Widerſpruch in ſich ſelbſt, von Oſterreich, das mit 
Ungarn wie ein ſiameſiſcher Zwilling mit dem anderen verwachſen 
war, zu verlangen, daß ihm die ungariſche innere Politik gleich- 
gültig ſein müſſe und es ſeine inneren Angelegenheiten nicht 
ordnen dürfe, wenn dadurch magyariſche Intereſſen berührt 
werden. Die herrſchenden Kreiſe in Ungarn lebten in einer 
geradezu traumhaften Verblendung, der freilich ein furcht⸗ 
bares Erwachen gefolgt iſt. Wie weit fie ging, zeigt das Ver— 
halten des ehemaligen ungariſchen Miniſterpräſidenten Grafen 
Tisza bei ſeiner letzten Reiſe nach Dalmatien. 

Wenige Monate vor dem Zuſammenbruche der Monarchie 
fuhr Graf Tisza in einem Tone, der vielleicht der Dienerſchaft 
auf ſeinem ungariſchen Landgute gegenüber möglich war, eine 
ſüdſlawiſche Abordnung mit herriſchen Worten an und ſchrie ihr 
ins Geſicht: Wir werden euch zer ſchmettern. Die Herren kehrten 
ihm — die einzig mögliche Antwort — wortlos den Rücken. 
Nicht lange darauf lag Tisza und Ungarn mit ihm zerſchmettert 
auf dem Boden. 

Dieſes Verhalten des Grafen Tisza — im übrigen ein 
Mann von nicht gewöhnlicher Intelligenz, die freilich an dem 
Glauben an die Unerſchütterlichkeit der magyariſchen Vorherr⸗ 
ſchaft ihre Grenze fand — iſt nicht ein Einzelereignis, ſondern der 
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Ausdruck der in Ungarn herrſchend geweſenen Denfungsart. 
Wohl ſelten wird man einen Mann finden, der ſo vollkommen 
den Extrakt des Magyarentums darſtellt, wie Graf Stefan 
Tisza. Seine Perſönlichkeit machte den Eindruck, als hätte die 
Natur mit Abſicht in einen Menſchen alle Eigenſchaften eines 
Volkes vereinigt, um ihn gleichſam als ein Paradigma dieſes 
Volkes in die Welt zu ſtellen. Wenn ich mich mit der Perſön⸗ 
lichkeit des Grafen Tisza hier näher befaſſe, ſo geſchieht es nur 
aus dieſem Grunde. 

Graf Tisza war eine Perſönlichkeit, deren Eindruck man 
ſich nicht ganz entziehen konnte. Eine große ſchlanke Erſcheinung. 
In den letzten Jahren gaben die großen runden Brillengläſer — 
er trug Starbrillen — dem faltendurchfurchten Antlitz einen 
faſt unheimlichen Ausdruck. Zähe Energie, perſönlicher Mut 
bis zur Todesverachtung. Sportgeübt. Bis wenige Jahre vor 
ſeinem Tode war er einer der beſten Herrenreiter. Der Fall, 
daß ein Miniſterpräſident ein Rennen reitet, wie es Graf Tisza 
getan hat, dürfte nicht allzuhäufig vorgekommen ſein. Trotz ge⸗ 
ſchwächtem Augenlichte ſcheute er ſich nicht, dem politiſchen 
Gegner, wenn es darauf ankam, mit dem Säbel in der Hand ent⸗ 
gegenzutreten. Bekannt iſt die rückſichtsloſe Energie, mit der 
er als Präſident des Abgeordnetenhauſes die Obftruftion nieder⸗ 
zwang. Auch der auf ihn gezielte Schuß eines Abgeordneten 
bringt ihn nicht einen Augenblick aus dem Gleichgewicht. Sein 
tragiſcher Tod iſt gleichſam der ſtilgerechte Abſchluß ſeines Lebens. 
Mit dem Revolver in der Hand tritt er den aufrühreriſchen 
Soldaten, die ſein Leben bedrohen, auf der Treppe ſeiner Villa 
entgegen und fällt wie ein Held. In politiſcher Beziehung gibt 
es für ihn nur einen unerſchütterlichen Glauben, das iſt der 
Glaube an die Notwendigkeit der Vorherrſchaft des Magyaren⸗ 
tums in Ungarn, und zwar der magyariſchen Herrenkaſte, der er 
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angehört. Er iſt darum ein Gegner einer wirklichen Erweite⸗ 
rung des Wahlrechtes. Die ganze Romantik Arpäds und ſeiner 
Scharen lebt in ihm, freilich gedämpft durch Weltkenntnis, 
kühle Sachlichkeit und Vertrautheit mit der ganzen — in Un⸗ 
garn ganz beſonders ausgebildeten — Technik des politiſchen 
Verhandelns. Unſere Unterhändler bei den Ausgleichsverhand⸗ 
lungen mit Ungarn wiſſen ein Lied davon zu ſingen. 

Und doch, ſo anziehend manches an der Erſcheinung des 
Grafen Tisza geweſen ſein mag, ſie mutet den modernen Men⸗ 
ſchen an wie eine Romanfigur aus verklungenen Tagen. Wir 
find kritiſcher geworden. Rennreiten iſt eine Privatangelegen- 
heit, wie Tennisſpielen oder Briefmarkenſammeln, und hat mit 
der Eignung für Politik nichts zu tun. Der Säbel kann wohl 
niederſchlagen, aber — ohne Glauben an Gottesurteile — 
nichts beweiſen. Der Glaube, daß es Herrenkaſten gibt, denen 
eine göttliche Weltordnung das Mandat übertragen hat, andere 
zu beherrſchen, findet nicht mehr viele Anhänger. Das alles 
ſind Dinge, geeignet vielleicht, leicht entzündbare Frauenherzen 
zur Bewunderung hinzureißen, den Beobachter, der gewohnt iſt, 
die Welt mit den Augen der modernen Wiſſenſchaft zu be- 
trachten, laſſen ſie kalt. Wir, die wir die großartige Ent⸗ 
wicklung der Naturwiſſenſchaften, die Rieſenfortſchritte der Tech⸗ 
nik miterlebt haben, ſuchen die Poeſie und Romantik im menſch⸗ 
lichen Daſein ganz wo anders. Wir können eine ins 20. Jahr- 
hundert verſetzte mittelalterliche Ritterlichkeit nur hiſtoriſch ver⸗ 
ſtehen, aber nicht mehr mitempfinden. Ein kleines Erlebnis 
ward mir zum Symbol, wie die im Grafen Tisza perſonifizierte 
magyariſche Herrenſchichte in der heutigen Welt wirkt. 

An einem trüben Herbſtmorgen bog ich in Wien um eine 
Straßenecke. Folgendes Bild bot ſich mir dar. Auf dem naſſen 
Aſphalt der Straße waren die Pferde eines Wagens ausgeglitten 
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und geſtürzt. Vergebens bemühte ſich der Kutſcher, ſie wieder 
auf die Beine zu bringen. Da ſtieg aus dem Wagen ein Mann 
in ungariſcher Magnatentracht — damals tagten die Delegationen 
in Wien — und trat neben den Wagen, unſchlüſſig, ob er die 
Bemühungen des Kutſchers abwarten oder ſich um ein anderes 
Beförderungsmittel umſehen ſolle. Die prunkhafte Tracht war 
auf die Farbe dunkelviolett geſtimmt. Alles war violett, ſelbſt 
die Röhrenſtiefel waren aus violettem Glanzleder. An den Ab⸗ 
ſätzen prangten goldene mit Türkiſen beſetzte Sporen. An der 
Seite hing ein edelſteinbeſetzter Krummſäbel — für den heu⸗ 
heutigen Kampf wohl das unpraktiſchſte Inſtrument — an koſt⸗ 
barem Gehänge. Vom Kalpak ſtieß ein hoher violetter Reiher⸗ 
buſch in den grauen Himmel. Rings um den violetten Mann 
tuteten die Automobile, klingelte die Elektriſche, eilte das Groß⸗ 
ſtadtleben vorbei. Er nahm ſich aus, wie ein von einem Stern 
auf die Straße heruntergefallener Märchenprinz. Auf ſeinen 
Zügen malte ſich Verlegenheit, gemiſcht mit Hilfloſigkeit, denn 
die violetten Stiefel mit den goldenen Sporen, vielleicht ge- 
eignet, um an der Spitze eines Banderiums im Krönungszug 
zu reiten, waren nicht die richtige Fußbekleidung, um im Stra⸗ 
ßenſchmutz zu wandeln. Er mochte gefühlt haben, wie ſtillos 
ſeine Anweſenheit wirkte, zumal die Leute anfingen ſtehen zu 
bleiben, um den ſeltenen Vogel näher zu betrachten. Er zog ſich 
reſigniert wieder in den Wagen zurück. — 

Dieſes Nichterfaſſen des Problems ſeitens der öſterreichi— 
ſchen Regierung, die Starrheit der herrſchenden magyhariſchen 
Kaſte in Ungarn, die mit Methoden der Zeitgenoſſen Arpäds 
einen Staat im 20. Jahrhundert erhalten zu können glaubten, 
waren die größten Hinderniſſe einer aus dem Schoße der Na— 
tionen emportauchenden Löſungsmöglichkeit. Dieſe Dinge muß 
man ſich vor Augen halten, wenn man die Nationen politiſcher 
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Unfruchtbarkeit zeiht. Das Ergebnis dieſer Verhältniſſe war, 
daß weder der Monarch und ſeine Regierungen, noch die Völker 
der beiden Staaten einen Staatsgedanken herauszubilden ver- 
mochten, der als Plattform für alle Nationen der Monarchie 
hätte dienen können. Um zu verſtehen, daß es ſo kommen mußte, 
müſſen wir die politiſche Geſchichte der Monarchie im letzten 
halben Jahrhundert in großen Zügen überblicken. 

Bis zum Jahre 1867 ſpielt ſich die politiſche Geſchichte 
der Monarchie gleichſam auf demſelben Boden ab. Der miß⸗ 
lungene Krieg des Jahres 1866 und als feine Folge der Zu- 
ſammenbruch des Abſolutismus führte zur Trennung der Mon⸗ 
archie in zwei innerlich ſelbſtändige, nach außen verbundene 
Staaten, „die im Reichsrate vertretenen Königreiche und Län⸗ 
der“ — höchſt bezeichnend hat die öſterreichiſche Hälfte ver- 
faſſungsrechtlich nicht einmal einen Namen — und Ungarn, 
zu jener verſchrobenen Form des Zuſammenlebens, die man den 
Dualismus nannte. 

Was iſt nun der Dualismus, ſeiner äußeren Form ent⸗ 
kleidet, dem Weſen nach? 

Es iſt nicht zu leugnen, daß die Habsburger ſich Ungarn 
gegenüber mit ſchwerer Schuld beladen haben. Es war die 
alte Methode. Man wollte auch die Magyaren ihrer Eigenart 
entkleiden und in die Monarchie einfügen. Man vergaß die 
Geſchichte, wie Ungarn als ſelbſtändiges Land in die Verbindung 
mit den habsburgiſchen Ländern eingetreten war; man vergaß 
aber auch Verſprechen und Eide und war nicht wähleriſch in den 
Mitteln. Diplomatiſche Winkelzüge und — wenn der Moment 
günſtig ſchien — nackte Gewalt. Als alle die kleinen und großen 
Mittel geſcheitert waren und die Monarchie vor dem Zerfalle 
ſtand, da betrat man — es war die letzte Möglichkeit — den 
Weg des Verhandelns. Ungarn ſollte ſeine innere Selbſtändig⸗ 


76 IV. Der Mangel des Staatsgedankens und die Nationen 


keit im Rahmen der Monarchie haben. Und nun begann das 
Ringen um die neue Form. 

Jetzt rächten ſich alle früheren Hinterhältigkeiten gegen⸗ 
über Ungarn auf das bitterſte. Der Gang der Verhandlungen 
war vom tiefſten Mißtrauen Ungarns erfüllt. Ungarn wußte, 
gewitzigt durch ſeine Erfahrungen, genau, mit was für einem 
Partner es zu tun hatte. Dieſer Partner hieß Öfterreich, war 
aber eigentlich der Herrſcher, denn die öſterreichiſchen Völker 
hatten in den Pakt nicht viel hinein zu reden. Ungarn wußte, 
daß alle Anerkenntnis ſeiner Selbſtändigkeit nur ſolange einen 
Wert haben würde, als es die Kraft hat, ſie ſeſtzuhalten. 
Es wußte, daß die Zugeſtändniſſe nicht auf einen inneren Wan⸗ 
del des Herrſchers, ſondern auf den äußeren Zwang der Er- 
eigniſſe zurückzuführen waren. Ungarn wußte auch ebenſo ge⸗ 
nau, daß im geeigneten Augenblick alle Abmachungen, mögen ſie 
welchen Namen — Verfaſſung, Ausgleich, Pakt — immer 
haben, vor den Habsburgern nur ein Fetzen Papier ſind, den 
man zerreißt und in alle Winde ſtreut, wenn man glaubt, es 
wagen zu können. Der Gedanke, Ungarn doch noch einmal 
„unterzukriegen“, iſt bis in die neueſte Zeit nicht verſchwunden. 
Bekannt iſt die Auffaſſung des Thronfolgers Franz Ferdinand, 
die in ſeinem Ausſpruch, Ungarn müſſe wieder einmal erobert 
werden, ihren Ausdruck fand. Daß das nur mit dem Brechen 
von Verfaſſungseiden möglich geweſen wäre, wäre — übrigens 
nicht das erſtemal — kein Hindernis geweſen. 

Nur wenn man dieſes Mißtrauen kennt, verſteht man das 
Weſen des Dualismus. Alle Verſchrobenheiten dieſes Paktes 
find darauf zurückzuführen. Unmögliche Dinge follten ver— 
einigt werden: Volle Selbſtändigkeit und dabei doch eine Ver⸗ 
bindung mit Oſterreich, denn fo einſichtig waren die ungariſchen 
Schöpfer des Dualismus, daß ſie die Nachteile einer völligen 
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Trennung erkannten. Mit Zähigkeit wurde an dem Vertrags⸗ 
charakter der Verbindung feſtgehalten, denn damit ſollte zum 
Ausdruck gebracht werden, daß es der freie Wille Ungarns als 
Nation war, der es in Verbindung mit Oſterreich gebracht, nicht 
etwa der rechtsbildende Entſchluß beiden Ländern gemeinſamer 
verfaſſungsrechtlicher Faktoren. Man geſtand der Gemeinſam⸗ 
keit einen Teil der Armee, die Vertretung nach außen und für 
gewiſſe Angelegenheiten eine nach gleichen Grundſätzen, aber 
ſelbſtändig zu treffende Regelung zu, aber man umgab das 
Ganze mit einem Netze von Spitzfindigkeiten, die jede Ver— 
ſchiebung des Sachverhaltes zu ungunſten Ungarns verhindern 
ſollten. Hierbei kam man zu Begriffen, bei denen ſich der Fern— 
ſtehende beim Kopfe faßt und ſich frägt, ob hier noch überhaupt 
menſchliche Logik Anwendung finden kann. Ein Beiſpiel möge 
dies veranſchaulichen. 

Trotz einer Reihe wichtiger eee die gemein⸗ 
ſame Organe notwendig machten, verneinte Ungarn ſtets mit 
größter Heftigkeit das Beſtehen eines über beiden Staaten 
ſtehenden Oberſtaates, wie etwa im deutſchen Reiche das Reich 
über den Bundesſtaaten. Begreiflicherweiſe, denn Ungarn 
fürchtete, daß, wenn es einmal einen Oberſtaat anerkannt hätte, 
dieſer Oberſtaat in aller Stille allmählich wachſen und eines 
Tages die Unterſtaaten verſchlingen und damit Ungarn zu einer 
Provinz herabdrücken könnte. Natürlich führte dieſe Auffaſſung 
zu unſinnigen Folgerungen hinſichtlich der gemeinſamen Organe, 
So waren die Beamten des äußeren Dienſtes zwar gemeinſame 
Beamte, aber weder Beamte Hſterreichs noch Ungarns, noch 
eines über beiden ſtehenden Oſterreich-Ungarn. Die Folge davon 
war eine völlige Unklarheit ihrer Rechtsſtellung. Wenn es ſich 
um Regelung beamtenrechtlicher Fragen handelte, ſo geſchah dies 
durch Verordnungen des Miniſters des Außern und Entſchließun⸗ 
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gen des Monarchen, die von Ungarn ſtillſchweigend hingenommen 
wurden. Ein Wuſt ungeklärter und unklärbarer Fragen ent⸗ 
ſtand, die lähmend auf die gemeinſame Verwaltung wirkten. 
Sie alle zu erörtern, wäre ein Buch für ſich. Nur kurz ſei er⸗ 
wähnt, daß es, da es kein Rechtsſubjekt „Oſterreich⸗Ungarn“, 
auch kein Eigentum der Monarchie gab. Im Leben der Ber: 
waltung konnten dieſe Grundſätze natürlich nicht feſtgehalten 
werden und man war gezwungen, zu Fiktionen und verſtiegenen 
Auslegungen zu greifen, denn das Leben kümmerte ſich um die 
magyariſchen Staatsrechtstheorien nicht. 

So kam es, daß die Monarchie bis in die jüngſte Zeit nicht 
einmal ein Wappen hatte. In der gemeinſamen Armee wurde 
der alte öſterreichiſche Adler geführt, was begreiflicherweiſe jahre⸗ 
lange Kämpfe mit Ungarn zur Folge hatte. Wenn auch der 
ungariſche Standpunkt, öſterreichiſche Embleme für gemeinſame 
Einrichtungen abzulehnen, berechtigt war, ſo machte die unga⸗ 
riſche Aufſaſſung, daß es keinen Oberſtaat gebe, es lange Jahre 
hindurch unmöglich, ein für beide Staaten gemeinſames Symbol 
zu finden. Erſt in der harten Not des Krieges — im Jahre 
1916 — gelang es durch Jahrzehnte geſchulter Spitzfindigkeit 
ein gemeinſames Wappen zu erfinden, das nach langen Verhand— 
lungen die Zuſtimmung Ungarns fand. Es iſt nicht zu leugnen, 
daß — wenn man ſich einmal bereits auf dieſen Boden begeben 
hatte — die Löſung ſehr geſchickt war. Und da dieſe Löſung be— 
zeichnend iſt für das Zuſammenleben der beiden Staaten, will 
ich es näher beſchreiben. 

Zwei gleich große Wappen — das öſterreichiſche und das 
ungariſche — ſtehen getrennt nebeneinander. Zwiſchen beiden 
ſchwebt, mit dem Schild die Ränder der Schilder der beiden 
Staatswappen leicht über deckend, ein kleines Wappen, das Wap- 
pen des Herrſcherhauſes. Damit ſollte zum Ausdruck gebracht 
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werden, daß die beiden Staaten vollkommen getrennte ſelb⸗ 
ſtändige Individualitäten ſind, und lediglich das Herrſcherhaus 
das Bindeglied zwiſchen ihnen iſt, was übrigens der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Wahrheit nicht vollkommen entſpricht, da die Verbindung 
ja keine reine Perſonalunion iſt. Wenn nun auch der obere 
Schildrand des kleinen Wappens die Schildränder der Staats- 
wappen überragt, ſo liegt doch infolge der Kleinheit des Wappens 
die Krone auf dem Herrſcherwappen tiefer, als die Kronen auf 
den Staatswappen. Damit ſoll in ausgeklügelter Weiſe der 
Glaube verhindert werden, daß etwa das Herrſcherhaus über 
den beiden Staaten ſtehe und ihm gleichſam die Rolle des grund- 
ſätzlich geleugneten Oberſtaates zugewieſen wäre. Ein Zuge⸗ 
ſtändnis an die Gemeinſamkeit iſt das unter den Wappen lau⸗ 
fende Band mit dem an die pragmatiſche Sanktion anknüpfen⸗ 
den Spruch „Indivisibiliter ac inseparabiliter“, ein Spruch, 
der freilich feine Bedeutung raſcher verloren hat, als die geift- 
reichen Erfinder des Wappens geahnt haben mögen. 

Was alles in der Monarchie zum Problem werden konnte, 
zeigte das von Kaiſer Franz Joſef geſtiftete Kriegskreuz für 
Zivilverdienſte. Es ſollte als Auszeichnung für Verdienſte 
dienen, die im Kriege ſich zivile Perſonen erworben haben, und 
in beiden Staaten verliehen werden. Über ein Jahr — mitten 
im Kampfe ums Leben der Monarchie — wurde zwiſchen beiden 
Staaten über die Farbe des Bandes verhandelt, an dem das 
Kreuz zu tragen wäre. Beiden gemeinſame Wappenfarben gab 
es nicht. Ein Band, zuſammengeſetzt aus den Farben beider 
Staaten — ſchwarz⸗gelb⸗rot⸗weiß⸗grün — war denn doch, ſelbſt 
für öſterreichiſch-ungariſche Begriffe, zu bunt. Gegen die Ver— 
wendung der habsburgiſchen Hausfarben — der naheliegendſte 
Ausweg — war Ungarn. Es beſtand die Gefahr, daß das Kreuz 
überhaupt nicht zur Verleihung kommt und erweckte Hoff— 
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nungen ein frühes Grab finden. Da rettete ein findiger Kopf 
die Situation, indem er — das Ei des Kolumbus — den Ge⸗ 
danken ausſprach: ja muß denn das Kreuz überhaupt ein Band 
haben? Und ſo wurde das Kreuz zum Steckkreuz, das ohne 
Band wie ein Stern an der linken Bruſtſeite getragen wird. 
Die Löſung war um ſo erfreulicher, als ſie nicht allein alle 
ſtaatsrechtlichen Schwierigkeiten mit einem Schlage erledigte, 
ſondern auch die Freude der Kreuzbeſitzer weſentlich erhöhte, da 
das Kreuz nunmehr viel prunkvoller ausſah, als zu erwarten 
war. Es erfüllte mich mit ſtiller Heiterkeit, wenn nachträglich, 
als ſich der Kreuzregen in mächtigen Strömen über die Erblande 
ergoß, von Uneingeweihten die verſchiedenſten Deutungsver⸗ 
ſuche — Gleichſtellung mit der erſten Klaſſe des deutſchen 
eiſernen Kreuzes, außerordentlich hohe Wertung des Kriegs⸗ 
kreuzes ſeitens des Monarchen uſw. —, über die Frage ent⸗ 
wickelt wurden, warum das Kriegskreuz nicht an einem Bande, 
ſondern als Steckkreuz zu tragen ſei. 

Dieſe wenigen Beiſpiele zeigen, zu welchen unleidlichen Ver⸗ 
hältniſſen das Zuſammenleben der beiden Staaten führte. Sie 
waren auch unvermeidlich, denn der Dualismus wollte Unmög— 
liches. Beide Staaten ſollten nach der ungariſchen Auffaſſung 
vollkommen bis in die kleinſten Einzelheiten hinein ſelbſtändig 
und unabhängig ſein. Jede Gemeinſamkeit ſollte ausſchließlich 
Vertragscharakter haben, ſollte freie, vollkommen privatrechtlich 
gedachte Vereinbarung ſein, wie denn die ungariſche Denkweiſe 
überhaupt keine organiſche Staatsauffaſſung kennt. Für ſie 
war der König nicht Staatsorgan, ſondern Vertragsteil. Es 
war ein ſtändiges Verhandeln zwiſchen Nation und König, deſſen 
Ergebnis, wenn eine Einigung zuſtande kam, immer — ſelbſt 
nach der offiziellen Ausdrucksweiſe — ein „Pakt“ war. Dieſe 
Auffaſſung kam in der ganzen ungariſchen Geſetzesſprache mit 
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ihrer üblichen Vermengung von Motiven, hiſtoriſchen Betrad- 
tungen und Normen im Geſetzeswortlaute zum Ausdrucke. Zu 
einer modernen Staatsauffaſſung hat ſich Ungarn niemals durch⸗ 
gerungen. Es war immer die in einer Herrenſchichte verför- 
perte Nation, die mit ihrem König nach mittelalterlichen Me⸗ 
thoden um die Macht rang. 

Auf dieſer Grundlage war natürlich ein ruhiges Zu— 
ſammenleben der beiden Staaten nicht möglich. Bei der auch 
von ungariſcher Seite — manchmal ſtillſchweigend — aner⸗ 
kannten Notwendigkeit einer Verbindung mit Hſterreich, die 
über den Umfang völkerrechtlicher Vereinbarungen hinausgeht, 
war eine vernünftige Form, die beiden Forderungen gerecht wird, 
nämlich vollſte Selbſtändigkeit beider Teile bei gleichzeitiger 
Verbindung zu gemeinſamen Intereſſen, eben nicht zu finden. 
Die nächſtliegende Frage iſt freilich, warum beide Staaten ſich 
nicht in einem gemeinſamen Oberſtaate zuſammenfanden, in 
dem ihre Sonderperſönlichkeiten die beſte Sicherheit gefunden 
hätten. Durch freie Vereinbarung hätte die Form und 
der Wirkungskreis des Oberſtaates geregelt werden können. 
Die auf die notwendigen Gemeinſamkeiten beſchränkte Souverä- 
nitästsminderung, die jeder Staat dadurch erlitten hätte, hätte 
keinen getroffen, weil ſie in gleicher Weiſe beide getroffen und 
ſich dadurch wettgemacht hätte. Rechtliche Formen hätten ſich 
leicht finden laſſen, zumal die öſterreichiſchen Völker niemals 
das Beſtreben gezeigt hatten, die ungariſche Selbſtändigkeit an⸗ 
zutaſten. Man war bei uns froh, wenn man ſich der ungariſchen 
Übergriffe erwehren konnte. Auf Eroberungen war man nicht 
erpicht. Bei einer klaren Abgrenzung der Machtbereiche der 
beiden Staaten untereinander und dem Oberſtaate gegenüber 
wäre der größte Teil der Reibungsfläche verſchwunden und ein 


gedeihliches Zuſammenleben zum Vorteile beider, ſich in dieſer 
Kleinwaechter, Untergang der Oeſierreich.⸗ungar. Monarchie 
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Beziehung ſehr günſtig ergänzenden Staaten möglich geweſen. 
Verſtändige Ungarn, die über den nächſten Tag hinausdachten, 
ſahen das auch ein. Solchen Gedanken aber ſtand als unüber⸗ 
windliches Hindernis das Mißtrauen gegenüber. 

Wenn ich früher geſagt habe, das Weſen des Ausgleiches 
ſei nur zu verſtehen, wenn man dieſes Mißtrauen Ungarns kennt, 
ſo iſt das nicht eine bloße Randbemerkung, ſondern die Hervor⸗ 
hebung des alles entſcheidenden Umſtandes. Daß die öſter⸗ 
reichiſchen Völker nicht die Abſicht hatten, Ungarn, wie Erz⸗ 
herzog Franz Ferdinand ſich ausdrückte, wieder einmal zu er⸗ 
obern, wußten die Ungarn. Das Mißtrauen richtete ſich auch 
gar nicht gegen Oſterreich, ſondern gegen den Monarchen, und 
zwar gegen Franz Joſef. Und dieſes Mißtrauen war, das muß 
jeder vorurteilsfreie Kenner der Geſchichte zugeben, berechtigt. 
Dazu kam noch, daß in Öfterreich — trotz allen inneren Kämpfen 
— die Macht des Monarchen über die Wege der Politik ungleich 
größer war, als in Ungarn. Ungarn wußte, daß der Monarch 
in einer Angriffspolitik gegen Ungarn in Oſterreich nicht 
allein ſtehen würde, da er über genügende Mittel verfügte, 
Oſterreich auch gegen die wirkliche öffentliche Meinung in 
dieſe Politik mit hinein zu ziehen. Die jüngſten Veröffent⸗ 
lichungen des öſterreichiſchen Rotbuches über den Kriegs⸗ 
ausbruch zeigen deutlich, wie wenig die öſterreichiſchen Völker 
mitzureden hatten, wenn es darauf en ohne fie Entſchei⸗ 
dungen zu treffen. 

Dieſes Mißtrauen war von einer Stärke und Verbreitung 
im ungariſchen Volke, von dem ſich der Fernſtehende kaum eine 
Vorſtellung machen kann. Es erfüllte alles, was ungariſch 
dachte, Männer, ebenſo wie Frauen und Kinder. Man wird 
kaum ein Land finden, wo die Kenntnis der entſcheidenden ftants- 
rechtlichen Fragen in allen Schichten ſo verbreitet war, wie in 
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Ungarn. Ein kleines Beiſpiel, an ſich nichts Beſonderes, aber 
in ſeiner Art höchſt bezeichnend, mag das zeigen. 

Eine ungariſche Dame, einer Familie entſtammend, die 
durch zwei Menſchenalter bereits enge Beziehungen mit meiner 
Familie verbanden, ſandte nach einem Beſuche in Wien aus 
ihrer Heimat an meinen älteſten Jungen — damals ein Knabe 
von 4 Jahren — eine Anſichtspoſtkarte, auf der die königliche 
Burg in Budapeſt dargeſtellt war. Auf der Karte ſchrieb ſie: 
„Dies iſt das Schloß, in dem Dein Kaiſer wohnt, wenn er nach 
Ungarn kommt, um als König zu regieren.“ 

Das Nächſtliegende wäre geweſen — noch dazu bei einer 
Karte an ein Kind — „Das iſt das Schloß, wo der Kaiſer 
wohnt, wenn er nach Ungarn kommt.“ 

Aber nein. Es handelte ſich um eine ſtaatsrechtliche Frage. 
Franz Joſef iſt Kaiſer nur vom Standpunkte meines Jungen. 
Von ihrem Standpunkte gibt es keinen Kaiſer, ſondern nur 
einen König. Das Wort Kaiſer kann daher nicht verwendet 
werden. Ihn nur König zu nennen, wäre eine Nichtanerkennung 
des berechtigten öſterreichiſchen Standpunktes und eine Ver— 
letzung der ſtaatsrechtlichen Gefühle meines Jungen geweſen, 
die, beſonders bei den nahen Beziehungen, vermieden werden ſoll— 
ten. Und fo kam — ſichtlich nach reiflicher Überlegung — ein 
Satz zuſtande, der dem ſtaatsrechtlichen Verhältnis zwiſchen 
Oſterreich und Ungarn voll Rechnung trug. 

Aus dieſem Mißtrauen iſt der Dualismus geboren. Es 
genügte aber nicht, daß alle Punkte des Vertrages von ihm 
erfüllt waren. Um ſeinen Beſtand zu ſichern, mußte man weiter 
auf der Hut bleiben, mußte ängſtlich wachen, daß nicht ein 
Stäubchen verſchoben werde, das die Lage auch nur im geringſten 
ändern könnte, denn man kannte den anderen Vertragsteil und 
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Steinchen von dem kaum errichteten Bau ſorgſam abzutragen. 
Die Folge davon war, daß das Mißtrauen, das bei der Schaf⸗ 
fung des Dualismus Pate geſtanden, dauernd das Verhältnis 
zwiſchen Oſterreich und Ungarn vergiftete. Alle Verhandlungen, 
die zwiſchen den beiden Staaten geführt wurden, und mag es 
ſich um die gleichgültigſten Fragen gehandelt haben, wurden zu 
ſtaatsrechtlichen Problemen, denn überall witterte Ungarn einen 
Vorſtoß gegen ſeine Selbſtändigkeit. Bei den immer wieder⸗ 
kehrenden Ausgleichsverhandlungen ſtanden ſich die Parteien wie 
Roßtäuſcher gegenüber. In jedem Vorſchlage, in jedem Worte 
wurde eine Falle vermutet. Nahm ein Teil einen Vorſchlag 
raſcher an, als erwartet wurde, ſo erfüllte das den anderen Teil 
geradezu mit Schrecken, denn er hielt ſich für überliſtet und er 
ſpähte ängſtlich nach allen Seiten aus, wo denn der Hereinfall 
ſein könnte. War man endlich einig, ſo wiederholte ſich das 
Spiel bei der Formulierung der Vereinbarung. Jedes Wort 
wurde hin⸗ und hergewendet, denn jeder war darauf gefaßt, daß 
der andere beſtrebt ſein werde, noch im letzten Augenblicke durch 
geſchickte Wortfaſſung den Vertragsgegner zu übervorteilen. 
Die weitere Folge war, daß Ungarn, von tiefſtem Mip- 
trauen erfüllt, mit feinen Methoden nicht bei der bloßen Wah— 
rung feiner Rechte halt machte. Es iſt pſychologiſch erklärlich, 
daß man ſich dieſer Waffen — einmal an ihren Gebrauch ge— 
wohnt — nun nicht mehr bloß zur Abwehr, ſondern auch zum 
Angriff bediente, denn Ungarn war bald zur Erkenntnis ge— 
kommen, daß die beſte Verteidigung der Angriff iſt. Je mehr 
ſich Ungarn in ſeiner Selbſtändigkeit geſichert fühlte, deſto mehr 
ging es darauf aus, ſich über das Maß feiner Sicherheit Öfter- 
reich gegenüber Vorteile zu verſchaffen. Schließlich kam es 
auf den Standpunkt, in jeder politiſchen Schwächung Öfter- 
reichs eine Stärkung feiner eigenen Stellung zu erblicken. Da⸗ 
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bei kam Ungarn die jahrzehntelange Schulung in den Methoden 
ſpitzfindiger, ſchlauer Verhandlungen zuftatten, die es geradezu 
zu einer Meiſterſchaft entwickelte, und denen die öſterreichiſchen 
Unterhändler nicht gewachſen waren. 

Es würde zu weit führen, hier alle Spitzfindigkeiten zu 
ſchildern, mit denen Ungarn ſeine wirklichen und vermeintlichen 
Anſprüche durchzuſetzen beſtrebt war. Es entwickelte ſich hierbei 
eine beſondere magyariſche Logik, an der jede vernünftige Ein⸗ 
wendung ſcheiterte. Als Beiſpiel dieſer Denkungsweiſe will 
will ich nur einen Schriftſteller, nämlich Marczali anführen. 

Wenn ich dieſen Autor anführe, ſo geſchieht es aus dem 
Grunde, weil es ſich bei ihm nicht um irgendeinen Schreiber 
handelt, der in irgendeinem Schriftwerk feine verſtiegenen An- 
ſichten kundgibt, ſondern um einen ungariſchen Hochſchullehrer, 
deſſen Werk als Band XV Oder bekannten, von den deutſchen 
Gelehrten Huber, Jellinek, Laband und Piloty herausgegebenen 
Sammlung „Das öffentliche Recht der Gegenwart“ unter dem 
Titel „Ungariſches Verfaſſungsrecht“ (Tübingen 1911) er⸗ 
ſchienen iſt und damit den Anſpruch erhebt, eine wiſſenſchaftliche 
Darſtellung des ungariſchen Staatsrechtes zu ſein. 

Marczali ſpricht davon, daß das ungariſche Staatsrecht recht- 
lich nicht bloß die tatſächlich unter der Herrſchaft der ungariſchen 
Krone ſtehenden Gebiete umfaßt, ſondern auch alle jene Ge— 
biete, auf die die Krone Anſprüche beſitzt. Der König ſei durch 
ſeinen Eid verpflichtet, „die zurückerworbenen oder mit Gottes 
Hilfe zu erobernden Teile des Reiches dieſem einzuverleiben“. 
Aus dem Umſtande, daß im Titel des ungariſchen Königs auch 
die Königreiche Bosnien, Serbien, Bulgarien, Kumanien (das 
heutige Rumänien) und Galizien und Lodomerien vorkommen, 
leitet er das Recht Ungarns auf dieſe Länder ab. Da die Wirf- 
lichkeit aber ſich um magyariſche Staatsrechts⸗Theorien nicht 
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gekümmert hat und ungariſche Anſprüche auf die ſelbſtändigen 
Staaten Serbien, Bulgarien und Rumänien kaum mehr als 
einen Heiterkeitserfolg erzielt hätten, ſieht ſich Marczali ver⸗ 


anlaßt, die ungariſchen Anſprüche auf dieſe Staaten aufzugeben. 


Hingegen gibt er den Anſpruch auf das damalige öſterreichiſche 
Kronland Galizien und Lodomerien nicht auf und fordert dieſe 
Gebiete für Ungarn. Hierbei kommt er freilich mit der Ge⸗ 
ſchichte und mit dem mit Oſterreich geſchloſſenen Ausgleich in 
Konflikt, der dieſes Land als öſterreichiſches Gebiet anerkennt. 
Hier gibt es ſcheinbar keinen Ausweg. Aber die maghariſche 
Logik findet ihn, indem Profeſſor Marezali auf Seite 29 ſeines 
Werkes wörtlich ſagt: 

„Dagegen hat Ungarn nie auf Galizien und Lodomerien 
rechtlich verzichtet, trotzdem es 1867 dieſe Königreiche als öſter⸗ 
reichiſche Kronländer anerkannte.“ 

Alſo: Ungarn „anerkannte“ (ſollte richtig deutſch lauten 
„anerkannt hat“) 1867 zwar Galizien und Lodomerien als 
öſterreichiſche Länder, trotzdem hat es aber nie auf dieſe Länder 
„rechtlich verzichtet“. 

Hier gibt es nur zwei Möglichkeiten: entweder iſt der ganze 
Satz ein Unſinn, oder er ſoll ausdrücken, daß die ungariſche An⸗ 
erkennung von maßgebender ungariſcher Seite als rechtlich wert— 


los bezeichnet wird. Beide Löſungsmöglichkeiten find nicht ge- 


rade ſchmeichelhaft für die ungariſche Auffaſſung. 

Dem fernſtehenden Leſer wird natürlich die Verſchiedenheit 
in der Auffaſſung der Anſprüche auf Serbien, Bulgarien und 
Rumänien einerſeits und auf Galizien und Lodomerien anderer— 
ſeits auffallen und er wird fragen: warum werden nicht alle dieſe 
Länder von der gleichen mütterlichen magyariſchen Logik umfaßt. 

Der Grund iſt folgender: Die ungariſche Anerkennung Ser- 
biens, Bulgariens und Rumäniens als ſelbſtändige Staaten 
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zu verneinen und Anſprüche auf fie zu erheben, kann ſchließlich, 
wenn man den Verſtand nicht ganz verliert, doch nicht laut aus⸗ 
geſprochen werden. Anders iſt es jedoch bei Galizien und Lodo— 
merien. Ungarn hat dieſe Gebiete zwar nie ernſtlich gefordert. 
Es wäre auch äußerſt unangenehm berührt geweſen, wenn Hſter— 
reich fie ihm geſchenkt hätte, denn damit wäre eine für die Ma- 
gyaren verhängnisvolle Stärkung des Slaventums in Ungarn 
eingetreten. Die gleichen Gründe hielten Ungarn ab, ihre An 
ſprüche auf Dalmatien und Bosnien-Herzegowina mit Nach— 


druck zu verfolgen. Aber es handelte ſich gar nicht darum, Ga- 


lizien und Lodomerien wirklich zu bekommen. Der Anſpruch auf 
dieſe Gebiete wurde nicht aufgegeben, weil er trotz feiner mangel⸗ 
haften Begründung immerhin einen Anſpruch gegen Oſterreich 


darſtellte, den man ſich einmal abkaufen laſſen konnte. Man 


konnte nie wiſſen, wie ſich die politiſchen Verhältniſſe geſtalten. 
Der Anſpruch war ein Vergleichsgegenſtand, mit dem man ge 
gebenenfalls, in einem Streite mit Öfterreich, zahlen konnte. 
Dieſes Beiſpiel iſt nur eines von vielen für die magyariſche 
Art, planmäßig für die fernſte Zukunft und ihre Möglichkeiten 
vorzubauen, einerlei, ob man damit bei Wahrheit und Logik blieb. 
Das Hauptziel war der magyariſche Vorteil, dem ſich alles, 
ſelbſt die Geſetze des Denkens, unterzuordnen hatten. 

Dieſer Zuſtand geſtaltete alle Verhandlungen mit Ungarn 
zu qualvollen, zeitraubenden Unternehmungen, die rieſige Kräfte 
höchſt unwirtſchaftlich aufſaugten und die beiden Staaten niemals 


zur Ruhe kommen ließen. Vollauf damit beſchäftigt, wie es 


Oſterreich übervorteilen kann, hatte Ungarn keinen Blick mehr 
für die drohenden Wolken, die ſich am politiſchen Horizonte zu⸗ 
ſammenballten. Es ging verſtändnislos an ſeinen inneren Fra⸗ 
gen vorbei, von deren Löſung ſein Leben abhing. Der Krieg hat 
ſie durch eine Kataſtrophe gelöſt. Aber die Löſung wäre Un⸗ 
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garn, auch wenn es nicht zum Kriege gekommen wäre, nicht er⸗ 
ſpart geblieben. Wie wenig Verſtändnis dafür in Ungarn be⸗ 
ſtand, beweiſt folgendes. 

Ein verehrter älterer Freund vereinigte öfters in ſeinem 
Junggeſellenheim eine Reihe von Herren in zwangloſen Aben⸗ 
den. Bei einem ſolchen Abende war mein Nachbar bei Tiſche 
einer der bekannteſten ungariſchen Geſchichtsſchreiber. Ich hatte 
ihn bisher perſönlich nicht gekannt und bei der Vorſtellung den 
Namen überhört. Er ſprach ohne jeden mundartlichen Anklang 
deutſch, ſo daß ich niemals auf den Gedanken gekommen wäre, 
einen Ungarn vor mir zu haben. Im Verlaufe des Mahles 
entſpann ſich ein politiſches Geſpräch zwiſchen uns, in dem ich 
unverhohlen meine Meinung über die verfehlte, ja ſelbſtmörde⸗ 
riſche Politik Ungarns äußerte. Er verteidigte die ungariſche 
Politik auf das überzeugteſte. Nur durch die magyariſche Vor⸗ 
herrſchaft ſei Ungarn ſtark geworden, nur ſo ſei es zu erhalten. 
Dieſe Herrſchaft zu erhalten, hätten die Magyaren nicht nur das 
Recht, ſondern auch die Kraft. Ich ſah, daß hier eine Ver⸗ 
ſtändigungsmöglichkeit fehlte und ſchloß meine Außerungen mit 
der Bemerkung, daß die magyariſche Vorherrſchaft auf die 
Dauer nicht zu erhalten ſei und Ungarn über kurz oder lang 
vor den gleichen inneren politiſchen Fragen ſtehen werde, wie 
wir. Es werde dieſe Fragen entweder im Geiſte der Vernunft 
und der Gerechtigkeit löſen oder an ihnen zugrunde gehen. Mein 
Nachbar erwiderte ziemlich erregt noch einiges. Die Tafel wurde 
aufgehoben. Als ich den Namen meines Tiſchnachbars erfuhr, 
ging ich auf ihn zu und bat ihn wegen der Offenheit, mit der 
ich meine Anſichten geäußert hatte, mit der Bemerkung um 
Entſchuldigung, daß ich, wenn ich gewußt hätte, einen Ungarn 
vor mir zu haben, dieſes Geſpräch überhaupt nicht oder wenig— 
ſtens nicht ſo unverblümt geführt hätte. Er hatte ſich inzwiſchen 
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beruhigt und verſicherte mir, daß es für ihn, obwohl er meine 
Auffaſſung der Dinge nicht teile, ſehr feſſelnd ſei, auch gegen- 
teilige Meinungen zu hören. Sie ſeien bezeichnend für die irrige 
Art, wie in Oſterreich über Ungarn gedacht werde uſw. 

Wenn nun ein Mann, zu deſſen Beruf es gehört, die poli- 
tiſchen Zuſammenhänge zu erkennen, ſo denkt, ſo kann man ſich 
eine Vorſtellung davon machen, wie es in den Köpfen der an⸗ 
deren ausſah. 

Mit der Schaffung des Dualismus war die innere poli— 
tiſche Teilung der Monarchie in zwei Staaten gegeben. Sie war 
von bedeutungsvollen Folgen für das begleitet, was ich den 
Staatsgedanken genannt habe. Ungarn entwickelte nunmehr 
auch von amtswegen ſeinen eigenen Staatsgedanken. 

Bei dem Zuſammenhange, den die beiden Staaten trotz 
der Trennung noch hatten, wäre natürlich eine völlig getrennte 
Entwicklung des Staatsgedankens in Oſterreich und in Ungarn 
ſinnlos geweſen. Mochte man auch noch ſo ſehr das Recht 
jedes der beiden Staaten anerkennen, ſich ſeine eigene Vor— 
ſtellung von der für ihn geeignetſten Lebensform zu machen, 
zuſammenhanglos konnten dieſe beiden Vorſtellungen nicht fein. 
An dieſer Erkenntnis ſind auch die Schöpfer des Dualismus 
nicht vorbeigegangen und ſie haben gewiſſermaßen gemeinſame 
Richtlinien für die nunmehr getrennte Entwicklung des Staats— 
gedankens in Oſterreich und in Ungarn entworfen, die, ihrer 
Meinung nach, die Selbſtändigkeit der Teile und gleichzeitig 
den Beſtand der gemeinſamen Monarchie ſichern ſollten. Dieſe 
Richtlinien waren gleichſam der politiſche Inhalt des Dualismus. 

Hier ſind wir an einem Scheidewege angelangt, der ent⸗ 
ſcheidend war für das Schickſal der Monarchie. Daß die Mon- 
archie den von den Schöpfern des Dualismus gewählten Weg 
gegangen iſt, ſollte ihr Verhängnis werden. 
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Der Kern des politiſchen Inhaltes des Dualismus läßt 
fi ſchematiſch in die Worte zuſammenfaſſen: In Hſterreich 
Vorherrſchaft der Deutſchen, in Ungarn Vorherrſchaft der Ma⸗ 
gyaren. Im Innern vollſte Selbſtändigkeit. Regelung der 
gemeinſamen Fragen durch Vereinbarung zwiſchen den beiden 
führenden Nationen. So glaubte man ſowohl die innere Selb⸗ 
ſtändigkeit der beiden Staaten als auch die Monarchie am 
beſten geſichert und war befriedigt über die nach langen bittern 
Kämpfen gefundene Löſung. Man ſtellte ſich die weitere Ent⸗ 
wicklung der Monarchie nun ſo vor, daß die beiden Staaten, 
nunmehr von dem aufreibenden inneren Kampfe befreit, unter 
der Führung der Deutſchen und Magyaren der Ausgeſtaltung 
ihrer wirtſchaftlichen Kräfte leben und infolge der inneren Er⸗ 
ſtarkung ſich jenen Platz in Mitteleuropa wieder erobern werden, 
der ihnen nach Größe und geſchichtlicher Überlieferung zukommt. 
Durch die ſich ſchließlich zu einem Bündniſſe verdichtende An⸗ 
näherung an Deutſchland follte der Halt im europäiſchen Groß⸗ 
mächteſyſtem verſtärkt und die Monarchie mit ihrem nun 
nach Südoſten gewendeten Antlitz zu einer maßgebenden Macht 
in der Politik des europäiſchen Oſtens werden. Dieſe Löſung 
ſchien auch am beſten den Vorteilen des Herrſcherhauſes zu 
entſprechen. Wenn auch ihr Herz nicht ganz bei der Sache war 
— die Ausſchaltung aus der deutſchen Politik wurde den Hohen⸗ 
zollern niemals verziehen — hier ſchien doch die Möglichkeit 
gegeben, den Glanz des Hauſes wenigſtens einigermaßen zu 
erhalten und, wenn auch in verkleinertem Maßſtabe, Herrſcher 
einer Großmacht zu bleiben. Man hatte jedoch die Rechnung 
ohne den Wirt — die Nationen — gemacht und den ganzen 
Plan auf Vorausſetzungen aufgebaut, die auf die Dauer nicht 
haltbar waren. 

Mit Rückſicht auf dieſe Geſtaltung der inneren Politik der 
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Monarchie ergibt ſich nunmehr die Notwendigkeit, den weiteren 
Verlauf der Dinge in den beiden Staaten geſondert zu be 
trachten. Beide Teile hatten nun ihre geſonderten Staatszwecke 
und damit ihre geſonderte innere Politik. Freilich beeinflußten 
ſich beide getrennten Entwicklungen gegenſeitig — gerade das 
Über ſehen dieſer wechſelſeitigen Beeinfluſſung hat traurige Fol- 
gen gehabt —; es müſſen daher ſtets auch die Fäden im Auge 
behalten werden, die ſich hin und her ſpinnen. Trotzdem aber 
oder gerade weil in beiden Staaten das Beſtreben beſtand, dieſe 
Scheidung ſelbſt über das in der Logik der Tatſachen begründete 
Maß zu erhalten, rechtfertigt ſich dieſer Vorgang. Aus Zwed- 
mäßigkeitsgründen und weil ſich die Entwicklung in Ungarn 
verhältnismäßig geradliniger und darum auch deutlicher ab- 
ſpielte, beginne ich mit Ungarn. 

Die Magyaren — ich ſage abſichtlich Magyaren und nicht 
Ungarn — hatten ihr Ziel erreicht. Sie waren in dem Kampfe 
um ihre Selbſtändigkeit mit dem Herrſcherhauſe Sieger ge 
blieben. Nunmehr handelte es ſich darum, ihr Haus, in dem 
ſie jetzt nach Belieben ſchalten und walten konnten, ihren Zwecken 
entſprechend einzurichten. Zunächſt war ihr Beſtreben darauf 
gerichtet, den über das Herrſcherhaus errungenen Sieg aus— 
zugeſtalten und zu ſichern. Die Arbeit nahm einen großen Teil 
ihrer Kräfte in Anſpruch. Gleichzeitig aber mußte, um dieſe 
Arbeit überhaupt möglich und erfolgverſprechend zu machen, die 
magyariſche Vorherrſchaft gefeſtigt und geſichert werden. Das 
war nur in der Weiſe möglich, daß die nichtmagyariſchen Na⸗ 
tionen Ungarns in einem Zuſtande erhalten wurden, der einen 
erfolgreichen Widerſtand gegen die magyariſche Politik unmög⸗ 
lich machte. Das war der neue ungariſche Staatsgedanke. 

Wenn man davon abſieht, daß dieſer Staatsgedanke keine 
Ausſicht auf dauernde Verwirklichung hatte, fo muß doch zu. 
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gegeben werden, daß die Magyaren in ſeiner Verfolgung mit 
uner ſchütterlicher Folgerichtigkeit vorgingen. 

Zunächſt mußte das Wahlrecht in die Volksvertretung ſo 
geſtaltet werden, daß eine maghariſche Mehrheit unter allen 
Umſtänden geſichert blieb. Die Minderheit des magyariſchen 
Volkes, das nach ſeiner eigenen ſehr zweifelhaften Statiſtik 
und trotz zahlreichen Überläufern aus den Lagern der anderen 
Nationen — die natürlich bei einer Wendung des Geſchickes ſo⸗ 
fort wieder abgefallen wären — in Ungarn bloß 48,1 9% der 
Geſamtbevölkerung betrug, durfte keinen politiſchen Ausdruck 
finden. Natürlich genügte zur Verwirklichung dieſer Abſichten 
die Wahlordnung allein nicht. Es mußten noch Wahlverfahren 
hinzutreten, die weitere Berichtigungen an dem ſonſt zu erwar⸗ 
tenden Wahlergebniſſen vornahmen. Es entſtand jenes Vor⸗ 
gehen bei der Durchführung von Wahlen, das mit allen Mitteln 
arbeitete und in ſeiner Art eine gewiſſe traurige Berühmtheit 
erlangt hat. Man urteilt ganz falſch, wenn man den Wider⸗ 
ſtand der herrſchenden magyariſchen Kreiſe gegen eine gerechte 
Wahlreform verurteilt. Nicht dieſer Widerſtand iſt zu ver 
urteilen, ſondern der ungariſche Staatsgedanke, denn, wenn man 
ihn gelten läßt, dann muß man auch die Mittel zu ſeiner Ver⸗ 
folgung gelten laſſen. Ohne Sicherung eines entſprechenden 
Wahlergebniſſes war der ungariſche Staatsgedanke nicht haltbar. 

Ein weiteres Mittel war die Feſtlegung der magyariſchen 
Sprache als Staatsſprache. Damit war jeder ungariſche 
Staatsbürger, einerlei, welcher Nation er angehörte, gezwungen, 
wenn er über den allerbeſcheidenſten Rahmen einfachſter Lebens- 
haltung hinauskommen wollte, die magyariſche oder, wie ſie in 
richtiger Folgerung des herrſchenden Grundſatzes genannt wurde, 
die ungariſche Sprache vollkommen zu beherrſchen. 

Die ſelbſtverſtändliche Folge der verfaſſungsmäßigen Feſt⸗ 
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legung der ungariſchen Sprache als Staatsſprache war die Ma⸗ 
ghariſierung der Schule. Nur durch fie konnte dieſe ver- 
faſſungsmäßige Beſtimmung auch wirkliches Leben werden. Die 
Planmäßigkeit in der Verfolgung dieſer Politik drückt ſich am 
deutlichſten in der Tatſache aus, daß der ungariſche Staat im 
Jahre 1913 — dem letzten Staasthaushaltjahre vor dem Kriege 
— für Volksſchulweſen den Betrag von 67.609 Millionen Kro- 
nen, der öſterreichiſche aber in der gleichen Periode 9.331 Mil⸗ 
lionen Kronen verausgabt hatte!). Oſterreich hatte das Volks⸗ 
ſchulweſen faſt vollſtändig den Gemeinden und Ländern über⸗ 
laſſen, ſo daß der hierfür tatſächlich erforderliche Aufwand nicht 
im Staatsvoranſchlage, ſondern in den Voranſchlägen der Länder 
und Gemeinden erſchien. In Ungarn hingegen waren die Volks⸗ 
ſchulen ſtaatliche Schulen. Ihr Aufwand belaſtete daher den 
Staatsvoranſchlag. Die Folge dieſer Verſchiedenheit des Vor⸗ 
gehens war, daß in Hſterreich die Volksſchule den Nationen 
überlaſſen und damit die volle nationale Entwicklung erſt er- 
möglicht wurde, während in Ungarn die Volksſchule vollſtändig 
in der Hand des magyariſchen Staates blieb, der in ihr über 
ein ausgezeichnetes Mittel zur Magyariſierung der nichtmagya⸗ 
riſchen ungariſchen Jugend beſaß. Berückſichtigt man die klei⸗ 
nere Bevölkerungszahl Ungarns und feine geringere wirtſchaft— 
liche Leiſtungsfähigkeit, ſo gewinnt der Unterſchied zwiſchen den 
beiden Ausgaben, der rein zahlenmäßig ſich wie 1 zu 7 verhält, 
eine noch weitergehende Bedeutung. Es iſt nicht zu leugnen, 
daß Ungarn in ſeiner Sprachenpolitik außerordentliches geleiſtet 
hat. Bis ins 19. Jahrhundert hinein war die Sprache des 
Reichstags und der Behörden die lateiniſche. Die ungariſche 
Sprache führte ein untergeordnetes Daſein. Sie mußte zu 


1) Vergl. Patzauer, Oſterreichs und Ungarns Staatswirtſchaften, Wien 1916, 
S. 62. 
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neuem Leben erweckt werden, um wirklich Staatsſprache zu 
werden. d 

Abgeſehen von dieſen wichtigſten Mitteln, arbeitete der un⸗ 
gariſche Staat mit einer Reihe anderer Mittel an der Magyari⸗ 
ſierung des Landes, die zu ſchildern hier der Raum fehlt. Teils 
waren es geſetzliche Mittel, wie die berühmten grauſamen Straf⸗ 
beſtimmungen über die Aufreizung gegen die ungariſche, das 
heißt magyariſche Nation, über deren Bedeutung Männer faſt 
aller Stände im Kerker nachzudenken Gelegenheit hatten, teils 
waren es die kleinen, kaum wahrzunehmenden Mittelchen der täg⸗ 
lichen Verwaltung, die planmäßig alles Magyariſche förderten 
und alles Nichtmagyariſche unterdrückten. Hierzu kommt noch, 
daß — weſteuropäiſcher Kultur und Sitte doch etwas entrückt 
— die Behörden vor Mitteln nicht zurückſchreckten, die ander⸗ 
wärts ſich niemand anzuwenden getraut hätte. Eine günſtigere 
Behandlung genoß nur das Königreich Kroatien. Seine ver⸗ 
hältnismäßige Stärke und ſeine geſchichtliche Vergangenheit, 
die ihm eine ſelbſtändige Stellung im Verbande „der Länder 
der ungariſchen heiligen Krone“ ſicherten, machten eine Ver⸗ 
gewaltigung unmöglich. Wo es aber anging, ſuchten die Ma⸗ 
gharen ihr Möglichſtes zu tun; die Geſchichte Kroatiens iſt er- 
füllt von Kämpfen mit den Magyaren. Mit welchen Mitteln 
auch hier gearbeitet wurde, zeigt das bekannte — in Öfterreich 
bezeichnenderweiſe beſchlagnahmte — Buch von Seton-Watſon !). 

Natürlich fügten ſich die ungariſchen Nationen der magya— 
riſchen Vorherrſchaft nicht wortlos. Sie ſuchten ſich der Um— 


1) R. W. Seton⸗Watſon, Die ſüdflaviſche Frage im Habsburger Reiche. 
Berlin 1913. Übrigens das erſte Buch, das ſich mit dieſem Problem befaßt. Zur 
Korrektur der in manchen Punkten etwas einſeitigen Darſtellung empfiehlt ſich 
das Werk „Die ſüdſlaviſche Frage und der Weltkrieg“ von L. v. Südland (Deck- 
name). Wien 1918. Es iſt als Gegenſchrift gegen Seton-Watſon gedacht und 
darum auch einſeitig. Die Lektüre beider Werke ermöglicht es aber, die wahre 
Mitte zu finden. 
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klammerung zu erwehren, jedoch vergeblich. Das Magyarentum 
war fo ſtark, fein Gefüge fo kräftig, daß fie gegen den Unter- 
drücker nicht aufkommen konnten. Hierbei kam dem Magyaren⸗ 
tum der Vorteil zugute, daß es mit ſeiner Vorherrſchaft zu einer 
Zeit einſetzte, als die übrigen Nationen noch auf einer niedrigeren 
Kulturſtufe ſtanden, und auf dieſe Weiſe in der Lage war, durch 
planmäßige Hemmung ihres Kulturfortſchrittes die Unter⸗ 
worfenen nicht zu Kräften kommen zu laſſen. So waren die 
Nationen der magyariſchen Vorherrſchaft ausgeliefert. Das 
Herrſcherhaus, das als Helfer der Nationen hätte auftreten 
können, hatte ſich den Magyaren vollkommen verſchrieben. Wohl 
hatten mit der Einführung des Dualismus die Kämpfe zwiſchen 
Ungarn und ihm keineswegs aufgehört. Sie hatten oft die 
ſchärfſten Formen angenommen. Aber es waren Kämpfe zwiſchen 
dem Herrſcherhaus und den die magyariſche Vorherrſchaft füh— 
renden Schichten um die Herrſchaft im Lande oder richtiger, um 
das fortwährende Machterweiterungsſtreben dieſer Schichte. 
Von ihnen blieben die nationalen Fragen Ungarns unberührt, 
denn das Herrſcherhaus glaubte ſich durch die Anerkennung der 
magyariſchen Vorherrſchaft am beſten geſichert. Die Nationen 
überließ es ruhig den Magyaren. Hierbei vergaß es freilich, 
daß es dadurch nicht nur auf das ſtärkſte Mittel gegen das 
in ſeinen Machtkreis immer weiter vordringende Ungarn ver⸗ 
zichtete, ſondern ſich auch die Möglichkeit benahm, den einzigen 
Weg, der zur Schaffung eines lebensfähigen großen Donau— 
ſtaates führte, zu beſchreiten. Durch dieſe vollkommene Ver— 
kennung der Lage hat das Herrſcherhaus nicht nur das Wohl der 
die Monarchie bewohnenden Völker, ſondern auch ſeinen eigenen 
Vorteil zu wahren verſäumt. Erzherzog Franz Ferdinand ſoll 
die Frage erfaßt haben und für eine bundesſtaatliche Umgeftal- 
tung der Monarchie geweſen, aber am Widerſtande des Kaiſers 
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Franz Joſef geſcheitert ſein. Seine Charaktereigenſchaften ließen 
jedoch nicht erwarten, daß ihm, wenn er zur Macht gelangt wäre, 
ein Erfolg beſchieden geweſen wäre. Wir werden in der 
Folge ſehen, daß in Ungarn das Haupthindernis gegen die Lö⸗ 
ſung der Frage gelegen war und daß die Überwindung dieſes 
Hinderniſſes, wenn auch außerordentlich ſchwierig, ſo doch nicht 
außerhalb des Bereiches der Möglichkeit gelegen war. 
Wenn ich von dem Mangel eines Staatsgedankens in der 
Monarchie geſprochen habe, ſo gilt dies bezüglich Ungarns nicht 
in dem Sinne, als hätte Ungarn überhaupt keinen Staatsge⸗ 
danken gehabt. Ungarn hatte ſeit der Einführung des Dualis⸗ 
mus einen Staatsgedanken, den es überdies mit der größten 
Energie und Zähigkeit verfolgte, aber es war ein ungariſcher 
Staatsgedanke, kein Staatsgedanke, der ſich auf die Geſamt⸗ 
monarchie bezogen hätte. Der ungariſche Staatsgedanke erfüllte 
die Gemüter ſo vollkommen, daß für den Gedanken, wie denn 
die Lebensform der beiden Staaten am zweckmäßigſten zu ge⸗ 
ſtalten wäre, kaum mehr Raum blieb. Ganz ſind auch die Ma⸗ 
gyaren nicht an dem Problem vorübergegangen. Aber der un⸗ 
gariſche Statsgedanke hinderte ſie nicht nur infolge ſeiner das 
ganze Denken erfüllenden Stärke, ich könnte ſagen, techniſch, 
ſich mit einem Geſamtſtaatsgedanken zu befaſſen, ſondern die 
Vorausſetzungen des ungariſchen Staatsgedankens waren ſolche, 
daß ſich auf ihnen ein lebensfähiger Geſamtſtaatsgedanke nicht 
aufbauen ließ. Wenn man die Monarchie auf dualiſtiſcher 
Grundlage aufrecht erhalten wollte — ein meiner Anſicht nach 
auf die Dauer vergebliches Beginnen —, ſo wäre dies nur auf 
dieſe Weiſe möglich geweſen, daß jeder der beiden Staaten einen 
eigenen Staatsgedanken verfolgt, dieſe Staatsgedanken aber 
ſo geſtaltet ſind, daß ſie als zwei kleinere Kreiſe in dem großen 
Kreiſe des Geſamtſtaatsgedankens Platz finden. Der ungariſche 
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Staatsgedanke aber, der ſich auf der magyariſchen Vorherrſchaft 
und dem abſichtlichen Nichtſehen der Zahl der in Ungarn wohnen⸗ 
den Nichtmagyaren und ihrer Entwicklungsmöglichkeiten als un⸗ 
umſtößlichen Grundſätzen aufbaute, machte einen großen Ge 
ſamtſtaatsgedanken für Ungarn, wie er früher erörtert wurde, 
von vornherein unmöglich. Der ungariſche Staatsgedanke wäre 
vielleicht — gewiß auch nicht für Dauer — möglich geweſen, 
wenn Ungarn ein vollkommen alleinſtehender Staat geweſen 
wäre. Aber das war Ungarn nicht und wollte es eigentlich auch 
nicht fein. Alle Beſtrebungen Ungarns nach vollſtändiger Los- 
löſung von Öfterreih und Beſchränkung auf eine Perfonalunion 
waren zum großen Teil nur taktiſche Mittel. Sie waren die 
Schreckſchüſſe gegen das Herrſcherhaus. Die einſichtigen unga⸗ 
riſchen Führer wußten nur zu gut, daß die vollkommene Tren⸗ 
nung zunächſt für Ungarn mit den allergrößten Nachteilen ver- 
bunden geweſen wäre und daß in einer Verbindung mit Oſter⸗ 
reich, bei vollſter innerer Selbſtändigkeit, Ungarns ſtaatliches 
Leben am beſten geſichert war. Ich habe ein Eingeſtändnis dieſer 
Erkenntnis von ungariſcher Seite ſelbſt erlebt. 

Als der Streit um die Trennung der gemeinſamen Noten⸗ 
bank am heftigſten tobte und Ungarn eine ſelbſtändige Bank 
mit aller Energie forderte, geſtand mir eine mit den Anſchau⸗ 
ungen der maßgebenden ungariſchen Kreiſe vertraute Perſön— 
lichkeit ein, daß dieſe Kreiſe ſich im Grunde genommen geradezu 
fürchteten, ihre Forderung könnte durchdringen, da ſie genau 
wußten, daß dies den ſchwerſten Schlag gegen den ungariſchen 
Kredit bedeuten und ſofort in den Kurſen der ungariſchen Werte 
feinen Ausdruck finden würde. Dem Herrſcher und den öſter— 
reichiſchen Regierungen blieben dieſe Dinge freilich verborgen. 
Sie wußten nicht, daß ſie Ungarn in die größte Verlegenheit 
gebracht hätten, wenn ſie auf ſeine eee 
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eingegangen wären. Es hat wohl auch in Oſterreich Männer in 
maßgebender Stellung gegeben, die die Situation erkannt haben. 
Aber ſie hatten nicht den Mut, mit ihrer Erkenntnis hervor⸗ 
zutreten. Eine ſolche Perſönlichkeit ſagte mir, als ich ihr dieſen 
Gedanken entwickelte: Damit kann man nicht kommen, dafür 
iſt der Kaiſer abſolut nicht zu haben. 

Unter Feſthaltung des ungariſchen Staatsgedankens — ma⸗ 
gyariſche Vorherrſchaft — war ein Geſamtſtaatsgedanke wenig⸗ 
ſtens für einige Zeit unter der Vorausſetzung möglich, daß in 
Oſterreich ein analoger Staatsgedanke verfolgt wird, nämlich 
gleichfalls Vorherrſchaft einer Nation — der Deutſchen — 
über die übrigen öſterreichiſchen Nationen. In Verfolgung 
dieſer Gedankenkette haben ſich die ungariſchen Schöpfer des 
Dualismus den Geſamtſtaatsgedanken auch ſo vorgeſtellt, daß 
in Ungarn die Magyaren, in Öfterreich aber die Deutſchen die 
Führung haben. Die innerpolitiſche Entwicklung in Oſterreich 
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durchzuſetzen, täglich geringer wurde. Damit fiel freilich die 
unerläßliche Vorausſetzung für den herrſchenden ungariſchen 
Staatsgedanken und den Dualismus. Erwies ſich die Vor⸗ 
herrſchaft einer öſterreichiſchen Nation über die anderen als 
undurchführbar, dann war es unvermeidbar, daß dieſes Er⸗ 
gebnis auch in den Nachbarſtaat hinüberſtrahlte. Das Bei⸗ 
ſpiel der öſterreichiſchen nichtdeutſchen Nationen mußte auf 
die ungariſchen nichtmagyariſchen Nationen wirken. Dieſe 
Wirkung erfuhr überdies noch dadurch eine außerordentliche Ver— 
ſtärkung, daß Angehörige der für Ungarn wichtigſten nichtmagya⸗— 
riſchen Nationen — Südſlawen und Rumänen — in beiden 
Staaten der Monarchie wohnen. Vernünftigerweiſe war nicht 
daran zu denken, daß eine politiſche Entwicklung z. B. der Süd» 
ſlawen in der Richtung der vollen nationalen Autonomie in 
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Oſterreich die Lage der Südſlawen in Ungarn überfehen würde. 
Die führenden Kreiſe in Ungarn ſahen daher der Geſtaltung der 
politiſchen Verhältniſſe in Oſterreich mit offenbarem Unbehagen 
zu. Sonſt ſelbſt⸗ und zielbewußt, bemächtigte ſich ihrer eine 
gewiſſe mit Unwillen gepaarte Unſicherheit. Hier bedrohten 
außerhalb Ungarns ſich abſpielende politiſche Entwicklungen, 
denen nicht beizukommen war, den ungariſchen Staatsgedanken. 
Verſuche, dieſe Entwicklungen zu beeinfluſſen, ſcheiterten an der 
ſtaatsrechtlichen Scheidewand, die die beiden Staaten trennte. 
Sie konnten nur auf Umwegen wandeln und büßten ſchon da⸗ 
durch an Kraft ein. Hier hätte es nur ein Mittel gegeben, näm⸗ 
lich Umſtellung der ganzen ungariſchen Politik oder richtiger das 
Erfaſſen eines neuen ungariſchen Staatsgedankens. Dies hätte 
jedoch eine vollſtändige Umgeſtaltung des gan en magyariſchen 
Denkens notwendig gemacht, wozu den am Steuer ſtehenden 
Kreiſen die innere Kraft gefehlt hat. Zu lange hatten ſie die 
Rolle einer Herrenſchichte geſpielt. Sie waren nicht mehr im⸗ 
ſtande, den Rückweg zu finden. So begnügten ſie ſich denn in 
einer heute unbegreiflichen Verblendung damit, das Problem 
nicht ſehen zu wollen und mit allen Mitteln ihre Herrſchaft ſo— 
lange aufrecht zu erhalten, als es ging. Bei dieſer Sachlage 
kann man alſo mit Recht ſagen, daß in Ungarn ein die ganze 
Monarchie umfaſſender Staatsgedanke fehlte. 

Einen anderen Weg nahm die Entwicklung in Hſterreich. 
Hier iſt es zu einer Vorherrſchaft einer Nation in dem Um⸗ 
fange, wie ſie den Schöpfern des Dualismus vorſchwebte und in 
Ungarn auch verwirklicht wurde, nicht nur nicht gekommen, ſon⸗ 
dern jeder Tag, der verſtrich, ſchwächte die politiſche Stellung 
der im Sinne des Dualismus zur Vorherrſchaft berufenen Na⸗ 
tion, nämlich der Deutſchen. Um dieſen Gang der Entwicklung 


zu verſtehen, müſſen wir weiter zurückgreifen. 
7 * 
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Der eigentliche Schöpfer der Monarchie war, wie ſchon er⸗ 
wähnt wurde, der habsburgiſche Hausmachtgedanke. Der durch 
Heirat, Erbſchaft uſw. gewonnene Beſitz mußte geſichert wer⸗ 
den. Länder mit grundverſchiedenen Völkern, Sprachen und 
Sitten lagen nebeneinander, durch nichts miteinander verbunden, 
als durch die Perſon des Herrſchers. In dieſem Zuſtande lag 
eine außerordentliche Gefahr. Da jeder Teil ein für ſich abge⸗ 
ſchloſſenes Ganzes war und die inneren Hemmungen fchlten, 
die ſonſt Länderzerreißungen erſchweren, war eine Ablöſung ein⸗ 
zelner Teile leicht möglich. Schon der Tod eines Herrſchers 
mit mehreren Nachkommen bedrohte das Ganze immer wieder 
mit dem Zerfall. Sollte der Herrſchaft Dauer geſichert wer⸗ 
den, ſo mußte das Ziel ſein: Verſchmelzung der Teile zu einem 
Staatsganzen. Die Verſchiedenheit der Völker und Sprachen 
verhinderte oder — ſelbſt im günſtigſten Falle — verzögerte 
die Verſchmelzung, wenn die Dinge ſich ſelbſt überlaſſen blieben. 
Hier gab es nur ein Mittel: einheitlich oder mindeſtens nach 
einheitlichen Zielen geſicherte Verwaltung. Von der Zukunft 
konnte man dann das chemiſche Zuſammenwachſen der fo mecha⸗ 
niſch verbundenen Teile erhoffen. Natürlich war das nicht im 
Handumdrehen zu machen. Zunächſt mußte an die Schaffung 
einer entſprechenden Verwaltung gedacht werden. Wir ſehen 
Jahrhunderte von dieſen Beſtrebungen erfüllt. Ihren Höhe⸗ 
punkt erreichten fie unter Joſef II. und in der Zeit der Ne 
aktion nach 1848. 

Wenn man von einer Verwaltung ſpricht, ſo iſt das eine 
Begriffsbildung. Die Wirklichkeit kennt nur Menſchen, die 
die Verwaltung ausüben. Die nächſte Frage war, woher die 
erſorderlichen Menſchen genommen werden ſollten. Das Sam— 
melbecken, aus dem die Habsburger geſchöpft haben, war das 
deutſche Volk. 
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Die Habsburger waren ein deutſches Geſchlecht. Ihr 
Deutſchtum iſt nicht in dem Sinne zu verſtehen, daß ſie immer 
und überall national empfunden hätten. Die Geſchichte beweiſt 
gerade das Gegenteil. Aber ihre kulturellen Werte bezogen ſie 
vorwiegend aus dem deutſchen Volke, weil dieſes ihnen durch 
Herkunft und Geſchichte am nächſten lag. Dazu kommt noch, daß 
die Deutſchen das kulturell höchſtſtehende unter den Völkern 
war, die ſie unter ihrer Herrſchaft vereinigt hatten. Wenn ſie 
alſo Leute ſuchten, die ihnen Verwaltungsdienſte leiſten ſollten, 
fo war das nächſtliegende, Deutſche zu holen. Von weſent⸗ 
lichſter Bedeutung aber war, daß eine Verwaltung — wenigſtens 
in ihren Hauptzweigen — einer einheitlichen Sprache als eines 
Verkehrswerkzeuges bedurfte. Die geeignetſte war unter den 
gegebenen Verhältniſſen die deutſche Sprache, die Sprache des 
Herrſcherhauſes. So kam es, daß die Verwaltung der habs⸗ 
burgiſchen Länder eine deutſche Verwaltung wurde. 

Dieſe Darſtellung iſt natürlich eine rein formelhafte. Es 
hat in der öſterreichiſchen Verwaltung Italiener, Spanier, Po- 
len, Tſchechen, Ungarn und andere mehr gegeben. Es gab Herr- 
ſcher aus dem Hauſe Habsburg, die die deutſche Sprache gar 
nicht oder nur ſchlecht beherrſchten. Die Entwicklung der Ver— 
waltung war nicht in allen Ländern und zu allen Zeiten gleich. 
Dies alles ändert aber nichts an der Tatſache, daß insbeſondere 
ſeit Joſef II. die Verwaltung deutſch gerichtet war. 

Dieſe Entwicklung gab den Deutſchen in den öſterreichiſchen 
Ländern eine beſondere Stellung. Sie waren nicht bloß ein 
öſterreichiſche Gebiete bewohnender Volksſtamm, wie die anderen. 
Sie waren es wohl auch; aber außerdem waren fie das Ver⸗ 
waltungswerkzeug — Verwaltung im weiteſten Sinne ver⸗ 
ſtanden — der Herrſcher. Ihre Sprache war nicht bloß eine in 
einem öſterreichiſchen Gebiete landesübliche Sprache, wie andere 
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Sprachen auch, ſondern ſie war außerdem die — zwar nicht 
geſetzlich feſtgelegte, aber tatſächliche — Staatsſprache. Der 
Pole oder Tſcheche, der Beamter werden wollte, mußte ſoviel 
von deutſcher Sprache und Kultur in ſich aufnehmen, als er zur 
Beſorgung ſeiner Aufgaben brauchte. Er mußte dem, was er 
aus ſeiner Herkunft mitbrachte, noch etwas Neues, Weiteres 
hinzufügen. Bei dem Deutſchen deckte ſich der von Haus mit⸗ 
gebrachte Sprach- und Kulturvorrat mit dem, den er für feinen 
Beruf brauchte. Das gab dem Deutſchen ein natürliches Über⸗ 
gewicht über die anderen. Hier liegt die Wurzel deſſen, was die 
anderen Nationen in Oſterreich die deutſche Vorherrſchaft ge- 
nannt und den Deutſchen fo oft ergrimmt als Bevorzugung vor- 
gehalten haben, obwohl weder Haß noch Herrſchſucht des deut⸗ 
ſchen Volkes die Schöpfer dieſes Zuſtandes waren, ſondern ge⸗ 


ſchichtliche Tatſachen. 


An dieſer Auffaſſung der nichtdeutſchen Völker änderte der 


Umſtand nichts, daß ſie dieſem Gange der Entwicklung zum 
größten Teil ihren ſpäteren nationalen Aufſchwung verdanken. 
Bei aller Unparteilichkeit iſt der kulturelle Vorſprung des deut- 
ſchen Volkes nicht zu leugnen. Durch den Zwang, deutſche 
Sprache, deutſche Wiſſenſchaft und Bildung aufzunehmen, er 
warben fie ein Vermögen, das reiche Zinſen trug. Sie brauch⸗ 


ten es nur zu verarbeiten und umzuformen, um die eigene natio⸗ 


nale Kultur zu fördern. Wenn beiſpielsweiſe die Tſchechen in 
neuerer Zeit unter allen öſterreichiſchen ſlawiſchen Völkern den 
größten kulturellen und wirtſchaftlichen Aufſchwung genommen 
haben, ſo verdanken ſie es — auch wenn ſie es vielleicht nicht 
zugeben wollen — vor allem dem engen Zuſammenleben mit den 
Deutſchen, das für das tſchechiſche Volk gleichſam die Wirkung 
einer Renaiſſance hatte. Aber die Dankbarkeit des Schülers 
gegenüber dem Lehrer iſt auch im Völkerleben eine Außerft 
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enen, 
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ſeltene Erſcheinung. So wenig erfreulich dies auch ſein mag, 
bis zu einem gewiſſen Grade iſt es pſychologiſch erklärlich. Der 
Schüler iſt allenfalls bereit, vom Lehrer Wiſſen zu empfangen, 
aber ſeine Perſönlichkeit will er darum doch nicht aufgeben. 
Er nimmt die Gaben, ſoweit ſie ihn bereichern, auf, aber dabei 
will er der bleiben, der er war. Völker fühlen nicht anders. 
Es iſt ein vergebliches Hoffen, ein lebensfähiges aufſtrebendes 
Volk durch Darbietung von Kultur entnationalifieren zu können. 
Für jedes geſunde Volk kommt der Augenblick, wo es ſich auf 
ſich ſelbſt beſinnt und erkennt, daß eine weitere Durchdringung 
mit fremder Kultur ſeinen nationalen Untergang bedeutet. 
Dieſer Augenblick der Beſinnung kommt oft ganz plötzlich, für 
den oberflächlicher Beobachter ſcheinbar ganz unvermittelt. Dann 
bäumt es ſich auf und in der Angſt um ſeine bedrohte Eigenart 
lehnt es jede weitere Zuführung fremder Kulturwerte ab. Eine 
neue nationale Strömung reißt alles mit ſich fort. Die ſich 
dabei auslöſenden Unluſtgefühle wenden ſich ſelbſttätig gegen 
den Kulturbringer. Alles Gute, das er gebracht, iſt vergeſſen; 
er iſt nur noch die Urſache, der Schuldige, der Feind. Die 
Deutſchen haben das Gleiche getan, als franzöſiſcher Einfluß 
ihre Eigenart zu erſticken drohte. Hierin liegt eine furchtbare 
Tragik; aber fie muß überwunden werden, wie fo vieles Tra— 
giſche im Leben der Menſchen und Völker. Durch das Ver— 
kennen der Entwicklung wird die Sache nicht beſſer. Nur dort 
gelingt die Entnationaliſierung, wo innere Schwäche und Ver— 
fall die Lebenskraft eines Volkes ohnehin zerſtört haben. Nur 
dann geht der Kulturempfänger im Kulturbringer auf, wobei 
es noch ſehr fraglich iſt, ob dieſes Aufgehen für das kultur⸗ 


bringende Volk einen Segen bedeutet. Die Geſchichte beweiſt, 


daß die Gleichmachung verſchiedener Nationen zu einem cha— 
rakterloſen Völkerchaos mit einheitlichem Kultur- und Sprach⸗ 
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zuſchnitt keineswegs die Quelle neuer Werte, fondern den An- 
fang vom Ende bedeutet. Der Untergang Roms, das ſich an 
fremden Völkern gleichſam übergeſſen hatte, iſt ein klaſſiſches 
Beiſpiel dafür. Ich bin nicht der Meinung, daß es für die 
Monarchie, und in weiterer Folge für die Menſchheit, ein Glück 
bedeutet hätte, wenn es gelungen wäre, die die Monarchie be⸗ 
wohnenden Nationen zu einem deutſchſprechenden Völkerbrei zu⸗ 
ſammen zu kneten. 

Das Ergebnis war eine Doppelſtellung des deutſchen Vol⸗ 
kes in Oſterreich: einerſeits Nation, wie die anderen, anderer⸗ 
ſeits Kitt zwiſchen den Nationen und dem Herrſcher. Dieſe 
Doppelſtellung war folgenſchwer für ſein ſpäteres Schickſal. 

Die Stellung der Deutſchen in der Monarchie, die ihnen 
durch geſchichtliche Tatſachen zugewieſen worden war, hatte etwas 
ungemein Verführeriſches. Es war ihnen damit eine große 
kulturelle Aufgabe übertragen und gleichzeitig ſcheinbar — ich 
ſage abſichtlich ſcheinbar — das Deutſchtum in der Monarchie 
nicht allein geſichert, ſondern ihm auch die Möglichkeit ſeiner 
Ausdehnung gegeben. Außerdem waren die Deutſchen durch 
ihre Stellung in ein nahes Verhältnis zum Herrſcherhaus ge— 
kommen. Sie waren das Werkzeug zur Schaffung des Ge— 
ſamtſtaates und damit auch das Werkzeug zur Feſtigung der 
habsburgiſchen Herrſchaft in den Ländern der Monarchie. Sie 
waren zu den vorzugsweiſen Vertretern des habsburgiſchen Haus- 
machtgedankens geworden und glaubten, indem fie dem habs— 
burgiſchen Hausmachtgedanken dienten, auch dem eigenen Volks 
tum am beſten zu dienen. Daß die Deutſchen in der Monarchie 
dieſer Verſuchung unterlegen ſind, hat ſich, wie weiter gezeigt 
werden wird, als ein folgenſchwerer Irrtum erwieſen. Für uns 
heutige Menſchen, die wir am Ende der Entwicklung ſtehen 
und ihren Verlauf überblicken können, iſt es natürlich leicht, 
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herbe Kritik zu üben. Wenn man ſich jedoch die Zeit vergegen- 
wärtigt, in der jene deutſchen Führer gelebt haben, die für die 
Richtung der deutſchen Politik maßgebend waren, ſo wird das 
Urteil weſentlich milder ausfallen. 

Im Sinne des habsburgiſchen Hausmachtgedankens mußte 
das Herrſcherhaus es als ſeine vornehmſte Aufgabe betrachten, 
eine deutſche Verwaltung und Armee zu ſchaffen. Dieſe deutſche 
Einſtellung durfte natürlich nur ſoweit gehen, als ſie für die 
Ziele des Hausmachtgedankens unbedingt notwendig war. Jede 
Verſtärkung dieſer Einſtellung über dieſes Maß hinaus brachte 
die Gefahr, ins Gegenteil umzuſchlagen, denn es gab auch ein 
deutſches Volk außerhalb der Monarchie. Ein weiteres Anwachſen 
des deutſchen Gedankens in der Monarchie hätte von ſelbſt zu 
einer Hinneigung zu Deutſchland und, ſeit der Gründung des 
Reiches, zum deutſchen Reiche geführt. Damit wäre den Habs— 
burgern gerade das Mittel, das ihre Herrſchaft ſichern ſollte, zu 
einer Gefahr geworden. Sie mußten daher — kein leichtes Be⸗ 
ginnen — die Stärke der nationalen Gefühle der Deutſchen 
gleichſam fortwährend in einem beſtimmten Gleichgewicht er- 
halten. Das deutſche Nationalgefühl mußte ſtark genug ſein, um 
aufbauend in der Monarchie zu wirken; aber es durfte nicht ſo 
ſtark werden, daß es die Deutſchen in Oſterreich zu Deutſchland 
hinübergezogen hätte. Da man aber menſchliche Gefühle nicht wie 
einen Waſſerhahn auf- und zudrehen kann, gab es auch Zeiten, 
wo das deutſche Gefühl in manchen Schichten ſo ſtark wurde, daß 
Parteien entſtanden, die den Anſchluß an das deutſche Reich als 
politiſche Forderung aufſtellten. Es war die Zeit der damals 
ſogenannten Preußenſeuchelei. Da flammte der Zorn der Habs⸗ 
burger auf. Für fie waren die Hohenzollern ſtets die Empor⸗ 
kömmlinge, die einſtigen Vaſallen, die die Kühnheit gehabt 
hatten, ſich ſelbſtändig zu machen. Deutſchſein war nur ſo weit 
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geſtattet, als es ihre Zwecke förderte. Darüber hinaus wurde 
es zum Hochverrat. Dieſe Auffaſſung kam in der bekannten 
Rede des Wiener Bürgermeiſters Lueger zum Ausdrucke, der er⸗ 
klärte, Deutſchnationale und Sozialdemokraten in der Be⸗ 
amtenſchaft der Gemeinde Wien nicht zu dulden. Er ahnte 
wahrſcheinlich gar nicht, welches politiſche Problem er mit dieſen 
Worten angeſchnitten hatte. 

Das Mittel zur Regelung des deutſchen Gefühles fand das 
Herrſcherhaus — in den anderen öſterreichiſchen Nationen. Wenn 
die Regierung Taaffe der Vorwurf gemacht wird, mit dem Aus⸗ 
ſpielen einer Nation gegen die andere angefangen und damit den 
Keim der Zwietracht in den Staat getragen zu haben, ſo iſt der 
Vorwurf inſofern ungerecht, als Taaffe dieſe Methode nicht 
erfunden hat; er war nur — und wahrſcheinlich unbewußt —, 
der Ausdruck habsburgiſcher Politik war. Dieſe politiſche Me⸗ 
thode war nur die naturnotwendige Schlußfolgerung des habs⸗ 
burgiſchen Staatsgedankens; ſie ergab ſich gleichſam von ſelbſt; 
wenn's nicht Taaffe geweſen wäre, wäre es ein anderer geweſen. 
Den Staat mit deutſcher Hilfe aufbauen und zuſammenhalten 
und gleichzeitig das Deutſchtum ſoweit niederhalten, daß es das 
Staatsſchiff nicht in den reichsdeutſchen Hafen trieb. Eine andere 
Methode gab es bei einem auf dem habsburgiſchen Hausmacht⸗ 
gedanken aufgebauten Oſterreich nicht. Daß die Deutſchen die 
Rolle, die ſie als Werkzeug des Herrſcherhauſes zu ſpielen hatten, 
nicht erkannt haben, iſt ihre tragiſche Schuld. 

Die Habsburger erreichten ihr erſtes Ziel inſofern, als es 
ihnen tatſächlich gelang, eine deutſchgerichtete Verwaltung und 
Armee zu ſchaffen. Wenn wir uns das Geſagte vor Augen 
halten, fo iſt es wieder nur eine notwendige Folge, daß Be— 
amtenſchaft und Armee nicht Diener des Staates, ſondern 
Diener des Herrſchers waren. Denn einen Staat im eigent⸗ 
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lichen Sinne des Wortes gab es gar nicht. Es gab nur Länder, 
die durch eben dieſe Beamtenſchaft und Armee zuſammengehalten 
wurden. Die öſterreichiſche Volkshymne, die im Volksmunde 
bezeichnenderweiſe das „Kaiſerlied“ genannt wurde, bringt nur 
eine hiſtoriſche Tatſache zum Ausdrucke, wenn ſie nur vom Kaiſer 
ſpricht, denn in dem ſo aufgebauten Staat war eben nur der 
Kaiſer der Staat. Kaiſer Franz Joſef hätte vielleicht mit 
mehr Berechtigung als der franzöſiſche Ludwig, freilich in an⸗ 
derem Sinne, von ſich ſagen können: l’etat c'est moi. Dieſe 
Stellung der Beamtenſchaft und der Armee zum Herrſcher fand 
ihren äußeren Ausdruck in dem Begriffe des „Öfterreicher- 
tums“. 

Das von oben geförderte Ideal war der „öſterreichiſche“ Bes 
amte und der „öſterreichiſche“ Offizier. Gegen ein ſolches Ideal 
wäre an ſich nichts einzuwenden geweſen, wenn es ſich auf ein 
öſterreichiſches Staatsgefühl gegründet hätte, wie etwa der 
deutſche und der franzöſiſche Schweizer ſich ſtolz Schweizer nennen 
und damit zum Ausdruck bringen, daß ſie ohne Aufgabe ihres 
nationalen Empfindens ſich freudig dem weiteren Staatsbe⸗ 
griffe „Schweiz“ unterordnen. So war aber das Oſterreicher— 
tum nicht. 

Das Ideal des Öfterreichers war ein Mann, der die deutſche 
Sprache beherrſcht, im übrigen aber keinerlei Nationalbewußt⸗ 
ſein hat, nicht einmal, ſelbſt wenn er ein Deutſcher iſt, ein 
deutſches; ein Mann, der dem Herrſcherhauſe kritiklos als 
blindes Werkzeug ergeben iſt, um, wenn notwendig, im habs— 
burgiſchen Intereſſe auch gegen ſein eigenes Volk verwendet 
werden zu können. Natürlich wurde dieſes Ideal in weiterem 
Umfange nicht erreicht. Es blühte noch am ſtärkſten in den alten 
Beamten und Offiziersfamilien, in denen durch das Hin⸗ und 
Herverſetztwerden und der damit verbundenen Entwurzelung aus 
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der engeren Heimat das Nationalgefühl verkümmert war und 
die in dem Ideal des Öfterreichertums den kümmerlichen Erſatz 
für das fehlende National- und Staatsgefühl ſuchten. Gerade 
die beſten unter ihnen kamen dadurch in die ſchwerſten inneren 
Konflikte. Die Weiterblickenden, die ſich nicht damit be⸗ 
gnügten, Familienüberlieferungen ungeprüft zu übernehmen und 
nachzubeten, kamen bald darauf, daß das, was fie Hſterreicher— 
tum nannten, kein Staatsbewußtſein war, das einem Patrio⸗ 
tismus Raum bot, ſondern lediglich eine Schablone für die von 
jedem Staats⸗ und Volksgefühl unberührte Anhänglichkeit an 
das Herrſcherhaus. Sie erkannten, daß es bloß ein Treuever⸗ 
hältnis war, wie etwa das des Landsknechts zu feinem Feld- 
herrn, das unabhängig vom Raume überall und nirgends ge— 
deihen konnte. Dieſes Gefühl konnte aber in dem Augenblicke, 
wo der Menſch anfängt, ſtaatlich zu empfinden, nicht ausreichen, 
um den Mangel zu verdecken, der dadurch gegeben war, daß ein 
öſterreichiſcher Patriotismus als Staatspatriotismus unmöglich 
war, unmöglich, weil es keinen öſterreichiſchen Staatsgedanken, 
keine Idee gab, die auf eine ſtaatliche — nicht habsburgiſch fa⸗ 
milienmäßige — Zuſammenfaſſung aller Länder zielte. Gleich⸗ 
zeitig war durch jahrzehntelange Abweſenheit von der Heimat, 
durch das Abreißen der Beziehungen mit ihr das tiefe Gefühl 
für die heimiſche Nation und die heimiſche Erde verloren ge— 
gangen. So ſtanden dieſe Menſchen mit ihrem Überſchuß an 
Gemeingefühlen, die danach drängten, ſich in eine Idee, in einen 
Patriotismus zu ergießen, heimatlos da. Ich bin ſolchen Er⸗ 
ſcheinungen häufig begegnet. In ihnen fand ich die Tragik Öfter- 
reichs gleichſam verkörpert. Leichter fanden ſich die weniger tief 
empfindenden Naturen zurecht. Sie dachten über die Dinge nicht 
weiter nach und lebten von den überkommenen Schlagworten. 
Daß ſie keine verläßliche Stütze des Staates waren und beim 
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Anwachſen des Nationalismus der nichtdeutſchen Nationen eben⸗ 
fo leicht die Beute anderer Schlagworte wurden, iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich. | 

So gelang es, eine Beamtenſchaft und ein Offizierkorps zu 
ſchaffen, das in dem beſprochenen Sinne „öſterreichiſch“ war. 
Eine wirkliche Durchdringung der Länder der Monarchie mit 
dieſem Geiſte gelang natürlich nicht, aber die Methode reichte 
aus, um die Teile wenigſtens halbwegs zuſammen zu halten. 

Den erſten ſchweren Schlag erhielt dieſe Methode in neuerer 
Zeit mit dem Siege des ungariſchen Separatismus im Jahre 
1867. Mit dem Dualismus hatte das Herrſcherhaus die An- 
wendung dieſer Methode in Ungarn aufgegeben. Nun mußte es 
ſich auf Oſterreich beſchränken. 

In Oſterreich wurde das habsburgiſche Ideal, ſoweit es er- 
reichbar war, auch erreicht. Die Länder wurden durch eine 
„öſterreichiſche“ Beamtenſchaft verwaltet, die ſich aus Deutſchen 
und die deutſche Sprache beherrſchenden, ihrer Nation ent- 
fremdeten Nichtdeutſchen zuſammenſezte. Das Mittel, eine ſolche 
Beamtenſchaft zu ſchaffen, war die Verſetzung des Beamten aus 
ſeiner heimatlichen Provinz in eine fremde. Der Beamte italie⸗ 
niſcher Abſtammung wurde in Galizien oder der Bukowina 
ebenſo zum „öſterreichiſchen“ Beamten, wie der deutſche Beamte, 
denn hier in der Fremde fühlte er ſich dem deutſchen Kollegen 
immer noch näher als dem Einheimiſchen. 

An ſich wäre gegen dieſen Gang der Entwicklung im In⸗ 
tereſſe des Geſamtſtaates nichts einzuwenden. Aber ſie ging 
von einer Vorausſetzung aus, von deren Beſtand alles abhing, 
nämlich von der Möglichkeit, alle öſterreichiſchen Nationen in 
eine neue, die öſterreichiſche Nation einzuſchmelzen. War das 
möglich, dann war die Methode gut, wenn nicht, dann mußte ſie 
zum Zerfall führen. 
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Die deutſche Vorherrſchaft, wie ſie im „Oſterreichertum“ 
erſtrebt wurde, war ſolange leicht möglich, als die nichtdeutſchen 
Nationen kulturell und wirtſchaftlich tiefer als die Deutſchen 
ſtanden. Dieſes Übergewicht glich die Zahl aus, denn die Deut⸗ 
ſchen waren den übrigen Nationen gegenüber in zahlenmäßiger 
Minderheit (34,8 % der Geſamtbevölkerung). Nun ſtand das 
Problem folgendermaßen: waren die Nationen bereit, ihren 


kulturellen Fortſchritt in der Richtung zu ſuchen, daß ſie in den 5 


deutſchen Kulturkreis eintreten, oder aber, indem ſie die eigene 
nationale Kultur entſprechend weiter und höher entwickeln. Der 
erſte Weg bedeutet: Erreichung einer höheren Kultur bei gleich⸗ 
zeitiger Aufgabe des eigenen Volkstums; der zweite: Erreichung 
einer höheren, jedoch nationalen Kultur bei gleichzeitiger Stei⸗ 
gerung des eigenen Volkstums. 

Hier ſind wir bei einer Frage angelangt, die ſich ſcharf kaum 
erfaſſen läßt. Es hat Zeiten gegeben, wo es in Oſterreich den 
Anſchein hatte, als wählten die nichtdeutſchen Nationen den 
erſten Weg, das Aufgehen in deutſcher Kultur. Aber das war 
nur eine vorübergehende Erſcheinung. 

Die Urſache, warum Völker zum Nationalismus erwachen, 
laffen ſich nicht erklären, denn die üblichen Erklärungen von 
der Stärke des einen und der Schwäche des anderen ſetzen nur 
Worte für nicht erklärte Erſcheinungen. Manche bezeichnen das 
Erwachen des Nationalismus geradezu als eine Erfindung Na— 
poleons III. Aber ich glaube, man tut ihm damit zu viel Ehre 
an. Sieht man von nationaliſtiſchen Idealen als bloßen Ge 
fühlen ab, ſo wäre vom Standpunkte der reinen Wohlfahrt das 
Aufgehen einer kulturell tiefer ſtehenden Nation in einer höher 
kultivierten vielleicht erſtrebenswert. In den Vereinigten Staa— 
ten von Amerika findet es jeder nichtengliſche Einwanderer ſelbſt— 
verſtändlich und vernünftig, im angelſächſiſchen Amerikanertum 
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aufzugehen und den Vorteilen, die mit der Vereinigung mit 
einer großen engliſchſprechenden Nation verbunden ſind, die 
eigenen nationalen Gefühle zu opfern. Dieſer Prozeß ſchmilzt 
die Einwohner der Union zu einer neuen in Bildung begriffenen 
Nation, den Amerikanern, ein. Ob dieſer Vorgang ſich auch 
weiterhin fo abfpielen wird, iſt eine Frage, die nicht zu beant⸗ 
worten iſt. Bisher hat es den Anſchein, als arbeite der ameri— 
kaniſche Schmelztiegel tadellos. Aber wir wiſſen, daß auch 
das völlige Aufgehen eines Volkes in einem anderen nicht gleich— 
bedeutend mit ſeinem dauernden Verſchwinden ſein muß. Ich 
ſehe davon ab, daß die Aufnahme fremder Volksbeſtandteile, 
verändernd auf das aufnehmende Volk wirkt, und daß dieſe 
Beeinfluſſung uns vor ein neues Problem ſtellt. Wir können 
eine rätſelhafte Erſcheinung beobachten, die zu denken gibt. Ein 
unterworfenes Volk verſchwindet ſcheinbar ſpurlos in den Be— 
ſiegern. Nach Jahrhunderten tauchen plötzlich Menſchen auf, 
die die Raſſenmerkmale des unterworfenen Volkes tragen. In 
Deutſchland ſchwinden die germaniſchen Raſſenmerkmale des 
blonden Haares, der blauen Augen und des Langſchädels immer 
mehr und ein dunkler rundköpfiger Typus nimmt an Zahl zu. 
Es wird behauptet, daß es ſich hier um das Auftauchen einer 
unbekannten, vor der germaniſchen Einwanderung in Deutſch— 
land ſeßhaften Raſſe handelt. Ähnliches wird von der Union 
behauptet. Das Schmelzprodukt, die neue amerikaniſche Raſſe, 
ſoll immer mehr Indianertypus aufweiſen. Eine ähnliche Er⸗ 
ſcheinung konnte ich in der Bukowina beobachten. Der Mon⸗ 
golenſturm, der vor Jahrhunderten über dieſes Land gebrauſt iſt, 
hat ſcheinbar keine äußeren Spuren hinterlaſſen. Trotzdem 
konnte ich in manchen Gegenden ausgeſprochen mongoliſche Typen 
beobachten. Die gleichen Erſcheinungen ſind dem Tierzüchter 
wohl bekannt. Durch fremde Zuchttiere höher gezüchtetes 
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minderwertiges heimiſches Rindvieh braucht von Zeit zu 
Zeit einen neuen Zuſchuß edlen Blutes, ſonſt — wie der 
Züchter ſagt —, entartet es wieder zur alten minderwertigen 
Raſſe. Ä 5 

Hier wirken geheimnisvolle, uns noch unbekannte Natur⸗ 
geſetze. Ihre Aufhellung würde viele politiſche Probleme in 
völlig neuem Lichte erſcheinen laſſen. Mit unſeren heutigen 
Erkenntniſſen können wir das Erwachen des Nationalismus 
nicht erklären. Die beliebte Erklärung, daß es ſich vorwiegend 
um wirtſchaftliche Motive handelt, daß gleichſam nun das an⸗ 
dere Volk auch einmal zur Krippe will, iſt keine ausreichende 
Erklärung, denn es ergibt ſich ſofort die Frage, warum das an⸗ 
dere Volk eben zur „nationalen“ Krippe will, wo ihm doch 
eine andere gefüllte Krippe zur Verfügung ſteht. Wenn es 
ſich bloß darum handelte, den Menſchen — Volk iſt ein Be⸗ 
griff, das wirkliche ſind die Menſchen — günſtigere Lebens⸗ 
bedingungen zu ſichern, dann iſt das Aufgehen im höher kul— 
tivierten Volke der raſchere und beſſere Weg, denn das Schaffen 
aus einer eigenen nationalen Kultur und Wirtſchaft erfordert 
Arbeit, Opfer und Leiden. Die Vorkämpfer der nationalen 
Entwicklung aller mit höher entwickelten Nationen zuſammen 
— oder ihnen benachbart — lebender Völker haben ſelten per— 
ſönliche Vorteile. Meiſt opfern ſie ihre eigene Wohlfahrt der 
Idee. Und wenn wir fragen, wie die Idee entſtanden iſt, warum 
ſie der Idee opfern, ſo fehlt uns die Antwort. Wahrſcheinlich 
gehorchen ſie einem Naturgeſetz. Vielleicht wird der menſch— 
liche Geiſt auch in dieſes Dunkel Licht tragen. 

Bei der Betrachtung der politiſchen Zuſammenhänge müſſen 
wir uns heute damit begnügen, feſtzuſtellen, daß die nichtdeut— 
ſchen Nationen in Oſterreich den Weg zur nationalen Kultur 
gewählt haben. Es war das Verhängnis der Monarchie, daß 
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ihre maßgebenden Kreiſe dieſe Richtung der Entwicklung nicht 
erkannt haben. 

Eine auch nur annähernd erſchöpfende Darſtellung der Ent- 
wicklung der nichtdeutſchen Nationen in Öfterreih würde den 
Rahmen dieſer Schrift ſprengen. Sie muß dem Geſchichts⸗ 
ſchreiber überlaſſen bleiben. Für unſere Zwecke genügt es, das 
Bild in großen Zügen zu zeichnen. 

Dem nationalen Ziel am nächſten kamen die Polen. Hier⸗ 
bei wurden ſie freilich durch den Umſtand unterſtützt, daß es 
noch nicht lange her war, ſeit die polniſchen Gebiete zu Öfter- 
reich gekommen waren. Der öſterreichiſche, oder richtiger ge⸗ 
ſagt der habsburgiſche Einfluß hatte noch nicht allzu tief ein 
zudringen vermocht. Schule und Verwaltung wurden voll- 
ſtändig polonifiert, fo daß Galizien — wenn auch nicht recht⸗ 
lich, ſo doch tatſächlich — eine Sonderſtellung einnahm. Kein 
deutſcher Beamter beleidigte mehr das polniſche Auge. Ga⸗ 
lizien war ein polniſcher Staat für ſich im Verbande mit Öfter- 
reich geworden. Nicht zu leugnen iſt die politiſche Klugheit, 
mit der die Polen ſtets ihre Politik verfolgten. Schritt für 
Schritt, ohne großes Aufſehen, waren ſie auf ihr Ziel los⸗ 


gegangen. Dabei verſtanden ſie es auf außerordentlich ſchlaue 


Weiſe, ſtets die Intereſſen des Geſamtſtaates — wenigſtens 
ſcheinbar — zu vertreten. Jahrzehnte hindurch ſpielten die Polen 
im öſterreichiſchen Parlament die Rolle einer ſtaatserhaltenden 
Partei. Insbeſondere wußten ſie immer unter Wahrung der 
eigenen Intereſſen den Wünſchen des Monarchen entgegen zu 
kommen. Dies äußerte ſich ſelbſt in ſcheinbaren Nebenſäch— 
lichkeiten. So war durch Jahre der Berichterſtatter für die 
Wehrangelegenheiten im Parlament ein Pole. Sie wußten, 
wie ſehr dem Monarchen die Armee am Herzen lag und daß ihr 


entgegenkommendes Verhalten in Armeefragen ihnen die Sym⸗ 
Kleinwaechter, Untergang der Oeſterreich.⸗ungar. Monarchie 8 
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pathien des Monarchen gewinnen mußte. Ihre Oppoſition war 
ſtets eine maßvolle; ſie ging nie ſoweit, daß ſie lebenswichtige 
Vorlagen obſtruiert hätte. Freilich nützten fie die Lage, wenn 
die Löſung von ihren Stimmen abhing, gründlich aus und 
ließen ſich ſie in irgendeiner Form abkaufen. Aber dieſe natio⸗ 
nalen Handelsgeſchäfte, die in alle möglichen Formen gehüllt 
waren, ſpielten ſich meiſt hinter den Kuliſſen ab und die Offent⸗ 
lichkeit erfuhr oft erft fpäter, manchmal überhaupt nicht, welcher 
Preis aus dem Fleiſche des Staates ing Galiziens her- 
ausgeſchnitten worden war. 

Durch ihre geſchickte Politik hatten ſich die Polen eine 
eigentlich beneidenswerte Stellung im Staate verſchafft. In 
Galizien ſelbſt waren ſie vollſtändig unabhängig. Galizien war 
tatſächlich ein polniſcher Staat im Staate. Dieſe Selbſtändig⸗ 
keit ging ſo weit, daß der Statthalter in Galizien zwar nicht 
organiſationsgemäß, aber tatſächlich eine weit ſelbſtändigere 
Stellung hatte, als die Landchefs der übrigen Länder. Dies 
hatte vor allem feinen Grund darin, daß der galiziſche Statt: 
halter ſtets eine politiſche Perſönlichkeit, häufig ein ſinanziell 
unabhängiger Ariſtokrat war, während die übrigen Landeschefs, 
wenn auch meiſt ariſtokratiſcher Herkunft, ſo doch Beamte waren, 
die auf der bureaukratiſchen Leiter bis zum Statthalter hinauf⸗ 
geſtiegen waren. Meiſt war die Beſetzung des Statthalter— 
poſtens in Galizien das Ergebnis parteipolitiſcher Vereinbarung, 
die im Weſen darin beſtand, daß die drei ſtärkſten polniſchen 
Parteien die drei wichtigſten Poſten — Statthalter, Galiziſcher 
Landsmannminiſter und Landmarſchall — untereinander auf 
teilten. 

So kam es, daß in neuerer Zeit an der Spitze der galiziſchen 


Verwaltung ſtets eine politiſche Perſönlichkeit ſtand, die, da, 


die Polen in kluger Weiſe verſtanden, ihren Parteihader zu 
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Hauſe auszutragen, nach außen aber eine geſchloſſene Gruppe 
zu bilden, den ganzen Polenklub hinter ſich hatte. Ein ſolcher 
Statthalter war natürlich nicht, wie die anderen Statthalter, 
ein bloßer Untergebener der Wiener Regierung. Er war eine 
machtvolle Perſönlichkeit, vor der ſelbſt Miniſter zitterten. Auf— 
trägen der Miniſterien kam er nur dann nach, wenn er wollte. 
Es war keine Seltenheit, daß Weiſungen der Miniſterien in 
Galizien undurchſetzbar waren. Ich erinnere mich ſolcher Fälle 
aus meiner eigenen Tätigkeit im öſterreichiſchen Finanzmini⸗ 
ſterium. Einen Fall, der beſonders draſtiſch war, möchte ich 
kurz erwähnen. 

Es handelte ſich um die Durchführung gewiſſer Zwangs— 
maßnahmen zur Hereinbringung von Steuerrückſtänden gegen 
eine beſtimmte Perſönlichkeit. Die Sache war von ziemlicher 
Bedeutung und kam bis ins Finanzminiſterium. Einſchaltend 
möchte ich noch bemerken, daß in Oſterreich der Chef der Finanz⸗ 
verwaltung eines Kronlandes dem politiſchen Landeschef unter⸗ 
ſtellt und der Statthalter auch der oberſte Chef der Finanzver- 
waltung des Landes war. Die galiziſche Finanzlandesdirektion 
gab auf die Erläſſe, die vom Finanzminiſterium an ſie gerichtet 
wurden, überhaupt keine Antwort. Alle Urgenzen anfangs in 
höflichem, dann in drohendem Tone halfen nichts. Die Finanz⸗ 
landesdirektion ſchwieg, ſchwieg nicht etwa einen Monat, nein, 
nahezu ein Jahr. Die Sache war ſoweit gekommen, daß jede 
weitere Schreiberei nur geeignet war, die Stellung des Finanz— 
miniſteriums immer lächerlicher zu geſtalten. Hier wäre kein 
anderer Weg mehr geweſen, als gegen den Chef der Finanzver- 
waltung im Diſziplinarwege einzuſchreiten. Das war bei dem 
gegebenen Verhältnis natürlich ausgeſchloſſen, da für ein ſolches 
Vorgehen keine Miniſterunterſchrift zu haben geweſen wäre. 
So blieb denn nichts anderes übrig, als das ganze Papier- 
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bündel zu den Akten zu legen. Damit war die Angelegen⸗ 
heit abgetan. 

Außer der vollen Selbſtändigkeit im eigenen Lande hatten 
die Polen aber gleichzeitig alle Vorteile der Zugehörigkeit zum 
Reiche. i 

Galizien war trotz ſeiner natürlichen Schätze ein paſſives 
Land. Für das Fehlende mußte der Staat Oſterreich auf⸗ 
kommen. Im Abgeordnetenhauſe ſtellte die polniſche Vertre— 
tung, da ſie, die polniſchen Sozialdemokraten nicht gerechnet, 
unter 516 Abgeordneten über 71 Stimmen verfügte, bei der 
im öſterreichiſchen Parlamente herrſchenden Parteienzerſplitte⸗ 
rung, die keiner Nation die abſolute Mehrheit ſicherte, eine 
gewaltige Macht dar, mit der jede Regierung nicht nur rechnen 
mußte, ſondern gegen die ſie überhaupt nicht regieren konnte. 
Die Polen waren in der glücklichen Lage, tatſächlich volle Selb⸗ 
ſtändigkeit zu genießen, dabei aber in allen öſterreichiſchen An⸗ 
gelegenheiten ein gewichtiges Wort mitreden und die Hilfs⸗ 
quellen des Staates in Anſpruch nehmen zu können. Darauf 
iſt auch die dem Fernſtehenden unverſtändliche Haltung der 
Polen gegenüber der Forderung der deutſchnationalen Parteien 
nach Sonderſtellung Galiziens zurückzuführen. 

Das deutſchnationale Programm forderte die Sonder- 
ſtellung Galiziens in der Weiſe, daß Galizien vollſtändige Auto— 
nomie erhält und die galiziſchen Abgeordneten aus dem öſter— 
reichiſchen Parlamente ausſcheiden. Lediglich in gewiſſen ge— 
meinſam erklärten Angelegenheiten ſollten galiziſche Vertreter 
mitwirken (über die Form, in der dies geſchehen ſollte, war man 
ſich noch nicht klar). Auf den erſten Blick müßte man glauben, 
daß ſich hier die Wünſche der nach voller Selbſtändigkeit ſtre— 
benden Polen und der Deutſchnationalen treffen müßten. Die 
Polen waren jedoch aus begreiflichen Gründen heftige Gegner 
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dieſer Forderung. Die volle Autonomie hatten fie, wenn auch 
nicht rechtlich, fo doch tatſächlich. Bei der Durchführung der 
Sonderſtellung im Sinne des deutſchnationalen Programmes 
hätten fie jedoch jeden Einfluß auf Öfterreih und damit auf die 
Hilfsquellen des Staates verloren. Die Sonderſtellung Ga— 
liziens wäre daher ein tatſächlicher Verluſt geweſen. Die Polen 
hielten daher an der Zugehörigkeit zu Oſterreich feſt, die ihnen 
Vorteile bot, die ſie, auf ſich geſtellt, niemals erreichen konnten. 
Dieſe Politik ſcheint für den Uneingeweihten nicht ganz ver- 
ſtändlich, da doch ſowohl in Rußland wie in Preußen Polen 
lebten, das Ziel der nationalen Politik daher die Vereinigung 
aller Polen in einem Staate hätte ſein müſſen. Dem Streben 
nach dieſem Ziele wirkt aber das Feſthalten an Oſterreich ent- 
gegen. Dieſe ſcheinbare Unſtimmigkeit erklärt ſich jedoch aus 
den beſonderen Verhältniſſen. 

Während bei den übrigen öſterreichiſchen Nationen — mit 
Ausnahme der Deutſchen, worüber noch geſprochen werden wird 
— die nationaliſtiſchen Beſtrebungen in der Richtung der Ver— 
einigung mit allen Volksgenoſſen gingen und daher zu einer 
mehr oder weniger ſtarken Irredenta führten, gab es in Ga⸗ 
lizien eine polniſche Irredenta nicht. 

Von den öſterreichiſchen Polen wurde der Gedanke, „noch 
iſt Polen nicht verloren“, ſtets hochgehalten. Er wurde bei 
patriotiſchen Kundgebungen immer wieder ausgeſprochen und war 
gewiſſermaßen der erſte Satz des politiſchen Glaubensbekennt⸗ 
niſſes, aber eine Poſt in der praktiſchen polniſchen Politik war 
er nicht, und zwar aus folgenden Gründen. 

Galizien iſt ein auch heute noch vom polniſchen Adel be— 
herrſchtes Land. Er iſt der politiſche Ausdruck des Landes und 
war es früher in noch höherem Maße. Der polniſche Adel hatte 
lange Zeit an dem politiſchen Ziele der Vereinigung aller pol- 
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niſchen Gebiete in einem Staate — das Wiedererſtehen des 
Königreiches Polen — feſtgehalten. Die revolutionären Ver⸗ 
ſuche zur Erreichung dieſes Zieles in den Jahren 1846 und 
1863 endeten mit Niederlagen. Sie hatten die revolutionäre 
Kraft des polniſchen Adels für lange Zeit gebrochen. Daß ſie 
nicht wieder erſtarkte, verurſachte die weitere Entwicklung der 
Verhältniſſe in den drei von Polen bewohnten Gebieten. 

An die Möglichkeit, die polniſchen Gebiete Preußens zu 
gewinnen, dachte vor dem Kriege ernſtlich niemand. Das deutſche 
Reich ſtand ſo mächtig da, daß eine Losreißung von Gebieten 
vom Reiche die kühnſte Phantaſie nicht erwarten konnte. Es 
kamen daher nur die ruſſiſchen Polen in Betracht. Hier er- 
gaben ſich aber Schwierigkeiten, die in der Lage der Polen in 
Rußland ihren Grund haben. 

Es galt als eine nach der Anſicht der Kulturmenſchheit 
feſtſtehende Tatſache, daß die Polen in Rußland ein armes 
unterdrücktes Volk ſeien. Immer wieder machten ruſſiſche Ge- 
walttaten gegen die Polen die Runde durch die europäiſchen 
Blätter. Dieſe Auffaſſung iſt jedoch in ihrer Allgemeinheit 
vollkommen falſch. 

Es iſt richtig, daß Rußland die Selbſtändigkeitsbe⸗ 
ſtrebungen der Polen — oft nicht gerade mit zarter Hand — 
niederhielt. Abgeſehen von der politiſchen Unfreiheit, nahm 
Ruſſiſch⸗Polen einen ungeheuren wirtſchaftlichen Aufſchwung. 
Polen war zum ruſſiſchen Induſtrieland geworden, und zwar 
zum großen Teil infolge unmittelbarer Unterſtützung ſeitens der 
ruſſiſchen Regierung, die auf alle mögliche Weiſe — z. B. durch 
beſondere Eiſenbahntarife, um Mängel der induſtriellen Stand— 
orte auszugleichen — die polniſche Induſtrie förderte. Der 
polniſchen Induſtrie, durch Zölle gegen den weſteuropäiſchen 
Wettbewerb geſchützt, ſtand das ganze induſtriearme ungeheure 
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ruſſiſche Abſatzgebiet von der Oſtſee bis zum Stillen Ozean 
offen. Hierzu kam, daß die polniſche Geſellſchaft ſelbſt unter 


dem Einfluſſe der Verhältniſſe ſich anders geſtaltet hatte, als 


in Galizien. Es war ein nationaler polniſcher Grundſatz in 
Rußland, daß der Pole nicht in den ruſſiſchen Staatsdienſt 
tritt. Dies wurde beſonders kritiſch nach der Selbſtändigkeits— 
erklärung Polens. Der erſte polniſche Finanzminiſter war bei⸗ 
ſpielsweiſe gezwungen, im öſterreichiſchen Finanzminiſterium 
öſterreichiſche Beamte polniſcher Nationalität zu erbitten, da er 
in Ruſſiſch⸗Polen keine Beamten auftreiben konnte. Gelegent- 
lich einer Unterredung erzählte mir der damalige polniſche Fi— 
nanzminiſter, daß ſein Miniſterium derzeit aus ſechs Beamten 
beſtehe und er ohne auswärtige Hilfe überhaupt außerſtande ſei, 
eine Finanzverwaltung einzurichten. Die ruſſiſchen Beamten 
ſeien abgezogen und polniſche Beamte gebe es nicht. Die Folge 
dieſes Zuſtandes war, daß die Polen ſich unmittelbar produf- 
tiven Berufen — Induſtrie, Handel und Landwirtſchaft — zu— 
wandten, während in Galizien ein großer Teil der Oberſchicht 
in irgendeiner Form im öffentlichen Dienſte ſtand. Das Er— 
gebnis war, daß die geſellſchaftliche polniſche Oberſchichte in 
Rußland einen in Galizien ganz unbekannten Wohlſtand auf— 
wies, der fie auf die galiziſchen Polen mit einer gewiſſen Ge— 
ringſchätzung herabblicken ließ. Die Loslöſung Ruſſiſch-Polens 
vom ruſſiſchen Reiche und die Vereinigung mit den übrigen 
Polen hätte dieſe wirtſchaftliche Vorzugsſtellung mit einem 
Schlage vernichtet. 

Darüber beſtand bei den ruſſiſchen Polen nicht der ge— 
ringſte Zweifel. Bezeichnend für die Verhältniſſe iſt der Aus- 
ſpruch, den ein Induſtrieller in Polen, überdies ſogar ein Deut- 
ſcher, nach den deutſchen Siegen in Rußland mir gegenüber tat: 
Als Deutſcher muß ich mich über unſere Siege freuen, als Ge 
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ſchäftsmann bin ich ruiniert, wenn Polen von Rußland fort- 
kommt. Die Worte waren keine Übertreibung. 
Ruſſiſch⸗Polen war der kultivierte Weſten Rußlands. 
Seine Induſtrie hatte ein ungeheures Feld. Mangels eines 
Wettbewerbes und bei der niedrigen Kulturſtufe Rußlands fand 
auch minderwertige Ware glänzenden Abſatz. Tritt Ruſſiſch⸗ 
Polen — wie es damals den Anſchein hatte — in eine Verbindung 
mit der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie oder dem deutſchen 
Reiche, dann iſt es der Oſten der Zentralſtaaten. Das ruſſiſche 
Abſatzgebiet iſt verloren, ein erfolgreicher Wettbewerb mit der 
öſterreichiſchen oder gar deutſchen Induſtrie ausgeſchloſſen. 
Dieſe Erwägungen wirkten außerordentlich abkühlend auf 
die nationalen Gefühle. Dem einzelnen ſteht das Hemd näher 
als der Rock. So hohe Anerkennung nationale Opfer ver- 
dienen, die Forderung, die wirtſchaftliche Lebensmöglichkeit dem 
nationalen Ideal zu opfern, überſteigt die Kraft des Durd- 
ſchnittsmenſchen. Hierzu kam auch noch, daß, wie ſchon er— 
wähnt wurde, die nationale Verfolgung der Polen durch die 
ruſſiſche Regierung, wie ſie die europäiſche Preſſe ſchilderte, den 
Tatſachen nicht entſprach. Wer ſich in Rußland politiſch nicht 
betätigte und ſich aufs Verdienen beſchränkte, hatte glänzende 
wirtſchaftliche Ausſichten. Auch die Erzählungen von der per— 
ſönlichen Unfreiheit in Rußland ſind allgemein ausgeſprochen 
falſch. Wohl gab es Willkür der Behörden und allerhand 
Hemmungen. Aber die in Rußland zum Syſtem gewordene 
Korruption, die förmlichen Taxen im Verkehre mit den Be— 
hörden — nach unten zu in ſehr beſcheidenen Grenzen — aus— 
gebildet hatte, milderten nicht allein die Härten, ſondern machte 
andererſeits mitunter eine Freiheit der Bewegung möglich, an 
die in weſteuropäiſchen Staaten nicht zu denken wäre. Der 
Ausſpruch eines ruſſiſchen Fürſten, daß man in keinem Lande 
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ein ſolches Maß perſönlicher Freiheit genieße, enthält viel wah- 

res. Ich kann dieſen Zuſtand dem weſteuropäiſch denkenden 
Leſer nur in einem erdachten Beiſpiel klar machen. In Wien 
darf nach 10 Uhr abends in keiner Wohnung mehr Klavier ge— 
ſpielt werden. Über eine Beſchwerde einer Partei ſchreitet ſo— 
fort der Hausbeſorger, gegebenenfalls die Polizei ein. In Ruß⸗ 
land wäre es möglich, daß die Willkür eines Polizeimeiſters 
das Klavierſpiel bereits nach 7 Uhr abends verbietet. Wenn 
man aber einige Rubel opferte, dann könnte man ungehindert 
bis zum nächſten Morgen ſpielen. Mit der allgemein üblichen 
Beſtechung konnte man ſich jede Freiheit ſichern. Man wird 
mir darauf ſofort erwidern, daß dieſer Ausweg nur dem Bes 
mittelten offen ſteht. Das iſt richtig und damit ſind wir bei 
dem ſpringenden Punkte der Frage. 

Von der ruſſiſchen Unterdrückung der Polen wurden, ab» 
geſehen von vereinzelten Idealiſten, nur die unbemittelten Kreiſe 
getroffen. Die vermögenden, geldverdienenden, ſich politiſch nicht 
exponierenden Schichten hatten davon kaum etwas zu ſpüren 
und dieſe Schichten waren für die herrſchenden Anſichten maß⸗ 
gebend. 

Dieſe Verhältniſſe waren die Urſache der unſicheren Hal— 
tung der Polen im Kriege. Sie wußten eigentlich ſelbſt nicht 
recht, wie ſie ſich zum Kriege ſtellen ſollten. Dazu kam noch, 
daß ſchon vor dem Kriege Verhandlungen mit der ruſſiſchen 
Regierung begonnen hatten, welche auf eine Autonomie Polens 
im Verbande des ruſſiſchen Reiches abzielten. Ein Ausdruck 
dieſer Unſicherheit war die Tatſache, daß außer den öſter— 
reichiſchen polniſchen Legionen auch auf der ruſſiſchen Seite pol- 
niſche Legionen kämpften. Es war einer der größten, nur aus 
der Unkenntnis der Verhältniſſe erklärbarer Fehler der deutſchen 
Regierung, nach der Eroberung Ruſſiſch-Polens das König⸗ 
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reich Polen zu errichten. Man hatte damit Rußland gegen⸗ 
über ein gewichtiges Kompenſationsobjekt aus der Hand ges 
geben und das ſchwerſte Hindernis zu einer Verſtändigung mit 
Rußland geſchaffen, ohne eine Stärkung der Mittelmächte zu 
erreichen. Als ich ſeinerzeit die Nachricht von der Errichtung 
des Königreiches Polen erhielt, dachte ich vergeblich über die 
Gründe für dieſe Maßnahme nach. Als ich erfuhr, daß für 
die deutſche Regierung die Erwartung maßgebend war, dadurch 
eine polniſche Freiwilligenarmee und damit eine bedeutende 
Stärkung der eigenen militäriſchen Kräfte zu gewinnen, hielt ich 
dieſe Nachricht für falſch. Ich hatte zu dieſer Zeit Gelegenheit, 
mit Polen ſowohl aus Oſterreich wie aus Rußland zu ſprechen, 
die eines Sinnes in der Erkenntnis waren, daß die Gewinnung 
einer nennenswerten polniſchen Armee völlig ausgeſchloſſen war. 
Bis in die jüngſte Zeit konnte ich es nicht glauben, daß die 
deutſche Regierung ſo mangelhaft unterrichtet war, die Bildung 
einer polniſchen Armee zu erwarten, bis ich aus dem Buche 
General Ludendorffs erfuhr, daß tatſächlich die Erwartung, 
polniſche militäriſche Hilfskräfte zu gewinnen, für die Errich⸗ 
tung des Königreiches entſcheidend war. Ich erwähne dies nur 
aus dem Grunde, um zu zeigen, wie ausſichtslos die Sache 
jedem erſchien, der die Verhältniſſe kannte. Die Ereigniſſe 
haben den Zweiflern recht gegeben. Eine polniſche Armee hat 
Deutſchland nicht gewonnen. | 
Zu dieſen wirtſchaftlichen Verſchiedenheiten Ruſſiſch-Po⸗ 
lens und Galiziens kam auch noch ein geſellſchaftlicher Umſtand. 
Zwiſchen dieſen beiden polniſchen Gebieten beſtand nur ein ge— 
ringer geſellſchaftlicher Verkehr. Trotz der ruſſiſchen Herrſchaft 
war das eigentliche kulturelle polniſche Zentrum Warſchau. Das 
Warſchauer Polniſch galt als die klaſſiſche elegante polniſche 
Sprache, während das in Galizien geſprochene Polniſch als 
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minderwertig angeſehen wurde. Wie fremd Ruſſiſch-Polen den 
öſterreichiſchen Polen war, beweiſt das Unbehagen, das öſter— 
reichiſche Beamte polniſcher Nationalität, die der neuen pol- 
niſchen Regierung zur Verfügung geſtellt wurden, empfanden. 
Eine Reihe ſolcher zugeteilter Herren verſicherten mir, daß ſie 
ſich in Warſchau vollkommen fremd fühlen, keinen geſellſchaft— 
lichen Anſchluß fänden und am liebſten wieder nach Wien zurück— 
kehrten. 

Alle dieſe Umſtände brachten es mit ſich, daß es vor dem 
Kriege eine auf die Vereinigung aller Polen gerichtete Bewegung 
in Oſterreich nicht gab. Das Wiedererſtehen Polens war ein 
Ideal, das in der Poeſie lebte, aber an die Möglichkeit ſeiner 
Verwirklichung in abſehbarer Zeit dachte ernſtlich niemand. 
Erſt der Krieg zwang auch die öſterreichiſchen Polen, über die 
Frage nachzudenken, was denn mit ihnen geſchehen ſoll, wenn 
die Monarchie in Trümmer ginge. Erſt jetzt erwachte eine Irre— 
denta. Nicht wenig trug dazu auch das Verhalten der öſter— 
reichiſch-ungariſchen und deutſchen Truppen in Galizien bei, die 
ſtellenweiſe dort wie in Feindesland hauſten. Insbeſondere 
waren es die ungariſchen Honvedtruppen, die der Schrecken des 
Landes waren. Über ſie machte ein Geſchichtchen die Runde, 
das zwar in der Bukowina ſpielt, das ich aber, weil bezüglich 
des Verhaltens der Truppen in Galizien die gleichen Verhält⸗ 
niſſe herrſchten, erwähnen will. 

Nach der Wiedereroberung der Bukowina foll der Landes- 
präſident der Bukowina im Lande umhergereiſt ſein, um die 
Schäden, die durch den Ruſſeneinbruch herbeigeführt worden 
waren, zu beſehen. Auf einer ſolchen Fahrt ſoll er einen 
Bukowiner Bauer gefragt haben, wie es ihm während der 
ruſſiſchen Beſetzung ergangen ſei. Der Bauer ſoll geantwortet 
haben: im großen und ganzen waren die ruſſiſchen Truppen ganz 
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anſtändig. Freilich manchmal hat einer oder der andere geſtohlen 
oder geraubt, hier und da auch ſonſt eine Gewalttat verübt, 
aber es war nicht ſo arg. Nur als dann der Zar bös ge— 
worden war und die Honveds geſchickt hat, da war es fürchterlich. 

Der Bauer hatte die raubenden und ſengenden Houveds 
für feindliche Truppen gehalten. Wenn die Geſchichte vielleicht 
auch nicht wahr iſt, jeder Kenner der ee weiß, daß 
ſie wahr ſein kann. 

Ich war im Jahre 1917 in Lemberg 080 zu der Zeit, 
als dort große deutſche Truppenmaſſen ſtanden. Lemberg machte 
den Eindruck einer von den Deutſchen eroberten Stadt. Was 
ich von Einheimiſchen über das Verhalten der deutſchen Truppen 
hörte, war keineswegs ſchmeichelhaft. Unaufhörlich wurde dem- 
gegenüber auf das Benehmen der ruſſiſchen Truppen hingewieſen. 
Ich bin nicht in der Lage, die Richtigkeit aller der Schilderungen 
zu überprüfen, aber auffallend war, daß ich überall vom Kellner 
im Hotel bis in die oberſten Geſellſchaftsſchichten das gleiche 
Urteil hörte. Hierzu möchte ich noch bemerken, daß ich nicht 
als zufälliger fremder Reiſender zum erſtenmal nach Lemberg 
kam, ſondern die Stadt, in der ich Jahre zurückreichende gefell- 
ſchaftliche Beziehungen hatte, als alter Bekannter betrat. Als 
Oſterreicher und Deutſcher war ich entſetzt über die Fehler, die 
von unſerer wie von deutſcher Seite in Galizien begangen wor— 
den waren und die mit dazu beigetragen haben, die anfängliche 
Begeiſterung für den Krieg gegen Rußland abzukühlen. Wäh⸗ 
rend des Krieges führten mich Dienſtpflichten faſt allmonat- 
lich nach Galizien. Ich hatte Gelegenheit, die Entwicklung der 
Dinge an Ort und Stelle zu ſehen und den Machtrauſch zu bes 
obachten, von dem die Soldateska erfaßt war. Ich begreife 
den Unwillen des mit einem Truppentransport auf einer ga— 
liziſchen Bahnſtation eintreffenden militäriſchen Kommandanten, 
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wenn er ſich mit dem nur polnifch ſprechenden Stationsbeamten 
nicht verſtändigen kann. Aber, wenn ſich ſeine Wut gegen dieſen 
Beamten kehrt, iſt ſie an die falſche Adreſſe gerichtet. Galizien 
hatte eine vollſtändig polniſche innere Verwaltung. Jetzt im 
Kriege fuhr man auf einmal mit der gepanzerten Fauſt drein 
und wollte die Schraube der Entwicklung mit einem Ruck zu⸗ 
rückdrehen. Das war ein vergebliches Beginnen. Dazu kamen 
noch die rauhen Umgangsformen der neuen Ankömmlinge. Der 
Pole, und zwar bis in die unterſten Schichten, iſt von einer 
tadelloſen Höflichkeit. Jeder Schaffner auf den galiziſchen 
Bahnen entwickelt eine Eleganz im Benehmen, um die ihn 
mancher deutſche Ariſtokrat beneiden könnte. Insbeſondere 
Damen gegenüber ſticht das Benehmen des Polen woßltuend 
gegenüber dem einerſeits frechen, blaſierten und ſaloppen, an⸗ 
dererſeits wieder befangenen Benehmen ab, wie es in manchen 
Großſtädten Damen gegenüber üblich geworden iſt. Voll— 
kommen falſch iſt die vielfach herrſchende Anſicht, die polniſche 
Liebenswürdigkeit einfach als Falſchheit zu bezeichnen. Die dem 
Deut ſchen ganz unverſtändliche übertriebene Höflichkeit des Polen 
iſt eine bis in die unterſten Schichten reichende allgemeine Sitte. 
Der Deutſche, dem ſolche Liebenswürdigkeit entgegengebracht 
wird, glaubt nun, daß ſie der Ausdruck tiefſter und treueſter 
Freundſchaft iſt und empfindet es als herbe Enttäuſchung, wenn 
er bemerkt, daß die erwartete Freundſchaft ausbleibt. Dann 
ſpricht er von polniſcher Falſchheit. Ganz mit Unrecht. Denn 
die an den Tag gelegte polniſche Höflichkeit iſt allgemeine ge- 
ſellſchaftliche Verkehrsform, bei der ſich niemand, weder der 
Spender, noch der Empfänger, etwas beſonderes denkt, gleich 
wie damit, daß ich einen Brief mit dem Ausdruck vorzüglicher 
Hochachtung ſchließe, noch keineswegs geſagt ſein ſoll, daß ich 
vor dem Adreſſaten wirklich beſondere Hochachtung empfinde. 
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Die Schuld an der Enttäuſchung trägt der Fremde, der nicht 
verlangen kann, daß ſich das Land nach ihm richte, ſondern deſſen 
Pflicht es iſt, ſich mit den Sitten des Landes abzufinden. Aus 
der Verſchiedenheit der fremden Sitten gegenüber den eige⸗ 
nen Werturteile abzuleiten, iſt eine Anmaßung, deren Folgen 
dann eben getragen werden müſſen. Ich kann, trotzdem ich 
deutſcher Oſterreicher bin, aus eigener Erfahrung nur ſagen, daß 
ich während jahrelanger Beziehungen mit polniſchen Kreiſen dort 
nicht mehr Falſchheit gefunden habe, als unter anderen Völkern, 
andererſeits aber das tadelloſe Benehmen in geſellſchaftlichem 
Verkehre als wohltuenden Gegenſatz empfunden habe. 

Es bedarf keiner beſonderen Phantaſie, um ſich den Ein- 
druck vorſtellen zu können, den auf ein ſolches Volk einziehende 
öſterreichiſch-ungariſche und deutſche Heeresmaſſen gemacht haben. 
Was an Sympathie für die Mittelmächte vorhanden war — 
und es war kein geringes Kapital —, war bald wie wegge— 
blaſen. Es hat heute keinen Zweck mehr, ſich über die militä- 
riſchen Übergriffe zu verbreiten, die in Galizien an der Tages⸗ 
ordnung waren, aber die Bemerkung kann ich nicht unterdrücken, 
daß das, was ich mit eigenen Augen geſehen habe, mir genügt, 
um den Stimmungsumſchwung begreiflich zu finden. 

Die geſchilderte Lage der Polen in Oſterreich vor dem Kriege 
war die Urſache, daß die polniſchen Intereſſen in keinem wefent- 
lichen Gegenſatze zum Staate ſtanden. Dieſer Zuſtand ver— 
hinderte das Wiedererwachen des alten Selbſtändigkeitsgedan⸗ 
kens und war die Urſache ihrer im allgemeinen ſtaatserhaltenden 
Politik. Dadurch gewannen fie eine ganz andere politiſche Stel— 
lung als die übrigen ſlawiſchen Nationen in Oſterreich, die nicht 
ohne Einfluß auf ihr Verhältnis zu dieſen Nationen war. Wenn 
auch oft von gemeinſamen flawiſchen Intereſſen und der Solida— 
rität aller Slawen geſprochen wurde, der panſlawiſtiſche Gedanke 
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vermochte unter den Polen nicht feſten Fuß zu faſſen. Dazu 
kamen noch die wachſenden Schwierigkeiten, die den Polen aus 
dem Zuſammenleben mit den Ruthenen oder, wie ſie ſich in 
neuerer Zeit nennen, den Ukrainern erwuchſen. Die Ruthenen 
waren den Polen von den öſterreichiſchen Regierungen einfach 
ausgeliefert worden. Hier ſtanden die Polen als die kulturell 
und wirtſchaftlich ſtärkeren, vor demſelben Probleme, wie die 
Deutſchen in Oſterreich und die Magyaren in Ungarn. Die 
Gewaltmittel der Polen gegen die Ruthenen verſagten mit dem 
kulturellen Aufſteigen der Ruthenen immer mehr. Wie das 
Problem zu löſen geweſen wäre, iſt jetzt, da der Ausgang des 
Krieges die Lage ganz verſchoben hat, eine überflüſſige Betrach— 
tung. Nur ſoviel ſei hervorgehoben, daß der Kampf zwiſchen 
Polen und Ruthenen nicht unbedeutend zur Schwächung der 
Monarchie beigetragen hat. Hier war der Punkt, wo die ruſ— 
ſiſche panſlawiſtiſche Propaganda im Oſten Oſterreichs mit be- 
ſonderer Intenſität eingeſetzt hat, deren Folgen unſere Truppen 
am eigenen Leibe während der Kämpfe in Oſtgalizien zu ſpüren 
bekamen. | 

Die geſchilderte polniſche Politik war fo etwas wie eine 
Art öſterreichiſcher Staatsgedanke, aber nur in einer verküm⸗ 
merten Form. Wenn auch dieſe Politik in gewiſſer Beziehung 
eine ſtaatserhaltende Richtung nahm, ſo war ſie doch eine zu 
einſeitige, polniſchen Intereſſen dienende Politik. Den großen 
öſterreichiſchen Problemen ſtanden die Polen teilnahmslos gegen- 
über. Sie nahmen die vorhandene Monarchie als eine ge- 
gebene Tatſache hin und ſuchten ſich in ihrem Rahmen in Ga- 
lizien möglichſt gut einzurichten. Hierbei vergaßen ſie aber, daß 
ihre Lage in Öfterreich nur ſolange unverändert bleiben konnte, 
als Oſterreich und die Monarchie erhalten bleiben. Hierbei ent- 
wickelten die Polen — im Gegenſatze zu ihrem ſonſtigen politiſchen 
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Verhalten — eine merkwürdige Kurzſichtigkeit. Ihr Blick war 
gleichſam nur auf den Oſten eingeſtellt. Was im Weſten und 
Süden ſich abſpielte, ſchien außerhalb ihres Geſichtsfeldes zu 
liegen. Die Kräfte, die an der Zerſtörung des Gebäudes ar⸗ 
beiteten, in dem auch die Polen wohnten, hätten vernünftiger- 
weiſe ihnen nicht gleichgültig ſein dürfen und mindeſtens die 
Überlegung anregen müſſen, welche Geſtalt die polniſche Politik 
für den Fall anzunehmen haben würde, wenn das Gebäude zu- 
ſammenſtürzt. Sie begnügten ſich damit, den nationalen Be⸗ 
ſtrebungen der übrigen ſlawiſchen Nationen in der Monarchie 
gewiſſe Sympathien zu bezeugen, die aber über gelegentliche 
Kundgebungen nicht hinausgingen. Verbanden ſich die Polen, 
was öfters vorkam, im politiſchen Kampfe mit anderen fla- 
wiſchen Parteien, ſo geſchah dies ſtets nur vom Standpunkte der 
gerade gegebenen Lage der polniſch-galiziſchen Politik, nicht im 
Hinblick auf die großen der Löſung harrenden Probleme der 
Monarchie. Eine kluge weitſchauende polniſche Politik hätte 
ſich rechtzeitig darüber klar werden müſſen, welche Stellung 
zum Grundproblem der Monarchie die polniſchen Intereſſen 
geboten erſcheinen laſſen. Dieſe Frageſtellung hätte von ſelbſt 
zur Entſcheidung geführt, für die es nur zwei Möglichkeiten gab: 
Umgeſtaltung der Monarchie im Sinne des im Abſchnitt III 
entwickelten Staatsgedankens oder Loslöſung von der Monarchie 
und Vereinigung mit den außerhalb Hſterreichs wohnenden 
Volksgenoſſen. Die eine Löſung hätte zum Neuaufbau der 
Monarchie, die andere zu ihrem Untergange geführt. Welchen 
Weg auch immer man einſchlagen wollte, man hätte ſich bewußt 
ſein müſſen, daß man an einem Scheideweg ſteht. Da die 
Polen zu der grundſätzlichen Lebensfrage der Monarchie nicht 
Stellung genommen haben, haben auch ſie keinen Staatsge— 
danken entwickelt. Dies führte dazu, daß auch ihre führenden 
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Männer ſich in der Arbeit für die Sonderintereſſen Galiziens 
erſchöpften und für die Geſamtpolitik der Monarchie eigentlich 
unfruchtbar blieben. Die weitere Folge dieſes Verhaltens war, 
daß die polniſche Politik vom Kriege überraſcht wurde und jene 
Unentſchloſſenheit zeigte, wie wir fie während des Krieges be 
obachten konnten. 

Ganz andere Wege ging die Politik des tſchechiſchen Volkes. 
Die Verſchiedenheit in der Entwicklung gegenüber den Polen 
iſt ſchon dadurch bedingt, daß die Tſchechen mit den an Zahl 
zwar ſchwächeren, kulturell und wirtſchaftlich jedoch weitaus 
ſtärkeren Deutſchen in demſelben Lande zuſammen wohnten, wäh⸗ 
rend die Polen nur mit den in jeder Beziehung ſchwächeren Ru⸗ 
thenen zu rechnen hatten. 

Es gab Zeiten, wo es den Anſchein hatte, als würden die 
Tſchechen im deutſchen Volke aufgehen. Die Schlacht am weißen 
Berge (1620) hatte den Kampf, den Böhmen um feine Selb⸗ 
ſtändigkeit mit den Habsburgern führte, zugunſten dieſes Hauſes 
entſchieden. Das Haus Habsburg begnügte ſich aber nicht da- 
mit, den Gegner überwunden zu haben. Für alle Zukunft ſollte 
ihm die Möglichkeit benommen werden, ſich gegen ſeinen Herrn 
zu erheben. Eine Schreckensherrſchaft ſetzte ein, die, verbunden 
mit den Verwüſtungen des dreißigjährigen Krieges, die Be⸗ 
völkerung Böhmens von vier Millionen auf eine Million herab— 
drückte. Der einheimiſche Adel, die Quelle des Widerſtandes, 
wurde vernichtet, ſein Beſitz eingezogen und an habsburgiſche 
Anhänger verteilt. Mit Feuer und Schwert wurde der Pro- 
teſtantismus ausgerottet. Das tſchechiſche Volk, ſeiner geiſtigen 
Führer beraubt, wurde zu einer Nation von Bauern und kleinen 
Handwerkern. Die tſchechiſche nationale Literatur und Kultur 
war zerſtört. 

Mit dem wiedereinſetzenden wirtſchaftlichen AR des 
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Landes entwickelte ſich auch das kulturelle Leben. Aber dieſe 
Kultur war deutſch, denn der neue Adel, die neue Verwaltung, 
die neue Wiſſenſchaft und Kunſt waren deutſch. Das nur aus 
kleinen Leuten beſtehende tſchechiſche Volk hatte nicht mehr die 
Kraft, eine nationale Kultur hervorzubringen, noch weniger aber, 
dem Eindringen der übermächtigen deutſchen Kultur Widerſtand 
entgegen zu ſetzen. Höhere Geſittung war nur auf dem Wege 
über die deutſche Kultur erreichbar. Was vom tſchechiſchen 
Volke in höhere geiſtige Schichten emporſtieg, wurde germani⸗ 
ſiert. Daher die vielen ſeit Generationen deutſchen Familien 
mit tſchechiſchen Namen. Ihre Zahl iſt ſo groß, daß heute in 
Böhmen der Name über die Nationalität ſeines Trägers nichts 
ausſagt. Die tſchechiſche Nation ſchien tot und das Ziel der 
Habsburger erreicht. | 

Aber es war eine Täuſchung. Die nationalen Kräfte des 
tſchechiſchen Volkes waren nicht tot, ſie ſchlummerten nur unter 
der Decke der deutſchen Kultur. 

Um die Wende des 18. Jahrhunderts fing es an, ſich 
zu regen und jene Erſcheinung trat ein, von der ich früher ge— 
ſprochen habe, jenes rätſelhafte Erwachen totgeglaubter Völker. 
Es begann mit dem Intereſſe kulturell emporgeſtiegener Tschechen 
— ſogar auch Deutſcher — für die Reſte der untergegangenen 
tſchechiſchen Literatur und die nationale Eigenart des tſchechiſchen 
Volkes. Merkwürdigerweiſe kamen die erſten Anregungen 
von dem durch die magyariſche Einwanderung abgetrennten 
Teil des tſchechiſchen Volkes, von den Slowaken. Jan Kollar, 
der erſte neuere tſchechiſche Dichter, K. Safakik, der erſte neuere 
tſchechiſche Literatur- und Sprachenforſcher, waren Slowaken. 
Die Verſuche, die das Erwachen des tſchechiſchen Nationalge— 
fühls erklären wollen, können hier, als für unſere Unterſuchung 
nicht entſcheidend, übergangen werden. Sie ſcheinen mir übrigens 
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an Äußerlichkeiten zu kleben, oder richtiger ausgedrückt, an Er- 
ſcheinungen als Urſachen anzuknüpfen, die ſelbſt ſchon Folge⸗ 
er ſcheinungen, nicht Urſachen find. 

Mit dem Erwachen des tſchechiſchen Nationalgefühles war 
die Axt an die deutſche Vorherrſchaft in Böhmen gelegt. Es 
war das Verhängnis der Deutſchen, daß ſie dieſe Erſcheinung 
und ihre Entwicklungsmöglichkeiten nicht rechtzeitig erkannt 
haben. Nicht in dem Sinne, als hätte das rechtzeitige Erkennen 
die Möglichkeit zur Unterdrückung gegeben. Erwachende natio- 
nale Kräfte werden, wenn man die blutigen Ausrottungsmethoden 
der Zeit nach der Schlacht am Weißen Berge verabſcheut, durch 
äußeren Druck nicht gebrochen, ſondern nur geſtärkt. Aber in 
dem Sinne, daß das Erkennen die politiſche Stellungnahme 
zu dieſer Erſcheinung beſtimmt und damit das deutſche Volk vor 
ſchweren Schlägen bewahrt hätte. 

Wie wenig vorausſehend ſelbſt deutſche Führer bis in die 
neuere Zeit waren, beweiſt der von meinem Großvater oft ji 
tierte Ausſpruch einer hervorragenden deutſchen politiſchen Per— 
ſönlichkeit in Prag aus den ſiebziger Jahren des vorigen Jahr- 
hunderts. Auf den Hinweis auf die den böhmiſchen Deutſchen 
von den Tſchechen drohenden Gefahren bemerkte dieſe Perſönlich— 
keit lachend: Die Tſchechen haben nur den Fehler, daß ſie nie⸗ 
mand ernſt nimmt. 

Den Mann, der in dem damals beutſchen Prag ſo ſprach, 
deckt längſt die kühle Erde. Wer aber heute in Prag nicht ernſt 
genommen wird, iſt das deutſche Volk. 

Nun ſetzte raſtloſe planmäßige tſchechiſche Arbeit ein. Von 
beſonderer Bedeutung war es, daß die tſchechiſche nationale Be⸗ 
wegung eine ausgeſprochen demokratiſche war. Darauf iſt auch 
ihre außerordentlich werbende Kraft zurückzuführen, wie über- 
haupt der wahrhaft demokratiſche Geiſt, der das ganze tſchechiſche 

ge 
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Volk erfüllt, einer ſeiner ſympathiſchſten Züge iſt. Er iſt hiſto⸗ 
riſch erklärlich. Durch die Zerſtörungsarbeit nach der Schlacht 
am weißen Berge war der Adel und die geiſtige Oberſchichte 
des tſchechiſchen Volkes vernichtet worden. Was nach dem Er⸗ 
wachen des Nationalbewußtſeins ſeit dem Anfange des 19. Jahr⸗ 
hunderts geiſtig emporſtieg, kam ausnahmslos aus dem Volke. 
Dieſe Männer hatten den Zuſammenhang mit dem Volle nicht 


verloren, fie kannten fein Fühlen und Denken und feine Be⸗ 


dürfniſſe und waren daher die richtigen Leute, das Volk für 
die neuen Ideen zu gewinnen. Das Volk wieder ſah in ihnen 


BE.“ 


ſich ſelbſt, nur in idealiſierter Geſtalt. Der tſchechiſche Poli 5 


tiker, der unter ſein Volk tritt, iſt nicht, wie es bei den Deut⸗ 


ſchen ſehr häufig der Fall iſt, ein einer wirtſchaftlich und ſozial 


höheren Schichte entſproſſener, dem Denken und Fühlen der 


unteren Schichten fremd gegenüber ſtehender Volksgenoſſe, ſon⸗ 
dern er iſt ihr eigen Fleiſch und Blut. Wohl hat die Politik 
die demokratiſchen Führer auch mit dem tſchechiſchen Hochadel 
— der, deutſcher Herkunft oder ſeit Jahrhunderten germani⸗ 


ſiert, plötzlich fein tſchechiſches Herz entdeckt hatte — in Vers 


bindung gebracht. Aber zu einem engeren dauernden Anſchluß 
iſt es nicht gekommen, denn ſie wußten, daß es dem tſchechiſchen 
Hochadel nicht um die kulturelle und politiſche Hebung des 
tſchechiſchen Volkes zu tun war, ſondern um die eigene politiſche 
und wirtſchaftliche Macht, die er in einem ſelbſtändigen böh— 
miſchen Staate beanſpruchen zu können glaubte. Die demo— 
kratiſchen Führer ſtrebten die Wiederaufrichtung des tſchechi— 
ſchen Volkes und den Anſchluß an ſeine einſtige Größe an, wie 
ſie vor dem Kampfe der Habsburger mit dem widerſpenſtigen 
Böhmen beſtanden hatte, aber nicht mehr in der Form der da— 
maligen Adelsherrſchaft, ſondern im Geiſte der Demokratie. 
Der Teil des böhmiſchen Hochadels, der ſich der tſchechiſchen 
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Bewegung angeſchloſſen hatte, tat dies jedoch nur, weil er die 
Wiederkehr des einſtigen Ständeſtaates und damit, kraft ſeines 
enormen Güterbeſitzes, die Herrſchaft in Böhmen zu erringen 
hoffte. Wie begründet dieſe Auffaſſung iſt, geht daraus her— 
vor, daß einer der hervorragendſten hochadeligen böhmiſchen 
Perſönlichkeiten — ob mit Recht oder Unrecht, iſt als Zeichen 
der Verhältniſſe gleichgültig —, allen Ernſtes das Streben 
nach der böhmiſchen Königskrone nachgeſagt wurde. Das Er— 
gebnis war, daß der Anbiederung des tſchechiſchen Hochadels 
vom tſchechiſchen Volke mit kühler Zurückhaltung begegnet wurde 
und daß in der jungen tſchecho⸗ſlowakiſchen Republik der tſche⸗ 
chiſche Hochadel trotz ſeiner hervorragenden wirtſchaftlichen 
Stellung — der böhmiſche Adel iſt bekanntlich einer der reichſten 
— vollkommen beiſeite geſchoben iſt. 

Die tſchechiſche Arbeit beſtand zunächſt darin, die Kultur 
des Volkes auf nationaler Grundlage zu heben. Für ein Volk 
der kleinen Leute, wie es die Tſchechen noch am Anfange des 
19. Jahrhunderts waren, war die Schaffung einer nationalen 
Intelligenzſchichte eine unerläßliche Vorausſetzung. Der Kampf 
um tſchechiſche Bildungsmittel war die nächſte Forderung der 
Zeit, ſollte nicht auch fernerhin jeder emporſteigende Volks— 
genoſſe durch die deutſche Schule der Gefahr der Germaniſierung 
ausgeſetzt fein. Der tſchechiſchen Volksſchule folgten das tiche- 
chiſche Gymnaſium und die tſchechiſche Realſchule. Die For- 
derung nach tſchechiſchen Hochſchulen war nur die ſelbſtverſtänd— 
liche Konſequenz der erreichten tſchechiſchen Mittelſchule. 1869 
war eine tſchechiſche techniſche Hochſchule in Prag, 1882 die 
tſchechiſche Univerſität in Prag und 1899 die zweite techniſche 
Hochſchule, und zwar in Brünn, errungen. Damit war die 
wichtigſte Arbeit getan. Dieſe Hochſchulen arbeiteten jetzt ſelbſt⸗ 
tätig im Geiſte der tſchechiſchen Politik. Alljährlich lieferten 
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ſie dem tſchechiſchen Volke Beamte, Arzte, Lehrer, Ingenieure 
uſw., die ihren ganzen Bildungsgang bereits in tſchechiſcher 
Sprache durchgemacht hatten. Da die tſchechiſche Univerſität ſeit 
37 Jahren beſteht, gibt es bereits zwei Generationen rein 
tſchechiſch gebildeter Intellektuellen. 

Hand in Hand damit ging die wirtſchaftliche Arbeit. Die 
Tſchechen waren im Vergleiche mit den böhmiſchen Deutſchen 
eine vorwiegend agrariſche Bevölkerung. Ein wirtſchaftliches⸗ 
Emporkommen im Kampfe mit den Deutſchen war nur durch 
Schaffung einer nationalen Induſtrie möglich. Landwirtſchaft⸗ 
liche Induſtrien, wie Zuckerfabriken, Bierbrauereien, Brannt⸗ 
weinbrennereien wurden auf genoſſenſchaftlicher oder aktienge— 


ſellſchaftlicher Grundlage geſchaffen. Dieſe Gründungen er 


forderten Kapital und führten von ſelbſt zur Schaffung natio- 
naler Banken, die das Wirtſchaftsleben neu befruchteten. Den 
rein landwirtſchaftlichen Induſtrieunternehmungen folgten die 
mit der Landwirtſchaft in engem Zuſammenhange ſtehenden Pro— 
duktionsſtätten, wie Fabriken landwirtſchaftlicher Maſchinen. 
Eine einmal entſtandene Induſtrie greift von ſelbſt weiter aus, 
um durch Einbeziehung immer weiterer Induſtrieformen die 
Produktion zu ergänzen und wirtſchaftlicher zu geſtalten. Tex⸗ 
til⸗, Bergwerks-, und andere Unternehmungen wuchſen wie Pilze 
aus dem Boden. 

So kam es — und das war das Ziel der tſchechiſchen Be— 
wegung —, daß die wirtſchaftlichen Kräfte, die in der tſchechi— 
ſchen agrariſchen Bevölkerung lagen, nicht mehr wie früher in 
die deutſche, ſondern in eine neugeſchaffene tſchechiſche nationale 
Wirtſchaft einſtrömten, dort neue nationale Werte und neue 
nationale Kräfte erzeugend. 

Die tſchechiſche nationale Bewegung begnügte ſich jedoch 
nicht mit der Schaffung eines nationalen Bildungsweſens und 
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einer nationalen Wirtſchaft. Gleichen Schritt mit der Ent⸗ 
faltung dieſer Seiten des nationalen Lebens ging die Entwicklung 
tſchechiſcher Wiſſenſchaft und Kunſt. Die neue nationale Uni⸗ 
verſität wurde zur Pflanzſtätte nationaler Wiſſenſchaft. Wenn 
hier die Erfolge ſich am langſamſten und im beſcheidenſten Maße 
einſtellten, ſo iſt das darauf zurückzuführen, daß eine nationale 
Wiſſenſchaft ſich nicht aus dem Boden ſtampfen läßt. Gerade 
hier fehlte dem tſchechiſchen Volke — bei feiner Herkunft voll- 
kommen begreiflich — jede Überlieferung, jede Anknüpfung an 
eine Vergangenheit. Hier blieb kein anderes Mittel übrig, als 
Wiſſenſchaft aus dem nächſtliegenden Kulturgebiete, dem deut 
ſchen, zu übernehmen, national zu verarbeiten und ſo erſt eine 
Grundlage für eine nationale Wiſſenſchaft zu ſchaffen. Ahnlich 
war es mit der Kunſt, wobei hier immerhin — insbeſondere bei 
der Muſik — gewiſſe Verbindungsfäden zum Volke und ſeiner 
Vergangenheit liefen. Eigene Theater wurden geſchaffen, die 
die tſchechiſche darſtellende Kunſt pflegten. Auf dem Gebiete 
der bildenden Künſte wurden junge Künſtler tatkräftigſt ge 
fördert und ihnen die Möglichkeit gegeben, im Auslande — 
insbeſondere in Paris — ihre höhere Ausbildung zu finden. 
Auch der politiſche Gegner kann den Tſchechen die Aner- 
kennung nicht verſagen für die Leiſtungen, die ſie in kurzer Zeit 
vollbracht haben. Es wurde mit einer Intenſität und Energie 
gearbeitet, auf die andere Nationen nur mit Neid blicken können. 
Das ganze Volk, vom jungen Studenten bis zum greiſen Ge— 
lehrten, hat ſich in den Dienſt der Sache geſtellt. Die In⸗ 
tenſität nationaler Arbeit verdankt das tſchechiſche Volk freilich 
zum großen Teil dem früher erwähnten Umſtande, daß es ohne 
Jahrhunderte alte geiſtige Oberſchichte an die Arbeit ging. Bei 
Völkern mit alter Kultur ſpielt ſich der kulturelle Fortſchritt 
nicht allein aus dem Grunde langſamer ab, weil eben nicht ſo 
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viel nachzuholen iſt, wie bei einem kulturell jungen Volke, ſon⸗ 
dern auch deswegen, weil bei dieſen Völkern ſich bereits eine 
Oberſchichte entwickelt hat, die ſeit Jahrhunderten im Beſitze 
der Kulturgüter, den unteren Schichten des Volkes entfremdet, 
kein ſo ſtarkes Bedürfnis mehr empfindet, das Volk als 
Ganzes vorwärts zu bringen. Bei den Tſchechen war Ful- 
turelle Arbeit nicht allein eine Sache des perſönlichen Vor⸗ 
teils, ſondern, da fie ſelbſt noch vor kurzem den Kultur- 
güter entbehrenden Schichten angehört hatten, eine Herzens⸗ 
ſache. Während bei uns die akademiſche Jugend nur ſelten den 
Drang in ſich verſpürt, die erworbenen Kenntniſſe ins Volk 
hinauszutragen und dadurch der Nation zu nützen, fühlte der 
tſchechiſche Student, der aus eigener oder Familiener fahrung 
weiß, daß der Mangel an Wiſſen das ſtärkſte Hemmnis im 
Lebenskampfe iſt, ſich als der Lehrer ſeines Volkes. Die gleiche 
Erſcheinung konnte ich auch bei anderen ſlawiſchen Nationen der 
Monarchie — wie den Ruthenen und Südſlawen — beob- 
achten. 5 


Dieſer gewaltigen Bewegung in der tſchechiſchen Nation 


ſtanden die Deutſchen in Böhmen lange Zeit achtlos gegenüber. 
Erſt als ſie ihre Folgen zu ſpüren begannen, ſahen ſie ein, daß 
ſie zu dieſer neuen Erſcheinung Stellung nehmen müſſen. Die 
früher meiſt den unteren Schichten angehörende, wenig gebildete 
und politiſch ſchweigſame tſchechiſche Bevölkerung fing, nunmehr 
kulturell gehoben, ſich politiſch zu regen an. In Berufe, die 
bisher faſt ausſchließlich den Deutſchen zugänglich waren, weil 
höhere Bildung nur durch die deutſche Schule erreichbar war, 
drangen immer zahlreicher Angehörige des tſchechiſchen Volkes 
ein. In dem Augenblick, wo der Kulturabſtand zwiſchen Deut- 
ſchen und Tſchechen ſich zu verringern begann, bekam die ſtatiſche 
Zahl immer größeres Gewicht. Zwei Fünftel der Be— 
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völkerung Böhmens find Deutſche, drei Fünftel Tſchechen. Die 
Vorherrſchaft der zwei Fünftel über die drei Fünftel war nur 
ſolange möglich, als dieſe Zahlendifferenz durch Kulturdifferenz 
ausgeglichen war. In dem Momente, wo die Kulturdifferenz 
die Zahlendifferenz nicht mehr auszugleichen vermochte, war die 
deutſche Vorherrſchaft vernichtet. 

So einfach dieſe Rechnung iſt, die böhmiſchen Deutſchen 
wußten lange Zeit nicht, daß von dieſer Rechnung die Er— 
haltung ihrer Stellung abhing. Hier hätte es, da die kühlen 
Geſetze der Mathematik nicht aus der Welt zu ſchaffen ſind, nur 
einen Ausweg gegeben, nämlich rechtzeitig, ſolange die Kultur— 
differenz die Zahlendifferenz noch nicht allzu ſehr beeinflußt hatte, 
eine Auseinanderſetzung mit den Tſchechen zu ſuchen und eine 
Abgrenzung des beiderſeitigen Beſitzſtandes durchzuführen. Ein 
ſolcher Ausgleich wäre in den Anfängen der tſchechiſchen Ent— 
wicklung leicht zu haben geweſen. Das Programm Franz Pa- 
laekys, des größten tſchechiſchen Hiſtorikers, vom Jahre 1849 
ſchlägt die Teilung Oſterreichs in nationale Gliedſtaaten vor. 
Danach ſollte Deutſchöſterreich umfaſſen: Ober- und Nieder— 
öſterreich, Salzburg, Vorarlberg, die deutſchen Teile der Steier— 
mark, Kärntens, Tirols, Böhmens, Mährens und Schleſiens, 
alſo jenes Gebiet, das heute das höchſte — vorläufig unerreich— 
bare — Ziel der Republik Oſterreich iſt. Für Tſchechiſch-Oſter— 
reich begnügte ſich Palaeky mit den ſlawiſchen Gebieten von Böh- 
men, Mähren und Schleſien und der ungariſchen Slowakei. 
Nebenbei bemerkt: das tſchechiſche Blatt, in dem das Programm 
erörtert war, wurde von der Regierung ſofort eingeſtellt und 
Palacky unter Polizeiaufſicht geſtellt. 

Was eine Auseinanderſetzung auf dieſer Grundlage beim 
Zuſammenbruche der Monarchie für das deutſche Volk bedeutet 
hätte, bedarf keiner befonderen Hervorhebung. Eine Zufam- 
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menfaſſung der deutſchen Gebiete Oſterreichs in einer Verwal— 
tungseinheit — etwa einem neuen Kronland, in dem die bis⸗ 
herigen Kronländer ihre innere Selbſtändigkeit hätten be⸗ 
halten können — vor ſechzig Jahren hätte nicht allein die volle 
Erhaltung des Beſitzes gegen die ſtetig vorſchreitende ſlawiſche 
Flut geſichert, ſondern ſie hätte die Forderung der Tſchechen 
nach den hiſtoriſchen Grenzen des alten Königreiches Böhmen 
überhaupt nicht entſtehen laſſen. Der mehr als ſechzigjährige 
Beſtand dieſes Deutſchöſterreich hätte ſeine Grenzen zu hiſtori⸗ 
ſchen gemacht und kein Wilſon und kein Clemenecau wäre auf 
den Gedanken verfallen, die rein deutſchen Gebiete Deutſch— 
öſterreichs der tſchechoſlowakiſchen Republik auszuliefern. Selbſt 
wenn eine derartige Forderung beim Friedenskongreſſe von tſche⸗ 
chiſcher Seite unter dem Hinweis auf die einſtigen hiſtoriſchen 
Grenzen erhoben worden wäre, hätten die Deutſchen ſie mit der 
Antwort leicht entwurzeln können, daß dieſe Abgrenzung ja mit 
der Zuſtimmung des tſchechiſchen Volkes ſelbſt erfolgt iſt. Da- 
mit wäre allen Phraſen von der gewaltſamen Germaniſierung 
böhmiſchen Bodens ſelbſt der Schein einer Berechtigung ent- 
zogen geweſen. | 

Es hat heute keinen Zweck, Dinge wegen, die nur mehr 
hiſtoriſch betrachtet werden können, Vorwürfe zu erheben. Wenn 
ich hier von der verfehlten deutſchen Politik in Böhmen ſpreche, 
ſo geſchieht es um der hiſtoriſchen Wahrheit willen und in der 
Hoffnung, daß die traurige Erfahrung der Vergangenheit uns 
Lehrmeiſterin für die Zukunft ſein wird. 

Die deutſche Politik in Böhmen hatte, als es noch Zeit 
war, nicht erfaßt, um was es ging. Bis zu einem gewiſſen Grade 
iſt das begreiflich. Wir, die wir am Ende einer vorläufigen 
Entwicklung, gleichſam am Schluſſe eines Geſchichtskapitels, 
ſtehen und den Verlauf der Ereigniſſe nach rückwärts blickend 
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überſchauen können, begreifen nur ſchwer, daß die Menſchen, die 
mitten in den Ereigniſſen ſtanden, nicht ebenſo klar ſahen wie 
wir. Aber täuſchen wir uns nicht. Es gibt nichts ſchwereres, 
als in dem Durcheinander politiſcher Erſcheinungen die Nic» 
tung der Entwicklung zu erkennen. Selbſt die größten politiſchen 
Geiſter haben oft in einer den ſpäteren Geſchlechtern ganz un⸗ 
verſtändlichen Weiſe geirrt. Dazu kam noch ein pfychologiſches 
Moment. Die Deutſchen waren an ihre Vormachtſtellung, die 
nicht ſo ſehr auf Macht als auf ihrem kulturellen Vorſprung 
beruhte, durch Jahrhunderte gewöhnt. Sie waren die ruhig 
Beſitzenden und Genießenden. Eine ſolche Stellung gibt keinen 
Anlaß, an Kampf zu denken. Der tſchechiſche Aufſchwung kam, 
hiſtoriſch betrachtet, mit ungeheurer Raſchheit. Für die in dieſer 
Zeit Lebenden aber kam er — vom Programme Palackys bis zur 
Errichtung der tſchechiſchen Univerſität in Prag vergingen allein 
33 Jahre — nicht von heute auf morgen. Für ſie waren es 
Menſchenalter. Mit ihren Augen geſehen, ging die Entwick— 
lung in einem nur dem ſcharfen Auge bemerkbaren Übergange 
vor ſich. Ich habe mit alten Leuten geſprochen, die noch zu der 
Zeit gelebt haben, wo die tſchechiſche Nation noch kein in Be 
tracht kommender politiſcher Faktor war und die nun ſprachlos 
vor der Entwicklung ſtanden. Am deutlichſten kommt einem 
das zu Bewußtſein, wenn ich erwähne, daß Prag, in dem ſchon 
ſeit Jahren kaum mehr ein deutſches Wort zu hören iſt, in der 
Jünglingszeit meines Vaters eine deutſche Stadt war. Der 
politiſch Beſitzenden bemächtigt ſich — eine Erſcheinung, die 
wir häufig beobachten können — eine merkwürdige Pſpychologie. 
Sie glauben, es könne ihnen überhaupt nichts geſchehen. Eher 
würde der Himmel einſtürzen, als daß eine Verſchiebung der 
Machtverhältniſſe eintreten könnte. Das Trägheitsgeſetz be— 
herrſcht eben auch die menſchliche Seele. Als mein Vater in 
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den ſiebziger Jahren im deutſchen Kaſino in Prag — lange Zeit 
hindurch das Zentrum der deutſchböhmiſchen Politik — die For⸗ 
derung ausſprach, die Deutſchen ſollten die tſchechiſche Sprache 
gründlich lernen, weil die Kenntnis der Sprache des politiſchen 
Gegners, abgeſehen von der leichteren politiſchen Verſtändi⸗ 
gungsmöglichkeit, ſchon als politiſches Kampfmittel von unſchätz⸗ 
barem Werte ſei, wurde ihm Verrat am eigenen Volke vor- 
geworfen. Wenige Jahrzehnte ſpäter prangten in den deutſchen 
Schulen Böhmens Plakate, in denen der deutſche Volksrat der 
deutſchen Jugend die Erlernung der tſchechiſchen Sprache als 
unbedingt notwendiges Kampfmittel dringend ans Herz legte. 

Se viele Milderungsgründe auch für die deutſche Politik 
in Böhmen geltend gemacht werden können, ſie ändern an der 
rauhen Tatſache nichts, daß ſie verfehlt war. Statt ſich der 
geänderten Lage anzupaſſen und für das deutſche Volk zu retten, 
was noch zu retten war, kämpfte ſie für die deutſche Vormacht⸗ 
ſtellung. Die Ausſichten dieſes Kampfes wurden von Tag zu 
Tag ungünſtiger. Die Kraft der Tſchechen wuchs mit ihrem 
kulturellen und wirtſchaftlichen Fortſchritt, während die Deut- 
ſchen froh ſein mußten, wenn ihre Kraft nicht abnahm. Je 
heftiger die tſchechiſchen Vorſtöße wurden, um ſo verbiſſener 
hielten die Deutſchen an ihrer Stellung feſt. Sie wichen nicht 
freiwillig, aber ſie wurden Schritt für Schritt zurückgedrängt. 
Dieſer Kampf entbehrte trotz der verfehlten Taktik nicht der 
Größe. Für den klarſehenden Deutſchen war er gerade infolge 
ſeiner Hoffnungsloſigkeit von erſchütternder Tragik. Ich kenne 
kaum ein ergreifenderes Bild als den Kampf, den die Deutſchen 
um Prag kämpften. 

Das ehemals deutſche Prag wurde immer mehr zu einer 
tſchechiſchen Stadt; nach der Volkszählung vom Jahre 1900 
wies ſeine deutſche Einwohnerſchaft nur mehr 9 Prozent der 
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Gefamtbevölkerung auf. Anfangs ſchüchtern, dann lauter wurde 
der Gedanke ausgeſprochen, Prag aufzugeben und alle Kräfte 
auf eine Stadt Deutſchböhmens — vielfach wurde an Reichen⸗ 
berg gedacht — als Metropole des böhmiſchen Deutſchtums zu 
vereinigen. Aber dieſer einzig richtige Gedanke drang nicht durch. 
Es hieß, man dürfe deutſchen Beſitz unter keinen Umſtänden 
aufgeben. Dieſes Dogma war ſo feſt gewurzelt, daß dagegen 
nicht aufzukommen war. Ich ſelbſt erfuhr es an mir, als ich 
im Anfange des 20. Jahrhunderts in vertrautem Kreiſe für 
dieſen Gedanken eintrat, wie vergeblich ſolches Beginnen war. 
Ich wurde tſchechiſcher Sympathien geziehen und mein Deutfch- 
tum in Zweifel gezogen. Wenn die Männer, die ſo ſprachen, 
dieſe Zeilen leſen ſollten, werden ſie wahrſcheinlich einſehen, 
wie falſch ſie damals geurteilt haben. Das ſchwerſte Hindernis 
gegen eine Wendung der deutſchböhmiſchen Politik zur Klugheit 
war dieſe Methode. Jeder, der nicht vorbehaltlos der offi— 
ziellen deutſchböhmiſchen Politik zuſtimmte, wurde als Verräter 
am Deutſchtum angeſehen. Keine Gründe fanden mehr ein Ohr; 
in Leidenſchaft und Erregung ging jede Logik unter. Damit war 
einem auch der Mund geſchloſſen. Denn ſchließlich iſt es nicht 
jedermanns Sache, von ſeinen eigenen Volksgenoſſen ſich als 
Verräter behandeln zu laſſen. Dadurch war jede zeitgemäße 
Erneuerung und Anpaſſung der deutſchen Politik unmöglich ge— 
macht. Für den Einſichtigen blieb keine andere Wahl, als 
reſigniert zuzuſehen, wie die Dinge ihren Lauf nahmen. Dazu 
kam, daß es geradezu ein Grundſatz der führenden deutſchen 
Kreiſe war, junge politiſche Kräfte überhaupt nicht aufkommen 
zu laſſen. Die Jugend, die bereits unter anderen Verhältniſſen 
aufgewachſen war, die nicht mehr unter der deutſchen Vorherr— 
ſchaft gelebt hatte, hatte einen viel beſſeren Blick für die Wirk 
lichkeit. Aber ſie kam nicht zu Worte. 
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Mit jedem Tag ſchrumpfte die deutſche Schar in Prag zu— 
ſammen. Wohl war ihre Bedeutung eine über ihre Zahl hin⸗ 
ausgehende, denn die Prager Deutſchen beſtanden, da es ein 
deutſches Volk nicht mehr gab, ausſchließlich aus einer geiſtigen 
und wirtſchaftlichen Oberſchichte. Beweis dafür, daß ſie zwei 
deutſche Theater in Prag zu erhalten vermochten. Aber das 
änderte nichts an der Hoffnungsloſigkeit ihrer Lage. Ohne 
deutſches Hinterland, inmitten der flawifchen Flut, wurden fie 
zu ein er von Tag zu Tag kleiner werdenden deutſchen Inſel. 
Je hoffnungsloſer ihre Lage war, deſto enger ſchloſſen ſie ſich 
aneinander und deſto mehr von der Außenwelt ab. Es ent⸗ 
ſtand ein Bild, das, wenn es nicht traurig geweſen wäre, Fo- 
miſch gewirkt hätte. Die Deutſchen in Prag ſchloſſen ſich grund— 
ſätzlich von ihrer tſchechiſchen Umgebung ab. Die Trennung war 
eine ſo ſcharfe, daß ſelbſt ein perſönlicher Verkehr zwiſchen 
Deutſchen und Tſchechen vollkommen ausgeſchloſſen war. Ich 
habe während der vielen Jahre, in denen ich alljährlich längere 
Zeit in Prag verbrachte, wo Familien- und Freundſchaftsbe⸗ 
ziehungen mich mit den deutſchen Kreiſen verband, in deutſcher 
Geſellſchaft ſelbſtverſtändlich nie einen Tſchechen getroffen. Als 
ich einmal die Abſicht ausſprach, eine Vorſtellung in der tſchechi— 
ſchen Oper zu beſuchen, die als ausgezeichnet galt, wurde ich 
geradezu niedergeſchrien. Eine mit mir verwandte Dame erklärte 
mir geradezu: „Wenn Du das tuſt, dann darfſt Du mein Haus 
nicht mehr betreten.“ Ich ging natürlich jetzt erſt recht in die 
tſchechiſche Oper, aber — ich geſtehe meine Schwäche ein — ohne 
jemanden davon etwas zu ſagen. Wenn meine Tat bekannt ge» 
worden wäre, wäre ich aus meiner eigenen Familie ausgeſtoßen 
worden. Erſt in den letzten Jahren vor dem Kriege fingen auch 
die Deutſchen langſam an, tſchechiſche Theater zu beſuchen und 
von ihren tſchechiſchen Mitbürgern Notiz zu nehmen. Bis dahin 
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aber herrſchte vollftändige Trennung. Es gab deutſche Bälle, 
deutſche Konzerte, deutſche Tennisturniere, kurz man lebte in 
Prag wie in einer deutſchen Stadt. Nur wenn man auf die 
Straße ging, merkte man, daß man eigentlich in einer tſchechi— 
ſchen Stadt war. Man konnte es zuwege bringen, in Prag 
jahrelang zu leben, ohne ein tſchechiſches Wort zu ſprechen. Ich 
habe Leute gekannt, die in Prag geboren waren, dort alt ge— 
worden waren, ohne mehr als die notwendigſten Brocken tſche— 
chiſch ſprechen zu können. 

Infolge dieſer Abſchließung entging es aber den Deutſchen, 
daß neben ihnen ſich ein großſtädtiſches Leben entwickelt hatte, 
daß ſich ſeinerſeits um ſie nicht kümmerte. Mich, der ich aus 
der Fremde kam und in anderen Ländern und unter anderen 
Völkern gelebt hatte, mutete es eigenartig an, wenn ich bei 
irgendeinem Tagesereignis in der deutſchen Geſellſchaft oft die 
Worte hörte: Ganz Prag ſpricht davon. Dieſes „ganz Prag“ 
waren die 9 Prozent Deutſchen. Die 91 anderen Prozent wußten 
nichts davon. So wurde das deutſche Prag mit der Zeit zu einer 
ganz eigenartigen Kleinſtadt. Ich habe es eine Kleinſtadt mit 
vielen Häuſern genannt. Alle typiſchen Eigenſchaften des Klein 
ſtädters, das Aufbauſchen alltäglicher Nichtigkeiten zu welt⸗ 
erſchütternden Ereigniſſen, der übliche Klatſch, waren an der 
Tagesordnung. Einer kannte den anderen. Wenn ein Jüng⸗ 
ling der ſogenannten jeunesse d’or& eine neuartige Weſte er- 
fand und drei andere Jünglinge ſie nachahmten, hieß es, 
der junge Held habe „in Prag“ eine neue Mode „kreiert“. 
Dieſe kleine Geſellſchaft kam mir vor, wie Menſchen in 
einer belagerten Feſtung. Die Folge dieſes Zuſtandes war 
teils eine politiſche Inzucht, die jeden neuen politiſchen Ge⸗ 
danken unmöglich machte, teils eine verbitterte Reſignation, 
die ſich in dem Schmerz über das erlittene Unrecht ein- 
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ſpann. Dazu kam, daß die Tſchechen den Kampf gegen die 
Prager Deutſchen nicht gerade mit ſanften Mitteln führten. 
Ich habe Zeiten in Prag mitgemacht, die auch den vorurteils⸗ 
freien Beobachter an der Kulturfähigkeit des tſchechiſchen Vol⸗ 
kes zweifeln ließen. Ich ſah, wie deutſchen Studenten die Kap⸗ 
pen von den Köpfen heruntergeſchlagen, wie ſie von der Menge 
angeſpien wurden. Im deutſchen Haufe machte ich eine regel- 
rechte Belagerung mit. Die Menge verſuchte das Haus zu 
ſtürmen. Ein Steinregen praſſelte gegen die Fenſter. Ich 
ſehe einen Studenten noch vor mir, der blutüberſtrömt ins 
Haus gebracht und dort von einem Arzt verbunden wurde. Eine 
Verwandte von mir, die mit ihrer Tochter über die Straße 
ging, wurde, weil ſie deutſch ſprach, von einem — ſeiner 
Kleidung nach übrigens den beſſeren Ständen angehörenden — 
Herrn mit den Worten „ein deutſches Schwein hat nicht 
auf dem Trottoir zu gehen“, auf den Fahrdamm herunter⸗ 
geſtoßen. Daß im neuen deutſchen Theater ſämtliche Fenſter⸗ 
ſcheiben eingeſchlagen wurden, war ein häufiges Ereignis. Als 
Zeichen des Proteſtes wurden die Scheiben nicht gleich er— 
neuert, ſondern nur mit Papierſtreifen verklebt und boten 
fo ein trauriges ſtummes Wahrzeichen nationaler Leiden⸗ 
ſchaften. | 

Es würde zu weit führen, alle die großen und kleinen Schi— 
kanen anzuführen, mit denen die Deutſchen in Prag gequält 
wurden. Dieſe Methoden des politiſchen Kampfes ſind ein 
dunkler Fleck in der Geſchichte des tſchechiſchen Aufſchwunges. 
Für ſie kann nicht einmal ein plötzliches unvermutetes Aufwallen 
der Volksſeele als Milderungsgrund geltend gemacht werden. 
Das kleine Häuflein der Deutſchen Prags waren ſchon ſeit 
Jahrzehnten für die Tſchechen kein in Betracht kommender poli— 
tiſcher Gegner mehr. Die Krawalle gegen die Deutſchen waren 
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— das ſah man deutlich — meiſt planmäßige Veranſtaltungen. 
Ich hatte Gelegenheit zu beobachten, wie die Arrangeure unter 
dem aufgeſtachelten Großſtadtpöbel umhergingen und ihre Be— 
fehle erteilten. Es war planmäßige Ausrottungspolitik. Ich 
zweifle nicht, daß viele einſichtige Männer unter den tſchechiſchen 
Führern dieſer Taten nur mit Scham gedenken können. Aber 
ihre Auffaſſung war nicht die maßgebende. Die Tſchechen 
vergaßen hiebei, daß ſie ſich derſelben Methoden bedienten, die 
man nach der Schlacht am Weißen Berge gegen ſie angewendet 
hatte, und daß ſie damit das gleiche Unrecht begingen, das ihnen 
widerfahren war, nur mit dem Unterſchiede, daß wir nicht mehr 
im 17., ſondern im 20. Jahrhundert leben (nach den Erleb— 
niſſen dieſes ſcheußlichen Krieges freilich ein etwas mangel— 
hafter Hinweis). Das wichtigſte aber, was ſie dabei vergaßen, 
war die Erfahrung, daß dieſe Methoden, wenn ſie nicht wirklich 
bis zum Totſchlagen von Mann, Weib und Kind gehen, den Zweck 
nicht erreichen. Das ſollten die Tſchechen, deren nationale Le— 
bensfähigkeit auch die Greuel nach 1620 nicht zu vernichten ver— 
mochten, am beſten wiſſen. 

Mit ihrer wachſenden Macht wurde die tſchechiſche Politik 
immer begehrlicher. Palaekys Programm wurde aufgegeben und 
an ſeine Stelle trat das ſtaatsrechtliche Programm, die Forderung 
nach der Wiederherſtellung des einſtigen Königreiches Böhmen 
mit Mähren und Schleſien, das immer mehr Anhänger im 
tſchechiſchen Volke und infolge des Krieges als tſchechoſlowakiſche 
Republik im Friedensvertrage von Saint Germain eine ungeahnt 
raſche Erfüllung fand. N 

Bei dem ſtaatsrechtlichen Programm ſchwebte den Tſchechen 
Ungarn als Beiſpiel vor. Nicht mit Unrecht wurde darauf hin— 
gewieſen, daß die tſchechiſchen Forderungen ſich von den unga— 
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— wenn auch nicht aus eigener Kraft — ſchließlich zum Siege 
geführt hatte, die tſchechiſche aber mit der Schlacht am Weißen 
Berge niedergeworfen wurde. Aber gerade dieſes Beiſpiel hätte 
fie ſtutzig machen ſollen. Das tſchechiſche, ſtaatsrechtliche Pro— 
gramm iſt genau ſo ein Anachronismus, wie es der durch den 
Dualismus geſchaffene ungariſche Staat war, denn es verſchiebt 
Völker „wie Steine in einem Spiele“. Die Zeiten, wo dies 
dauernd möglich war, find vorüber, trotz des gegenwärtigen Rück 
ſchlages. Der junge tſchechiſche Staat iſt dadurch in einen 
inneren Zwieſpalt geraten, daß er den Deutſchöſterreichern gegen- 
über an dem veralteten Grundſatz der hiſtoriſchen Grenzen feft- 
hält, Ungarn gegenüber aber das Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Völker vertritt. Die Umkehrung dieſes Satzes wäre genau ſo 
berechtigt. Wenn es der tſchechoſlowakiſchen Republik nicht 
gelingt — und vorläufig hat es nicht den Anſchein —, ihren Deut⸗ 
ſchen den Aufenthalt in dem neuen Staate ſo überaus angenehm 
zu geſtalten, daß ſie mit Herz und Hirn an ihm feſthalten, dann 
wird ſie genau ſo untergehen, wie das Ungarn der Monarchie, 
denn mit Gewalt und Grundſätzen mit doppeltem Boden kann 
nichts Großes dauernd geſchaffen werden. Die Forderung nach 
Moral im Völkerleben iſt kein weltfremder Idealismus, ſondern 
Streben nach innerem Gleichgewicht. Auch die Moral hat ihre 
ſtatiſchen Geſetze. Man kann ſie, wie ein mechaniſches Gleich— 
gewichtsſyſtem, ſtören und ſcheinbar das phyſikaliſch Unmögliche 
möglich machen. Aber ebenſo, wie ein Pendel nicht dauernd 
außerhalb ſeiner Ruhelage erhalten werden kann, kann auch ein 
geſtörtes Kräfteſyſtem nicht dauernd in geſtörtem Zuſtande blei— 
ben. Alles ſchwingt und drängt zurück und ſucht nach Gleich— 
gewicht und erreicht es ſchließlich. Vorübergehend — dem kurzen 
Menſchenleben mag der Schein der Dauer vorgetäuſcht werden — 
haben die Amoraliſchen, die Realpolitiker, wie ſie ſich gern 
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nennen, recht. Die Zukunft aber gibt uns recht; die Utopie von 
heute iſt die Wirklichkeit von morgen. 

Die geſchilderte Entwicklung des tſchechiſchen Volkes im 
20. Jahrhundert führte zu einem eigenen tſchechiſchen Staats— 
gedanken, der mit der Monarchie nichts mehr gemein hatte. 
Außerlich wurde zwar immer noch ein gewiſſer Schein gewahrt, 
als ſei der tſchechiſche Staatsgedanke im Rahmen der Monarchie 
erfüllbar, aber innerlich waren die Tſchechen bereits vor dem 
Kriege für Oſterreich verloren. Den öſterreichiſchen Regierungen 
entging dieſe Tatſache freilich. Selbſt im Kriege gab man ſich 
noch Illuſionen hin. Sie werden teilweiſe entſchuldigt durch 
manche Erſcheinungen, die geeignet waren, den Beobachter zu 
täuſchen. Wenn nach der Kriegserklärung in den Straßen Prags 
Deutſchen und Tſchechen gemeinſam die Wacht am Rhein ſangen 
und der tſchechiſche Bürgermeiſter vor dem Rathauſe eine deutſche 
Rede hielt, in der er Kaiſer Wilhelm und die deutſch-tſchechiſche 
Verbrüderung hochleben ließ — ein Verhalten, an das ſich das 
tſchechiſche Volk wohl heute nicht gern erinnern wird — ſo kann 
man das Mißverſtehen der tſchechiſchen Stimmung bis zu einem 
gewiſſen Grade begreiflich finden. Noch im Jahre 1916 wußte 
man an maßgebenden Stellen nicht mit voller Klarheit, daß 
man mit dem tſchechiſchen Volke als Feind zu rechnen hatte. 
Manche Ereigniſſe, die wohl ſchon damals zu denken gegeben 
haben, wurden als Handlungen einzelner Verführter angeſehen, 
die man keineswegs als Ausdruck der Stimmung des Volkes 
anſehen dürfe. Ich hielt mich im Sommer 1916 einige Tage 
in einer tſchechiſchen Gegend Böhmens auf. Die wenigen Tage 
genügten, um die eingetretene Veränderung zu ſehen. Dem ober— 
flächlichen Beobachter fiel vielleicht nichts Beſonderes auf. 
Wer aber tiefer zu blicken verſteht, der ſah, daß er in 


einem Lande war, das innerlich bereits vollkommen von 
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Oſterreich abgefallen und zum Feinde übergegangen war. Ich 
ſchilderte meine Eindrücke einem Mitgliede des damaligen 
Kabinetts. Er hörte mir ironiſch lächelnd zu und behandelte 
mich wie einen Mann, der bei hellem Tage Geſpenſter zu 
ſehen glaubt. Die ſpäteren Ereigniſſe, wie das Übergehen 
tſchechiſcher Truppen zum Feinde, ſchafften dann die gewünſchte 
Klarheit. 

Bei den Südſlawen waren Anſätze zu einem öſterreichiſchen 
Staatsgedanken vorhanden, aber ſie wurden von den öſterreichi— 
ſchen Regierungen nicht entwickelt und ſo wurden die, die die 
ſtärkſten Stützen der Monarchie hätten werden können, zu ihren 
erbittertſten Feinden. 

Das ſüdſlawiſche Problem iſt das für den Fremden am 
ſchwerſten zu verſtehende der nationalen Probleme der Monarchie. 
Das hat feinen Grund vor allem darin, daß die von den Süd— 
ſlawen bewohnten Länder der Monarchie wegen ihrer Lage und 
den mangelnden Verkehrsmitteln nur ſehr ſpärlich vom reiſen— 
den Publikum beſucht wurden. Erſt in den letzten Jahren vor 
dem Kriege hat wenigſtens, aber auch nur in beſcheidenem Um— 
fange, eines der ſüdſlawiſchen Länder — Dalmatien — ange— 
fangen, ein internationales Reiſeziel zu werden. Aber auch hier 
empfing der Reiſende nur zu leicht ein falſches Bild. Die dal— 
matiniſchen Städte — nur dorthin kamen die Reiſenden — zeigen 
als alte italieniſche Niederlaſſungen in ihrem baulichen Charakter 
vollkommen italieniſchen Stil. Manche von dieſen Städten 
ſind auch heute von einer italieniſchen Bevölkerung bewohnt, 
andere wieder find faſt vollſtändig ſlawiſch. So wird der 
Fremde ſchon über den nationalen Charakter dieſer Städte in die 
Irre geführt. Wenn jemand mit zugehaltenen Ohren durch die 
Strafien Raguſas geht, ohne zu wiſſen, wo er iſt, fo wird er 
darauf ſchwören, in einer italieniſchen Stadt zu ſein. Und doch 
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iſt die Bevölkerung Raguſas faſt ganz kroatiſch. Wenn nun 
jemand glaubt, von den dalmatiniſchen Städten auf das Land 
ſchließen zu dürfen, ſo geht er abermals vollkommen fehl, denn 
das Land iſt nicht etwa italieniſch-ſüdſlawiſch gemiſcht, ſondern 
rein kroatiſch. 

Bezüglich Dalmatiens hat ſich Oſterreich übrigens ſchwere 
Verſäumniſſe zuſchulden kommen laſſen. Dalmatien hätte wegen 
feiner Naturſchönheit und feiner der Allgemeinheit faſt ganz un- 
bekannten architektoniſchen Kunſtſchätze ſchon längſt ein inter— 
nationales Reiſeziel ſein können. Der Fall wird wohl einzig 
daſtehen, daß die Hauptſtadt eines Landes nicht einmal eine 
Eiſenbahnverbindung mit dem Reiche hat, dem das Land ange— 
hört. Nach Zara konnte man nur zur See oder zu Land mit dem 
Wagen kommen. Die zwei Bahnen, die nach Dalmatien führten, 
kamen aus Bosnien und der Herzegowina ins Land und mün— 
deten in Sebenico und bei Raguſa. Ein Reiſender, der aus 
Weſteuropa mit der Bahn nach Dalmatien wollte, mußte über 
Ungarn oder Kroatien und die bosniſch-herzegowiniſche Schmal⸗ 
ſpurbahn tagelange Reiſen unternehmen. Eine Küſtenbahnlinie, 
die die Orte des ſchmalen langgeſtreckten Landes untereinander ver— 
bunden hätte, gab es nicht. Ein großer Teil der Schuld an der 
verkehrspolitiſchen Vernachläſſigung Dalmatiens trifft Ungarn. 
Eine Bahnverbindung von Zara nach dem übrigen Oſterreich 
hätte über ungariſches Gebiet führen müſſen. Ungarn weigerte 
ſich nicht nur, die Verbindungsſtrecke ſelbſt zu bauen, ſondern ge— 
ſtattete auch den Bahnbau durch öſterreichiſche Unternehmungen 
nicht, um einen engeren Anſchluß Dalmatiens an Öfterreich zu 
verhindern. Nur die Schwäche der öſterreichiſchen Regierungen 
macht es erklärlich, daß ſich Oſterreich dieſes empörende Vor— 
gehen Ungarns ruhig gefallen ließ. Es wurden wohl jahrelange 
Verhandlungen geführt, Ungarn erklärte ſich ſchließlich bereit, 
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die Verbindungsſtrecke zu bauen. Aber es blieb beim Ver— 
ſprechen. Die Bahn wurde nicht gebaut. 

Abgeſehen von der verkehrspolitiſchen Vernachläſſigung 
kümmerte man ſich in Oſterreich auch wirtſchaftlich um dieſe 
Perle der Adria überhaupt nicht. Man überließ das Land ein- 
fach ſeinem Schickſal. Die Vernachläſſigung Dalmatiens iſt ein 
eigenes Kapitel öſterreichiſcher Verwaltungsgeſchichte. Erſt in 
den letzten Jahren vor dem Kriege fing man an, Dalmatien zu 
entdecken. Vereine entſtanden, Konzerte wurden gegeben, es 
wurde Mode, ſich für Dalmatien zu intereſſieren, kurz der ganze 
Dilettantismus ſolcher Unternehmungen kam in Schwung, aber 
jetzt war es zu ſpät. 

Zu dieſen geographiſchen Schwierigkeiten, die der Er— 
faſſung des ſüdſlawiſchen Problems entgegenſtehen, kommt noch 
der Umſtand, daß bis auf das früher erwähnte, aus neueſter 
Zeit ſtammende Buch von Seton Watſon, es keinerlei in einer 
Weltſprache geſchriebene Literatur gab, aus der der Fremde ſich 
Aufklärung hätte holen können. So iſt es denn nicht zu ver— 
wundern, daß Europa über die ſüdſlawiſchen Länder der Mo— 
narchie weniger wußte, als über Japan oder Indien. 

Aber ſelbſt in den übrigen Ländern der Monarchie und in 
den Kreiſen der Wiener Regierung herrſchte vollkommene Un— 
kenntnis über dieſe Gebiete. Ich habe öſterreichiſche Miniſter 
gekannt, die keine blaſſe Ahnung von den nationalen, geſchweige 
denn von den wirtſchaftlichen Verhältniſſen des öſterreichiſchen 
Südens hatten. Mancher von ihnen hatte vielleicht einmal eine 
flüchtige Fahrt mit einem öſterreichiſchen Lloyddampfer längs der 
dalmatiniſchen Küſte gemacht; die Mehrzahl hat das Land über— 
haupt nicht geſehen. Dasſelbe gilt von der öſterreichiſchen höhe— 
ren Bureaukratie. Nach Kroatien oder Bosnien und die Her— 
zegowina kamen fie ſchon überhaupt nicht, zumal dieſe Länder 
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vom Standpunkte der öſterreichiſchen Kreiſe Ausland waren. 
Daß zwiſchen den öſterreichiſchen und ungariſchen ſüdſlawiſchen 
Ländern politiſche Zuſammenhänge beſtehen, dämmerte ihnen erſt 
in den letzten Jahren vor dem Kriege auf. Ich habe während 
einer faſt achtjährigen Dienſtzeit in einer öſterreichiſchen Zentral 
ſtelle eine ſtattliche Anzahl öſterreichiſcher Miniſterialbeamten 
kennen gelernt. Ich kann aber diejenigen, die den Süden ge— 
ſehen haben, an den Fingern aufzählen. Zu ihrer Entſchuldigung 
muß ich zugeben, daß das Reiſen in dieſen Ländern infolge der 
mangelhaften Verkehrsmittel mit großen Koſten verbunden war, 
die der Durchſchnittsbeamte nicht aufzubringen vermag. Eine 
längere Studienreife durch dieſe Länder war ein weit koſtſpie— 
ligeres Vergnügen, als eine Italienfahrt von Venedig nach Pa⸗ 
lermo. Da iſt es nicht zu verwundern, daß der bemitteltere Be— 
amte, der ſich in einem gewiſſen Umfange das Vergnügen des 
Reiſens leiſten konnte, eine Italienreiſe, die ihn innerlich weit 
mehr bereicherte, vorzog. Den öſterreichiſchen Regierungen aber 
kann ich den Vorwurf nicht erſparen, daß ſie für die Kenntnis 
der öſterreichiſchen Länder in der Verwaltung nicht einen Finger 
gerührt haben. Die Geſtaltung der ſprachlichen Verhältniſſe 
in den einzelnen Ländern hat das im alten Öfterreich ſonſt viel- 
fach übliche Herumwandern der Beamten nahezu unmöglich ge- 
macht. Früher war es keine Seltenheit, in den Zentralſtellen 
Männer zu finden, die in ihrer Jugend in Galizien, Oberöfter- 
reich, Dalmatien, Tirol uſw. gedient hatten. Dieſe Geſtalten 
find faſt verſchwunden. In den letzten Jahrzehnten kam der Be— 
amte aus dem Kronlande, in dem er ſeine Laufbahn begonnen 
hatte, faſt nie mehr anders heraus, als durch die Berufung in 
eine Zentralſtelle nach Wien. Es waren in den Zentralſtellen 
wohl auch Männer, die den Süden genau kannten. Aber das 
waren meiſt ſüdſlawiſche oder italieniſche Beamte aus dieſen 
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Ländern, die wieder in einer anderen Art einſeitig waren, indem 
ſie vorher ausſchließlich nur in Dalmatien oder im Küſtenlande 
gedient hatten. Als Einheimiſche der dortigen Länder, durch 
Familien- und politiſche Beziehungen mit ihnen eng verknüpft, 
waren ſie naturgemäß auch bei gutem Willen keine einwand⸗ 
freien Informationsquellen für die Zentralregierung. Mir iſt 
kein Fall bekannt, daß ein Miniſterium einem ſeiner intelli⸗ 
genten Beamten geſagt hätte: Hier iſt das erforderliche Reiſe⸗ 
geld, machen Sie eine zwei- oder dreimonatige Studienreiſe durch 
die ſüdlichen Kronländer. Wir geben Ihnen keine beſtimmte 
Marſchroute. Schauen Sie ſich Land und Leute an. Sie wiſſen, 
was für unſer Reſſort von beſonderem Intereſſe ſein kann. Und 
wenn Sie zurückkommen, dann machen Sie einen ausführlichen 
Bericht über das Geſehene. Und nun: glückliche Reiſe. 

Wenn man Oſterreich ſchon zentral regieren wollte, wäre 
das eigentlich eines der ſelbſtverſtändlichen Mittel geweſen. Aber 
es war überhaupt eine merkwürdige Eigenſchaft der öfterreichi- 
ſchen Regierungen, daß ſie oft Zwecke erreichen wollten, aber 
die dazu erforderlichen Mittel verſchmähten. Die Gründe, war⸗ 
um man Beamte der Minifterien nicht von Amts wegen die Län⸗ 
der der Monarchie ſtudieren ließ, waren zunächſt bureaukratiſche 
Bedenken. Der Beamte iſt imſtande, das Geld auf einer Ver— 
gnügungsfahrt zu verjubeln und gerade ſo klug heimzukehren, 
wie er abgereiſt iſt. Daß das ganze nur eine Frage der Per— 
ſonenauswahl iſt, daran dachte man nicht. Der Hauptgrund 
war aber, daß den öſterreichiſchen Regierungen vollkommen das 
fehlte, was ich das Verſtändnis für Imponderabilien genannt 
habe. So blieb es denn dem einzelnen und dem Zufall über— 
laſſen, in welchem Umfange die Zentralſtellen über die ſüd— 
lichen Länder informiert waren. 

Beſonders verwickelt wird das ſüdſlawiſche Problem ba- 
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durch, daß die für die Monarchie in Betracht kommenden ſüd— 
flawifchen Nationen ſich über Oſterreich, Ungarn, Bosnien und 
die Herzegowina und das Ausland erſtrecken. 

In Oſterreich leben Slowenen in dem ſüdlichen Teil von 
Kärnten, in Krain und im Küſtenland, Kroaten in Iſtrien und 
in Dalmatien. In Ungarn wird die Sache dadurch noch ver— 
wickelter, daß man hier zwiſchen zwei Gebieten unter ſcheiden muß. 
Der Staat Ungarn — nach ſeiner offiziellen Bezeichnung 
„die Länder der ungariſchen heiligen Krone“ — beſteht aus 
dem eigentlichen Ungarn und Kroatien-Slawonien, das im Ver— 
bande des ungariſchen Staates eine ziemlich weitgehende Auto— 
nomie beſaß. Nun wohnen Südſlawen in beiden Gebieten, und 
zwar Kroaten in Kroatien⸗Slawonien und Serben im eigent- 
lichen Ungarn. Während nun die Südflawen in Kroatien- 
Slawonien, wie bereits erwähnt, eine weitgehende Autonomie 
beſaßen, ſtanden die Serben im eigentlichen Ungarn unter 
der gleichen magyariſchen Herrſchaft, wie die übrigen nicht⸗ 
magyariſchen Nationen Ungarns. Dadurch ergab ſich zwi⸗ 
ſchen beiden eine grundlegende Verſchiedenheit in der politi- 
ſchen Stellung. 

Die Länder Bosnien und Herzegowina, die von Serben und 
Kroaten bewohnt ſind, gehören weder zu Oſterreich noch zu Un— 
garn. Bis zur Annexion wurden ſie als Okkupationsgebiet von 
der Monarchie, d. i. alſo von Oſterreich und Ungarn gemein— 
ſam verwaltet, was praktiſch darin ſeinen Ausdruck fand, daß 
die Verwaltung dieſer Länder von dem gemeinſamen öſterreichiſch— 
ungariſchen Finanzminiſter geführt wurde. Mit der Annexion 
wurde lediglich die Souveränität des gemeinſamen Mon⸗ 
archen auf Bosnien und die Herzegowina ausgedehnt. In der 
Verwaltung trat nur inſofern eine Anderung ein, als dieſe 
Länder in dem neugeſchaffenen Landtage eine parlamentariſche 
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Vertretung erhielten. Ihre verfaſſungsrechtliche Stellung fand 
jedoch keine Löſung. Sie ſollte der Auseinanderſetzung zwiſchen 
Oſterreich und Ungarn vorbehalten bleiben. Dieſe Löſung war, 
wenn die Monarchie auch nicht zerfallen wäre, in abſehbarer 
Zeit auch nicht zu erwarten. 

Ungarn war dieſen Ländern gegenüber in einer peinlichen 
Situation. Der Einverleibung in Oſterreich konnte es nicht 
zuſtimmen, weil dies einen außerordentlichen Machtzuwachs für 
Oſterreich bedeutet hätte. Die Vereinigung mit Ungarn wieder 
wäre eine verhängnisvolle Stärkung des Slawentums in Un⸗ 
garn geweſen, die Ungarn, das ohnehin ſeine Slawen nur mit 
aller Mühe im Zaume hielt, die Aufrechterhaltung des magya⸗ 
riſchen Staates unmöglich gemacht hätte. Der naheliegendſte 
Ausweg wäre geweſen, Bosnien und die Herzegowina als Reichs⸗ 
lande nach Art Elſaß⸗Lothringens der Monarchie einzuverleiben. 
Das hätte jedoch das Vorhandenſein einer Rechtsperſönlichkeit 
„Oſterreich⸗Ungarn“, ein gemeinſames „Reich“, alſo einen Ober- 
ſtaat, vorausgeſetzt. Gerade aber einen über den zwei Staaten 
der Monarchie ſtehenden Oberſtaat verneinten die Ungarn, die 
ihre Verbindung mit Oſterreich nur auf rein vertragsmäßiger 
Grundlage aufgebaut wiſſen wollten, auf das heftigſte. Die 
beiden Länder als eine neue, Oſterreich und Ungarn gleichgeftellte 
Staatseinheit der Monarchie einzugliedern, hätte zu einem 
Trialismus geführt, der erſt recht den Untergang der damaligen 
ungariſchen Staatsform bedeutet hätte. 

So blieb alſo nichts anderes übrig, als die Frage nicht zu 
löſen und das Proviſorium weiterbeſtehen zu laſſen. Ungarn 
begnügte ſich, ſeine Anſprüche auf Bosnien und die Herzegowina 
ſtets mit theatraliſcher Geſte aufrecht zu erhalten, tat aber nichts, 
um dieſe Anſprüche wirklich durchzuſetzen. Dieſe Unaufrichtig— 
keit iſt nur die natürliche Folge der ganzen widerſinnigen, künſt⸗ 
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lichen Konſtruktion des ungariſchen Staates, die in ſolche Sack— 
gaſſen führen mußte. 

So lebten alfo die Südſlawen innerhalb der Monarchie 
eigentlich in drei und, wenn man notwendigerweiſe noch zwiſchen 
Kroatien⸗Slawonien und dem eigentlichen Ungarn unterſcheidet, 
in vier Staaten. Hierzu kommt noch als weitere Verwicklung, 
daß die Frage der Zugehörigkeit Dalmatiens, auf das ungariſche 
Anſprüche beſtanden, auch noch nicht endgültig gelöſt war. Der 
mit den Verhältniſſen der Monarchie nicht näher vertraute Leſer 
wird ſchon durch dieſe nur ſchematiſche Darſtellung eine Vor— 
ſtellung über die Kompliziertheit des ſüdſlawiſchen Problems be- 
kommen. 

Nun iſt es natürlich eine Naivität, vorauszuſetzen, daß die 
nationalen Gefühle der Südſlawen an den Grenzen dieſer vier 
Länder haltmachen ſollen, wie es die Magyaren eigentlich haben 
wollten, und beiſpielsweiſe die in Bosnien und der Herzegowina 
eine ziemliche Selbſtändigkeit genießenden Südſlawen gleichgültig 
auf die Unterdrückung der Serben im eigentlichen Ungarn oder 
auf die Kämpfe der Kroaten in Kroatien-Slawonien mit den 
Magyaren blicken ſollten. Durch dieſe Verhältniſſe waren dieſe 
Länder geradezu zu einem nationalen Sg geworden. Nun 
kommt aber die weitere Schwierigkeit dazu, daß Südflawen auch 
außerhalb der Monarchie, und zwar an ihren Grenzen wohnen. 

Solange die öſterreichiſchen Südſlawen die Nachbarn der 
Türkei waren und ihre Stammesbrüder unter osmaniſcher Herr— 
ſchaft ſtanden, fühlten ſie ſich durch die öſterreichiſche Herrſchaft 
nicht nur nicht bedrückt, ſondern ſie ſahen im Vergleiche mit der 
türkiſchen Herrſchaft in der Monarchie ihren Schützer. Eine 
ähnliche Rolle ſpielte die öſterreichiſche Herrſchaft in Dalmatien. 
Das italieniſche Bürgertum der dalmatiniſchen Städte be- 
herrſchte die größtenteils aus Proletariern und Bauern beſtehen⸗ 
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den Kroaten. In ihm ſahen die dalmatiniſchen Kroaten ihre 
Ausbeuter und Unterdrücker, gegen die ſie bei der öſterreichiſchen 
Herrſchaft Schutz ſuchten. Die Südſlawen hatten daher keinen 
Anlaß, ſich von Oſterreich wegzuſehnen; nicht deshalb, weil ſie 
hier die Erfüllung aller Ideale gefunden hatten, ſondern, weil 
ihnen außerhalb der Monarchie nichts Gutes winkte. Die Lage 
änderte ſich aber vollſtändig, nachdem ein freier ſer biſcher Staat 
entſtanden war. 

Wie ſo oft in der Geſchichte, ſtand die Monarchie auch hier 
wieder vor einer Schickſalsfrage. 

Es war ſelbſtverſtändlich, daß das Entſtehen eines unab- 
hängigen ſüdſlawiſchen Staates die Südflawen der Monarchie 
nicht gleichgültig laſſen konnte. Daß die beiden Teile zueinander 
ſtreben würden, war im Zeitalter des erwachten Nationalismus 
ſelbſtverſtändlich. Es handelte ſich nur darum, welcher von den 
beiden Teilen den anderen zu ſich herüberziehen würde. Es gab 
nur zwei Möglichkeiten: entweder drängt das freigewordene Ser- 
bien, um ſich mit ſeinen Standesgenoſſen zu vereinigen, zur 
Monarchie, oder aber die Südſlawen der Monarchie werden zu 
einer nach Serbien ſtrebenden Irredenta. Hiebei wäre es dar— 
auf angekommen, wer der ſtärkere Magnet geweſen wäre. Und 
der ſtärkere Magnet hätte die Monarchie nur dann ſein können, 
wenn fie den Südſlawen in ihrem Verbande günſtigere Aus— 
ſichten für ihre nationale und wirtſchaftliche Entwicklung zu bieten 
in der Lage geweſen wäre, als das Königreich Serbien. Ich 
glaube, daß die Konkurrenz mit dem unabhängigen Serbien leicht 
auszuhalten geweſen wäre, natürlich nicht von einem zentralifti- 
ſchen Großöſterreich oder einem dualiſtiſchen Oſterreich-Ungarn, 
ſondern von einem Oſterreich, wie es im III. Abſchnitt ge— 
ſchildert wurde. 

Der ſerbiſche Staat war nach ſeinem Entſtehen — und iſt 
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es zum Teil heute noch — mit allen Kinderkrankheiten be- 
haftet, die ſich bei jahrhundertelang geknechteten Völkern ein- 
ſtellen, wenn ſie unvermittelt frei werden. Dieſen Zuſtänden 
konnte die Monarchie ein geordnetes europäiſches Staatsweſen 
gegenüberſtellen. Außerdem beſaß die Monarchie ein Anzie— 
hungsmoment, das entſprechend ausgeſtaltet, gerade Serbien 
gegenüber nicht verſagt hätte: das große Wirtſchaftsgebiet, das 
ſie dem kleinen Serbien durch den Anſchluß eröffnen konnte. 
Den Südſlawen blieben dieſe Vorteile kein Geheimnis und es 
hat Zeiten gegeben, wo ſie die Verwirklichung ihrer nationalen 
Ziele im Verbande der Monarchie anſtrebten. Noch bis in 
die neuere Zeit war der Gedanke an eine Verbindung mit der 
Monarchie nicht verblaßt. Der geweſene ſerbiſche Minifterpräfi- 
dent, Dr. Vladan Georgievie, erzählte in einem in der Wiener 
„Neuen freien Preſſe“ erſchienenen Aufſatz, daß er an unſeren 
damaligen auswärtigen Miniſter, Freiherrn (ſpäter Grafen) 
von Arenthal, mit dem Antrage herangetreten ſei, Serbien in 
den Verband der Monarchie aufzunehmen. Der König von 
Serbien würde ſich mit einer ähnlichen Stellung begnügen, wie 
der König von Bayern im Deutſchen Reiche. Arenthal habe 
es jedoch abgelehnt, dieſem Vorſchlage näherzutreten. 

Die Monarchie hatte wieder einmal eine Schickſalsſtunde 
verſäumt. Die dualiſtiſche Umgeſtaltung der Monarchie und 
damit die Teilung in einen öſterreichiſchen und ungariſchen Staat 
und die Unterteilung Ungarns in das eigentliche Ungarn und 
Kroatien, dazu noch die Okkupation Bosniens und der Herze— 
gowina mit ihren ungeklärten ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen zur 
dualiſtiſchen Monarchie, die auch nach der Annexion keine Löſung 
fand, zerſprengte die Südſlawen in die früher erwähnten vier 
Teile. Mit der damit verbundenen Auslieferung eines großen 
Teiles der Südſlawen an das magyariſch beherrſchte Ungarn war 
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einer Löſung des Südſlawenproblems im Sinne der Monarchie 
das größte Hindernis in den Weg gelegt, denn jetzt wäre die 
Löſung nur über den Umweg der Zerſtörung der magyariſchen 
Form des ungariſchen Staates möglich geweſen, wozu eine Kraft 
notwendig geweſen wäre, über die — ſelbſt wenn das Problem 
erkannt worden wäre — weder der Herrſcher noch ſeine Berater 
verfügten. 

Die Vereinigung aller Südſlawen war eine Forderung, die 
bereits im Jahre 1848 Jellachich, der damalige Banus von 
Kroatien, aufgeſtellt hatte. Der Wiener Hof ſchien ſeinen Wün⸗ 
ſchen ſolange geneigt, als er Jellachichs Hilfe im Kampfe mit 
den aufſtändiſchen Ungarn brauchte. Als aber der Widerſtand 
Ungarns gebrochen war und die Gegenrevolution einſetzte, die 
alle Freiheitsbeſtrebungen, mochten ſie aus welchen Quellen 
immer ſtammen, zu erſticken ſuchte, war von nationalen Zuge⸗ 
ſtändniſſen an die Südſlawen keine Rede mehr. Insbeſondere 
durch das Aufgeben der Kroaten und ihre Auslieferung an die 
Magyaren löſte ſich das Herrſcherhaus von einem feiner treueſten 
Völker. 

Nun nahm die Entwicklung, nachdem ihre Lenkung im Sinne 
der Monarchie verſäumt war, die entgegengeſetzte Richtung. 

Es war ein nur aus dem vollkommenen Unverſtändnis er- 
klärbarer Glaube, daß die Südſlawen der Monarchie in ihrer 
territorialen Zerſtückelung ruhig weiter dahinleben und die Ser- 
ben im ſelbſtändigen Serbien dieſen Zuſtand intereſſelos zuſehen 
würden. Die natürliche Folge war, daß nunmehr an Stelle 
Wiens die Hauptſtadt des unabhängigen Serbien, Belgrad, das 
magnetiſche Kraftzentrum der ſüdſlawiſchen nationalen Beſtre— 
bungen wurde. 

Nach dieſer Umſtellung der ſüdſlawiſchen Kraftrichtung 
waren alle von der Monarchie gegen die Anziehungskraft von 
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Belgrad gerichteten Maßnahmen fruchtlos. Dieſe Maßnahmen 
krankten vor allem daran, daß es keinen einheitlichen Plan gab, 
der ihnen zugrunde gelegt werden konnte. In Ungarn Gewalt, 
in Oſterreich täglich wechſelnde kleine Mittel, die ziellos ver— 
pufften und mehr reizten als halfen. Daß die widernatürliche 
Lage, in die das Südſlawenproblem gebracht worden war, ſich 
überhaupt ſolange erhalten ließ, war nur auf den Gegenſatz 
zwiſchen Serben und Kroaten zurückzuführen. 

Serben und Kroaten ſind dasſelbe Volk. Sie ſprechen 
dieſelbe Sprache, nur daß die Serben ſie mit eyrilliſchen, die 
Kroaten mit lateiniſchen Buchſtaben ſchreiben. Was ſie trennt, 
iſt die Religion; die Serben find griechiſch⸗orthodox, die Kroaten 
römiſch⸗katholiſch. 

Der Gegenſatz dieſer beiden Völker, der ſich zuzeiten bis 
zu erbittertſtem Haſſe ſteigerte, iſt eine außerordentlich inter— 
eſſante, im Auslande unverſtandene ſoziologiſche Erſcheinung. 
Vielfach iſt der Glaube verbreitet, daß dieſer Gegenſatz in der 
Religions verſchiedenheit feine Wurzel hat. Wenn auch religiöſe 
Gegenſätze auf dem Balkan und ſeinen angrenzenden Gebieten 
von ſtärkerer Bedeutung ſind als in weſteuropäiſchen Staaten, 
ſo muß doch dem ſoziologiſch geſchulten Blick ſofort auffallen, 
daß bei dem Vorhandenſein ſo vieler Gemeinſamkeiten, ins⸗ 
beſondere der Gemeinſamkeit nationaler Ziele, in unſerer Zeit 
die Religionsverſchiedenheit kein zureichender Grund dieſes Ge- 
genſatzes ſein kann. Dieſer naheliegende Schluß iſt ſelbſt von 
einem Teile der maßgebenden Kreiſe in Oſterreich nicht gezogen 
worden. Ich habe Gelegenheit gehabt, Miniſter kennen zu ler⸗ 
nen, die ſich über dieſe Frage nicht weiter den Kopf zerbrachen. 

Der ſerbiſch⸗kroatiſche Gegenſatz iſt nur hiſtoriſch zu er- 
klären. 

Die beiden Teile desſelben Volkes gerieten nach ihrer wäh⸗ 
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rend der Völkerwanderung erfolgten Einwanderung in ihre 
gegenwärtigen Wohnſitze unter verſchiedene kulturelle Einflüſſe. 
Die Serben empfingen ihre Kultur und Religion aus Kon⸗ 
ſtantinopel, die Kroaten aus Rom. Es iſt alſo richtig, daß ur⸗ 
ſprünglich die Verſchiedenheit der Religion die Wurzel des 
Gegenſatzes war, aber ſie wäre abgeſtorben, wenn nicht die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Religion Hand in Hand mit einer Kulturver- 
ſchiedenheit gegangen wäre. Dieſe Kulturverſchiedenheit be— 
deutete für die beiden Stämme auch eine Verſchiedenheit der 
Weltanſchauung. Die Serben hatten ihr Antlitz nach dem Oſten, 
die Kroaten nach dem Weſten gekehrt. Es war der Gegenſatz 
zwiſchen byzantiniſcher und romaniſcher Kultur und Weltanſchau⸗ 
ung, die in den beiden Stämmen zum Ausdruck kommt. 

Ich muß mich hier damit begnügen, dieſe Verſchiedenheit 
nur in kurzen Zügen zu ſchildern. Dem deutſchen Leſer, der tiefer 
dringen will, verweiſe ich auf die beiden früher erwähnten Werke 
von Seton Watſon und Südland. | 

Wie tief die Einflüffe diefer zwei Kulturen auf die Geiftes- 
richtung der beiden Stämme waren, zeigt ſich, daß ſogar die 
Charaktereigenſchaften des Serben völlig verſchieden ſind von 
denen des Kroaten. Mir wurde wiederholt von Kroaten ver— 
ſichert, daß es gewiſſe Grenzen gibt, über die hinaus ſie ſich mit 
den Serben nicht mehr verſtändigen können. Es iſt das wieder 
ein Beweis, wie umgeſtaltend pſychiſche Einflüſſe auf die Raſſen 
ſein können und wie verwickelt das Raſſenproblem überhaupt 
iſt. Die Folge dieſer verſchiedenen Einflüſſe iſt, daß wir es bei 
den Serben und Kroaten trotz einheitlicher Raſſe und Sprache 
tatſächlich mit zwei verſchiedenen Völkern zu tun haben. 

Zu dieſen, ich könnte ſagen pſychologiſchen, Gegenſätzen 
kommen aber noch ſoziale. Bei den Serben wurde während der 
Türkenherrſchaft der Adel vollſtändig ausgerottet. Nur in 
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Bosnien und der Herzegowina hat ſich teilweiſe ein ſerbiſcher 
Adel dadurch erhalten, daß er den Iſlam angenommen hat. Bei 
ihm war aber der Einfluß der iſlamitiſchen Religion und Kultur 
ſo ſtark, daß er, obwohl er immer noch ſerbiſch ſpricht, aufgehört 
hat, ſerbiſch zu fühlen. Die Serben, insbeſondere im heutigen 
Königreiche, ſind daher mangels jeder Adelstradition ein durch 
und durch demokratiſches Bauernvolk. Die Kroaten hingegen 
beſitzen einen alten Adel und ſtädtiſches Bürgertum. Auch dieſe 
Verſchiedenheit der ſozialen Struktur wirkt verſchärfend auf den 
Gegenſatz zwiſchen den beiden Völkern. Dieſer Gegenſatz läßt 
es auch ſchwer glaublich erſcheinen, daß Serben und Kroaten 
ohne die ſchwerſten Konflikte in dem neugeſchaffenen Jugoſlawien 
dauernd werden zuſammenleben können. 

Der ſerbiſch⸗kroatiſche Gegenſatz war lange Zeit ein ſchweres 
Hindernis für die auf die Vereinigung aller Südſlawen ab- 
zielende Politik. Dies wurde auch bald von den weiterblickenden 
Köpfen beider Parteien erkannt und ihre Hauptarbeit war dar— 
auf gerichtet, dieſen Gegenſatz zu überbrücken. Durch planmäßige 
Propaganda und Aufklärung wurde beiden Völkern in Erinne— 
rung gebracht, daß ſie eigentlich ein Volk ſeien, das eine ge— 
meinſame Sprache und eine gemeinſame Literatur beſitzt. Ich 
glaube jedoch nicht, daß dieſe Arbeit von einem nennenswerten 
Erfolg begleitet geweſen wäre, wenn nicht als ſtärkſtes Binde— 
mittel der gemeinſame Haß gegen die Monarchie hinzugekommen 
wäre, den ſowohl die öſterreichiſche wie die ungariſche Regie— 
rung durch verfehlte politiſche Maßnahmen unausgeſetzt ver— 
ſtärkten. Ich lege dieſen Fehlern jedoch keine übermäßige Be— 
deutung bei, denn ich glaube nicht, daß, nachdem die ſüdſlawiſche 
Politik nun einmal die Richtung nach Belgrad genommen hatte, 
unter Feſthaltung am dualiſtiſchen e dieſe Bewegung über⸗ 
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Von dieſer Bewegung wurden auch die Slowenen mitge— 
riſſen, die eigentlich von den ſüdſlawiſchen Völkern der Monarchie 
am wenigſten Grund zur Unzufriedenheit hatten. Aber es lag 
in der Natur der Sache, daß auch bei ihnen der Gedanke der 
Vereinigung aller Südſlawen zünden mußte. Von dem ſüd⸗ 
ſlawiſchen Gedanken erfaßt, folgten ſie ſeiner Richtung. 

Der ſich allmählich entwickelnde Haß der ſüdſlawiſchen Völ⸗ 
ker gegen die Monarchie wurde noch weſentlich geſteigert durch | 
den wirtſchaftlichen Druck, den die Monarchie auf das König- 
reich Serbien ausübte. 

Es ſteckt ein wahrer Kern in dem oft gehörten Ausſpruch, 
daß der Krieg gegen Serbien ein Krieg um die ſerbiſchen 
Schweine war. Serbien, ein ausgeſprochenes Agrarland mit 
ausgedehnter Viehzucht, ohne Induſtrie, war, um leben zu 
können, auf die Ausfuhr von Vieh angewieſen. Ohne Zugang 
zum Meere ging der einzige Weg auf die weſtlichen Märkte über 
die Monarchie. Das nächſtliegende wäre ein natürlicher Waren— 
austauſch zwiſchen den beiden Ländern geweſen. Aber die Ein— 
fuhr ſerbiſchen Viehes berührte ungariſche Intereſſen. Oſter— 
reich, insbeſondere Wien, hatte einen ſtarken Verbrauch an un- 
gariſchem Vieh und Ungarn konnte nahezu die Preiſe diktieren. 
Infolgedeſſen war Ungarn beſtrebt, den ſerbiſchen Wettbewerb 
nicht aufkommen zu laſſen. Es wurde eine Zollpolitik getrieben, 
die teils offen, teils verſteckt die Einfuhr ſerbiſchen Viehes bei— 
nahe unmöglich machte. | 

Hierbei handelte es ſich weniger um Wahrung der Intereſſen 
des ungariſchen Bauern, der für die Viehausfuhr nach dem 
Weſten nicht weſentlich in Betracht kam, als um die Intereſſen 
der ungariſchen Großgrundbeſitzer, der ungariſchen Feudalherren. 
Wenn man das Weſen der Sache aus allen Einzelheiten her— 
aus ſchält, fo kam es eigentlich nur darauf heraus, daß die ganze 
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Zollpolitif Serbien gegenüber Fein anderes Ziel verfolgte, als 
den ungariſchen Großgrundbeſitzern ihre Einkünfte zu erhalten. 
Darunter litt natürlich nicht allein Serbien, ſondern auch Oſter— 
reich, das ſchon vor dem Kriege unter hohen Fleiſchpreiſen und 
Fleiſchnot zu leiden hatte. Es kam ſo weit, daß kurz vor dem 
Kriege Wien, vor deſſen Türe gleichſam reiche Fleiſchvorräte 
lagerten, argentiniſches Fleiſch einzuführen gezwungen war. 

Nun wird man wohl einwenden, daß ja Oſterreich bezüglich 
der Zollpolitik auch ein Wort mitzureden hatte. Das iſt theo— 
retiſch richtig. Aber Öfterreich, oder richtiger geſagt feine Re— 
gierungen, hatten nicht mehr die Kraft, ungariſchen Diktaten 
Widerſtand entgegenzuſetzen. Ungarn wieder war von eben den 
Kreiſen regiert, die aus der herrſchenden Zollpolitik Vorteile 
zogen, ſo daß auch von dieſer Seite gutwillig ein Nachgeben 
nicht zu erwarten war, trotzdem ein Entgegenkommen Serbien 
gegenüber auch im ungariſchen Intereſſe gelegen geweſen wäre. 

Serbien drohte in ſeiner Agrarproduktion geradezu zu er— 
ſticken. Es mußte, wenn es weiterleben wollte, einen Ausgang 
zu den weſtlichen Märkten finden. Da es zu Lande die Türe 
verſchloſſen fand, mußte es zur Küſte drängen. Hier ſtieß es 
aber neuerdings auf den heftigſten Widerſtand der Monarchie, 
die ein Vordringen Serbiens ans Meer als eine Gefährdung 
ſeiner wichtigſten Lebensintereſſen erklärte. 

Mir iſt der Widerſtand der öſterreichiſch-ungariſchen Politik 
gegen das Zugeſtändnis eines Küſtenſtreifens an Serbien nie 
verſtändlich geweſen. Daß Serbien eine große Flotte bauen und 
uns in der Adria bedrohen könnte, hat wohl niemand geglaubt. 
Offiziell wurde als Grund des Widerſtandes angegeben, daß 
ein ſerbiſcher Hafen bei den engen Beziehungen zwiſchen Serbien 
und Rußland zur ruſſiſchen Dependance würde und wir dadurch 


von Rußland in der Adria bedroht würden. Dieſe Behauptung 
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wurde zum Schlagwort und, wie es ſo häufig geſchieht, ungeprüft 
allgemein geglaubt. Während der Annexionskriſe ging es durch 
alle Blätter der Monarchie. 

Auf den erſten Blick ſchien die ablehnende Haltung der 
Monarchie Serbien gegenüber manches für ſich zu haben. Aber 
während die Monarchie erklärte, Serbien nicht ans Meer laſſen 
zu können, wurde Albanien mit einer langen Meeresküſte zum 
ſelbſtändigen Staat gemacht. Wenn man auch die Hoffnung 
hegte, Albanien unter öſterreichiſch-ungariſchem Einfluß zu hal⸗ 
ten, fo weiß doch jeder, der die Geſchichte der auswärtigen Be— 
ziehungen kennt, daß nichts fo wandelbar iſt, wie die freund— 
ſchaftlichen Beziehungen der Staaten zueinander. Wer konnte 
die Garantie übernehmen, daß nicht in 10 oder 20 Jahren die 
albaniſchen Häfen ebenſo zu ruſſiſchen Dependancen geworden 
wären wie die ſerbiſchen. Den Umſtand, daß an der Spitze von 
Albanien ein deutſcher Fürſt ſtand, als Kalkul in die Rechnung 
zu ſtellen, wird, nach den Erfahrungen, die man auf dieſem Ge⸗ 
biete ſchon damals gemacht hatte — der Krieg, wo ein Hohenzoller 
gegen die Zentralmächte kämpfe, hat ſie neuerdings beſtätigt —, 
an maßgebender Stelle wohl niemand naiv genug geweſen ſein. 
Die Fernhaltung Serbiens vom Meere bot alſo keinerlei dau— 
ernde Sicherheit gegen die Feſtſetzung feindlicher Intereſſen an 
der Oſtküſte der Adria. Ernſtlich konnte an eine wirkliche Be— 
herrſchung der Adria von unſerer Seite angeſichts der uns über— 
legenen italieniſchen Flotte und des Umſtandes, daß die ganze 
Weſtküſte im Beſitz Italiens iſt, überhaupt nicht gedacht werden. 
Außerdem war ja noch im Mittelmeer die franzöſiſche und eng— 
liſche Flotte, die den adriatiſchen Teich wie einen Sack einfach 
ſchließen konnten. Unſere Seepolitik konnte ſich daher nur auf 
den Küſtenſchutz beſchränken — was im Kriege auch geſchehen 
iſt — und dieſer wäre durch einen ſerbiſchen Handelshafen nicht 
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mehr bedroht geweſen als durch einen montenegriniſchen oder 
albaniſchen. War die Gefährdung maritimer Intereſſen nicht 
der wahre Grund für die ablehnende Haltung der Monarchie, 
ſondern wollte man Serbien überhaupt wirtſchaftlich und poli— 
tiſch umbringen, nun dann durfte man ſich über die Folgen dieſer 
Politik nicht beklagen. 

Eine unparteiiſche Beurteilung muß zugeben, daß Serbien 
in einer verzweifelten Lage war. Überall, wo es einen Ausgang 
in die Welt ſuchte, trat ihm die Monarchie in den Weg. Es 
wurde in den Glauben, daß Öfterreich-Ungarn das Hindernis 
ſeiner Entwicklung ſei, geradezu abſichtlich hinein getrieben. 
Kommt dazu noch das überſchäumende Temperament eines jungen, 
alle Freiheiten der Meinungsäußerung genießenden Volkes, ſo 
iſt es nicht zu verwundern, daß der Haß gegen den unfreund- 
lichen Nachbarn in hellen Flammen aufloderte. Bezeichnend 
für die Stimmung in Serbien iſt ein Geſpräch, das ich einige 
Jahre vor dem Kriege mit einer den Belgrader Regierungs— 
kreiſen naheſtehenden ſerbiſchen Perſönlichkeit hatte. 

Das Geſpräch drehte ſich um die der Monarchie feindliche 
Politik Serbiens, die damals hohe Wellen warf. Ich bemerkte, 
daß, wenn in dieſer Beziehung keine Wendung einträte, die 
Dinge geradezu zum Kriege treiben. Darauf erhielt ich folgende 
Antwort: Was riskieren wir bei einem Krieg? Wir können ſo 
nicht weiterleben. Im ſchlimmſten Falle werden wir geſchlagen 
und Oſterreich⸗Ungarn annektiert uns. Dann werden wir unſere 
Schweine wenigſtens in der Monarchie verkaufen können. 

Nun bedarf es keiner beſonderen Phantaſie, um ſich vor— 
zuſtellen, wie dieſe Lage des Königreiches Serbien auf ſeine 
Stammesgenoſſen in der Monarchie wirken mußte. Sie mußte 
auch auf der Seite der Serben der Monarchie das Streben nach 
der Befreiung des ſtaatsrechtlich zwar freien, wirtſchaftlich je⸗ 
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doch von Oſterreich-Ungarn geknebelten Bruders erzeugen. Da- 
durch empfing das ideale Streben nach Vereinigung noch eine 
Verſtärkung durch wirtſchaftliche Motive. Es ſchwoll dadurch 
ſchließlich zu einer ſolchen Mächtigkeit an, daß die Monarchie 
der Bewegung nicht mehr Herr werden konnte. 

Daß die Mittel, die Serbien in der Verfolgung ſeiner 
Ideale anwandte, über das nach weſteuropäiſchen Begriffen er- 
laubte Maß hinausgingen, iſt nicht zu leugnen. Aber ſie waren 
von einem Lande freieſter Verfaſſung, deſſen Regierung der er- 
hitzten öffentlichen Meinung nahezu machtlos gegenüberſtand, 
und bei den am Balkan überhaupt herrſchenden politiſchen Sitten 
nicht anders zu erwarten. Wer nur einigermaßen die Völker 
dort unten kennt, weiß, daß, wenn einmal der Haß einen ſolchen 
Hitzegrad erreicht hat, man auf alles gefaßt ſein muß. Mora⸗ 
liſche Betrachtungen und Entrüſtungen find zwecklos. Die lei- 
tenden Männer der Monarchie mußten wiſſen, daß es ein mit 
allen erlaubten und unerlaubten Mitteln geführter Kampf bis 
aufs Meſſer ſein würde. Um ſo unverſtändlicher iſt die kind— 
liche Sorgloſigkeit, mit der man den Thronfolger in einer Allee 
von Attentätern ſpazieren führte. 

So wußten denn auch die Südſlawen nichts mehr von einem 
öſterreichiſchen Staatsgedanken. Sie hatten ihren eigenen 
Staatsgedanken entwickelt, deſſen Durchſetzung nunmehr nur 
über die Leiche der Monarchie führte. 

Ahnlich wie bei den Südſlawen war auch bei den Rumänen 
zuzeiten der öſterreichiſche Staatsgedanke lebendig. 

Die Rumänen der Monarchie bewohnen faſt ganz Sieben— 
bürgen und einen Teil der Bukowina. Als die Magyaren das 
alte Siebenbürgen in Komitate zerlegten — ein ſelbſtändiges 
Siebenbürgen als Teil Ungarns gab es ſeither nicht mehr — 
handelten fie nur im Sinne ihres politiſchen Zieles, der Magya— 
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riſierung Ungarns. Dadurch wurde der übrigen Welt ein ganz 
falſches Bild vorgetäuſcht. Ich habe ſelbſt oft das Erſtaunen 
nicht allein bei Ausländern, ſondern auch bei Oſterreichern ge— 
ſehen, wenn ich erwähnte, daß Siebenbürgen bis auf die Szekler 
Sprachinſel und einzelne kleine eingeſtreute magyariſche Kolo— 
nien und die ſächſiſchen deutſchen Niederlaſſungen ganz rumä⸗ 
niſch ſei. In dem öſterreichiſchen Kronlande Bukowina iſt die 
Mitte des Landes und der Süden und Südoſten von Rumänen 
bewohnt. Wir haben alſo wieder eine Nation in der Monarchie, 
von der Teile in Oſterreich, in Ungarn und im Auslande wohnen. 
Dieſe Verteilung war ebenſo wie bei den Südſlawen von größ— 
tem Einfluß auf die Entwicklung der Politik der Rumänen. 
Dieſe bei faſt allen Nationen der Monarchie auftretende Er— 
ſcheinung macht ein Verſtehen ihrer Nationalitätenprobleme 
ohne Kenntnis der Siedlungsverhältniſſe ganz unmöglich. Trotz⸗ 
dem aber herrſchte eine ganz unbegreifliche Unkenntnis auf dieſem 
Gebiete bis in die höchſten Kreiſe der Monarchie. 

Immer wieder ſehen wir die gleiche Entwicklung. Auch 
bezüglich der Rumänen gab es für die Monarchie eine Schick— 
ſalsſtunde, die verſäumt wurde. Als die Rumänen des heutigen 
Königreiches ſich aus den Klauen der osmaniſchen Herrſchaft 
löſten, trat auch an ſie die Frage heran, wie ſie ſich zu den 
übrigen, außerhalb ihres Gebietes wohnenden Volksgenoſſen 
verhalten ſollen. Es iſt eine ſelbſtverſtändliche Folge der Be— 
freiung eines Volkes, daß es die Blicke auf ſeine unter fremder 
Herrſchaft ſtehenden Volksgenoſſen richtet und daß beide Teile 
einander anzuziehen beginnen. Auch hier gab es nur zwei Wege: 
entweder ziehen die Rumänen der Monarchie ihre Stammes⸗ 
genoſſen im Reiche an ſich, oder ſie werden von den Reichs— 
rumänen angezogen. Der erſte Weg hätte zu einem öſterreichi— 
ſchen Staatsgedanken geführt; der zweite Weg mußte zur 
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Monarchiefeindlichkeit führen. Eine Mittelſtraße — die dauernde 
Erhaltung des gegebenen Zuſtandes — gab es nicht. Hierbei 
war die Monarchie bezüglich der Rumänen noch in der beſonders 
günſtigen Lage, daß ſchon frühzeitig und bis in die neuere Zeit 
bei den Rumänen der Wunſch beſtand, ſich im Verbande der 
Monarchie zu vereinigen. Schon der rumäniſche Fürſt Michael 
der Tapfere (1593-1601) ſtrebte danach, feine Länder mit 
denen Kaiſers Rudolf II. zu vereinigen. Die gleiche Politik 
betrieb der rumäniſche Fürſt Mateiu Baſſaraba (1632-1654), 
von deſſen Huldigungsanerbieten der rumäniſche Hiſtoriker Jon 
Sirbu bemerkt, daß, wenn die Gelegenheit benützt worden wäre, 
„heute unter den Fittichen des Habsburger Adlers ein großes 
vereinigtes Volk eine ewige Mauer an der Oſtgrenze des Reiches 
bilden würde“. Im Jahre 1848 regte der rumäniſche Ge⸗ 
ſchäftsträger bei der Deutſchen Regierung in Frankfurt am 
Main die Vereinigung der Fürſtentümer Moldau und Walachei 
mit den Rumänen Ungarns, Siebenbürgens und der Bukowina 
in einem an Oſterreich anzuſchließenden Staate an. Dieſer Ge 
danke wurde bis in die allerneueſte Zeit in rumäniſchen Blättern 
verfochten und immer wieder darauf hingewieſen, daß die Fö— 
deraliſierung Oſterreich-Ungarns, dem ſich Rumänien anſchließen 
würde, die Sicherung des rumäniſchen Staates bedeuten würde. 
Oſterreich als Föderativſtaat würde alle Balkanvölker in ſein 
Syſtem hineinziehen und ihnen zu ihrer nationalen Einigung und 
zur Sicherung ihrer nationalen Selbſtändigkeit verhelfen ). 
Oſterreich hätte nur zuzugreifen gebraucht und die rumä⸗ 


1) Wer ſich für die näheren Einzelheiten der rumäniſchen Auffaſſung inter⸗ 
eſſiert, dem ſei Aurel C. Popovices Buch „Die Vereinigten Staaten von Groß⸗ 
Oſterreich“, Leipzig 1906, empfohlen. Der Verfaſſer, ſeinerzeit Mitglied des zen- 
tralen Vollzugsausſchuſſes der rumänischen Nationalpartei in Ungarn und Sieben» 
bürgen, zeigt in dieſem Buche, gleichſam in letzter Stunde, daß die Monarchie 
nur die Wahl hatte, als Föderativpſtaat eine gewaltige hiſtoriſche Aufgabe zu er- 
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nifche Frage wäre gelöft geweſen. Aber hier ſtand wieder die 
magyariſche Vorherrſchaft im Wege, der Dualismus. 

Immer deutlicher ſteigt bei näherer Betrachtung die Er— 
kenntnis empor, daß Oſterreich mit dem Ausgleich mit Ungarn 
im Jahre 1867 ſein Schickſal beſiegelt hatte. Der Preis, der 
an die Magyaren für ihre Wiedergewinnung gezahlt wurde, war 
die Auslieferung der in Ungarn und Siebenbürgen lebenden nicht— 
magyariſchen Nationen an die Magyaren. Um dieſes Linfen- 
gericht hatte man nicht allein die Lebensmöglichkeit des Staates, 
ſondern auch eine große europäiſche, ja vielleicht eine Menfch- 
heitsaufgabe geopfert. 

Getreu ihren politiſchen Grundſätzen, unterdrückten die Ma— 
gyaren die in ihrem Lande wohnenden Rumänen mit allen Mit⸗ 
teln in der rückſichtsloſeſten Weiſe. Es würde zu weit führen, 
hier Einzelheiten über die magyariſche Gewaltherrſchaft anzu— 
führen. Ich muß mich damit begnügen, auf das früher zitierte 
Buch von Aurel C. Popoviei hinzuweiſen, das auf dieſem Ge- 
biete nur allzu reiches Material bietet. Eine Vereinigung aller 
Rumänen in der Monarchie fand natürlich den heftigſten Wider- 
ſtand der Magyaren, denn ſie wäre nur möglich geweſen mit 
dem Aufgeben der magyariſchen Vorherrſchaft und der Redu— 
zierung der magyariſchen Herrſchaft auf das von Magyaren be— 
wohnte Gebiet. Dazu hatten aber weder der Herrſcher noch ſeine 
Ratgeber die Kraft, obzwar die Niederzwingung des magya— 
riſchen Widerſtandes leichter geweſen wäre, als man gewöhnlich 
glaubte. Es hätte nur einer Tat bedurft: die Oktroierung einer 
gerechten Wahlordnung in Ungarn und eine entſprechende Kon— 
trolle der Durchführung der Wahlen. Das übrige hätte der 


füllen oder aber unterzugehen. Nebenbei ſei bemerkt, daß der Verfaſſer, weil er 
in einer Schrift gegen die magyariſche Unterdrückung ſeines Volkes aufgetreten 
war, mit vier Jahren Staatsgefängnis bedacht wurde. Sein Buch wurde kon⸗ 
ſis ziert. 5 N 
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neugewählte Reichstag getan. Oſterreich hatte es verſäumt, 
die nichtmagyariſchen Nationen in Ungarn zu befreien, nun hat 
es der Krieg in weiteſtem Umfang getan. 

Die Folge dieſer Politik war, daß die ungariſchen Rumänen, 
nachdem man ihren öſterreichiſchen Staatsgedanken abgelehnt 
hatte, nun auch keinen ungariſchen Staatsgedanken entwickelten. 
Auch ſie waren für die Monarchie innerlich verloren und waren 
gezwungen, wenn ſie an die Verwirklichung ihres nationalen 
Ideals, die Vereinigung aller Rumänen, dachten, ihre Blicke 
auf das Ausland, das Königreich Rumänien zu richten. Wenn 
es bei den Rumänen — im Gegenſatz zu den Südſlawen — nicht 
zu einem laut ausgeſprochenen Irredentismus kam, ſo lag die 
Urſache in der vorſichtigen Politik des Königreiches Rumänien. 
Während Serbien in ſeinem national überſchäumenden Tem⸗ 
perament alles auf eine Karte zu ſetzen bereit war — wozu 
weſentlich auch die wirtſchaftliche Bedrohung durch die Monarchie 
beitrug —, ſah das von einem klugen König geführte Rumänien 
die furchtbaren Gefahren, mit denen ein heftig zutage tretender 
rumäniſcher Irredentismus für das Land verbunden geweſen 
wäre. Bei dem Mangel an Erkenntnis in der Monarchie war 
es klar, daß die Umgeſtaltung Oſterreich-Ungarns kaum mehr 
von innen heraus zu erwarten war. Jedes vorzeitige Rühren 
an dieſer Frage wäre daher das Entflammen unvorherſehbarer 
äußerer Konflikte geweſen. Tatſächlich iſt es ja auch ſo ein⸗ 
getreten, indem der Krieg vom ſerbiſchen Irredentismus aus⸗ 
gegangen iſt. 

Dazu kam noch, daß bei den Bukowiner Rumänen der Irre⸗ 
dentismus faſt keinen Boden fand. Die Rumänen der Buko— 
wina genoſſen unter der öſterreichiſchen Herrſchaft volle Freiheit 
der Entwicklung. Wenn nicht hie und da ein mit den Landes- 
verhältniſſen unvertrauter Landespräſident durch zweckwidrige 
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Maßnahmen hineingepfuſcht hätte, wäre die Staatstreue der 
Bukowiner Rumänen nie in Verſuchung geführt worden. Viele 
Jahre hatten ſie ſogar die politiſche Führung im Lande, die 
ihnen erſt von den politiſch und kulturell aufſteigenden Ruthenen 
ſtreitig gemacht wurde. Die Lage der Rumänen in der DBufo- 
wina war überhaupt von der der Rumänen in Ungarn grund- 
verſchieden, was maßgebend für ihre Politik war. 

Die Bukowina iſt ein Land merkwürdigſter Völkerver— 
mengung. Die beiden ſtärkſten Nationen ſind die Rumänen 
und Ruthenen. Außerdem wird das Land noch bewohnt von 
Deutſchen, Juden — hier in neuerer Zeit zum größten Teil als 
Nation auftretend —, Polen, Magyaren — die einzigen Ma⸗ 
gyaren öſterreichiſcher Staatsbürgerſchaft —, Lippowaner — eine 
ruſſiſche Sekte —, Slowaken — die hier ſonderbarerweiſe von 
den Polen als Volksgenoſſen reklamiert wurden — und Ar— 
meniern. Hervorzuheben iſt noch, daß alle dieſe kleineren Na⸗ 
tionen nicht lediglich eine über die Städte verbreitete Diaſpora 
darſtellen, ſondern auch in feſten Wohnſitzen, in Kolonien an- 
ſäſſig ſind. Es gibt in der Bukowina rein deutſche Dörfer mit 
deutſchen Ortsnamen (Freudental, Eiſenau, Karlsberg, Fürften- 
tal, Althütte, Auguſtendorf u. a.), ebenfo wie rein magyariſche 
mit magyariſchen Ortsnamen (3. B. Lajos falva, Iſtenſegits, 
Andrasfalva uſw.). . 

Der Umſtand, daß ſich die beiden Hauptnationen an Stärke 
ſo ziemlich gleich waren — die Zahl der Ruthenen iſt etwas 
größer als die der Rumänen —, hatte zur Folge, daß keine 
der beiden Sprachen — Rumäniſch und Rutheniſch — zur 
alleinherrſchenden Landesſprache werden konnte. Und jetzt trat 
eine auffallende Erſcheinung ein, die, wenn die maßgebenden 
Kreiſe Oſterreichs ihren Staat beſſer gekannt hätten, ihnen 
hätte zu denken geben müſſen. Ohne jede geſetzliche Normierung, 
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ohne irgendeinen Zwang, wurde die deutſche Sprache zur all- 
gemeinen Verkehrs- und Verwaltungsſprache. Sämtliche Be⸗ 
hörden der Bukowina bedienten ſich der deutſchen Sprache als 
innerer und äußerer Amtsſprache. Da die Beamten meiſt auch 
die nichtdeutſchen Landesſprachen beherrſchten, wurde im münd⸗ 
lichen Verkehr mit dem die deutſche Sprache nicht beherrfchenden 
Teile der Bevölkerung in ſeiner Sprache verkehrt. Die Sprache 
der Akten aber war die deutſche. Selbſt bei den Gerichten findet 
man nur deutſche Verhandlungsakten. Ich habe Jahre hindurch 
bei der Bukowiner Finanzprokuratur !) gearbeitet und zahlreiche 
Rechtsſtreite vor faſt allen Gerichten des Landes geführt. Die 
Verhandlungen fanden ſtets in deutſcher Sprache ſtatt. Kläger, 
Beklagte oder Zeugen, die des Deutſchen nicht mächtig waren, 
wurden vom Richter in ihrer Sprache mündlich vernommen 
und ihre Ausſage dann in deutſcher Sprache protokolliert. 

Mir iſt weder aus eigener Erfahrung, noch aus Mittei⸗ 
lungen anderer je bekannt geworden, daß ein Urteil mit der 
Begründung angefochten worden wäre, die deutſche Protokollie⸗ 
rung habe das in einer nichtdeutſchen Sprache erfolgte Vor— 
bringen der Parteien oder Zeugen unrichtig wiedergegeben. 
Selbſt die Verhandlungen des Bukowiner Landtages wurden in 
deutſcher Sprache geführt und auch in deutſcher Sprache in das 
Verhandlungsprotokoll aufgenommen. Es wurde auch im Land— 
tage wiederholt von ſämtlichen Parteien erklärt, daß ſie nur 
die deutſche Sprache als Verhandlungsſprache wünſchen. Die 
Univerſität war eine deutſche Univerſität. Die Gymnaſien und 
ſonſtigen Schulen hatten deutſche Unterrichtsſprache. Der 


1) Für den nichtöſterreichiſchen Leſer ſei bemerkt, daß die Finanzprokuratur 
eine Behörde iſt, die mit der Rechtsvertretung des Staates und gewiſſer Ver⸗— 
mögenſchaften, wie Stiftungen uſw., betraut iſt. Sie führt ſämtliche Rechtsſtreite 
des Staates und iſt dem Weſen nach eigentlich nichts anderes als der Rechts⸗ 
anwalt des Staates. 
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Fremde, der nach Czernowitz kam, ſah ſich plötzlich zu feinem 
Erſtaunen in einer eigentlich deutſchen Stadt. Dabei war von 
einer Germaniſierung der nichtdeutſchen Nationen keine Rede. 
Die nichtdeutſchen Nationen hatten in dieſer Beziehung auch 
keinerlei Beſorgniſſe. Die deutſche Sprache war eben nicht der 
Ausdruck einer deutſchen Vorherrſchaft, die bei der Minderheit 
der Deutſchen ohne deutſches Hinterland — bis auf die deutſchen 
Koloniſtendörfer — auch ganz unmöglich geweſen wäre, ſondern 
ſie war praktiſches Verkehrsinſtrument, wie etwa im diploma— 
tiſchen Verkehre ſich die verſchiedenſten Nationen der franzöſi— 
ſchen Sprache bedienen, ohne ſich damit der Gefahr der Ent— 
nationaliſierung auszuſetzen. Als Verwaltungsſprache wären 
nur die rumäniſche und die rutheniſche Sprache in Betracht ge— 
kommen, da die Zahl der andere Sprachen ſprechenden Nationen 
zu gering war. Wäre die rumäniſche als Verwaltungsſprache 
gewählt worden, ſo wäre das eine Gefährdung der Ruthenen 
geweſen; umgekehrt wieder hätte die rutheniſche Verwaltungs- 
ſprache die Rumänen mit der Entnationaliſierung bedroht. So 
einigte man ſich auf die neutrale, keine Nation gefährdende 
deutſche Vermittlungsſprache. 

Unter dieſen Verhältniſſen war für die Bukowiner Ru⸗ 
mänen kein Anlaß zu irredentiſtiſchen Beſtrebungen gegeben. 
Sie pflegten wohl den Verkehr auch mit den Reichsrumänen, 
mit denen ſie gemeinſame Kulturintereſſen verbanden, aber ſie 
blieben dabei Oſterreicher. Dazu kam noch, daß zwiſchen den 
Bukowiner und ungariſchen Rumänen nur ſehr geringe Ver— 
bindungen beſtanden. Schon aus geographiſchen Gründen. Eine 
direkte Bahnverbindung von der Bukowina nach Siebenbürgen 
fehlte. Bis in die neuere Zeit endete die einzige nach Sieben⸗ 
bürgen führende Bahn in Kimpolung. Als ſie dann bis Dorna⸗ 
Watra ausgebaut wurde, war immer noch eine Tagreiſe im 
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Wagen erforderlich, um zur nächſten ſiebenbürgiſchen Stadt 
Biſtritz (ungariſch: Besztereze) zu gelangen und dieſe Stadt war 
eine deutſche — von Siebenbürger Sachſen bewohnte — Stadt. 
Direkte Bahnverbindungen nach Siebenbürgen gab es nur mit 
rieſigen Umwegen über Galizien oder Rumänien. So kam es, 
daß die politiſchen Beſtrebungen der ungariſchen Rumänen in der 
Bukowina nur geringen Widerhall fanden. Außerdem hätten 
die Bukowiner Rumänen ihren Volksgenoſſen in Ungarn keine 
nennenswerte Hilfe bringen können. Sie hatten überhaupt keine 
praktiſche Möglichkeit, für ihre Brüder in Ungarn politiſch ein- 
zutreten. Eine Oppoſition gegen die öſterreichiſche Regierung 
wegen der Unterdrückung der ungariſchen Rumänen wäre ſinnlos 
geweſen, da die öſterreichiſche Regierung für die Lage der unga- 
riſchen Rumänen nicht verantwortlich gemacht werden konnte. 
Außerdem hätte eine ſolche vollkommen unfruchtbare Oppoſition 
ihr ganzes eigenes politiſches Leben, das ganz andere Intereſſen 
hatte, einfach lahmgelegt und damit nur ſie ſelbſt geſchädigt. 
Die Folge davon war, daß die Bukowiner Rumänen ſich darauf 
beſchränkten, bei gelegentlichen Kundgebungen ihren Stammes⸗ 
genoſſen in Ungarn eine moraliſche Unterſtützung zu gewähren; 
im übrigen mußten ſie aber ihre eigenen Wege gehen. Ihre 
nationale Gefahr war nicht die Regierung, ſondern das auf— 
ſteigende Ruthenentum. 

In der Bukowina ſpielte ſich ſchon ſeit Jahrzehnten ein 
für die Rumänen höchſt gefährlicher Entwicklungsprozeß ab. 
Die Ruthenen, die hauptſächlich den Norden und Weſten der 
Bukowina bewohnen, ſchieben ſich allmählich, aber ununter- 
brochen gegen Süden und Oſten vor. Beſchleunigt wird dieſes 
Vordringen durch die leichtere Anpaſſungsfähigkeit des Ru— 
mänen, der dort, wo er mit Ruthenen zuſammentrifft, raſch ſeine 
Nationalität aufgibt. Man kann dieſen Prozeß geradezu auf 
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der Karte verfolgen. Es gibt in der Bukowina zahlreiche Orte 
mit rumäniſchen Namen in heute vollkommen rutheniſchem Ge- 
biet, das noch vor wenigen Jahrzehnten rumäniſch war. Dieſer 
Prozeß ſpielte ſich ohne jedes Zutun der öſterreichiſchen Re— 
gierung ab. Die wichtigſte Frage der Bukowiner Rumänen 
war ihr politiſcher Kampf mit den Ruthenen, ſie hatten daher 
ganz andere politiſche Probleme vor ſich, als die ungariſchen 
Rumänen. 

| Für das Ganze des rumänischen Problems war jedoch die 
Haltung der Bukowiner Rumänen wegen ihrer im Verhältniſſe 
zu den ungariſchen Rumänen geringen Bevölkerungszahl von 
untergeordneter Bedeutung. Das eigentliche rumäniſche Problem 
war die Frage der Vereinigung der ungariſchen Rumänen mit 
den Rumänen des Königreiches. Wenn daher die Bukowiner 
Rumänen auch einen öſterreichiſchen Staatsgedanken hatten, ſo 
kam er für das Ganze nicht in Betracht, denn auf die Dauer 
wäre er nicht haltbar geweſen. Wäre die Vereinigungsfrage 
durch eine entſprechende Veränderung des politiſchen Kräfte— 
ſyſtems in Ungarn wirklich brennend geworden, dann häclten ſich 
die Bukowiner Rumänen dieſer Bewegung nicht mehr entziehen 
können. Sie wären ſelbſtverſtändlich unter dem überwältigenden 
Einfluß der nationalen Idee dann im Lager der ungariſchen 
Rumänen geſtanden. 

So können wir alſo ſagen, daß — auch wenn der Krieg, 
der alle nationalen Probleme gewaltſam gelöft hat, nicht ge— 
kommen wäre — auch auf die Bukowiner Rumänen eigentlich 
für die Monarchie in ihrer dualiſtiſchen Form nicht zu rechnen 
war. Das Ergebnis iſt daher, daß auch das rumäniſche Volk, 
gleich wie die übrigen bisher beſprochenen Nationen, keinen öſter⸗ 
reichiſchen Staatsgedanken entwickelt hatte. 

Einem öſterreichiſchen Staatsgedanken geneigt waren die 
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Ruthenen. Sie ſahen, von den Polen auf das rückſichtsloſeſte 
unterdrückt, lange Zeit in Oſterreich ihre Zuflucht. Aber ihre 
Auslieferung an die Polen hatte ihre Gefühle für die Monarchie 
auf eine harte Probe geſtellt. 

Es iſt auch eine von jenen verbreiteten und allgemein ge⸗ 
glaubten Anſichten, daß Galizien ein polniſches Land iſt, die 
hauptſächlich daher kommt, daß fo wenige Menſchen bei der Be⸗ 
trachtung der politiſchen Probleme der Monarchie eine Sprachen⸗ 
karte in die Hand nehmen. Ein Teil von Mittelgalizien und 
der ganze Oſten iſt rutheniſch. Die Sprachgrenze beginnt bei 
Przemyſl, verläuft faſt in nordſüdlicher Richtung, biegt im 
Süden nach Weſten um und nähert ſich dem Tatragebirge. 
Der größere Teil von Galizien iſt daher rutheniſches Land, in 
das einzelne polniſche Inſeln, insbeſondere die Städte, ein⸗ 
geſtreut ſind. Dem oberflächlichen Reiſenden, der das Land 
mit der Eiſenbahn durchfährt, macht freilich auch Oſtgalizien 
den Eindruck eines polniſchen Landes. Er hört überall polniſch 
ſprechen, ſieht polniſche Aufſchriften und bemerkt eigentlich keinen 
Unterſchied gegenüber Weſtgalizien. Dieſer polniſche Charakter 
iſt jedoch nur ein dünner Überzug, der darauf zurückzuführen iſt, 
daß das Land von den Polen beherrſcht wird. 

Gegenüber dem Ruthenentum iſt das Polentum das kul— 
turell höher ſtehende Element. Die polniſche Sprache galt als 
die elegantere Sprache. Vor dem erſt in neuerer Zeit ein— 
ſetzenden nationalen Aufſchwung der Ruthenen ſchämte ſich der 
in höhere Schichten aufſteigende Ruthene ſeiner Sprache und 
ſprach polniſch. Rutheniſch war eigentlich bloß eine Sprache 
der Bauern und des Proletariats. Die Sprache der Amter, 
der höheren Geſchlechtsſchichten, war ausſchließlich polniſch. Was 
gute Geſellſchaft ſein wollte, benahm ſich als Pole. Das gab 
auch dem rutheniſchen Gebiete Galiziens einen polniſchen An— 
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ſtrich. Als nun die Ruthenen zu nationalem Bewußtſein er- 
wachten — dieſelbe ſchwer zu erklärende Erſcheinung, die wir 
ſchon mehrmals beobachtet haben — wurden ſie ſich ihrer Zahl 
bewußt. Planmäßige Kulturarbeit fing an, um das Volk zu 
heben. Die in höhere Schichten aufſteigenden Ruthenen hörten 
auf, ſich zu poloniſieren. Sie fingen an, ſich als Ruthenen zu 
fühlen und wurden die natürlichen Führer ihres Volkes. Ich 
habe ſelbſt Gelegenheit gehabt zu beobachten, wie — insbeſondere 
in akademiſch gebildeten Kreiſen — Ruthenen, die in ihrer 
Jugend ſich ganz poloniſiert hatten, wieder zu ihrer Nation zu— 
rückkehrten und nun nationale Ruthenen wurden. Ganz mit 
Unrecht wurde ihnen von den Polen nationaler Verrat vorge— 
worfen. Sie waren ſeinerzeit, dem allgemeinen Zuge der Zeit 
folgend, gleichſam, ohne ſich deſſen bewußt zu fein, Polen ge 
worden. Erſt jetzt war ihr bisher ſchlummerndes National— 
gefühl erwacht, dem ſie nun folgten. 
Die Folge dieſer Wandlung war der nun einſetzende Kampf 
gegen die Polen. Hand in Hand mit der dualiſtiſchen Um— 
geſtaltung der Monarchie, die Ungarn den Magharen zur Be— 
herrſchung überließ, wurde ſtillſchweigend auch ganz Galizien 
den Polen ausgeliefert, die dieſes Land nunmehr als ihr Herr— 
ſchaftsgebiet betrachten durften. Ihre Herrſchaft befeſtigten ſie 
zunächſt dadurch, daß ſie die ganze Verwaltung des Landes 
poloniſierten. Dieſe Maßnahme hatte zunächſt den Zweck, die 
öſterreichiſche Verwaltung, die deutſche Verwaltung war, zu 
beſeitigen, und damit eine Einflußnahme des öſterreichiſchen 
Staates auf Galizien unmöglich zu machen. Die Ruthenen, 
damals noch ein reines Bauernvolk, gewöhnt im Polen den 
Herrenmenſchen zu ſehen, ſetzten dieſer Entwicklung keinen nennens⸗ 
werten Widerſtand entgegen. Als das Nationalitätsbewußtſein 


auch bei den Ruthenen erwachte, ſahen ſich die Polen vor das— 
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ſelbe Problem geſtellt, vor dem die Deutſchen in anderen Kron⸗ 
ländern geftanden waren. Wenn auch die Polen für ſich die Be⸗ 
freiung von der öſterreichiſchen Herrſchaft und ihre innere Selbſt⸗ 
ſtändigkeit gefordert und durchgeſetzt hatten, ſo fiel es ihnen doch 
gar nicht ein, die gleiche Forderung bei den Ruthenen verſtehen 
und anerkennen zu wollen. Sie ſtanden vielmehr auf dem 
Standpunkte, keine andere Nation als die polniſche in Galizien 
gelten zu laſſen. Da ſie den ganzen Verwaltungsapparat in 
der Hand hatten, verfügten ſie über alle die großen und kleinen 
Mittel zur Niederhaltung der Ruthenen. Wer Galizien kennt, 
weiß, in welcher rückſichtsloſen Weiſe ſie davon Gebrauch 
machten. Auf den unbeteiligten Beobachter machte es geradezu 
einen komiſchen Eindruck, wie die Polen alle die Mittel, die 
ſeinerzeit auf fie angewendet wurden, als Gewalttaten, Unge- 
rechtigkeiten und Verbrechen bekämpften, wie ihre Stimme vor 
Erregung bebte, wenn ſie von der Lage ihrer Volksgenoſſen in 
Preußen ſprachen, die ſie als Hohn auf jede Kultur und als 
verwerflichſte Grauſamkeit nicht genug brandmarken konnten, 
gleichzeitig aber mit einer naiven Selbſtverſtändlichkeit vor keiner 
Maßnahme zurückſchreckten, um ihre Herrſchaft über die Ru— 
thenen, die mehr als die Hälfte des Landes bewohnten, zu er— 
halten. Natürlich erlebten ſie das gleiche, was alle Unter— 
drücker geſunder Nationen immer erlebt haben. Die rutheniſche 
nationale Bewegung wurde nicht unterdrückt. Im Gegenteil. 
Sie wuchs von Jahr zu Jahr und die Polen mußten grollend 
ſehen, wie der nationale Gegner im Lande immer kräftiger und 
anſpruchsvoller wurde. 

Dieſe Lage führte dazu, daß die Ruthenen in ihrem Kampfe 
gegen die Polen Hilfe bei den öſterreichiſchen Regierungen — 
wenn auch vergeblich — ſuchten. Des öfteren wurde von den 
rutheniſchen Führern offen die alte öſterreichiſche Verwaltung 
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gefordert, die ihnen noch immer lieber war, als die polniſche 
Gewaltherrſchaft. Es war dies auch eine Art öſterreichiſcher 
Staatsgedanke. Nun trat ein äußerer Faktor hinzu. 

Rußland verfolgte mit Unbehagen die nationale Entwick⸗ 
lung der Ruthenen in Galizien. Die Ruthenen in Rußland — 
auch Kleinruſſen oder, wie fie ſich in neuerer Zeit ſelbſt be- 
zeichnen, Ukrainer genannt — waren in Rußland als ſelbſtändige 
Nation nicht anerkannt. Rußland ſtand auf dem Standpunkte, 
daß auch die Ruthenen Ruſſen ſeien und die rutheniſche Sprache 
nur eine Mundart der ruſſiſchen ſei. Beide Sprachen find ge— 
wiß nahe verwandte flawifche Sprachen. Aber mit demſelben 
Rechte könnte man die holländiſche Sprache als deutſche Mund— 
art bezeichnen und die Selbſtändigkeit einer holländiſchen Na— 
tion leugnen. Für Rußland, bei dem jede Selbſtändigkeits⸗ 
regung einer ſeiner Nationen an den Grundlagen des ganzen 
Staatsweſens rührte, hätte eine nationale rutheniſche Bewegung 
im eigenen Lande eine außerordentliche Gefahr bedeutet. Nun 
war vorauszuſehen, daß, wenn die öſterreichiſchen Ruthenen die 
Autonomie erringen würden, dies nicht ohne Folgen für die Rus 
thenen in Rußland bleiben könnte. Die öſterreichiſchen Ru— 
thenen würden zum natürlichen Anziehungszentrum für die ruffis 
ſchen Ruthenen werden und in Rußland eine rutheniſche Irre— 
denta erſtehen. Von manchen Seiten wird behauptet, daß dieſe 
Erwägungen mittelbar auch eine Kriegsurſache waren, indem 
die herrſchenden Kreiſe in Rußland zu der Überzeugung gekommen 
ſeien, daß dieſe Entwicklung der Dinge nur durch die Eroberung 
Galiziens aufzuhalten ſei. Um die nationale rutheniſche Be— 
wegung in andere Bahnen zu leiten und den Boden für die Zu— 
kunft vorzubereiten, betrieb Rußland bereits ſeit mehr als 
20 Jahren eine planmäßige ruſſiſche Propaganda in Galizien 


und der Bukowina. Die Ruthenen wurden als Ruſſen rekla⸗ 
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miert und ihnen im Falle der „Rückkehr“ zum Mütterchen Ruß⸗ 
land allerhand in Ausſicht geſtellt. In geſchickter Weiſe wurde 
dieſer Gedanke mit der panſlawiſtiſchen Idee verknüpft. Die 
wirkſamſte Förderung dieſer Propaganda war der Rubel. Ruß⸗ 
land hat im Laufe der Jahre gewaltige Summen in dieſes Un⸗ 
ternehmen inveſtiert. Das alle geſchah mit einer geradezu un⸗ 
begreiflichen Offenheit. Jedes Kind in der Bukowina und in 
Oſtgalizien wußte von dem ruſſiſchen Geld und der „rollende 
Rubel“ war ein allgemein bekanntes Schlagwort. Ich erinnere 
mich an eine Debatte im Bukowiner Landtage — es dürfte um 
das Jahr 1900 geweſen ſein —, in der einem rutheniſchen Ab⸗ 
geordneten vorgeworfen wurde, er habe als Student ruſſiſche 
Agitationsgelder, die nach der Bukowina geſchickt worden ſeien, 
unterſchlagen. Der Abgeordnete wies dieſen Vorwurf mit Ent- 
rüſtung zurück und klärte die Sache — in offener Landtagsſitzung 
— folgendermaßen auf. 


Er habe einem rutheniſchen Verein in Czernowitz angehört, 


an den die ruſſiſche Regierung das Geld ſchicken wollte. Da die 
direkte Zuſendung aus Rußland nach Czernowitz doch etwas zu 
auffallend geweſen wäre, fei das Geld bei einer Wiener Bank 
für den Verein angewieſen worden. Um kein Aufſehen zu 
machen, ſei er nach Wien entſendet worden, um das Geld ab— 
zuholen. Er habe das Geld behoben und ordnungsmäßig ab⸗ 
geführt; lediglich ſeine Reiſeſpeſen habe er in Abzug gebracht. 
Das heiterſte aber war, daß damit die Angelegenheit als er— 
ledigt angeſehen wurde. Wen die Sache näher intereſſiert, der 
findet die ganze Geſchichte in den ſtenographiſchen Protokollen 
des Bukowiner Landtages ). 


1) Da mir die Protokolle nicht zur Verfügung ſtehen, konnte ich nur aus 
dem Gedächtnis zitieren. Sie find aber jedenfalls in der Wiener Univerſitäts⸗ 
bibliothek oder in der der öſterr. Nationalverſammlung, der früheren Bibliothek des 
Reichs rates, in Wien vorhanden. 
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Die öſterreichiſche Regierung verhielt ſich dieſer ruſſiſchen 
Propaganda gegenüber vollkommen paſſiv. Mit Unkenntnis der 
Sache konnte ſie ſich nicht rechtfertigen, da der Landeschef der 
Bukowina — der galiziſche Statthalter wäre aus Gründen, die 
weiter unten folgen, keine einwandfreie Quelle geweſen — da— 
von wiſſen mußte und, wie mir bekannt iſt, ein Bukowiner ru⸗ 
theniſcher Abgeordneter mehrmals ausführliche Denkſchriften über 
die ruſſiſche Agitation in Galizien und der Bukowina an den 
öſterreichiſchen Miniſterpräſidenten gerichtet und Abwehrmaß⸗ 
nahmen angeregt hat. Die paſſive Haltung der Regierung ſoll 
nach allem, was mir darüber bekannt wurde, darauf zurückzu⸗ 
führen ſein, daß ſie die Sache nicht beſonders ernſt nahm und 
außerdem jeden Konflikt mit der ruſſiſchen Regierung vermeiden 
wollte. Der tiefere Kern dürfte jedoch vor allem der Umſtand 
geweſen ſein, daß ein erfolgverſprechendes Auftreten gegen die 
ruſſiſche Propaganda zunächſt eine Stellungnahme zum ruthe⸗ 
niſchen Problem zur Vorausſetzung gehabt hätte, die von ſelbſt 
zu Konflikten mit den Polen führen mußte. Damit wäre man 
mitten in ein großes öſterreichiſches nationales Problem und 
vielleicht in das Problem der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie 
überhaupt hineingeraten, was — nach der öſterreichiſchen bureau— 
kratiſchen Terminologie — ſtets „nach Tunlichkeit vermieden 
bleiben ſollte“. 

Die ruſſiſche Propaganda blieb nicht erfolglos. Es gelang 
ihr, einen Teil der Ruthenen für ihr Programm zu gewinnen. 
Es war freilich eine Täuſchung, wenn die ruſſophilen Ruthenen 
glaubten, ihre nationalen Ziele im Verbande mit Rußland er- 
reichen zu können. Aber die nationale Unterdrückung, die ſie von 
den Polen erfuhren, war — neben der finanziellen Förderung 
ſeitens Rußlands — die Urſache, daß ein Teil der Ruthenen 
ſich von Oſterreich ab und dem ruſſiſchen Reiche zuwandte. 
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Welche Erfolge die ruſſiſche Arbeit ſchließlich erzielte, geht dar⸗ 
aus hervor, daß zwei auf das ruſſiſche Programm kandidierende 
Abgeordnete ins öſterreichiſche Parlament einzogen und dort als 
Ruſſen — nicht etwa als ruſſophile Ruthenen — eine Partei 
bildeten. Bis zu welchen Mitteln ſich die polniſche Politik bei 
der Bekämpfung verſtieg, zeigt die Tatſache, daß die ruſſophile 
Bewegung von einem polniſchen Statthalter direkt gefördert 
wurde. Der Zweck dieſer — auf den erſten Blick unverſtänd⸗ 
lichen — Haltung war, die Spaltung der Ruthenen zu fördern 
und damit ihre leichtere Beſiegbarkeit zu ermöglichen. Der be⸗ 
treffende Landeschef büßte ſeine Politik mit dem Tode, indem 
er von einem rutheniſchen Studenten erſchoſſen wurde. 

Durch den Ausbruch des Krieges wurde die bisherige Ent- 
wicklung, deren weiterer Verlauf nicht abzuſehen war, unter- 
brochen. Soviel läßt ſich aber ſagen, daß die Ruthenen für einen 
großöſterreichiſchen Gedanken wohl zu gewinnen geweſen wären. 
Die ruſſiſche Bewegung, die eigentlich nur ein Lückenbüßer war, 
hätte, wenn die Ruthenen Ausſicht gehabt hätten, ihre natio- 
nalen Ziele im Verbande der Monarchie zu erreichen, ſofort den 
Boden verloren. Hier erwieſen ſich aber die Polen, in gleicher 
Weiſe wie die Magyaren den Nationen in Ungarn gegenüber, als 
das größte Hindernis. Wie die Dinge ſich geſtaltet hätten, 
wenn es nicht zum Kriege gekommen wäre, läßt ſich natürlich 
heute nicht mit Sicherheit beantworten. Nach dem ganzen bis- 
herigen Verhalten der Polen ift jedoch die Vermutung nahe 
liegend, daß ſie ohne gewaltige, von außen kommende Umwälzung 
kaum auf ihre Vorherrſchaft freiwillig verzichtet und damit den 
Ruthenen eine Lebensmöglichkeit im Rahmen der Monarchie 
gegeben hätten. Infolge der von den Polen betriebenen Politik 
waren auch die Ruthenen auf dem Wege, ein zerſtörendes Ele— 
ment zu werden. Wir können daher mit Berechtigung ſagen, 
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daß bei dieſem Gang der Entwicklung auch von den Ruthenen 
für den öſterreichiſchen Staatsgedanken nichts zu erwarten war. 

Das klaſſiſche Land des Irredentismus waren die von Ita— 
lienern bewohnten Gebiete Oſterreichs. 

In Oſterreich wohnen Italiener in Südtirol, im Küſten⸗ 
lande, in Görz und dem ſüdweſtlich von Görz gelegenen 
Gebiete, in Trieſt und am Weſtrande der Halbinſel Iſtrien, 
in einzelnen Teilen der Inſel Cherſo, Luſſin, Veglia, den dalma- 
tiniſchen Inſeln Arbe, Pago, Leſina und Liſſa ſowie in einer 
Reihe dalmatiniſcher Städte. Auf ungariſchem Gebiete wohnen 
Italiener nur in Fiume. Von dieſen italieniſchen Siedlungen 
ſind mit Italien unmittelbar zuſammenhängende, geſchloſſene 
italieniſche Gebiete eigentlich nur Südtirol und in die Gegend 
ſüdweſtlich von Görz. Ein größeres zuſammenhängendes ita- 
lieniſches Gebiet ſtellt allenfalls noch die Weſtküſte der Halb- 
inſel Iſtrien dar. Die übrigen italieniſchen Siedlungen in der 
Monarchie tragen den Charakter von Sprachinſeln. 

Seitdem Öfterreich die italieniſchen Provinzen verloren hatte 
und nach langem Ringen ein einiges Königreich Italien ent- 
ſtanden war, war es unvermeidlich, daß der neue italieniſche 
Staat eine gewaltige Anziehungskraft auf die öſterreichiſchen 
Italiener ausüben mußte. Wir haben geſehen, wie ſtark die 
Anziehungskraft des unabhängigen Serbien auf die öſterreichi— 
ſchen Südſlawen war. Dabei handelte es ſich im Vergleiche mit 
Italien um einen Staat primitiver Kultur. Um wieviel mehr 
mußte daher ein Land von der Kultur und Geſchichte Italiens 
auf ſeine unter fremder Herrſchaft ſtehenden Volksgenoſſen wir— 
ken. Wenn die öſterreichiſchen Staatsmänner mit weiterem 
Blicke begabt geweſen wären, hätten fie zu der Erkenntnis kom— 
men müſſen, daß nach der Verdrängung der öſterreichiſchen Herr— 
ſchaft aus Italien und der Einigung Italiens zu einem einheit- 
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lichen nationalen Staate die an Italien grenzenden öſterreichi— 
ſchen italieniſchen Gebiete auf die Dauer nicht haltbar waren. 
Italien hatte ſich raſch gefeſtigt und war zu einer europäiſchen 
Großmacht herangewachſen. Das war eine ganz andere Kon⸗ 
kurrenz als das Königreich Serbien. Wenn man die Stadt 
Trient vom Bahnhof kommend betritt, fällt der erſte Blick auf 
das prachtvolle Dantedenkmal auf dem großen Platze vor dem 
Bahnhofe. Dante den Blick nach Norden gerichtet. In dieſem 
Standbild kam zum Ausdruck, welche Kraft die öſterreichiſchen 
Italiener zum Reiche zog. Es war der große gewaltige Reich⸗ 
tum an Kultur und Kunſt, den das Sehnſuchtsland aller euro- 
päiſchen Völker, Italien, birgt und deſſen Glanz vor uns er- 
ſteht, wenn wir den Namen Dante erklingen hören. Wer ſein 
Denken von den herrſchenden, von Dynaſtien und ihren Helfern 
den Völkern teils mit Gewalt, teils mit Liſt durch Jahrhunderte 
währende planmäßige Arbeit eingeprägten Begriffen befreit und 
ſich zu einer natürlichen vorurteilsfreien Beurteilung der Dinge 
durchgerungen hat, kann es keinem italieniſch fühlenden Menſchen 
verargen, daß ſeine Seele von der tiefſten Sehnſucht nach der 
Vereinigung mit der Geſamtheit ſeines Volkes erfüllt iſt. Für 
dieſe Sehnſucht das Wort Hochverrat zu verwenden, mag ſich 
mit Paragraphen eines Strafgeſetzbuches begründen laſſen, mag 
in der Siedehitze des Kampfes Entſchuldigung finden, der ſozio— 
logiſch Denkende lehnt ſolche, den einſeitigen Parteiſtandpunkt 
ausdrückende Schlagworte ab. 

Vielleicht wäre es möglich geweſen, die öſterreichiſchen Ita— 
liener für die Monarchie zu gewinnen. Man weiſt in dieſer 
Beziehung gern auf die Schweiz hin, wo auch Italiener leben, 
die bisher nie das Bedürfnis empfunden haben, ſich wieder mit 
dem Mutterlande zu vereinigen. Dieſer Vergleich ſtimmt jedoch 
inſofern nicht, als die Vereinigung der eidgenöſſiſchen Italiener 
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mit der Schweiz unter ganz anderen hiſtoriſchen Vorausſetzungen 
erfolgt iſt, als die der öſterreichiſchen Italiener mit Öfterreich. 
Der weſentlichſte Unterſchied beſteht darin, daß die einen frei— 
willig ſich von ihren Volksgenoſſen gelöſt haben, die andern aber 
ungefragt „wie Steine in einem Spiel“ unter öſterreichiſche 
Herrſchaft geſchoben wurden. Außerdem bot die Schweiz den 
neuen Genoſſen in politiſcher Beziehung ganz andere Lebens— 
möglichkeiten als Oſterreich. Um die öſterreichiſchen Italiener 
für die Monarchie zu gewinnen, wäre die Umgeſtaltung der 
Monarchie im Sinne eines neuen, allen ihren Völkern volle 
Entwicklungsfreiheit ermöglichenden Staates die unerläßliche 
Vorausſetzung geweſen. Aber ſelbſt wenn dieſe Vorausſetzung 
geſchaffen worden wäre, glaube ich nicht, daß fie ſtark genug ge⸗ 
weſen wäre, die Anziehungskraft des Königreiches Italien zu 
überwinden. Bezüglich der Italiener wäre eine ſolche Umge— 
ſtaltung der Monarchie zu ſpät gekommen. Sie hätte vor Jahr⸗ 
hunderten kommen müſſen — und dazu war die Zeit nicht 
reif —; in neuerer Zeit war es zu ſpät. Da war der irreden— 
tiſtiſche Gedanke ſchon zu tief in die Seelen gedrungen, als daß 
er noch zu entwurzeln geweſen wäre. 

Nun wird man begreiflicherweiſe fragen: Was hätte alſo 
geſchehen ſollen? 

Es wäre eine vielleicht ſchmerzhafte Operation geweſen; 
aber hier gab es, nachdem die Welt eben von neuen Ideen er— 
füllt war, der Idee der Demokratie, die von einer Beherrſchung 
der Menſchen wie einer Herde Schafe nichts mehr wiſſen wollte, 
und der nationalen Idee — die zum Teil eine Folgeerſcheinung 
der demokratiſchen Idee iſt —, keinen anderen Ausweg, als ſich 
mit Italien wegen der Abtretung der national und kulturell 
zu ihm gehörigen Gebiete auseinanderzuſetzen. Eine offene ehr- 
liche Aus ſprache mit Italien hätte auch auf dieſer Seite vielleicht 
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ſoviel Verſtändnis für die Intereſſen der Monarchie erzeugt, 
daß Trieſt, das, ohne italieniſches Hinterland, eigentlich nur eine 
Sprachinſel darſtellt, ſowie die übrigen in keinem geographiſchen 
Zuſammenhange mit Italien ſtehenden italieniſchen Siedlungen 
der Monarchie erhalten geblieben wären. Dieſe Auseinander⸗ 
ſetzung mit Italien, verbunden mit einer Umgeſtaltung der 
ganzen Monarchie war der einzige Ausweg, um die von Italien 
ausgehenden Zerſtörungskräfte unſchädlich zu machen. 

Man wird mir dagegen einwenden, daß dieſer Gedanke eine 
Utopie ſei. Gewiß, es wäre ein ungeheures Problem geweſen, 
ein Problem, für das die damalige Menſchheit vielleicht noch 
nicht reif war. Es hätte Männer auf beiden Seiten bedurft, 
die über den engen Geſichtskreis des Alltagsmenſchen in die Zu- 
kunft hinauszublicken verſtehen. Wenn man das eine Utopie 
nennen will, dann widerſpreche ich nicht. Dann muß man aber 
die Dinge hinnehmen, wie ein Naturereignis, wie ein Gewitter 
oder einen Blitzſchlag, für deren Betrachtung Moral- und Rechts- 
begriffe unverwendbare Maßſtäbe ſind. 

Das Problem des italieniſchen Irredentismus war, wenn 
die beſprochene Löſungsmöglichkeit verneint wird, unlösbar. Alle 
anderen Mittel konnten nur vorübergehend Linderung bringen, 
das Übel ſelbſt aber nicht heilen. Bei dieſer Sachlage war auch 
das Bündnis mit Italien nicht haltbar. 

Wenn ich in dem Abſchnitte über den habsburgiſchen Haus⸗ 
machtgedanken als ſeinen Kern die Gutsbeſitzerauffaſſung be— 
zeichnet habe, das iſt die Auffaſſung, daß der Staat und die 
ihn bewohnenden Menſchen als Beſitz des Herrſchers im eigent— 
lichen Sinne des Wortes gelten, über die der Herrſcher, wie über 
ein Stück Feld verfügt, ſo gilt dies natürlich nicht allein für den 
Habsburgerſtaat. Die Mehrzahl der europäiſchen Staaten ſind 
noch heute auf dieſem Gedanken aufgebaut. An dem Weſen der 


Die Italiener 187 


Sache wird dadurch nichts geändert, wenn dieſer Gedanke durch 
demokratiſche Einrichtungen ſtellenweiſe durchbrochen oder ge— 
mildert iſt; dann iſt zwar eine Abſchwächung des Prinzips ein⸗ 
getreten, aber doch das alte Prinzip geblieben. Die Regierungs- 
form iſt hierbei nahezu gleichgültig. Die franzöſiſche Republik 
wird vielleicht mehr von dieſer Staatsauffaſſung beherrſcht, als 
das monarchiſche England. Es hat nur die Herrſchergeſtalt ge— 
wechſelt. Ob der Gutsbeſitzergedanke von einem im Erbwege 
auf den Thron gelangten König oder von einem gewählten Prä⸗ 
ſidenten oder Kabinett gehegt wird, ift im Weſen beinahe das- 
ſelbe. Die wahre Demokratie wäre nur die Staatsordnung, die 
ihre Form nicht ausſchließlich auf der Fiktion des überperfön- 
lichen Staates — denn es gibt konkret gedacht keine Staaten, 
es gibt nur Menſchen und von ihnen bewohnte Teile der Erde — 
aufbaut, ſondern auf dem Gedanken Menſchengemeinſamkeit. 
Dieſe Auffaſſung hindert natürlich nicht, ſich des Staatsbe⸗ 
griffes als einer für beſtimmte Zwecke praktiſchen, vielleicht 
notwendigen Fiktion zu bedienen; aber die Demokratie muß ſich, 
wenn ſie wirklich Demokratie ſein will, der Fiktion bewußt ſein. 
Zu dieſer wahren Demokratie hat ſich die Menſchheit noch nicht 
durchgerungen; aber, wenn nicht alle Zeichen trügen, iſt ſie auf 
dem Wege dazu. Der Krieg mit ſeinen furchtbaren Folgen hat 
dieſe Entwicklung ungeheuer beſchleunigt und die neue Vor⸗ 
ſtellung über das Weſen der Form des menſchlichen Zufammen- 
lebens, heute noch unausgegoren und unfertig, iſt in den Völ⸗ 
kern einmal erwacht und wird nicht mehr zur Ruhe kommen, 
bis fie ſich durchgeſetzt hat und dadurch ein neuer Gleichgewichts 
zuſtand entſtanden iſt. Daß es ſich bei dieſen Erwägungen nicht 
um bloße Gedankenſpielerei handelt, zeigt ein einfaches Beiſpiel. 

Wenn man kurz vor Ausbruch des Weltkrieges die einzelnen 
Bürger der am Kriege beteiligten Staaten gefragt hätte, ob ſie 
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nicht vielleicht das Bedürfnis fühlen, gegeneinander Krieg zu 
führen, ſo wäre die erdrückende Mehrheit der die Staaten be⸗ 
wohnenden Menſchen über dieſe Frage wahrſcheinlich höchſt er— 
ſtaunt geweſen und hätte an der Zurechnungsfähigkeit des Fra⸗ 
gers gezweifelt. Ein tatſächliches Bedürfnis, Krieg zu führen, 
empfanden die Menſchen nicht nur nicht, ſondern ſie hielten 
nichts für ferner, als die Möglichkeit eines Krieges. Man 
wird dagegen einwenden, daß ſchon vor Eintritt der letzten Kriegs⸗ 
veranlaſſung, der Ermordung des öſterreichiſchen Thronfolgers, 
internationale höchſt bedenkliche Spannungen beſtanden, die ein 
ſolches Maß erreicht hatten, daß der Krieg förmlich als natur 
notwendige Entladung angeſehen werden muß. Das iſt richtig. 
Aber wo beſtanden dieſe Spannungen? Werkwürdigerweiſe 
fühlten neunundneunzig von Hundert der Menſchen, auf ſich be- 
zogen, dieſe Spannung nicht. Dieſe Spannung beſtand eben 
nur zwiſchen den im Sinne des Großgrundbeſitzergedankens am 
Steuer der Staaten ſtehenden Menſchen, ſeien fie nun Einzel⸗ 
perſonen, wie Kaiſer, Könige und Präſidenten, oder Menfchen- 
gruppen, die berufen waren, oder ſich berufen fühlten, in ſich 
den Staat zum Ausdruck zu bringen und die Geſchichte der eigent- 
lichen Staatsbewohner zu ihrem angeblichen Heile zu lenken. 
Zwiſchen dieſen Menſchen iſt eine Entladung der Spannungen 
eingetreten. Die übrige Menſchheit — durch die techniſche Voll— 
endung der modernen inneren Staatenorganiſation erſt ermöglicht 
— war gezwungen, dieſen Führern zu folgen. Ich gehe noch 
weiter. Wenn im Verlaufe des Krieges — nach Abflauen der 
erſten von den Staatslenkern aufgepeitſchten Leidenſchaften, der 
ſogenannten Kriegsbegeiſterung — bei den tatſächlich Kämpfen— 
den eine Abſtimmung eingeleitet worden wäre, ob weiter gekämpft 
werden ſoll, ich glaube nicht, daß allzu viel Stimmen „ja“ ge 
lautet hätten. 
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Man ſieht alſo, die Organiſation der Staaten war eine 
ſolche, daß ohne den Willen und die Kenntnis der Millionen, 
die ja den Staat ausmachen und derentwillen — ſollte man 
glauben — der Staat überhaupt da iſt, ohne die er nicht nur 
keinen Zweck hätte, ſondern überhaupt nicht vorhanden wäre, 
ſich ein Kräfteſpiel zwiſchen den Staaten, die ſogenannte äußere 
Politik, entwickeln konnte, die nunmehr ein von dieſen Millionen 
unabhängiges Leben nach eigenen Geſetzen führte. Sie wurde 
förmlich zu einem ſelbſtändigen Weſen mit ſelbſtändigen Zielen, 
wie der Menſch ſelbſtändig nach ſeinen eigenen Abſichten handelt, 
ohne Rückſicht darauf, wie fein Handeln auf die in feinem Kör- 
per lebenden Bakterienvölker wirkt. Wenn wir alſo genau zu- 
ſehen, ſo kommen wir zu der furchtbaren Erkenntnis, daß im 
Weltkriege Millionen mit Feuer und Schwert aufeinander los⸗ 
gegangen ſind, die im Grunde weder das Bedürfnis zu dieſem 
Tun gehabt, noch ſeine Notwendigkeit eingeſehen haben. 

Solange in Europa Friede herrſchte, wurden ſich die Völker 
der gefährlichen Lage, in der ſie ſich befanden, nicht bewußt. 
Die einzelnen Stimmen, wie die der Pazifiſten, wurden entweder 
nicht gehört oder verlacht oder gar gewaltſam erſtickt. Der Krieg, 
der der Menſchheit den lebenden Beweis erbracht hat, wohin 
dieſe Form des menſchlichen Zuſammenlebens führt, hat den 
Gedanken der Notwendigkeit einer grundlegenden Neuordnung 
der Staaten im Innern und der Staaten untereinander zu 
neuem Leben erweckt. Von manchen Seiten wird wohl be— 
hauptet, daß der gegebene Zuſtand nicht zu ändern ſei, daß es 
immer ſo bleiben werde. Ein Streit darüber iſt zwecklos. Die 
große Maſſe der Menſchen in allen dieſen Staaten iſt nicht dieſer 
Meinung und iſt an der Arbeit, eine beſſere Zukunft vorzubereiten. 
Und das genügt. Die Gruppen, die ſich dieſer Bewegung ent- 
gegenſtellen, werden den Gang der Entwicklung höchſtens vor- 
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übergehend aufhalten und darum reibungsvoller geſtalten. Er⸗ 
löſchen wird dieſer Gedanke nicht mehr. 

Dieſe Ausführungen mußte ich vorausſchicken, wenn ich 
über das Bündnis zwiſchen Oſterreich und Italien ſprechen will. 

Dieſes Bündnis war zwiſchen den Staaten, und zwar nur 
zwiſchen den Staaten geſchloſſen worden. Es war das Ergebnis 
von Zweckmäßigkeitserwägungen der dieſe Staaten lenkenden 
Gruppen. Mit den Staatsvölkern hatte das Bündnis ebenſo⸗ 
wenig etwas zu tun, wie die Kriegserklärungen im letzten Kriege. 
Es iſt einer der ſonderbarſten Widerſprüche der modernen kon⸗ 
ſtitutionellen Staatenkonſtruktionen, daß die kleinſte für die 
Menſchen kaum fühlbare Erhöhung irgendeiner Steuer an die 
Kritik und Zuſtimmung der Volksvertretungen gebunden iſt, 
Staatsverträge aber, in denen es um Tod und Leben, um Frei⸗ 
heit und Vermögen ganzer Völker geht, in hermetiſch abge- 
ſchloſſenen Salons auswärtiger Amter von einer Handvoll 
Menſchen abgeſchloſſen werden. Erſt wenn der Zeitpunkt ein⸗ 
getreten iſt, in dem die bisher ahnungsloſen Menſchen das Ver— 
gnügen haben, die Vertragsverpflichtungen zu erfüllen, werden 
ſie für würdig erachtet, ihren Inhalt — natürlich nur ſoweit, 
als es ſich um die zu leiſtenden Opfer handelt — zu erfahren. 

Nach dieſem Grundſatze iſt auch der Bündnisvertrag zwi— 
ſchen Oſterreich-Ungarn und Italien geſchloſſen worden. Er 
iſt in feiner Gänze niemals veröffentlicht worden. Die eigent- 
lichen vertragſchließenden Teile, nämlich die, die ihn wirklich 
zu erfüllen hatten, haben ſeinen vollen Inhalt nie erfahren. 
Bei dieſer Methode iſt es unvermeidlich, daß die Gefühle und 
Abſichten der zur Erfüllung verpflichteten Menſchen und der den 
Vertrag abſchließenden Staatslenker ganz verſchiedene Wege 
gehen können. Dieſe Erſcheinung ſehen wir in typiſcher Form 
bei dieſem Vertrage. | 
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Die Gefühle der Italiener waren auf nichts weniger als 
ein bis in den Tod gehendes Freundſchafts verhältnis zur 
Monarchie gerichtet. Die Folge davon war, daß das Verhalten 
des italieniſchen Volkes in Widerſpruch zu dem Vertrage ſtand. 
Nun hat aber die politiſche Entwicklung der Völker doch in— 
ſoweit Fortſchritte gemacht, als keine Regierung mehr imſtande 
iſt, die Stimme der Regierten vollſtändig zu ignorieren. In 
rein abſolutiſtiſchen Zeiten fügte ſich die erörterte Methode 
wenigſtens in das ganze herrſchende Syſtem ein. Die Völker 
wurden bei Vertragsabſchlüſſen nicht um ihre Meinung gefragt, 
man hatte aber die Macht, ihr äußeres Verhalten in die durch die 
Kabinettspolitik gewieſene Richtung zu zwingen. Die heutigen 
Regierungen beſitzen dieſe Macht nicht mehr, daher der klaffende 
Widerſpruch. Er ließe ſich zwar am einfachſten dadurch be— 
ſeitigen, daß auch für die äußere Politik die Konſequenzen aus 
der Umgeſtaltung der inneren Politik gezogen werden. Aber 
daran dachte niemand. 

Die italieniſche Regierung hatte wohl die Macht, das Bünd⸗ 
nis mit der Monarchie zu ſchließen, nicht aber, die monarchie⸗ 
feindlichen Gefühle der Italiener in ihr Gegenteil zu verkehren. 
Für das italieniſche Volk war die Monarchie der Feind, der 
ihre Brüder gefeſſelt hielt und die Vereinigung aller italieniſch 
Sprechenden — die Erfüllung des höchſten nationalen Ideals 
— verhinderte, gar nicht zu reden von den Erinnerungen an 
die einſtige öſterreichiſche Herrſchaft in Italien, die heute noch 
im Volke lebt. Aus dieſen Gefühlen heraus erwuchs das 
Streben nach Teilen des Beſitzes der Monarchie, alſo feindliche 
Gefühle. Dieſe Gefühle ſtanden im Widerſpruch mit dem 
Bündnis vertrag. Aber was war dieſer unbekannte, ohne feinen 
Willen geſchloſſene Vertrag für den italieniſchen Menſchen? Dem 
italieniſchen Menſchen — und es kann nicht oft genug hervor⸗ 
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gehoben werden, daß der Staat nur eine Abſtraktion iſt und es 
ſich immer nur um fühlende Menſchen handelt — war er nichts. 
Die italieniſchen Regierungen haben ſich redlich Mühe gegeben, 
die Gefühle, die der Vertrag forderte, mit den Gefühlen der 
italieniſchen Menſchen in Einklang zu bringen. Aber die Ge⸗ 
fühle waren ſtärker. Die feindliche Haltung des italieniſchen 
Volkes mußte in der Monarchie Mißtrauen erregen. Die Folge 
davon war, daß die Monarchie an Sicherungen gegen den un⸗ 
ſicheren Freund denken mußte. Dieſes Vorgehen der Monarchie 
zwang andererſeits auch wieder Italien, vor dem Bundesge⸗ 
noſſen auf der Hut zu ſein. Das Ergebnis war das groteske 
Schauſpiel, daß die beiden Bundesgenoſſen, die ſich verſprochen 
hatten, mit ihrem Blute füreinander einzuſtehen, an ihren 
Grenzen gegeneinander mächtige Befeſtigungsbauten aufführten. 
Die menſchlichen Gefühle erwieſen ſich eben wieder einmal ſtärker, 
als das Papier. Dadurch kam eine Unaufrichtigkeit in das 
Verhältnis zwiſchen der Monarchie und Italien, die zu einem 
latenten Kriegszuſtande zwiſchen beiden Ländern führte. 

Bei dieſer Stimmung der Völker war vorauszuſehen, daß 
im Falle eines Krieges die Italiener für ein Kämpfen an der 
Seite der Monarchie nicht zu haben ſein würden. Der Streit 
über die Frage, ob durch die Kriegserklärung der Monarchie 
an Serbien der Bündnisfall gegeben war oder nicht, iſt müßig. 
Der Kern der Sache iſt, daß das italieniſche Volk für Inter— 
eſſen der Monarchie ſein Blut nicht hergeben wollte. Ob für 
dieſe Ablehnung eine juriſtiſche Begründung gefunden wurde 
oder nicht, ift ganz belanglos. Es iſt eine vollkommene Ver— 
wirrung der Gehirne, die Italiener deswegen der Treuloſigkeit 
und des Verrates zu beſchuldigen, denn der, der ſich zur Treue 
verpflichtet hatte, und der, der ſie halten ſollte, waren ver— 
ſchiedene Perſonen. Das italieniſche Volk, das nicht einmal 
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den vollen Inhalt des Vertrages kannte, hat der Monarchie 
niemals freundſchaftliche Gefühle vorgeheuchelt. Im Gegen- 
teil, es hat aus ſeiner Feindſchaft nie ein Hehl gemacht. Über 
die wahre Lage iſt auch der andere Vertragsteil nie im Zweifel 
geweſen. Bekannt iſt, daß Erzherzog Franz Ferdinand und 
der damalige öſterreichiſch-ungariſche Generalſtabschef einen 
Präventivkrieg gegen Italien führen wollten. Daß es dazu nicht 
gekommen iſt, war nicht ihr Verdienſt, ſondern das des Kaiſers 
Franz Joſef. Ich kann nicht einſehen, warum der Plan des 
Erzherzogs weniger Verrat ſein ſoll, als das Verhalten Ita— 
liens, denn bei der moraliſchen Beurteilung der Dinge kommt 
es doch nicht darauf an, daß die Tat nur aus dem Grunde nicht 
ausgeführt wurde, weil eine außerhalb des Täters gelegene 
Kraft ſie verhindert hat. 

Man ſieht, wie vollkommen verfehlt hier moraliſche Wert— 
urteile find. Die Unmoral liegt nicht im „Verrat“ der Ita— 
liener und nicht in den „verräteriſchen Abſichten“ Franz Fer- 
dinands, ſondern darin, daß über die Köpfe der Völker hin— 
weg eben dieſen Völkern Pflichten auferlegt wurden, die zu 
erfüllen ſich ihre innerſten Gefühle ſträubten. Es iſt das 
gleiche, wie wenn man ein Mädchen unter Anwendung von Liſt 
oder Gewalt zu einer Ehe zwingen und dann moraliſch entrüſtet 
ſein wollte, wenn ſie dem Gatten nicht die Treue hält. 

Dieſes Verhältnis zu Italien machte jede vernünftige Po— 
litik der öſterreichiſchen Regierungen den öſterreichiſchen Ita— 
lienern gegenüber unmöglich. Ohne irgendein Prinzip läßt ſich 
auf die Dauer keine Politik machen. Daher die ſchwankende 
Haltung der Regierungen, die bald den bedenklichen Erſcheinun— 
gen tatenlos zuſahen, bald eine Härte entwickelten, die in keinem 
Verhältniſſe zu den Anläſſen ſtand. Typiſch für die öfter- 
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Beiſpiel zu erwähnen — die Behandlung der italieniſchen Uni⸗ 
verſitätsfrage. 

Die Italiener forderten eine italieniſche Univerſität, eine 
Forderung, die bei der Zahl der italieniſchen Bevölkerung in 
Oſterreich und der Kultur des italieniſchen Volkes vollkommen 
berechtigt war. Man wußte aber nicht recht, wie man ſich zu 
dieſer Forderung ſtellen ſollte. Die Forderung ablehnen — 
wie es die längſte Zeit hindurch geſchah — mußte die monarchie⸗ 
feindlichen Gefühle der Italiener nur verſtärken. Einem Volke, 
wie dem italieniſchen, eine Stätte der Wiſſenſchaft zu verweigern, 
die kulturell tiefer ſtehende Nationen in Öfterreich bereits längſt 
beſaßen, war offener Hohn auf die geiſtigen Bedürfniſſe 
eines Kulturvolkes. Da den ausländiſchen Studien in Oſter⸗ 
reich die Gültigkeit verſagt iſt, war dem jungen öſterreichiſchen 
Italiener, der die ſtaatliche Anerkennung ſeiner Studien für 
ſeinen künftigen Beruf brauchte, die Möglichkeit genommen, an 
einer reichsitalieniſchen Univerſität zu ſtudieren. Er war daher 
gezwungen, an einer fremdſprachigen Univerſität feine Studien 
zurückzulegen. Andererſeits jedoch war nicht daran zu zweifeln, 
daß, wenn den Italienern eine Univerſität zugebilligt, ſie zur 
Hochburg des Irredentismus geworden wäre, denn die Pflege 
italieniſcher Wiſſenſchaft hätte den Hörern erſt recht alle die 
idealen Kulturgüter nahe gebracht, die ihnen im Königreiche 
winkten. Das übrige hätte die jugendliche Begeiſterung getan. 

Aus dieſer Lage gab es keinen Ausweg zu einer befriedigen- 
den Löſung. Die öſterreichiſche Regierung wählte, wie ſo häufig, 
wenn fie nicht aus noch ein wußte, einen ſogenannten Mittel- 
weg, das heißt, ſie nahm mit der einen Hand, was ſie mit der 
anderen gegeben hatte. Als Standort der Univerſität wurde 
von den Italienern Trieft, die größte italieniſche Stadt in Oſter⸗ 
reich, gefordert. Es wurde jedoch Rovereto, ein abgelegenes 
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Städchen in Südttirol gewählt. Damit war das junge Reis 
in einen unfruchtbaren Boden gepflanzt. Dagegen heftigſter 
Widerſtand der Italiener. Und nun begann die Wanderſchaft 
der Univerſität. Sie kam nach Innsbruck. Die begreifliche 
Entrüſtung der im Lande der heftigſten Kämpfe zwiſchen Deut- 
ſchen und Italiener gelegenen deutſchen Univerſitätsſtadt führte 
zu öffentlichen Skandalen und Prügeleien. Da kam man auf 
den genialen Ausweg, die Univerfität nach Wien, der Reichs- 
hauptſtadt, zu verlegen, die ja berufen ſei, allen Nationen des 
Reiches Gaſtrecht zu gewähren. Auch dort entrüſtetete Kund- 
gebungen. Die italieniſche Univerſität ſchlief lautlos ein. Er- 
gebnis: Die Italiener hatten eine italieniſche Univerſität und 
hatten doch keine. 

Ich mache den öſterreichiſchen Regierungen keine Vorwürfe, 
denn ich wüßte nicht, wie die Frage zu löſen geweſen wäre. Ich 
erwähne die Univerſitätsfrage aus dem Grunde, weil fie bes 
ſonders deutlich zeigt, in welche Sackgaſſen man ſchließlich ge— 
langt, wenn man nicht den Mut und die Kraft hat, irgendeinen 
Grundſatz ſeiner Politik zugrunde zu legen. Weil man es nicht 
unternahm, das, was man täglich ſah, ſich auch ehrlich ein— 
zugeſtehen und danach zu handeln, wurde mit kleinen Mitteln 
an einer großen Frage herumkuriert. Bei dieſer Entwicklung 
der Dinge kann es niemanden wundernehmen, daß das Ver⸗ 
hältnis der öſterreichiſchen Italiener zum Staate täglich ſchlechter 
wurde und daß ſie nicht einmal mehr die dünnen Fäden mit der 
Monarchie verbanden, mit denen die flawifchen Nationen mit 
ihr noch zuſammenhingen. Die öſterreichiſchen Italiener hatten 
einen Staatsgedanken, der ſie, ihr ganzes Denken erfüllend, 
mit Allgewalt vorwärts trieb, aber es war ein Staatsgedanke, 
der mit der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie nichts mehr zu 
tun hatte. 
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Und nun ſoll von den öſterreichiſchen Deutſchen geſprochen 
werden. 

Wenn von ihnen zuletzt die Rede iſt, ſo geſchieht dies aus 
dem Grunde, weil ihre Stellung in der Monarchie und ihre 
Politik nur zu verſtehen iſt, wenn man ſie von dem Hintergrunde 
der übrigen Nationen ſich abheben läßt. Nur dieſe Art der Be⸗ 
trachtung macht eine vorurteilsfreie Beurteilung der Verdienſte 
und der Fehler der deutſchen Politik möglich. Vieles wird nur 
verſtändlich, wenn man ſich die Tatſache vor Augen hält, daß die 
Deutſchen durch Jahrhunderte mit einer Reihe ſich entwickelnder 
Nationen in demſelben Hauſe zuſammengelebt haben. Hierzu iſt 
aber die Kenntnis der politiſchen Entwicklung dieſer Nationen die 
Vorausſetzung. Nur ſo läßt ſich das Gleichzeitige der Geſchichte 
in das notgedrungene Nacheinander der Darſtellung auflöſen. 

Die Jahre 1866 und 1867 waren entſcheidend für das 
Schickſal der Deutſchen in der Monarchie. Der Bruderkrieg 
des Jahres 1866 endete mit der Ausſcheidung der Deutſch— 
öſterreicher aus dem deutſchen Bunde. Sie, die mit der gleichen 
Sehnſucht wie die übrigen Deutſchen an die Einigung des deuf- 
ſchen Volkes dachten, waren nun aus dem Vaterhauſe verwieſen. 
Sie mußten zuſehen, wie aus dem kleinſtaatlich zerriſſenen 
Deutſchland nach glänzenden Siegen das neue Deutſche Reich 
entſtand. Wir, die wir bereits losgelöſt vom deutſchen Mutter⸗ 
lande geboren und aufgewachſen ſind, können die Gefühle gar 
nicht erfaſſen, die unſere Väter erfüllt haben, als ſie aufhörten 
Bürger des deutſchen Bundes zu ſein. Mein Vater hat mir 
oft erzählt, daß es einer der ſchmerzvollſten Augenblicke ſeines 
Lebens war, als er ſich ſagen mußte, daß nun alle politiſchen 
Bande mit Deutſchland gelöſt ſind und er nun Ausländer ſei, 
wie ein Franzoſe, Ruſſe oder Engländer. Er hat dieſen Schmerz 
bis zu ſeinem Tode nicht verwinden können. 
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Als Öfterreih, und mit ihm feine Deutſchen, Deutſchland 
verließen, ſtanden die öſterreichiſchen Deutſchen vor einer Schick— 
ſalsfrage. Nichts wäre natürlicher und verſtändlicher geweſen, 
als daß die deutſchöſterreichiſche Politik auf die Loslöſung der 
deutſchen Gebiete Oſterreichs und ihre Rückkehr zum Mutter⸗ 
lande gerichtet geweſen wäre. Dieſe Wendung wurde von 
mancher Seite geradezu erwartet und es wurden Stimmen laut, 
die den Abfall der öſterreichiſchen Deutſchen und damit die Auf- 
löſung Oſterreichs prophezeiten. Aber nichts von allem dem 
geſchah. Die Deutſchöſterreicher wußten nichts von einer Irre— 
denta und blieben die treueſten Bürger Oſterreichs. 

Um dieſe Haltung der Deutſchen zu verſtehen, müſſen wir 
an das denken, was früher über das Verhältnis der Deutſchen 
zu den Habsburgern und ihre kulturellen Aufgaben in Öfter- 
reich geſagt wurde. Die Deutſchen waren das Bindemittel, 
das den Bau des Habsburgerſtaates Stein für Stein überhaupt 
ermöglichte und ſpäter den Bau zuſammenhielt. Sie waren das 
wirtſchaftlich und kulturell höchſtentwickelte Volk dieſes Staa⸗ 
tes. Dieſe Überlegenheit gab ihnen die politiſche Führung. 
Deutſch war, wenn auch nicht geſetzlich, ſo doch tatſächlich die 
Staatsſprache. Deutſche Wiſſenſchaft und Kunſt überragte die 
der anderen Nationen ſo weit, daß ein Vergleich hier überhaupt 
nicht in Betracht kam. Induſtrie und Handel war faſt ganz 
in deutſchen Händen. 

Die Deutſchen lebten in dem Glauben, daß es ſo bleiben 
werde, daß ihnen auch in dem von Deutſchland losgelöſten 
Oſterreich eine große und ehrenvolle Aufgabe geſtellt ſei, das 
Zuſammenhalten des Völkergemiſches der Monarchie in deutſcher 
Orientierung. Die Folge dieſer Auffaſſung war auch, daß die 
Deutſchen es gar nicht unternahmen, wenigſtens in Hſterreich 
eine nationale Gruppe zu bilden, wie die anderen immer mehr 


198 IV. Der Mangel des Staatsgedankens und die Nationen 


es zu tun im Begriffe waren, ſondern ſich als eigentliches Staats⸗ 
volk fühlten. So kam es, daß in Öfterreich die Deutſchen die 
einzigen Oſterreicher wurden. Nicht wenig trug zu dieſer Ent⸗ 
wicklung — wovon noch ausführlicher geſprochen werden wird 
— die Bismarckſche Politik bei, die jede Annäherung der öſter⸗ 
reichiſchen Deutſchen grundſätzlich ablehnte. Das Wort von den 
„Herbſtzeitloſen“, wie er die öſterreichiſchen Deutſchen mit einer 
Anſpielung auf ihren Führer Herbſt nannte, iſt dem großen 
Kanzler bis heute nicht vergeſſen. Die Bitterkeit über die Aus⸗ 
ſtoßung aus Deutſchland, verbunden mit einer ſeit Jahrhunderten 
eingewurzelten Anhänglichkeit an die Dynaſtie und den ſcheinbar 
günſtigen Ausſichten in der Donaumonarchie waren die Haupt⸗ 
urſachen, daß die öſterreichiſchen Deutſchen ſich nunmehr end» 
gültig von Deutſchland abwandten und ihre Kraft in den Dienſt 
des Habsburgerſtaates ſtellten. 

Dieſe Haltung der Deutſchen ſollte ſich bitter rächen. Es 
liegt mir fern, den Männern, die damals die Geſchicke der öſter— 
reichiſchen Deutſchen lenkten, Vorwürfe zu machen. Sie glaub- 
ten ihrem Volke am beſten zu dienen. Aber wie im Leben des 
einzelnen, ſo zeigt ſich auch im Leben der Völker, daß es zu 
keinem guten Ende führt, wenn man ſich ſelbſt untreu wird. 
Indem die öſterreichiſchen Deutſchen ſelbſt auch innerlich ihren 
politiſchen Zuſammenhang mit Deutſchland aufgaben, machten 
ſie eine in der damaligen Zeit vielleicht praktiſche Politik, ſo— 
genannte Realpolitik, aber damit wurden ſie ſich ſelbſt untreu. 
Das brachte einen inneren Sprung in ihr Weſen und lähmte 
ihre Kraft. Von dieſem Standpunkt führt eine gerade Linie 
zum Frieden von Saint Germain, der die ganze Verantwortung 
für die politiſchen Taten der Monarchie ausſchließlich auf die 
Schultern der Deutſchen und Magyaren legt. Das Schickſal der 
öſterreichiſchen Deutſchen iſt ein lebendiges Beiſplel dafür, daß 
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Zugeſtändniſſe an die Vorteile des Tages augenblicklichen Ge⸗ 
winn bringen können, große Ziele aber nur erreicht werden 
können, wenn man ſich ſelbſt treu bleibt und auch vor Opfern 
und Leiden nicht zurückſcheut. 

Wenn ich früher das Jahr 1867 als einen Wendepunkt in 
der Geſchichte der öſterreichiſchen Deutſchen bezeichnet habe, ſo 
geſchah es aus dem Grunde, weil dieſes Jahr die Einſchränkung 
des deutſchen Einfluſſes in der Monarchie auf die öſterreichiſche 
Hälfte bezeichnet. Der Ausgleich mit Ungarn brachte gleichſam 
eine Teilung der Monarchie in zwei Intereſſenſphären. In 
Oſterreich ſollten die Deutſchen, in Ungarn die Magyaren die 
Führer fein. Damit hatten die Deutſchen nicht allein ihr poli— 
tiſches Wirkungsgebiet eingeſchränkt und ihre Stammesgenoſſen 
in Ungarn — eine nicht zu unterſchätzende Minderheit — auf— 
gegeben, ſondern ſie hatten damit auch den Weg verlegt zu einer 
Umgeſtaltung der Monarchie. Die deutſche Politik in der 
Monarchie war von dieſem Zeitpunkte an nur mehr eine auf 
ſterreich beſchränkte Politik. Dieſe Beſchränkung haben die 
Deutſchen ſtets auf das genaueſte auch gegen ihre und der Mon⸗ 
archie Intereſſen eingehalten, im Gegenſatze zu den Magyaren, 
die, wenn ihre Intereſſen auf dem Spiele ſtanden, von einem 
politiſchen Hinübergreifen auf die öſterreichiſche Hälfte nicht zu— 
rückſcheuten. 

Die Deutſchen begannen nach dem Ausgleiche mit Ungarn 
gewiſſermaßen ein neues Leben. 

Die Führung des deutſchen Volkes in Oſterreich lag in den 
Händen des mit dem verfaſſungstreuen Adel verbundenen Groß— 
bürgertums. Der politiſche Ausdruck dieſer Gruppen war die 
deutſchliberale Partei. 

Es war in den letzten Jahrzehnten in Oſterreich zur Ge 
wohnheit geworden, die ſeinerzeitigen deutſchen Liberalen mit 
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Spott und Hohn zu übergießen und ihnen die ganze Schuld am 
Niedergange des deutſchen Einfluffes in Oſterreich aufzuerlegen. 
Wenn auch ein wohlgerütteltes Maß von Schuld nicht zu leug⸗ 
nen iſt, fo wird doch eine vorurteilsloſe Beurteilung der da— 
maligen Führer milder urteilen, wenn ſie die Dinge nicht von 
unſerem heutigen Standpunkte betrachtet — das Prophezeien 
nach rückwärts iſt freilich nicht ſchwer —, las, ſich in Bi 
damalige Lage hineindenkt. 

Die Liberalen ſtanden noch im engſten Zuſammenhange mit 
der Revolution von 1848. Viele von ihnen hatten dieſen be- 
deutungsvollen Abſchnitt der öſterreichiſchen Geſchichte handelnd 
miterlebt. Sie waren daher noch erfüllt von den Idealen dieſer 
Zeit. Nun hatte ſich die Lage inſofern geändert, als die Nevo- 
lutionsideale, ſoweit damals erreichbar, erreicht waren und neue 
Probleme am politiſchen Horizont aufgeſtiegen waren. Uns 
heutigen Menſchen kommt es ungeheuer ſelbſtverſtändlich vor, 
daß dieſe Wendung der Dinge auch eine Wendung der Politik 
notwendig gemacht hätte. Aber die in ihrer Zeit drinſteckenden 
Menſchen ſind meiſt nicht imſtande, die ſchwachen, kaum merk— 
lichen Anzeichen des Herannahens einer neuen Zeit wahrzunehmen. 
Den hierzu erforderlichen ſcharfen Blick hat nur das wirkliche 
politiſche Genie. Wenn man alſo von Schuld ſprechen will, 
ſo trifft die Liberalen inſofern eine Schuld, als in ihren Reihen 
kein ſeine Zeitgenoſſen überragendes Genie ſtand. Es waren 
Männer von großer Intelligenz, reichem Wiſſen, aber ſie waren 
auch nur Kinder ihrer Zeit. Sie glaubten, daß wie bisher die 
Politik nur im Kreiſe der Intellektuellen gemacht wird und 
ſahen nicht, daß ſich die Maſſen des Volkes zu regen begannen, 
denen es nicht um geiſtreiche Reden, ſondern um praktiſche Er— 
folge zu tun war. Wenn man die Reichsratsprotokolle aus 
jener Zeit lieſt, ſo fällt einem ſofort das hohe geiſtige Niveau 
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der Verhandlungen auf, hinter dem die neuere Zeit weit zurüd- 
ſteht. Aber was dort geſprochen wurde, klingt unſeren Ohren 
wie eine geiſtreiche Debatte zwiſchen Univerſitätsprofeſſoren über 
irgendein Thema ihrer Wiſſenſchaft oder zwiſchen Rechtsan⸗ 
wälten, die über eine intereſſante Entſcheidung eines der höchſten 
Gerichte ihre Anſichten austauſchen. Der Zuſammenhang mit 
dem wirklichen Leben, insbeſondere mit dem Leben der unterſten 
Schichten des Staatsvolkes fehlte. Sie lebten in einem ähn⸗ 
lichen Irrtum, wie die Männer der abſolutiſtiſchen Zeit. Dieſe 
glaubten, zur Lenkung des Staates ſeien nur der von Gott ein— 
geſetzte Herrſcher und feine den privilegierten Ständen angehören- 
den Helfer berufen. Die Liberalen waren der Meinung, das 
Wohl des Staates ſei am beſten aufgehoben in den Händen 
der geiſtigen gelehrten Oberſchichte, der die Maſſen vertrauens 
voll ihr Schickſal zu überlaſſen haben. An dieſem Irrtum ſind 
ſie zugrunde gegangen. 

Erfüllt von den Idealen der Revolution, von der Größe 
und der Bedeutung deutſcher Kultur und Wiſſenſchaft glaubten 
fie, daß die deutſche Vorherrſchaft die für die Völker Oſterreichs 
ſegensreichſte politiſche Lebensform ſei. Man tut ihnen unrecht, 
wenn man — wie es häufig von den nichtdeutſchen Nationen 
geſchehen iſt — ihrem politiſchen Handeln Herrſchaftsgelüſte 
unterſchiebt. Sie vertraten die deutſche Hegemonie nicht aus- 
ſchließlich aus dem Grunde, um die nichtdeutſchen Völker be— 
herrſchen zu können —, wie es etwa heute die Tſchechen in ihrer 
neuen Republik ihren Deutſchen gegenüber tun —, ſondern er— 
füllt von der Überzeugung, daß Öfterreih nur unter deutſcher 
Vorherrſchaft zu erhalten und für die nichtdeutſchen Nationen 
nur in dieſem Öfterreich eine Lebensmöglichkeit gegeben ſei. Da— 
durch glaubten ſie auch ihrer Nation am beſten zu dienen, da 
ein deutſch gerichtetes Oſterreich eine Rückendeckung für das 
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Deutſche Reich darftellen und verhindern würde, daß die fla- 
wiſchen Nationen zu einer dem Deutſchen Reiche feindlichen 
Gruppe ſich entwickeln könnten. Dadurch war ihre Meinung 
nach auch das zur Aufrechterhaltung des Friedens notwendige 
Gleichgewicht am beſten geſichert. Man ſieht alſo, es war keine 
bloße Gewaltherrſchaft, um die es ſich handelte, ſondern nur 
ein großes politiſches Programm. Man kann dieſes Programm 
für verfehlt halten, aber den guten Glauben darf man, wenn 
man gerecht ſein will, ſeinen Vertretern nicht abſprechen. Des⸗ 
wegen iſt auch die deutſche Vorherrſchaft in Öfterreich nicht mit 
der der Magyaren in Ungarn zu vergleichen. Die Magyaren 
ſtanden auf dem Standpunkte der Unterdrückung und Magyari⸗ 
ſierung der nichtmagyariſchen Völker ihres Staates. Das po⸗ 
litiſche Handeln der Magyaren war von dem Wunſche getragen, 
ſich nicht nur die Lebensfähigkeit, ſondern auch einen über ihre 
Völkerzahl hinausgehenden beſtimmenden Einfluß in der Mon⸗ 
archie zu ſichern. Dieſer Einfluß war nur möglich, wenn ſie 
nicht nur das kleine Magyarien, ſondern ganz Ungarn in die 
Wagſchale werfen konnten. Wenn man alſo von der deutſchen 
Vorherrſchaft in Oſterreich und von der magyariſchen in Un— 
garn als analogen Dingen ſpricht, fo darf man dabei nicht ver- 
geſſen, daß dieſe Analogie eine Grenze in den Motiven hat, 
denen beide Vorherrſchaften entſprungen ſind. 

Dieſes politiſche Programm war in der führenden deutſchen 
Partei ſo feſt eingewurzelt, war ſo ſehr innerſte Überzeugung 
geworden, daß ſelbſt die immer zahlreicher auftauchenden Zeichen 
einer neuen Zeit ſie in ihrem Glauben nicht wankend machten. 
Die nichtdeutſchen Nationen wuchſen heran und wollten vom 
deutſchen Gängelbande nichts mehr wiſſen. Sie wollten ihr 
eigenes Leben führen, einerlei, ob ſie dabei beſſer oder ſchlechter 
fahren würden, wie der Sohn, der ſich aus dem Vaterhauſe in 
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die Freiheit ſehnt, auch wenn er weiß, daß ſie ihm zunächſt nur 
Entbehrungen bringen wird. Den Deutſchliberalen fehlte hier— 
für das Verſtändnis, wie — um bei dem Vergleiche zu bleiben 
— die meiflen Väter den Freiheitsdrang des Sohnes nicht 
verſtehen, da er doch die Bequemlichkeit des Vaterhauſes mit 
der rauhen Luft der Fremde vertauſcht. Sie glaubten einem 
Staatsintereſſe und mittelbar auch dem der nichtdeutſchen Na— 
tionen zu dienen, wenn ſie dem Streben nach Selbſtändigkeit 
Widerſtand entgegenſetzten. Sie wußten nicht, daß die in die 
Freiheit ſich losringenden Kräfte täglich wachſen und ſie in 
dieſem Kampfe um ein nichtanerkanntes Ideal ſchließlich die 
Intereſſen des eigenen Volkes aufs Spiel ſetzen würden. Dazu 
kam noch, daß ihre eigenen Reihen zu wanken anfingen. 

Je mehr die Liberalen den Zuſammenhang mit der Maſſe 
des eigenen Volkes verloren, deſto mehr entwickelten ſich in 
dieſer neue politiſche Ideen und mit ihnen neue deutſche Par- 
teien. Die raſch zunehmende Induſtriealiſierung Oſterreichs ließ 
eine ununterbrochen wachſende Arbeiterſchaft entſtehen, die an- 
dere Schmerzen hatte, als die geiſtreiche Erörterung profeſſo— 
raler Ideen. Sie fand den Ausdruck ihrer politiſchen Anſichten 
in der ſozialdemokratiſchen Partei. 

Ein anderer Teil des deutſchen Volkes erkannte, daß die 
offizielle deutſche Politik nicht bloß immer weiter von ihrem 
geträumten Ziele ſich entfernte, ſondern ſogar im Begriffe war, 
die nationalen Intereſſen des deutſchen Volkes zu vergeſſen. 
Er organiſierte ſich in den deutſchnationalen Parteien, deren 
politiſche Grundlage das Linzer Programm war. Galizien und 
Dalmatien ſollten losgelöſt und dadurch Oſterreich ein vor— 
wiegend deutſcher Staat werden, der in eine enge Verbindung 
zum Deutſchen Reiche treten ſollte. Von dieſer Gruppe löſten 
ſich dann die Chriſtlichſof ialen, die, vom chriſtlichen Sozialismus 
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ausgehend, zu einer Partei des „kleinen Manns“ in Wien und 
ſchließlich nach Verſchmelzung mit den alten klerikalen Parteien 
zu einer klerikalen Reichspartei wurden. Die alte liberale Par⸗ 
tei ſchmolz nach mehrfachem Namenswechſel zu einer kleinen 
Gruppe zuſammen, die keinen entſcheidenden Einfluß mehr auf 
die Geſchicke zu üben vermochte. 

Die Geſchichte der deutſchen Parteien in Oſterreich iſt ſo 
verwickelt, ſo ſehr mit Perſonen, ſozialen Veränderungen, po⸗ 
litiſchen Entwicklungen der nichtdeutſchen Nationen verknüpft, 
daß eine eingehendere Darſtellung über den Rahmen dieſer 
Schrift hinausgehen müßte. Ich muß mich daher darauf be⸗ 
ſchränken die allgemeine Richtung der deutſchen Politik in Oſter⸗ 
reich anzudeuten. 

Blicken wir auf das politiſche Leben des deutſchen Volkes 
in Öfterreich in der Zeit nach dem Ausgleiche bis zum Ausbruch 
des Krieges, ſo ſehen wir eine große, ſich vom Volksempfinden 
immer mehr entfernende und darum langſam verſchwindende 
Partei und das Auftauchen zahlreicher neuer Parteien. So 
groß ihre Verſchiedenheiten auch ſein mögen, im Grunde hatten 
fie einen gemeinſamen Gedanken, wenn auch je nach der Partei- 
richtung in veränderter Form, nämlich den alten Gedanken der 
deutſchen Führung im Staate. Dieſer Gedanke beherrſchte ſie 
in dem Sinne, daß auch zu Zeiten, wo man kaum mehr von 
einer deutſchen Vorherrſchaft ſprechen konnte, ſie dennoch an 
dieſem Gedanken feſthielten, daß ſie das Nichtvorhandenſein 
dieſer Vorherrſchaft verurteilten und die Wiedererlangung der 
Führung für das erſtrebenswerte Ziel hielten. Sie unterſchieden 
ſich hierdurch grundlegend von den übrigen nichtdeutſchen Par- 
teien. 

Während alle anderen nichtdeutſchen Parteien von dem 
Grundſatze ausgingen, die Ausgeſtaltung des nationalen Lebens 
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und in weiterer Folge die nationale Selbſtändigkeit ſei das 
erſte allen gemeinſame Ziel — was die Parteien unterſchied, 
war die Meinungsverſchiedenheit über die zur Erreichung dieſes 
Zieles notwendigen Mittel —, waren die deutſchen Parteien 
immer „Oſterreicher“. Während die Tſchechen oder Polen, wenn 
es um nationale Fragen ging, ſich trotz allen Parteihaders ſo— 
fort wie eine Mauer zuſammenſchloſſen, mußten wir des öftern 
an der Seite der das Deutſchtum bekämpfenden Parteigruppen 
Deutſche ſehen. Ja ſelbſt zu der Zeit, als unter der Regierung 
des Grafen Badeni im Kampfe um die Sprachverordnungen 
beim deutſchen Volke Öfterreihs fo etwas wie ein Erwachen 
zur Erkenntnis einzutreten ſchien, mußten wir das traurige 
Schauſpiel erleben, daß ein deutſcher Abgeordneter, der deutſch— 
klerikale Graf Falkenhayn, ſich als Werkzeug zur Vergewalti— 
gung und Überrumpelung der deutſchen Abgeordneten im Par- 
lament hergab. Daß die ſogenannte „Lex Falkenhayn“ einen 
deutſchen Namen führt, iſt eine traurige Tatſache, an die jeder 
öſterreichiſche Deutſche nur unter Erröten zu denken vermag. 
Dieſe Zerſplitterung hatte ihren Grund darin, daß die 
Deutſchen noch immer nicht wußten, um was es eigentlich ging. 
Während ſie gegen das ununterbrochene Abbröckeln ihrer Vor— 
herrſchaft vergeblich ankämpften und in der Meinung lebten, 
auch für die Erhaltung des Staates kämpfen zu müſſen, ar⸗ 
beiteten die anderen Nationen an der Sammlung und Aus- 
geſtaltung ihrer nationalen Kräfte und trafen ſo alle Vorbe— 
reitungen, um beim Einſturz des gemeinſamen Gebäudes ſo— 
fort ihr eigenes Haus beziehen zu können. Es war das Ver⸗ 
hängnis der Deutſchen, daß fie nicht rechtzeitig die Lage er- 
kannt haben. Schon längſt konnte von einer deutſchen Vor⸗ 
herrſchaft keine Rede mehr ſein. Es konnte ſich nur mehr darum 
handeln, alle deutſchen Kräfte zu vereinigen, um den deutſchen 
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Beſitz zu ſichern. Es gab nur eine Politik für die Deutſchen, 
nämlich dieſelbe Politik, wie die der anderen. Wenn die 
Tſchechen, Polen, Südſlawen, Italiener ihre Selbſtändigkeit 
anſtrebten, gab es für die Deutſchen keine andere Politik, als 
dasſelbe zu tun. Und gerade dieſe Politik haben die aloe 
nicht gemacht. 

Wenn die Deutſchen ihr altes Ideal — eigentlich war es 
habsburgiſches Ideal — des deutſchregierten Oſterreich aufge— 
geben und nur an eigene Selbſtändigkeit gedacht hätten, ſo 
wäre ihre Stellung eine ganz andere geweſen. Ihr politiſches 
Programm hätte lauten müſſen: Zuſammenfaſſung aller deut⸗ 
ſchen Gebiete der Monarchie zu einem deutſch⸗öſterreichiſchen 
Staate — ich ſage ausdrücklich Monarchie, denn ſo kindlich be⸗ 
ſcheiden konnten nur die Deutſchen ſein, daß ſie auf Deutſch⸗ 
weſtungarn niemals Anſprüche erhoben, während die Ungarn 
ruhig Dalmatien forderten — und vollſte innere Selbſtändig⸗ 
keit. Dabei hätte man an dem Verbande der Monarchie feſt⸗ 
halten, ſich aber vorbehalten können, im Falle des Ausſcheidens 
anderer Nationen aus der Monarchie über das weitere Schickſal 
des deutſchöſterreichiſchen Staates ſelbſt zu beſtimmen. 

Dieſe Politik rechtzeitig eingeſchlagen, hätte vorausficht 
lich ſehr raſch zu einer Verſtändigung mit den anderen Nationen 
geführt. Von dieſer Plattform ausgehend, die ja im Weſen 
nichts anderes war, als das alte Programm des Tſchechen Pa— 
lacky im Kremſierer Verfaſſungsausſchuſſe — was den Tſchechen 
nicht oft und nicht laut genug hätte in Erinnerung gebracht 
werden müſſen —, hätte man ohne weiteres den übrigen Na— 
tionen die von ihnen geforderte Selbſtändigkeit nicht nur zu— 
geſtehen, ſondern wärmſtens unterſtützen können. Gewiſſe Opfer 
wären freilich unvermeidlich geweſen. Deutſche mit den deut— 
ſchen Ländern nicht zuſammenhängende Minderheiten, wie die 
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Sprachinſeln, hätten aufgegeben werden müſſen. Das wäre 
vom Gefühlsſtandpunkt traurig geweſen. Aber mit Gefühlen 
kann man nicht Politik machen. Ebenſo hätte mit der Politik 
der doppelten Prinzipien gebrochen werden müſſen. Es iſt eine 
unmögliche Politik, in Böhmen auf dem Standpunkte der 
nationalen Teilung des Landes in ein Deutſch-Böhmen und ein 
Tſchechiſch- Böhmen zu ſtehen, in Tirol aber an der Einheit des 
Landes ſtarr feſtzuhalten und von einem Ausſcheiden des italie- 
niſchen Landesteiles nichts wiſſen zu wollen. Dadurch ſchwächte 
man die eigene Stellung, denn die Gegner konnten in Böhmen 
den deutſchtiroler Grundſatz und in Tirol den deutſchböhmiſchen 
uns entgegenhalten. Es hätte eben eine einheitliche, alle deutſch— 
öſterreichiſchen Länder umfaſſende Politik gemacht werden müſſen. 
Auch das hätte Opfer gekoſtet, aber das Gewonnene wäre des 
Preiſes wert geweſen. Gleichzeitig hätte man den anderen Na- 
tionen ebenſo ruhig wie nachdrücklichſt erklären ſollen, daß 
Deutſchöſterreich nach wie vor bereit ſei, mit den ſelbſtändigen 
Nationen als Gliedſtaat im Verbande der Monarchie zu bleiben, 
daß es im übrigen aber keinerlei Intereſſe an der Aufrecht— 
haltung der Gemeinſchaft habe und, wenn die anderen ſeine 
Anweſenheit läſtig empfinden, jeden Augenblick bereit ſei, das 
gemeinſame Wohnhaus zu verlaſſen. Hierbei hätte auch zart 
angedeutet werden können, daß die Deutſchen Oſterreichs nicht 
allein auf der Welt ſtehen und ihr letztes Ziel, getreu dem auch 
von den anderen Nationen verfolgten und daher gewiß von 
ihnen wohl verſtandenen nationalen Ideal, die Rückkehr in das 
Vaterhaus ſei. 

Ein ſolcher politiſcher Weg — nicht erſt im Jahre 1918, 
ſondern vierzig Jahre früher — eingeſchlagen, hätte wahrfchein- 
lich dazu geführt, daß die Deutſchen von den Slawen heiß um⸗ 
worben worden wären. Damals war die kulturelle und ins⸗ 
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beſondere die wirtſchaftliche Diſtanz zwiſchen den Deutſchen und 
den Slawen noch nicht ſo weit verringert, wie in den letzten 
Jahren vor dem Kriege. Damals hätten ſich die Slawen bei 
ihrer wirtſchaftlichen Abhängigkeit von den öſterreichiſchen Deut⸗ 
ſchen nur unter ſchweren Verluſten von Öfterreih loslöſen 
können; ſie wären vorausſichtlich diejenigen geweſen, die das 
ſtärkſte Intereſſe an der Erhaltung der Monarchie gehabt hätten, 
beſonders, wenn ihnen in ihr die Möglichkeit zu innerer natio⸗ 
naler Selbſtändigkeit geſichert worden wäre. 

Dieſer eigentlich aus den gegebenen Tatſachen ſich beinahe 
als ſelbſtverſtändliche Folgerung ergebende Gedanke fand jedoch 
keinen Boden. Anſätze dazu waren wohl vorhanden. Die deutſch⸗ 
nationalen Parteien dachten an eine Sicherung des deutſchen 
Beſitzes. Aber auch das Linzer Programm verfolgte den Ge- 
danken nicht konſequent. Es dachte bloß an ein Ausſcheiden Ga⸗ 
liziens und Dalmatiens, um auf dieſe Weiſe das Gewicht des 
Deutſchtums in Oſterreich zu erhöhen. Es war wieder der Ge— 
danke einer deutſchen Vorherrſchaft über die anderen Nationen 
in einer vermeintlich leichter durchſetzbaren Form. Dabei über— 
ſah dieſer Gedanke, daß ſich die Polen gewiß nicht und die 
Dalmatiner wahrſcheinlich nicht hätten ausſchließen laſſen. Be 
züglich der Polen iſt der Beweis für dieſe Behauptung ſogar zu 
erbringen. 

Während des Krieges iſt der Gedanke der Sonderſtellung 
Galiziens und des Ausſcheidens der galiziſchen Abgeordneten 
wieder lebendig geworden. Die Polen traten als ſeine heftigſten 
Gegner auf. Auch die Tſchechen hätten die ſtärkſte Oppoſition 
gemacht, denn ſo naiv wären ſie nicht geweſen, um nicht zu 
wiſſen, daß die Ausſcheidung Galiziens und Dalmatiens und 
die dadurch herbeigeführte Stärkung der Deutſchen ihre Lage 
außerordentlich verſchlechtert hätte. Der Verſuch, dieſen Teil 
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des Linzer Programms in die Wirklichkeit zu über ſetzen, wäre 
vorausſichtlich das Signal zum Zerfall der Monarchie geweſen. 
Unter allen Parteien hat nur die ſozialdemokratiſche die einzig 
mögliche Löſung des nationalen Problems erkannt, indem ſie 
auf dem Brünner Geſamtparteitag (24. bis 29. September 
1899) den Grundſatz ausſprach, daß Oſterreich nur ein demo- 
kratiſcher Nationalitätenſtaat ſein könne, der ſich in autonome 
nationale Selbſtverwaltungsgebiete gliedert. Aber dieſe Partei 
war ohne Einfluß auf die nationale Politik der Deutſchen, weil 
für ſie andere Probleme — wirtſchaftliche und ſoziale — im 
Vordergrund ſtanden. Hierzu kam noch, daß fie vor der Spal- 
tung in nationale ſozialdemokratiſche Parteien alle öſterreichiſchen 
Nationen in ihrem Lager vereinte und aus dieſem Grunde und — 
nach der Spaltung — wegen der Internationalität ihres Pro⸗ 
grammes den radikalen deutſchnationalen Parteien verdächtig 
war. PR 

Ein Hindernis gegen eine deutſche Autonomiepolitik war 
auch das beliebte und auch heute noch ſein Unweſen treibende 
Schlagwort: wenn Oſterreich nicht beſtünde, müßte es geſchaffen 
werden. 

Man erlebt bei ſolchen Schlagworten immer wieder das— 
ſelbe. So verwickelte Probleme, wie das öſterreichiſche, laſſen 
ſich natürlich nicht in wenige Worte einfangen. Nun gelingt 
es, mit einem Schlagwort eine Seite des Problems — und 
gerade die zu einer Zeit wichtigſte — grell zu beleuchten. Das 
Schlagwort iſt nicht falſch, aber es erſchöpft die Sache nicht. 
Darauf wird aber nicht geachtet, denn es genügt für den Augen⸗ 
blick und feinen Zweck. Nun ändern ſich Zeiten und Verhält⸗ 
niſſe, das Schlagwort verliert immer mehr von ſeinem Inhalte, 
bis es ſchließlich zu einer leeren Hülſe wird. 

Der Satz: wenn Öfterreich nicht wäre, müßte 1 geschaffen 


Kleinwaechter, Untergang der Oeſterreich.⸗ungar. Monarchie 
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werden, enthält einen richtigen Kern. Im Intereſſe Europas 
iſt es gelegen, daß die auf dem Boden der Monarchie lebenden 
Nationen in einer Organiſationsform zuſammenleben, die die 
Ruhe in Mitteleuropa ſicherſtellt. Falſch iſt es aber, wenn man 
dieſen Satz allgemein dahin verſtehen will, daß es ganz gleich⸗ 
gültig ſei, wie dieſe Organiſation ausſieht. Ein Öfterreich, das 
ſo konſtruiert iſt, daß es allen Nationen ein ihren Wünſchen 
entſprechendes Heim bietet, wäre nicht nur wünſchenswert ge⸗ 
weſen, ſondern hätte vielleicht ſogar die erſte Vorſtufe zu dem 
Ideal fein können, das die Friedens freunde ſich unter dem Völ⸗ 
kerbund vorſtellen. Ein ſchlecht organiſiertes Oſterreich, wie es 
Oſterreich⸗Ungarn war, erfüllt jedoch die Vorausſetzungen ſeiner 
Notwendigkeit durchaus nicht. Der Zerfall der Monarchie 
iſt durch den Krieg herbeigeführt worden. Daraus darf aber 
nicht der Schluß gezogen werden, daß ohne den Krieg die 
Monarchie wie bisher ruhig weitergelebt hätte. Wenn die Völker 
nicht ſehr bald zur Einſicht gekommen wären, hätten ſich die 
nationalen Konflikte auf ein unerträgliches Maß geſteigert. Die 
Begehrlichkeit der Nachbarn, insbeſondere auf dem Balkan, 
hätte in gleichem Maße zugenommen. Der Zerfall der Mon— 
archie wäre dann freilich ſpäter, aber doch eingetreten. Bei der 
uns bekannten Denkungsart der Magyaren wird wohl kaum 
jemand geneigt fein, anzunehmen, daß fie zugunſten eines ge— 
ordneten Zuſammenlebens der Nationen kampflos — ohne ge— 
waltſame äußere Eingriffe oder innere Unruhen — ihre Vor⸗ 
herrſchaft aufgegeben und ſich in der Monarchie mit der Rolle 
beſchieden hätten, die ihnen auf Grund ihrer Bevölkerungszahl 
zukommt. Und ohne Aufgeben der magyariſchen Gewaltherrſchaft 
über die anderen Nationen in Ungarn iſt eine Umgeſtaltung der 
Monarchie zu einem geordneten Nationalitätenſtaat undenkbar. 
Der Fortbeſtand der Monarchie in ihrer bisherigen Form wäre 
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ein alle Nachbarn dauernd in Atem haltender Hexenkeſſel und 
damit ebenfo eine dauernde Quelle der Unruhe in Europa ge 
weſen, wie die Türkei es war, als ſie noch große fremdnationale 
Gebiete in Europa ihr eigen nannte. 

Ebenſo falſch iſt es, aus dem Schlagwort von der Mot- 
wendigkeit der Monarchie den Schluß zu ziehen, daß die Mon⸗ 


archie, ſelbſt wenn ſie eine geordnete Lebensform gefunden hätte, 


unbedingt aus allen den Völkern hätte zuſammengeſetzt ſein 
müſſen, aus dem ſie bis zu ihrem Zerfalle beſtanden hat. Es 
iſt nicht einzuſehen, warum es eine unbedingte Vorausſetzung der 
Ruhe in Mitteleuropa ſein ſollte, daß die öſterreichiſchen Deut— 
ſchen zur Monarchie gehören müſſen. Naturgemäß gehören die 
öſterreichiſchen Deutſchen zu den übrigen Deutſchen. Die geo— 
graphiſche Lage der öſterreichiſchen Deutſchen iſt bis auf wenige 
kaum in Betracht kommende Splitter fo, daß fi Deutſchöſter— 
reich zwanglos in das Deutſche Reich einfügen läßt. Das gleiche 
gilt für den größten Teil der italieniſchen Siedlungen in Öfter- 
reich, die ohne weiteres an Italien angeſchloſſen werden können, 
was ja auch geſchehen iſt. Ebenſo iſt gar kein Anlaß, wenn man 
den Polen einen ſelbſtändigen Staat zuerkennt — und dieſe 
Forderung kann man, wenn man Europa nach gerechten halt— 
baren Grundſätzen ordnen will, wohl nicht ablehnen —, für das 
an Polen angrenzende Galizien die Zugehörigkeit zu einem frem— 
den Nationalitätenſtaat als unbedingt notwendig anzuſehen. 
Nicht anders ſteht es bezüglich der Ruthenen und Rumänen 
in den Gebieten, wo ſie in geſchloſſenen Maſſen wohnen 
und an die Ukraine und das Königreich Rumänien angrenzen. 
Zweifel könnte man allenfalls bezüglich der Südſlawen haben, 
wo es ſich um die Vereinigung von drei Nationen — Slowenen, 
Kroaten und Serben — handelt und wir heute noch nicht wiſſen, 


ob die drei ſich in einem Staate werden vertragen können. 
14* 


212 IV. Der Mangel des Staatsgedankens und die Nationen 


Sehen wir von ihnen ab, ſo bleiben eigentlich nur die Tſchechen — 
nicht die heutige tſchechoſlowakiſche Republik, die durch die ge⸗ 
waltſame Eingliederung anderer Nationen eine Staatsform 
künſtlich ſich geſchaffen hat — und die Magyaren und jene Ge⸗ 
biete der Monarchie übrig, wo die Nationen ſo durcheinander⸗ 
gemiſcht wohnen, daß eine räumliche Scheidung nicht durchführ⸗ 
bar iſt. Für dieſe Teile der Monarchie gebe ich zu, daß die 
Schaffung einer Dauer verſprechenden Organiſationsform im 
Intereſſe der Ruhe Europas wünſchenswert wäre. Das iſt aber 
etwas ganz anderes, als das Oſterreich, an das man denkt, wenn 
geſagt wird, Oſterreich müßte geſchaffen werden. 

Wenn ich ausführlicher über dieſes beliebte Schlagwort 
geſprochen habe, ſo geſchah es hauptſächlich aus dem Grunde, 
weil es in mancher Beziehung ſowohl bei uns als auch im Aus⸗ 
lande viele Köpfe erfüllt hat und dadurch ein ſehr weſentliches 
Hindernis gegen die Inangriffnahme einer Neuordnung der 
Monarchie geworden iſt. Wozu ſich den Kopf zerbrechen, wenn 
dieſes Oſterreich-Ungarn geradezu eine naturgeſetzliche Notwen⸗ 
digkeit iſt? Da iſt es doch das Richtige, dieſes Gebilde, ſo wie 
es iſt, mit allen möglichen Mitteln am Leben zu erhalten. Wenn 
ſich die europäiſchen Großmächte von dieſem Schlagworte nicht 
hätten blenden laſſen, dann hätten ſie längſt die Löſung des öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen Problems ins Auge faſſen müſſen und ſich 
nicht mit der Aufrechterhaltung des ſogenannten europäiſchen 
Gleichgewichtes — auch wieder fo ein geiſthemmendes Schlag— 
wort — begnügen dürfen. Insbeſondere hat das Deutſche Reich 
— davon wird im IV. Abſchnitte noch ausführlich geſprochen 
werden — die Bedeutung dieſes Problems nicht erfaßt. Daß 
die Großmächte an dem Kern der Frage der Donaumonarchie 
vorbeigegangen ſind, hat ſie den Krieg gekoſtet, von dem es noch 
ſehr fraglich iſt, ob die Sieger den Sieg nicht allzu teuer be— 
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zahlt haben. Denn darüber dürfte für den Einſichtigen heute 
— über alle noch ungelöſten Schuldfragen hinweg — wohl 
kein Zweifel mehr beſtehen, daß die eigentliche Urſache des Welt⸗ 
brandes der beginnende Zerfall der Monarchie war. 

Aber noch aus einem anderen Grunde habe ich dieſes Schlag⸗ 
wort genauer auf ſeinen Inhalt geprüft. Es ſpukt noch heute 
herum und will die Begründung für die von manchen Seiten 
aufgeſtellte Forderung ſein, die aus dem zertrümmerten Öfterreich- 
Ungarn hervorgegangenen Teile, oder wenigſtens einige von 
ihnen, neuerlich zu einer Art Öfterreich-Ungarn, Donaufödera⸗ 
tion, oder wie man ſonſt das Ding nennen mag, zuſammenzu⸗ 
leimen. Als Begründung wird das heute in Mitteleuropa herr— 
ſchende wirtſchaftliche und ſoziale Chaos angeſehen, welches eben 
den ſchlagenden Beweis für den Satz bilden ſoll, daß die Mon⸗ 
archie geſchaffen werden müßte, wenn ſie nicht beſtünde. Nun 
beſteht die Gefahr, daß die europäiſche Menſchheit dieſem un⸗ 
ſeligen Schlagwort nochmals erliegt. Die Monarchie iſt zer⸗ 
fallen; die Folge des Zerfalls iſt ein Chaos; alſo errichten wir 
die Monarchie wieder; dann haben wir wieder Ordnung. Das iſt 
der Gedankengang, der zu der erwähnten Schlußfolgerung führt. 

Aber dieſer Schluß iſt ein Trugſchluß. Er wäre nur dann 
richtig, wenn die Monarchie ein Staat geweſen wäre, der ſeine 
Aufgabe als mitteleuropäiſches Völkerheim erfüllt hat, in dem 
ſeine ſämtlichen Bewohner ſich außerordentlich wohl gefühlt 
haben und der mutwillig oder durch einen Zufall zerſchlagen 
worden iſt. Nun iſt ja die Monarchie zerfallen, weil ſie dieſe 
Aufgabe nicht erfüllt hat — der Krieg war nur der äußere An- 
ſtoß, der den unterhöhlten Bau zum Einſturz gebracht hat —, 
ihre Wiederaufrichtung würde alſo nur den alten Zuſtand der 
ungelöſten Probleme wieder herſtellen und wir wären wieder 
dort, wo wir früher waren. 
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Darauf wird man mir vielleicht erwidern: die Monarchie 
hätte aber zu einer der Entwicklung ſeiner Völker Raum bie⸗ 
tenden Organiſation und damit zu einem Hort der Ruhe für 
Europa werden können; indem wir ſie wieder aufrichten, ſchaffen 
wir eben die Möglichkeit, durch friedliche Vereinigung aller 
dieſer Völker, die uns jetzt ſoviel Sorge machen, Europa zur 
Ruhe zu bringen. 

Daß dieſe Möglichkeit vor der Zerſtörung der Monarchie 
beſtanden hat, iſt nicht zu leugnen; aber ſie iſt heute dahin. 
Niemand wird wohl ernſtlich daran glauben, daß die Tſchechen, 
die Südſlawen, die Polen Galiziens bereit wären, ſich wieder in 
einem Donauſtaate zu vereinigen, oder Italien und Rumänien, 
ihre Erwerbungen wieder herauszugeben. Derartige Umwäl⸗ 
zungen, wie ſie der Krieg mit ſich gebracht hat, ſind nicht mehr 
rückgängig zu machen. Meint man jedoch — und das iſt des 
Pudels Kern —, daß die Aufrichtung eines neuen Donauſtaates 
den Zweck haben ſoll, Deutſchöſterreich mit irgendeinem ſeiner 
Nachbarn zuſammen zu ſpannen, dann iſt es nicht mehr die 
Schaffung eines Oſterreich, „das geſchaffen werden müßte, wenn 
es nicht beſtünde“, ſondern nichts anderes als der maskierte 
Plan, den Anſchluß Deutſchöſterreichs an das Deutſche Reich 
zu verhindern. Daß dem ſo iſt, geht ſchon daraus hervor, daß 
es bisher noch niemandem eingefallen iſt, die Schaffung eines 
Donauſtaates ohne Deutſchöſterreich vorzuſchlagen. Dann wäre 
es wenigſtens aufrichtiger, offen einzugeſtehen, daß der Vater 
des Gedankens der Wunſch iſt, eine Vergrößerung des Deutſchen 
Reiches unter allen Umſtänden zu verhindern, einerlei, ob da— 
mit wieder die natürliche Löſung eines mitteleuropäiſchen Pro— 
blems verhindert und der Keim zu neuen Verwicklungen ausgeſät 
wird. Ziehen wir die Summe der deutſchen Politik in Oſterreich, 
ſo kommen wir zu folgendem Ergebnis: die öſterreichiſchen Deut— 
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ſchen haben der Erhaltung der Monarchie und der Dynaſtie un⸗ 
geheure Opfer gebracht und ſich den Haß ſämtlicher nichtdeutſchen 


Nationen Öfterreichs zugezogen, die in ihnen, die der Geſamt⸗ 


heit und der Dynaſtie zu dienen glaubten, das Hindernis ihrer 
Selbſtändigkeitsbeſtrebungen ſahen. Dabei haben ſie auf ſich 
ſelbſt vergeſſen. 

Welche furchtbare Folgen die verfehlte deutſche Politik ge⸗ 
habt hat, hat der Ausgang des Krieges mit erſchreckender Deut⸗ 
lichkeit bewieſen. 

Dadurch, daß die Deutſchen ſich immer mit dem Staate 
identifizierten, immer die Oſterreicher waren, ſind ſie von den 
Feinden auch als die Oſterreicher behandelt worden. Während 
nach dem Hinſcheiden der Monarchie ſich alle anderen als die 
Legatare mit ihren Legaten entfernten, blieben die Deutſchen 
und die Magyaren als die Erben zurück, die alle Laſten des Nach⸗ 
laſſes zu tragen haben. Die Magyaren wiſſen wenigſtens, war⸗ 
um ſie als Erben behandelt werden. Sie haben Ungarn tat⸗ 
fachlich beherrſcht und alle Vorteile aus dieſer Herrſchaft ge- 
noſſen. Sie haben ein gewagtes Spiel geſpielt und es ver- 


Toren. Aber von den Deutſchen werden ſelbſt feine erbittertſten 
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einſtigen Gegner, wenn ſie aufrichtig ſind, nicht behaupten, daß 
ſie eine Gewaltherrſchaft, wie die Magyaren in Ungarn, in 
Oſterreich aufgerichtet hätten, ja daß in der letzten Generation 
auch nur eine wirkliche deutſche Vorherrſchaft beſtanden hätte. 
Nationen, die bis zum Zuſammenbruche im ſelben Graben mit 
den Deutſchen vereint gekämpft haben, waren plötzlich die Bun⸗ 
desgenoſſen unſerer Feinde. Die Tſchechen haben wenigſtens 
durch das Übergehen tſchechiſcher Truppenteile und durch die 
Abmachungen ihrer während des Krieges im Auslande arbeiten⸗ 
den Vertreter als Feinde der Monarchie gehandelt. Von den 
Polen aber, die in den Heeren der Mittelmächte die Befreier 
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ihrer Brüder vom zariſchen Joche ſahen, oder gar von den Slo⸗ 
wenen und Kroaten zu behaupten, daß ſie Bundesgenoſſen der 
Entente waren und nun auch „Sieger“ ſind, iſt ſo ſinnlos, daß 
es, wenn die Sache nicht ſo traurig wäre, wie ein ſchlechter 
Scherz klingt. Was nützte es den Deutſchen, als ſie im letzten 
Augenblick, als das mit ihrer Arbeit und ihrem Blute auf⸗ 
gebaute Oſterreich zuſammenſtürzte, ebenſo wie die anderen ihren 
eigenen Staat gründeten, den anderen die Selbſtändigkeit neid⸗ 
los zuerkennend, ſie aber für ſich fordernd? Nicht einmal der 
deutſche Name wurde ihnen geſtattet, fie müſſen weiter Oſter⸗ 
reicher heißen. Was man den Deutſchen an altem angeſtammten 
Beſitz wegnahm, wurde nicht den Deutſchen Oſterreichs, ſondern 
dem Staate Oſterreich weggenommen. Dieſe Identifizierung 
der öſterreichiſchen Deutſchen mit Oſterreich war der Titel zu einer 
ſinnwidrigen Verſtümmlung eines Volkes, denn man verſtüm⸗ 
melte ja nicht die Deutſchen, ſondern Oſterreich. Während es 
bei allen anderen Nationen ſelbſtverſtändlich war, daß ſie ſich 
im Sinne des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker dorthin 
wandten, wohin ihr Herz ſie zog, wurden Teile der öſterreichiſchen 
Deutſchen wie „Steine in einem Spiel“ hin und her geſchoben 
und dem Reſte die Vereinigung mit ſeinen Stammesgenoſſen 
verboten. 

Wenn die Deutſchen rechtzeitig jene nationale Politik ge- 
macht hätten, wie ſie früher erörtert wurde, dann wäre beim 
Zuſammenbruch der Monarchie ein Deutſchöſterreich bereits 
fertig dageſtanden, ebenſo wie ein Tſchechien oder Südſlawien. 
Wenn das alte Programm des Tſchechen Palacky durchgeführt 
worden wäre, wären die Grenzen zwiſchen Deutſchböhmen und 
Tſchechiſchböhmen, zwiſchen Deutſchtirol und Italieniſchtirol be— 
reits „hiſtoriſche Grenzen geweſen“, und zwar hiſtoriſche Gren- 
zen nicht auf Grund von Gewalt, ſondern auf Grund von längſt 
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geſchloſſenen Vereinbarungen mit den Tſchechen und Italienern. 
Solchen Tatſachen hätte ſich ſelbſt die Entente nicht verſchließen 
können. Die Forderung der Tſchechen auf Deutſchböhmen wäre 
ebenſo unmöglich geweſen, wie die der Italiener auf Deutſch⸗ 
ſüdtirol. 

So kam es, daß an der einzigen Nation in Öfterreich, die 
— gegen ihr eigenes Intereſſe — einen öſterreichiſchen Staats- 
gedanken gehegt und durch Jahrhunderte getragen hatte, alle 
Grundſätze der Völkerfreiheit, für die die Gegner der alten 
Monarchie zu kämpfen vorgaben, zuſchanden wurden. 


V. Der Mangel des Staatsgedankens 
und die Verwaltung. 


Ich habe bisher die politiſche Entwicklung der öſterreichiſch— 
ungariſchen Monarchie zu ſchildern verſucht. Dieſes Bild wäre 
nicht vollſtändig, wenn nicht in einigen Strichen auch die Ver⸗ 
waltung der Monarchie dargeſtellt würde, denn die politiſche 
Entwicklung wirkt auf die Verwaltung ein und dieſe wieder 
ſtrahlt Wirkungen auf die politiſche Entwicklung zurück. Es 
konnte daher das, was ich den Staatsgedanken genannt habe, 
nicht ohne Einfluß auf die Verwaltung ſein. Wie wir im 
weiteren Verlaufe der Darſtellung ſehen werden, iſt die Ver⸗ 
waltung durch die Wandlungen des Staatsgedankens in der 
Monarchie weitgehend beeinflußt worden. 

Ein Überblick über die Verwaltung der Monarchie, wor— 
unter ich in einem weiteren Sinne ſowohl die eigentliche Ver— 
waltung, als auch die Wehrmacht verſtehe, wird dadurch weſent⸗ 
lich erſchwert, daß die Monarchie im letzten Abſchnitte ihrer 
Geſchichte — ſeit dem Ausgleiche zwiſchen Oſterreich und Un— 
garn im Jahre 1867 — eigentlich drei Verwaltungen hatte, 
die miteinander nur in einem loſen Zuſammenhange ſtanden. 

Wie bereits früher dargeſtellt wurde, war für die Schaffung 
und Ausgeſtaltung des Habsburgerſtaates ein entſprechender 
Verwaltungspparat eine unerläßliche Notwendigkeit. Er war 
hier mehr, als er es in anderen Staaten für gewöhnlich zu 
ſein pflegt, denn er hat neben der Aufgabe des tatſächlichen 
Verwaltens noch die weitere Aufgabe, die nur künſtlich an⸗ 
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einandergefügten Teile des Staates zuſammenzuhalten und 
— wenn das Ideal auch nicht erreicht wurde — zu einem neuen 
Ganzen zuſammenzuſchweißen. Aus dieſem Streben wuchs im 
Laufe der Jahrhunderte die ſogenannte altöſterreichiſche Bureau— 
kratie und Armee hervor, denen man trotz mancher Mängel Tüch⸗ 
tigkeit und Leiſtungsfähigkeit nicht abſprechen kann. Sie waren 
die eigentlichen Träger des habsburgiſchen Hausmachtgedankens. 
Sie überſetzten erſt den Herrſchaftsgedanken der Dynaſtie in die 
Wirklichkeit. 

Die mit dem Ausgleiche ſich ergebende Teilung der Mon⸗ 
archie in zwei innerlich ſelbſtändige Staaten führte auch zu 
einer Teilung der Verwaltung und der Wehrmacht. 

Die Ungarn wußten, daß die von ihnen angeſtrebte Selb- 
ſtändigkeit nur dann wirkliches Leben erlangen kann, wenn ſie 
nicht nur ſtaatsrechtlich, ſondern auch auf dem Gebiete der Ver— 
waltung und der Wehrmacht ihre eigenen Herren ſind. Darum 
war die erſte Forderung der Ungarn die Forderung nach einem 
ſelbſtändigen, eigenen, dem ungariſchen Parlamente verantwort- 
lichen Miniſterium. 

Mit der Schaffung des ſelbſtändigen ungariſchen Kabinetts 

ging Hand in Hand die vollkommene Trennung der Verwaltung. 
Die alten öſterreichiſchen Beamten in Ungarn wurden — viel- 
fach in ſehr rückſichtsloſer Form — entfernt und die Ver⸗ 
waltung nunmehr national⸗-ungariſch aufgebaut. 

Während ſich die Trennung der Verwaltung im eigentlichen 
Sinne ziemlich reibungslos abſpielte, ſtieß die Trennung der 
Armee auf die größten Schwierigkeiten. Auf dem Gebiete der 
Wehrmacht haben die Ungarn ihr Ziel auch nicht vollkommen 
erreicht, denn hier ſtießen ſie auf den zähen Widerſtand des 


Monarchen, der zu immerwährenden, heftigen, auch bis zum 


Untergange der Monarchie nicht ausgetragenen Kämpfen führte. 
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Der Monarch war ſich deſſen bewußt, daß die Spaltung 
der Wehrmacht in zwei Teile die Löſung des letzten, die beiden 
Staaten verbindenden Bandes und damit die Vernichtung der 
Großmachtſtellung der Monarchie bedeutet hätte. Wenn auch 
in der Perſon des Monarchen, der auch nach der ungariſchen 
Auffaſſung der oberſte Kriegsherr der geſamten Wehrmacht 
bleiben ſollte, eine Verbindung beider Armeen gegeben ge- 
weſen wäre, ſo wußte er doch, daß dieſes Band, zumal die un⸗ 
gariſche Armee auf die ungariſche Verfaſſung vereidet werden 
ſollte, ſich gerade dann am ſchwächſten erweiſen würde, wenn 
es — im Falle eines Konfliktes mit Ungarn — auf ſeine Feſtig⸗ 
keit angekommen wäre. Außerdem war nicht zu leugnen, daß die 
Teilung der Wehrmacht in zwei auch adminiſtrativ getrennte 
Teile mit verſchiedenen Dienſtſprachen — deutſch und ungariſch 
— die militäriſche Schlagkraft der Monarchie außerordentlich 
beeinträchtigen würde. Der Monarch hielt daher an der ge 
meinſamen Armee mit aller Kraft feſt. Ebenſo zäh rang aber 
Ungarn um eine eigene Wehrmacht. Das Ergebnis dieſes ſich 
über Jahrzehnte erſtreckenden Kampfes war ein langſames Zus 
rückweichen der Krone, die dazu führte, daß die Monarchie in 
den Krieg mit drei Armeen trat. 

Die Organiſation der öſterreichiſch-ungariſchen Armee nach 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht ſah neben der gemein⸗ 
ſamen Armee noch die nach den beiden Staaten getrennte Land» 
wehr vor. Urſprünglich war die Landwehr eine Art Armee 
zweiter Güte, die ſich teils aus minder tauglichen, teils aus 
ſolchen Truppen zuſammenſetzte, die ihre Dienſtpflicht in der 
gemeinſamen Armee zurückgelegt und ſodann in die Landwehr 
überſetzt wurden. Hier ſetzten die ungariſchen Beſtrebungen den 
Hebel an. Durch langſame Ausgeſtaltung der ungariſchen Land— 
wehr — in Ungarn Honved genannt — ſollte ein Erſatz für den 
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Mangel der eigenen nationalen Wehrmacht gefunden werden. 
Dieſes Ziel erreichte Ungarn nach jahrzehntelangem Bemühen. 
Die Honved hörte langſam auf, eine Art Armeereſerve zu ſein. 
Sie wurde ſtändig vergrößert; es wurde nicht allein Mann⸗ 
ſchaft nach in der gemeinſamen Armee vollſtreckter Dienſtpflicht, 
ſondern auch nach einem gewiſſen Zahlenverhältnis unmittelbar 
in die Honved eingereiht. Um jedoch das Gleichgewicht zwiſchen 
beiden Staaten der Monarchie nicht zu ſtören, wurde derſelbe 
Vorgang bei der öſterreichiſchen Landwehr eingehalten. 

Das Ergebnis war, daß nun die Monarchie neben der ge⸗ 
meinſamen Armee zwei Landwehren hatte, die in militäriſcher 
Beziehung der gemeinſamen Armee vollkommen ebenbürtig 
waren. Lediglich in einem Punkte waren ſie militäriſch gegen⸗ 
über der gemeinſamen Armee die längſte Zeit im Nachteil. 
Sie hatten keine Artillerie. Aber auch dieſer Mangel wurde 
in der letzten Zeit beſeitigt, indem ſchließlich mit der Zeit auch 
Landwehr⸗ und Honved⸗Artillerie-Regimenter aufgeſtellt wur⸗ 
den. In der öſterreichiſchen Landwehr war die deutſche, in der 
ungariſchen — der Honved — die ungariſche Sprache die Dienſt⸗ 
ſprache. In adminiſtrativer Beziehung unterſtanden ſie dem 

öſterreichiſchen Miniſter für Landes verteidigung und dem un⸗ 
gariſchen Honvedminiſter. 

Wenn Ungarn damit auch viel erreicht hatte, fo waren da- 
mit feine Beſtrebungen auf militäriſchem Gebiete noch nicht er 
füllt. Noch war ihm die gemeinſame Armee ein Dorn im 
Auge. 

Die gemeinſame Armee führte die alten öſterreichiſchen 
Embleme und Fahnen mit dem Doppeladler. Ihre Dienſt⸗ 
ſprache war die deutſche. An dieſe zwei Einrichtungen knüpften 
ſich die heftigſten Kämpfe. 

Es iſt nicht zu leugnen, daß die alten öſterreichiſchen Zeichen 
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und Fahnen der ſtaatsrechtlichen Veränderung, die ſeit dem 
Ausgleiche eingetreten war, nicht mehr entſprachen. In dieſer 
Beziehung iſt den ungariſchen Forderungen die Berechtigung 
nicht abzuſprechen. Der Widerſtand des Monarchen gegen eine 
Anderung iſt aus den Bedenken zu erklären, die er dieſen Be⸗ 
ſtrebungen Ungarns entgegenbrachte. In ſeinen Augen war es 
wieder nur das Streben, einen Keil in die gemeinſame Wehr⸗ 
macht zu treiben, deren Einheitlichkeit er nicht nur im Intereſſe 
der Dynaſtie, ſondern auch in dem der Monarchie erhalten zu 
müſſen glaubte. Der Kampf um die Fahnen iſt daher keines⸗ 
wegs, wie der Fernſtehende glauben könnte — und wie es ins⸗ 
beſondere das Ausland vielfach geglaubt hat — eine Art Streit 
um des Kaiſers Bart, ſondern die äußere Erſcheinung eines 
Prinzipienkampfes. Die Schwierigkeit der Löſung beſtand dar⸗ 
in, daß es Oſterreich und Ungarn gemeinſame Staatsſymbole, 
wie Wappen oder Flagge, nicht gab und ihre Schaffung an 
dem ungariſchen Grundſatze der lediglich vertragsmäßigen Ver⸗ 
bindung der beiden Staaten — alſo das Fehlen eines über beiden 
Teilen ſtehenden Oberſtaates — immer wieder ſcheiterte. Bei 
einigem guten Willen auf beiden Seiten hätte ſich freilich ein 
Ausweg finden laſſen. Aber es bedurfte erſt der furchtbaren 
Erſchütterungen des Weltkrieges, um Ungarn zur Erkenntnis 
zu bringen, daß die Aufhebung der Einheitlichkeit der gemein: 
ſamen Armee nur unter Verminderung ihrer Schlagkraft mög- 
lich iſt. Und ſo kam das früher erwähnte gemeinſame Wappen 
zuſtande, das den alten Doppeladler ablöſte. 

Die Sprachenfrage kam zu keiner Löſung. Hier entſtand 
eine neue Schwierigkeit. Wenn als Dienſtſprache neben der 
deutſchen auch die ungariſche anerkannt worden wäre, hätte das 
ſelbſtverſtändlich die Begehrlichkeiten der übrigen Nationen 
Oſterreichs geweckt. Wenn die jenſeitige Reichshälfte bei der 
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gemeinſamen Armee die ungariſche Sprache forderte, ſo war 
das noch verhältnismäßig einfach, da in Ungarn ungariſch die 
geſetzliche Staatsſprache war. Die deutſche Sprache war in 
Oſterreich jedoch nicht die Staatsſprache. Wenn Ungarn be⸗ 
rechtigt wäre, ungariſch zu fordern, fo wäre Öfterreich berechtigt, 
deutſch, polniſch, tſchechiſch, rutheniſch, ſloweniſch, ſerbo⸗kroatiſch, 
italieniſch und rumäniſch zu fordern, denn alle dieſe Sprachen 
waren in Öfterreich geſetzlich gleichberechtigt. Daß man mit einer 
ſo organiſierten Armee keinen Krieg führen kann, wurde auch den 
größten Chauviniſten klar. So wurde der Streit zwar nicht 
begraben, aber unter der Wucht der äußeren Ereigniſſe zurück— 
geſtellt. Wohin die Entwicklung ſchließlich geführt hätte, läßt 
ſich nicht mehr ſagen, denn der Ausgang des Krieges hat das 
Problem ungelöſt aus der Welt geſchafft. 

Die Monarchie hatte drei Armeen. Aber ſie hatte auch 
drei Verwaltungen. 

Trotz der Teilung des einſtigen Kaiſertums Oſterreich in 
zwei Staaten blieben eine Reihe gemeinſamer Angelegen- 
heiten übrig. Die auswärtigen Angelegenheiten, das Kriegs— 
weſen und das Finanzweſen rückſichtlich der gemeinſchaftlich zu 
beſtreitenden Auslagen, ſowie die „Angelegenheiten, die zwar 
nicht gemeinſam verwaltet, jedoch nach gleichem, von Zeit zu 
Zeit zu vereinbarenden Grundſätzen behandelt werden“ ), näm⸗ 
lich die Geſetzgebung über kommerzielle Angelegenheiten, ins— 
beſondere Zollgeſetzgebung, die Geſetzgebung über indirekte Ab— 
gaben, die Feſtſtellung des Münzweſens und des Geldfußes und 
die Verfügungen bezüglich der beide Reichshälften berührenden 
Eiſenbahnlinien. 


1) Geſetz vom 21. Dezember 1867, betreffend die allen Ländern der öſter⸗ 
reichiſchen Monarchie gemeinſamen Angelegenheiten und die Art ihrer Behand⸗ 
lung. R. G. Bl. Nr. 146, ungariſcher Geſetzartikel XII ex 1867. 
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Die Verwaltung der als gemeinſam erklärten Angelegen⸗ 
heiten machte einen gemeinſamen Verwaltungsapparat für dieſe 
Angelegenheiten notwendig. Dieſer Apparat war das gemein- 
ſame Miniſterium, das aus dem Miniſter des Außern (gleich- 
zeitig Vorſitzender im gemeinſamen Miniſterrate), dem Kriegs⸗ 
miniſter und dem gemeinſamen Finanzminiſter beſtand. Dem 
Miniſter des Außern unterſtand die Führung der auswärtigen 
Politik und die geſamte auswärtige Vertretung, dem Kriegs⸗ 
miniſter die gemeinſame Armee und dem Finanzminiſter die ge⸗ 
meinſame Finanzverwaltung. Dem gemeinſamen Miniſterium 
iſt die Führung von Regierungsgeſchäften einer der beiden Reichs⸗ 
hälften ausdrücklich unterſagt. Die Koſten der gemeinſamen 
Angelegenheiten ſind von beiden Reichsteilen nach einem Ver⸗ 
hältniſſe zu tragen — die ſogenannte Quote — das durch ein vom 
Kaiſer zu ſanktionierendes Übereinkommen der beider ſeitigen Ver⸗ 
tretungskörper — öſterreichiſcher Reichsrat und ungariſcher 
Reichstag — von Zeit zu Zeit feſtgeſetzt wird. Dieſe beiden 
Vertretungskörper üben ihr Geſetzgebungsrecht mittels aus ihrer 
Mitte gewählter Delegationen aus. Dieſes Geſetzgebungsrecht 
— wie es das Geſetz nennt — iſt jedoch eigentlich kein Gefeß- 
gebungsrecht, da die Aufbringung der auf jeden Teil entfallen⸗ 
den Leiſtungen ausſchließlich Sache eines jeden Teiles iſt. Die 
Delegationen können daher nicht etwa ein in beiden Staaten 
wirkſames Geſetz beſchließen. Es bleibt vielmehr die Durch— 
führung der übereinſtimmenden Beſchlüſſe der beiden Delega— 
tionen der Geſetzgebung der beiden Staaten überlaſſen. Der ge— 
meinſame Finanzminiſter iſt daher auch eigentlich gar kein Fir 
nanzminiſter, denn er hat mit der Finanzverwaltung der beiden 
Staaten nichts zu tun, er hat weder eine Steuergewalt, noch 
ſonſt irgendeine Verwaltungsbefugnis in den beiden Staaten. 
Sein Miniſterium iſt im Weſen nichts anderes, als eine Ver— 
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rechnungsſtelle für die Verteilung der von beiden Staaten zur 
Deckung der gemeinſamen Auslagen eingehenden Leiſtungen. 
Sein Wirkungskreis erfuhr feit der Okkupation eine Erweite⸗ 
rung, indem ihm die oberſte Leitung der Verwaltung dieſer 
beiden Länder übertragen wurde. Rückſichtlich dieſer Länder 
iſt das gemeinſame Finanzminiſterium, bei welchem für dieſen 
Zweck die ſogenannte bosniſch-herzegowiniſche Abteilung beſtand, 
eine tatſächliche Verwaltungsbehörde. 

So ſehen wir alſo eine öſterreichiſche, eine ungariſche und 
eine gemeinſame Verwaltung. Soweit es ſich um die Ange⸗ 
legenheiten der gemeinſamen Armee, deren Leitung nach den 
Ausgleichsgeſetzen dem gemeinſamen Monarchen zuſtand, und 
um die gemeinſamen Finanzangelegenheiten handelte, mochte das 
noch hingehen. Ihre Behandlung war zwar durch dieſe Drei- 
teilung außerordentlich verwickelt und zeitraubend, aber es ging 
zur Not. Außerſt bedenklich wurde jedoch die Sache bei den 
auswärtigen Angelegenheiten. 

Der gemeinſame Miniſter des Außern gehörte weder dem 
öſterreichiſchen, noch dem ungariſchen Kabinette an. Er hatte 
weder das Recht, noch die Pflicht, im öſterreichiſchen Reichsrate 
oder im ungariſchen Reichstage zu erſcheinen. Seine Volksver— 
tretung waren die beiden Delegationen. Da jedoch die Delega— 
tionen nur in langen Zwiſchenräumen zuſammentraten, fehlte 
ihm faſt jede Möglichkeit einer Fühlungnahme mit den Par⸗ 
lamenten der beiden Staaten. Dazu kam, daß er für ſeine 
Tätigkeit zwar grundſätzlich den Delegationen verantwortlich 
war, dieſe Verantwortlichkeit aber in Wirklichkeit nicht be⸗ 
ſtand, da das in den Ausgleichsgeſetzen in Ausſicht geſtellte 
„eigene Geſetz über die Verantwortlichkeit des gemeinſamen Mi⸗ 
niſteriums“, das die „näheren Beſtimmungen über die Anklage, 


das Verfahren und das Erkenntnis feſtſtellen“ ſollte, niemals 
Kleinwaechter, Untergang der Oeſterreich.⸗ungar. Monarchie 15 
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zuſtande gekommen iſt. Weder an den öſterreichiſchen, noch an 
den ungariſchen Miniſterratsſitzungen konnte der Miniſter des 
Außern teilnehmen. Die einzelnen Reſſortminiſter kamen da⸗ 
her auch faſt nie in die Lage, den Miniſter des Außern von An⸗ 
geſicht zu Angeſicht zu ſehen. Der perſönliche Zuſammenhang 
mit den beiden Kabinetten wurde nur dadurch notdürftig her⸗ 
geſtellt, daß der Miniſter des Außern in wichtigen Fragen den 
öſterreichiſchen und den ungariſchen Miniſterpräſidenten zu einer 
Sitzung des gemeinſamen Minifterrates zuzog, wozu auch mit⸗ 
unter einzelne Reſſortminiſter, wie die Finanzminiſter und die 
Handelsminiſter, geladen wurden, wenn ihre Teilnahme dem 
Miniſter des Außern erforderlich ſchien. Es lag im Belieben 

des Miniſters des Außern, wann er einen gemeinſamen Miniſter⸗ 
rat einberufen, ob er die beiden Miniſterpräſidenten einladen und 
wieweit er ihnen einen Einblick in die gemeinſamen Angelegen⸗ 
heiten, insbeſondere in die auswärtige Politik, gewähren wollte. 
Dazu kam noch, daß der Miniſter des Außern, der außerdem 
noch Miniſter des kaiſerlichen und königlichen Hauſes war, dem 
Monarchen und dem Hofe weitaus näher ſtand und, da er meiſt 
ein öſterreichiſcher oder ungariſcher Ariſtokrat war, eine die übri⸗ 
gen Miniſter weitaus überragende Stellung hatte. Dadurch, 
daß er aus dem parlamentariſchen Leben eigentlich ausgeſchaltet 
war, wurde er durch die parlamentariſchen Strömungen auch 
nahezu gar nicht berührt. Oſterreichiſche oder ungariſche Ka— 
binette kamen und gingen. Der Miniſter des Außern blieb da- 
von unberührt. Eines der beiden Parlamente konnte ihn auch 
nur ſchwer ſtürzen. Geriet zum Beiſpiel das öſterreichiſche Par— 
lament in einen Konflikt mit dem Miniſter des Äußern, fo 
war das nicht ein Konflikt zwiſchen dem öſterreichiſchen Par— 
lament und einem öſterreichiſchen Miniſter, ſondern gleichſam 
eine gemeinſame Angelegenheit. Denn es genügte nicht, daß das 
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öſterreichiſche Parlament feine Beſeitigung verlangte. Man 
mußte dazu förmlich die Zuſtimmung des ungariſchen Parla⸗ 
mentes haben, und wenn dieſes mit ihm zufrieden war — was 
bei den großen Gegenſätzen der beiden Staaten nicht ſelten vor- 
kam —, fo mußte erft der Widerſtand des ungariſchen Parla- 
mentes überwunden oder aber nachgegeben werden. 

Unter dieſen Verhältniſſen war eine Einflußnahme der 
Regierungen Oſterreichs und Ungarns auf die auswärtige Po- 
litik nur auf Umwegen möglich. Es hing von der Perſon des 
betreffenden Miniſterpräſidenten ab, ob er die in der Organi⸗ 
ſation gelegenen Hinderniſſe zu überwinden und ſich einen ent⸗ 
ſprechenden Einfluß auf die auswärtige Politik zu verſchaffen 
wußte. Dies war nur von ſtarken Perſönlichkeiten, denen ſtarke 
politiſche Mächte zur Verfügung ſtanden, möglich. Aber ſelbſt 
dann war es für ihn außerordentlich ſchwer, auf die auswärtige 
Politik zu wirken, weil er von der auswärtigen Politik nur ſo⸗ 
viel erfuhr, als ihm der Miniſter des Außern mitteilen wollte, 
ihm ſomit die volle Kenntnis des nur dem Auswärtigen Amte 
zur Verfügung ſtehenden und für die Beurteilung der Lage not- 
wendigen Tatſachenmateriales fehlte. Ungarn, an deſſen Spitze 
ſtets ein Mann ſtand, der eine geſchloſſene Parlamentsmajorität 
hinter ſich hatte — gewöhnlich war er auch noch ein innerlich 
und äußerlich unabhängiger Ariſtokrat —, konnte ſich noch am 
eheſten durchſetzen. Oſterreich hingegen, deſſen Kabinettschefs 
gewöhnlich aus der Beamtenſchaft hervorgingen, ohne Partei— 
deckung, nur von Zufallsmajoritäten lebten und weder die innere 
Kraft, noch das äußere Anſehen hatten, um dem Grafen im Aus- 
wärtigen Amt und dem Hofe zu imponieren, war immer in der 
Hinterhand. 

War es ſchon fo mit dem Einfluß des Minifterpräfidenten 


auf die äußere Politik beſtellt, ſo kann man ſich vorſtellen, wie 
15* 
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es bei den Reſſortminiſtern ausſah. Ich habe Miniſter gekannt, 
die über die auswärtigen Dinge weniger wußten als ich. Ich 
erfuhr doch manches durch Kollegen in den anderen Miniſterien, 
von Zeitungsmännern und anderen. Für die Miniſter gab es 
aber auch dieſe Quellen nicht. 

Welche Folgen dieſes Syſtem hatte, zeigte die Tatſache, 
daß an den entſcheidenden Sitzungen des gemeinſamen Miniſter⸗ 
rates am 7. und 19. Juli 1914, in denen das Ultimatum und 
die Kriegserklärung an Serbien beſchloſſen wurden, nur teil- 
nahmen: Der Miniſter des Außern, der öſterreichiſche und der 
ungariſche Miniſterpräſident, der gemeinſame Finanzminiſter, der 
Kriegsminiſter, der Generalſtabschef und der Vertreter des 
Marinekommandanten. Wenn nicht durch die jüngſt veröffent⸗ 
lichten Protokolle !) dieſer Sitzungen dieſe Tatſache nunmehr 
erwieſen wäre, würde es niemand glauben, daß fünf Miniſter 
einen Staat in einen Krieg hineinführen konnten, ohne daß die 
Finanzminiſter an den entſcheidenden Beratungen überhaupt nur 
teilgenommen hatten, denn die Anweſenheit des gemeinſamen 
Finanzminiſters, der nur dem Namen nach ein Finanzminiſter, in 
Wirklichkeit aber eine Art Vorſtand eines Rechnungsdeparte— 
ments war, dem, felbft wenn er perſönlich ein Finanzgenie ge- 
weſen wäre, die nur aus der Vertrautheit mit den beiden Finanz⸗ 
reſſorts zu ſchöpfende Tatſachenkenntnis fehlte, war für die mit 
dem Kriege zuſammenhängenden Finanzprobleme bedeutungslos. 
Man hat unſerer Finanzverwaltung oft den Vorwurf gemacht, 
daß ſie unvorbereitet in den Krieg eingetreten iſt. Nun, da man 
weiß, wie die Dinge ſich abgeſpielt haben, wird man milder ur- 
teilen. 


1) Republik Öfterreih, Staatsamt für Außeres. Diplomatiſche Aktenſtücke 
zur Vorgeſchichte des Krieges 1914, Ergänzungen und Nachträge zum öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Rotbuch. I. Teil. 28. Juni bis 23. Juli 1914. Wien 1919. Staats» 
druckerei. Seite 25 fl. u. 62ff. 
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Auch während des Krieges erfuhren die Miniſter über den 
Gang der äußeren Politik gar nichts. Die Protokolle des ge- 
meinſamen Miniſterrates kamen einem öſterreichiſchen Miniſter 
nur dann in die Hände, wenn er ausnahmsweiſe dem Minifter- 
rat zugezogen worden war und dann wußte er ohnehin, was dort 
verhandelt worden war. Aber ſelbſt wenn die Miniſter ſämtliche 
Protokolle erhalten hätten, wäre damit nicht viel getan geweſen. 
Jeder Kenner weiß, daß oft die wichtigſten Dinge in den Pro- 
tokollen nicht ſtehen, denn dieſe Protokolle darf man ſich nicht 
etwa als eine ſtenographiſche Wiedergabe des Geſprochenen vor- 
ſtellen. Sie ſind bloß eine auszugsweiſe Darſtellung des Ver— 
laufes der Verhandlung durch einen als Schriftführer an- 
weſenden Beamten des Auswärtigen Amtes und enthalten meiſt 
nur die Ergebniſſe der Verhandlung. Die Erörterungen, die 
dieſen Ergebniſſen vorausgegangen und oft gerade das wichtigſte 
ſind, fehlen meiſt. Dazu kommt noch, daß die Darſtellung ſo 
gefaßt iſt, wie die Teilnehmer der Sitzung die ganze Sache dar: 
geſtellt wiſſen wollen. Solche Protokolle können daher als 
Quelle nur mit der größten Vorſicht verwendet werden, da ſie oft 
mehr verſchwiegen, als ſie erzählten. Wie ununterrichtet die 
Miniſter waren, zeigen die bitteren Klagen, die einer der öfter 
reichiſchen Finanzminiſter im Kriege, Dr. Spitzmüller, über dieſe 
Zuſtände in ſeiner Schrift „Der politiſche Zuſammenbruch und 
die Anſchlußfrage“ ) führt. Dabei handelte es ſich um ein 
Reſſort, dem im Kriege nächſt dem Auswärtigen Amte und den 
militäriſchen Zentralſtellen die größte Wichtigkeit zukommt. 

Dr. Spitzmüller ſpricht von der „ärmlichen politiſchen Funk⸗ 
tion“ der öſterreichiſchen Reſſorts und meint, die „ärmliche 
Stellung“ hänge damit zuſammen, daß wir größtenteils bureau⸗ 
kratiſch organiſierte Kabinette hatten, die aus Miniſtern be⸗ 

1) Wien 1919. 
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ſtanden, welche ſehr wenig Fühlung mit der Offentlichkeit, mit 
den breiten Schichten der Bevölkerung hatten und daher natur⸗ 
gemäß in der großen Politik vom Miniſterpräſidenten, wenn 
auch nicht formell, ſo doch faktiſch auf die Seite geſchoben werden 
konnten. Wenn ihre Poſition ſchon im Frieden eine wenig 
beneidenswerte war, ſo ſei ſie im Kriege — das habe er am 
eigenen Leibe erlebt — geradezu eine furchtbare geworden. Oſter⸗ 
reich und Ungarn ſeien die einzigen kriegführenden Staaten der 
Welt geweſen, wo die Reſſortminiſter gar keinen organiſchen 
Zuſammenhang mit dem Miniſter des Außern und dem Kriegs⸗ 
miniſter gehabt hatten. Die wirtſchaftlichen Miniſter ſeien ab 
und zu im gemeinſamen Miniſterrat mit dem Miniſter des 
Außern und dem Kriegsminiſter zuſammengekommen, aber das 
ſeien ſeltene Gelegenheiten geweſen. Man habe natürlich nicht 
ſeine Zeit darauf verwenden können, durch perſönlichen Verkehr 
die Lücken der Information auszufüllen, und es war auch nicht 
ſicher, ob man immer die Information bekommen hätte. Denn 
manche der Herren ſeien auf dem Standpunkte geſtanden, daß 
das Amtsgeheimnis auch vor den Reſſortminiſtern zu wahren 
ſei. „Stellen Sie ſich“ — ich zitiere wörtlich — „die Lage 
des Handelsminiſters vor, der ſich aus der geſamten politiſchen 
und ökonomiſchen Situation ein Urteil darüber bilden ſoll, ob 
die wirtſchaftliche Annäherung an Deutſchland, die Schaffung 
einer mitteleuropäiſchen Zollunion verfolgt werden kann, die 
Elemente der politiſchen Entwicklung aber nicht kennt, oder die 
Lage des Ernährungsminiſters, wenn er nicht fortlaufend dar— 
über informiert wird, wie ſich die äußere und militäriſche Si— 
tuation ſtellt und wie die Frage nach der Kriegsdauer zu be— 
urteilen iſt, die Lage des Finanzminiſters, dem die Geſtaltung 
der Finanzen die ſchwerſte Sorge bereiten mußte und der nicht 
imſtande iſt, ſich genau darüber zu orientieren, ob denn die 
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furchtbaren Opfer, die er den Finanzen zumutet, nach Anſicht 
der maßgebenden Perſonen in einem entſprechenden Verhält⸗ 
niſſe zu dem vorausſichtlichen Erfolg ſtehen uſw.“ 

Von dem bekannten, im April 1917 an den Kaiſer er⸗ 
ſtatteten Vortrage des damaligen Miniſters des Außern Grafen 
Czernin, in dem Graf Czernin erklärte, daß unſere Situation 
ganz hoffnungslos ſei, bemerkt Dr. Spitzmüller wörtlich: „Was 
ſoll man aber dazu ſagen, daß wir Reſſortminiſter von dieſem 
Vortrage überhaupt keine Ahnung hatten? Ich erfahre das 
jetzt, im Dezember 1918 erfahre ich, daß im April 1917 eine 
der Mittelmächte der anderen dargelegt hat, es geht abſolut 
nicht mehr, es muß ein Ende gemacht werden. Das erfährt ein 
Finanzminiſter, ein Ernährungsminiſter, ein Handelsminiſter, 
ein Ackerbauminiſter — man könnte ja noch einige andere Mi⸗ 
niſter aufzählen, für die das fo ziemlich intereſſant war — über- 
haupt nicht. Das iſt haarſträubend!“ 

Dr. Spitzmüller erwähnt noch weitere Einzelheiten, doch 

die vorſtehenden Zitate dürften genügen, um die Verhältniſſe 
zu charakteriſieren. Es war wirklich haarſträubend. Nun kann 
ich aber eine Frage nicht unterdrücken. 
Mußten die Miniſter ſolche Dinge einfach hinnehmen? Auf 
eine ſolche Behandlung, wie ſie den Miniſtern zuteil wurde, 
gibt es, meiner unmaßgeblichen Meinung nach, keine andere 
Antwort, als daß man im nächſten gemeinſamen Miniſterrate — 
möge es der präſidierende Graf noch ſo ſhoking finden — mit 
der Fauſt auf den Tiſch ſchlägt und erklärt, man laſſe ſich der- 
artige Dinge nicht gefallen und verlange die Einrichtung eines 
fortlaufenden genauen Informationsdienſtes. Hilft das nicht, 
dann ſtellt man — zum Miniſter wird man doch nicht aſſentiert 
— ſein Amt zur Verfügung und erſucht den Kabinettschef, ſich 
gefälligſt einen anderen, bequemeren Miniſter zu ſuchen. 
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Ich weiß, was man mir darauf erwidern wird. Es gebe 
Lagen, wo ſchon die Demiſſion eines Miniſters eine politiſch 
bedeutungsvolle und Staatsintereſſen gefährdende Handlung ſei, 
wo die Gewißheit beſtehe, daß man durch ſein Bleiben manches 
Üble, das vom Nachfolger zu gewärtigen wäre, verhindern 
könne; es gebe Druckmittel, Appelle an den Opfermut und die 
Vaterlandsliebe, von hoher und höchſter und allerhöchſter Stelle 
ausgehend, denen man nicht widerſtehen könne. 

Ich aber erkläre: Es gibt Lagen, wo es für einen Mann 
keine Kompromiſſe gibt und wenn darüber die ganze Welt 
aus den Fugen ginge. Hätten die Miniſter nach dieſem Grund⸗ 
ſatze gehandelt, ich glaube nicht, daß das geſchilderte Syſtem 
ſich hätte erhalten können. 

So ergab ſich die wohl in keinem Staate der Welt vor⸗ 
kommende Sonderbarkeit, daß die Kabinette der beiden Staaten 
der Monarchie keinen auswärtigen Miniſter hatten und von 
der auswärtigen Politik ausgeſchaltet waren. * 

Die Kehrſeite dieſes Zuſtandes war, daß dem Miniſter 
des Außern der Zuſammenhang mit der inneren Politik der 
beiden Staaten fehlte. Er ſtand, wenn nicht geſellſchaftliche 
Beziehungen vorhanden waren, in gar keinem näheren perſön— 
lichen Verkehr mit den Reſſortminiſtern. Was er allenfalls 
erfuhr, kam ihm durch den Miniſterpräſidenten zur Kenntnis. 
Hier war es wieder der betreffende Miniſterpräſident, in deſſen 
Belieben es lag, was und wieviel er dem auswärtigen Miniſter 
über die innere Politik mitteilen wollte. Ich will der Wahr— 
heitsliebe des Miniſterpräſidenten nicht nahe treten, aber ſie 
find auch nur Menſchen. Was der Minifter des Außern ſah, 
ſah er durch das Temperament des Miniſterpräſidenten. Es 
iſt etwas ganz anderes, ob man in einer Sitzung des öſter— 
reichiſchen oder ungariſchen Miniſterrates anweſend war, die 
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Debatten angehört, das Aufeinanderprallen der verſchiedenen 
Anſichten und ihren eventuellen Ausgleich mitangeſehen hat, 
oder ob man das Ergebnis dieſer Verhandlungen von einer 
Perſon erzählt bekommt, die als Kabinettschef eine beſtimmte 
Richtung vertritt und daher fhon aus äußeren Gründen ein 
ſtarkes Intereſſe daran hat, daß die Verhandlungen und Be⸗ 
ſchlüſſe des Miniſterrates mit der eigenen Anſicht über die Dinge 
übereinſtimmen. Der Miniſterpräſident müßte geradezu ein 
Heros der Objektivität ſein, daß er bei der Information des 
Miniſters des Außern ihm auch alle im Miniſterrate zu Worte 
gekommenen und mit ſeiner eigenen Anſicht im Widerſpruch 
ſtehenden Meinungen getreulich berichtet. So wie der Minifter- 
präſident über die äußere Politik, ſo war der Miniſter des 
Außern über die innere Politik eigentlich nur auf die Zeitung 
als Informationsquelle angewieſen. Ich habe es während des 
Krieges des öfteren erlebt — was auch Dr. Spitzmüller in ſeiner 
Schrift beſtätigt —, daß der öſterreichiſche Finanzminiſter wich— 
tige Ereigniſſe der äußeren Politik erſt aus den Tagesblättern 
erfuhr. 

Aus dieſer Dreiteilung der Verwaltung ergaben ſich aber 
auch rein techniſche Schwierigkeiten. 

Ein unmittelbarer Verkehr der Miniſter der beiden Staaten 
mit dem Miniſter des Außern und dem Kriegsminiſter in wich 
tigen Fragen war ausgeſchloſſen. Alles ging immer den Weg 
durch den betreffenden Miniſterpräſidenten. Wenn der Kriegs- 
miniſter, was im Kriege ſehr oft vorkam, für militäriſche Zwecke 
Aufwendungen machen wollte, die die ihm zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Kredite überſchritten hätten, ſo ſchrieb er an den öſter— 
reichiſchen und ungariſchen Miniſterpräſidenten eine Note. Die 
beiden Miniſterpräſidenten ſchrieben ihrerſeits wieder Noten an 
ihre Finanzminiſter wegen der Bedeckung der Auslagen. Was 
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die Finanzminiſter nun von ihrem Standpunkte zu den beab⸗ 
ſichtigten Ausgaben zu ſagen hatten, ſchrieben ſie wieder ihren 
Miniſterpräſidenten. Über dieſe Außerungen der beiden Finanz⸗ 
miniſter korreſpondierten dann die beiden Miniſterpräſidenten 
untereinander und teilten die Ergebniſſe dem Kriegsminiſter mit. 

Wenn es ſich lediglich darum gehandelt hätte, daß der 
Kriegsminiſter fordert und die beiden Finanzminiſter ja ſagen, 
ſo wäre ſchon in dieſem einfachen Falle ein großer Zeit⸗ und 
Arbeitsaufwand notwendig, um zu dem Ergebniſſe zu kommen, 
daß alle Beteiligten eines Sinnes ſind. Nun kam dieſer Fall 
aber faſt nie vor. Gewöhnlich ſuchten die Finanzminiſter die 
Summen herabzudrücken oder wenigſtens die Flüſſigmachung 
der Beträge auf einen längeren Zeitraum zu verteilen. Man 
kann ſich nun beiläufig vorſtellen, wieviel Papier verſchrieben 
und wieviel Zeit aufgewendet werden mußte, bis die verſchie⸗ 
denen Meinungen ſich ſchließlich auf einer gemeinſamen Platt⸗ 
form fanden. Dabei iſt natürlich jede Note des Finanzminiſters 
nicht ein Briefchen dieſes Herrn, ſondern das Ergebnis der 
Arbeit eines eventuell mehrerer Departements feines Miniſte⸗ 
riums. In vielen Fällen, wo auch Fragen anderer Reſſorts 
hineinſpielten, mußte das Einvernehmen mit dieſen gepflogen 
werden, was, wenn nicht eine Note geſchrieben wurde, in der 
Weiſe geſchah, daß der Akt an das betreffende Miniſterium 
zur Einſicht geſchickt wurde. Die Beantwortung konnte auch 
nicht dadurch erfolgen, daß der Handelsminiſter auf den Akt 
einfach „geſehen“ ſchrieb, ſondern der Akt mußte erſt in dem 
zuſtändigen Departement eventuell wieder im Einvernehmen mit 
anderen Departements bearbeitet werden. Dann konnte es vor— 
kommen, daß das Handelsminiſterium von ſeinem Standpunkte 
etwas dazu zu ſagen hatte, was in ſeiner „Einſichtsbemerkung“ 
im Akte zum Ausdrucke kam. War das Finanzminiſterium mit 
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der Bemerkung des Handelsminiſteriums einverftanden, dann 
konnte der Akt ſeinen Weg weitergehen. Wenn das aber nicht 
der Fall war, dann erfolgte eine Gegenbemerkung. Dieſe De 
merkungen und Gegenbemerkungen gingen hin und her, bis eine 
Einigung erzielt war. Erſt dann konnte dem Miniſterpräſidenten 
berichtet werden. Daß alle dieſe verſchiedenen Mitteilungen 
in den betreffenden Hilfsämtern erſt noch reingeſchrieben, proto— 
kolliert, indiziert, regiſtriert werden mußten, was unvermeidlich 
war, wenn man einen Akt jemals wieder finden wollte, über⸗ 
gehe ich hier. 

Der mit den bureaukratiſchen Formen Unvertraute wird ent- 
ſetzt die Hände über den Kopf zuſammenſchlagen und fragen: 
mußte das ſein. Ja es mußte ſein. 

Es iſt eine in Laienkreiſen vielfach verbreitete Anſicht, daß 
man der Schwerfälligkeit unſerer Verwaltungsmaſchine durch 
Vereinfachung der mechaniſchen Formen hätte beikommen 
können. Aber das wird niemals entſcheidend ſein. Apparate, 
die auf die Dauer berechnet ſind und daher ſo konſtruiert ſein 
müſſen, daß, wenn ein Beamter fortfällt, ein anderer ſich hin⸗ 
ſetzen und, ohne die Maſchine zum Stillſtande zu bringen, weiter⸗ 
arbeiten kann, bedürfen gewiſſer mechaniſcher Formen. Jede 
Bank, jedes größere Geſchäftshaus, das nicht auf die zwei Augen 
eines Menſchen geſtellt oder in ſeinen Einzelheiten von einem 
Menſchen nicht mehr überſehen werden kann, hat ſeine bureau— 
kratiſchen Formen, ſeine „Akten“, nur heißen ſie dort Briefe oder 
Geſchäftsſtücke. Die Urſache der Schwerfälligkeit in der als 
Beiſpiel erwähnten Verhandlung liegt nicht fo ſehr im mecha⸗ 
niſchen Apparat, als darin, daß zwei getrennt verwaltete Staa⸗ 
ten, von denen insbeſondere der eine mit dem größten Mißtrauen 
darüber wachte, daß nur ja nicht irgendwo etwas geſchehe, was 
ſeine Selbſtändigkeit berühren könnte, gemeinſame Entſchlüſſe 
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faſſen ſollten. Der gemeinſame Kriegsminiſter konnte ohne die 
Hilfe der beiden Regierungen nicht einen Heller ausgeben, denn 
das gemeinſame Kabinett hatte keine Finanzhoheit. Die Mi⸗ 
niſterpräſidenten konnten wieder nichts tun ohne die Finanz⸗ 
miniſter. Dazu kam noch, daß die eine Regierung in Wien, die 
andere in Budapeſt war. Bei dieſer Konſtruktion der Staats⸗ 
maſchine waren alle ſogenannten Verwaltungsreformen, die ſich 
nie mit dem Grundübel, ſondern nur mit den techniſchen Ver⸗ 
waltungs formen befaßt haben, vergebliche Bemühungen. 
Vollſtändig entzogen war dem Einfluſſe der beiden Staaten 
auch die Verwaltung Bosniens und der Herzegowina. Ebenſo, 
wie der Miniſter des Außern, ſtand auch der Chef der bosniſch⸗ 
herzegowiniſchen Verwaltung, der gemeinſame Finanzminiſter, 
außerhalb der beiden Staaten. Wollte ein Staat der Monarchie 
auf die Verwaltung der beiden Länder Einfluß nehmen, ſo war 
das, da ein vernünftig geregelter Weg dazu fehlte, nur auf Um⸗ 
und Schleichwegen möglich. Dieſer Zuſtand brachte von ſelbſt 
einen unaufrichtigen Zug in die Art hinein, wie Öfterreich und 
Ungarn in Bosnien und der Herzegowina auftraten. Da Un⸗ 
garn im Wandeln ſolcher Wege eine ungleich größere Geſchick— 
lichkeit beſaß als Oſterreich, darf es nicht wundernehmen, daß 
in den beiden Ländern der ungariſche — übrigens auch durch die 
geographiſche Lage begünſtigte — Einfluß ſtetig im Zunehmen 
begriffen war. Ungarn betrieb ſchon Jahre vor dem Kriege 
das Syſtem der „friedlichen Durchdringung“ dieſer Länder. 
Planmäßig wurden Bosnien und die Herzegowina in den wirt— 
ſchaftlichen Intereſſenkreis Ungarns hineingezogen. Über die Ein- 
zelheiten dieſes Syſtems können wir heute, da der Krieg den ganzen 
künſtlichen Bau zerſtört hat, hinweggehen. Es genügt die Tat- 
ſache feſtzuſtellen, daß der Einfluß Oſterreichs auf Bosnien und 
die Herzegowina hinter dem Einfluß Ungarns weit zurückſtand. 


cc 
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Ich hatte im Eingange dieſes Abſchnittes von dem Einfluß 
geſprochen, den die Wandlung des Staatsgedankens in der Mon⸗ 
archie auf die Verwaltung genommen hat. Der alte öſter— 
reichiſche Staatsgedanke, im Weſen nichts anderes als der in 
die praktiſche Politik über ſetzte und ihr angepaßte habsburgiſche 
Hausmachtgedanke, war infolge der dualiſtiſchen Umgeſtaltung 
der Monarchie gefallen. In Ungarn hatte ſich ein eigener magya⸗ 
riſcher Staatsgedanke entwickelt; in Öfterreih trat an feine 
Stelle der von den deutſchliberalen Parteien entwickelte, nun⸗ 
mehr auf die „im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder“ 
beſchränkte, auf der deutſchen Vorherrſchaft beruhende öſter⸗ 
reichiſche Staatsgedanke. Wir haben ihn im Verlaufe der 
neueren Geſchichte Oſterreichs mit dem gleichzeitigen Entſtehen 
und Wachſen der von den nichtdeutſchen Nationen entwickelten 
eigenen Staatsgedanken langſam abbröckeln geſehen, bis er 
ſchließlich nur in einem kleinen Kreiſe gleichſam wie eine Er- 
innerung an vergangene Tage kümmerlich fortlebte. Naturgemäß 
hatte ſich der alte öſterreichiſche Staatsgedanke oder, richtiger 
geſagt, der habsburgiſche Hausmachtgedanke, in jenen Kreiſen 
am längſten erhalten, die neuen politiſchen Ideen, insbeſondere 
der neuen Nationalitätenpolitik, verhältnismäßig fern ſtanden. 
Eine ſolche Gruppe war die Beamtenſchaft des auswärtigen 
Amtes. 

Schon der Umſtand, daß das auswärtige Amt, wie früher 
dargeſtellt wurde, organiſationsgemäß dem unmittelbaren Ein⸗ 
fluſſe der Parlamente und der Regierungen der beiden Staaten 
entrückt war, erſchwerte das Eindringen des neuen Geiſtes. 
Dazu kam, daß an ſeiner Spitze ſtets ein Ariſtokrat ſtand, der 
nicht allein infolge ſeiner dienſtlichen, ſondern auch ſeiner ſozialen 
Stellung dem Monarchen und dem Hofe beſonders nahe ſtand. 
Dieſes Verhältnis zum Monarchen und ſeiner Umgebung brachte 


238 V. Der Mangel des Staatsgedankens und die Verwaltung 


es mit ſich, daß ſich der Miniſter des Außern vor allem als 
Diener des Monarchen, als Diener des Staates aber nur in⸗ 
ſoweit fühlte, als es das Treueverhältnis zum Monarchen for⸗ 
derte. Dieſe Auffaſſung war nicht nur bei jenen auswärtigen 
Miniſtern vorhanden, die hochadeligen deutſchen Familien ent⸗ 
ſtammten. Auch die Abkömmlinge nichtdeutſcher ariſtokratiſcher 
Familien dachten nicht viel anders. Das Nationalbewußtſein 
dieſer Kreiſe iſt allgemein überhaupt ein Gefühl zweiter Ord- 
nung. An erſter Stelle ſteht das Standesbewußtſein. Der 
deutſche Ariſtokrat fühlt ſich dem ungariſchen oder polniſchen 
Ariſtokraten näher, als dem eigenen bürgerlichen Volksgenoſſen. 
Die gleichen Standesanſichten, die gleiche Erziehung und geſell⸗ 
ſchaftliche Lebensform, die mannigfachen Wechſelheiraten, die 
dazu geführt haben, daß die hochadeligen Familien der Monarchie 
faſt alle untereinander verwandt ſind, ergaben eine Fülle rein 
menſchlicher Gemeinſamkeiten. Auch die Berufe der Männer 
wieſen kaum Verſchiedenheiten auf. Man ſaß als kleiner Herr- 
ſcher auf ſeinem Gute oder war allenfalls noch Beamter oder 
Offizier. Arzt oder Ingenieur wurde nur der, der aus der 
Art ſchlug. Wenn ein Graf den andern kennen lernte, genügte 
die Namensnennung, um ſich ſofort auf dem gleichen Boden zu 
finden und mindeſtens eine gemeinſame Tante ſeſtzuſtellen. 
Alle dieſe Beziehungen ſchlangen ohne Rückſicht auf natio⸗ 
nale Verſchiedenheiten ein gemeinſames Band um dieſe Gruppen, 
das ſie einerſeits aneinanderſchloß, andererſeits von der übrigen 
Menſchheit ſchied. Daher kam es auch, daß — wie ſchon früher 
erwähnt wurde — die Ariſtokratie keine Fühlung mit dem eigenen 
Volke hatte. Wenn einzelne Verſuche gemacht wurden, ſo 
führten ſie zu keinem dauernden Erfolg, denn die übrigen Volks— 
genoſſen fühlten inſtinktiv heraus, daß bei der Stärke des 
Standesgefühls kein unbedingter Verlaß auf das National- 
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gefühl fein konnte. Ich ſage dies ohne ethiſche Wertung, fon- 
dern als bloße Feſtſtellung einer Tatſache. In den hiſtoriſchen 
Tatſachen begründete, durch jahrhundertelange Züchtung erwor⸗ 
bene Eigenſchaften ſind eben ſtärker, als der Wille des einzelnen. 
Die Maſſe kann eben — trivial geſagt — nicht aus ihrer Haut 
hinaus. Darauf iſt es auch zurückzuführen, daß in allen aus 
der Monarchie hervorgegangenen Teilſtaaten die Ariſtokratie von 
der Teilnahme an der politiſchen Führung ausgeſchaltet wurde. 

Eine Ausnahme bildeten nur die aus dem ungariſchen Hoch— 
adel hervorgegangenen auswärtigen Miniſter. Das hat ſeine 
Gründe darin, daß der ungariſche Hochadel — überhaupt poli- 
tiſch viel regſamer als ſeine übrigen Standesgenoſſen in der 
Monarchie — in Ungarn die Führung hatte, es demnach 
nicht allein ſtandesgemäß, ſondern auch den eigenen Inter⸗ 
eſſen förderlich war, nicht Standes-, ſondern Nationalitäts⸗ 
politik zu machen. 

Eine derartige Denkungsweiſe des Chefs hätte an ſich ſchon 
hingereicht, einen ſtarken Einfluß auf die ihm unterſtehende 
Bureaukratie zu üben. Dazu kam aber noch, daß die Mehrzahl 
der Beamten des diplomatiſchen Dienſtes ebenfalls ariftofrati- 
fhen Familien oder mindeſtens ſolchen Familien angehörten, 
deren Ehrgeiz darin beſtand, es ihren Vorbildern gleich zu tun. 
Infolgedeſſen fand die Denkweiſe des Chefs in feinen Unter- 
gebenen einen wohl vorbereiteten Boden. Bezeichnend für die 
Verhältniſſe und nur aus ihnen zu erklären iſt die bevorzugte 
Stellung der diplomatiſchen Beamten gegenüber den übrigen 
Beamten des auswärtigen Dienſtes. 

Der auswärtige Dienſt ſetzte ſich aus drei Beamtengruppen 
zuſammen. Die Beamten des Minifteriums des Äußern in 
Wien, die auswärts in Verwendung ſtehenden, meiſt der Ariſto— 
kratie angehörenden Diplomaten und die faſt durchwegs aus 
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bürgerlichen Kreiſen hervorgegangenen Konſulatsbeamten. Die 
bevorzugte Stellung der in der dienſtlichen und geſellſchaftlichen 
Wertung an der Spitze ſtehenden Diplomaten ging ſoweit, daß 
die leitenden Stellen in der Gruppe der Beamten des Miniſte⸗ 
riums faſt ausſchließlich mit Diplomaten beſetzt wurden. Eben⸗ 
ſo wurde die ſogenannte hohe Politik im Miniſterium vom Chef 
und einigen auserwählten Diplomaten hinter verſchloſſenen Tü⸗ 
ren gemacht. Bis auf höchſt ſeltene vereinzelte Ausnahmen 
durften ſich die Beamten des Hauſes mit wirtſchaftlichen Pro- 
blemen, Fragen des internationalen Rechtes und ähnlichen, vom 
Standpunkte einer höheren Lebens auffaſſung minder wichtigen 
Dingen befaſſen. | 
Diefer im Auswärtigen Amte herrſchende feudale Geift ver- 
bunden mit der durch die ſtaatsrechtliche Konſtruktion der Mon⸗ 
archie bedingten Sonderſtellung der gemeinſamen Zentralämter 
brachte es mit ſich, daß die äußere Politik im großen und ganzen 
eine Angelegenheit des Monarchen und des Miniſters des Außern 
war, auf die Einfluß zu nehmen ſchon wegen der Unzugänglich⸗ 
keit der Materie für einen Außenſeiter — worunter auch die 
Miniſter der beiden Staaten und die Parlamentsmitglieder zu 
verſtehen ſind — nahezu unmöglich war. So erhielt ſich der 
habsburgiſche Hausmachtgedanke in dieſem Kreiſe noch bis in 
eine Zeit, da die übrige Welt der Monarchie ſich gründlich um⸗ 
geſtaltet hatte. Aus den veröffentlichten Aktenſtücken über die Be⸗ 
handlung der ſerbiſchen Frage leuchtet dieſer Gedanke überall 
hervor. Die ganze Auffaſſung der politiſchen Lage und der zu 
verfolgenden Abſichten iſt getragen von dem alten diplomatiſchen 
Geiſte: Serbien muß vernichtet, Gebiete dieſes Landes ſollen an 
die Nachbarn verteilt, der Reſt unter den von einer Annexion 
kaum zu unterſcheidenden Einfluß der Monarchie geſtellt werden. 
Wie dieſe Pläne, wenn ſie gelungen wären, auf die innere 
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Politik der Monarchie gewirkt hätten, war nicht einmal Gegen⸗ 
ſtand der Erwägung. Es war der alte verhängnisvolle Glaube, 
daß ein Staat um ſo mächtiger und kräftiger ſei, je mehr 
Quadratkilometer er umfaßt. Nur der ungariſche Miniſter⸗ 
präſident Graf Tisza machte feine — freilich durch die magya— 
riſche Brille geſehenen — Bedenken gegen die Erwerbung ſer— 
biſcher Gebiete geltend. Es war äußere Politik im Sinne des 
habsburgiſchen Hausmachtgedankens, der ſich in der Vermehrung 
des väterlichen Grundbeſitzes erſchöpft. Für dieſe Denkungs— 
weiſe war die großſerbiſche Bewegung lediglich nur die Bosheit 
eines auf Raub erpichten unbequemen Nachbars, dem man je 
eher je lieber das Handwerk legen wollte. Daß es ſich hierbei 
auch um ſoziologiſche Erſcheinungen einer gründlich veränderten 
Zeit handelte, blieb dieſer Denkungsweiſe verborgen. 

Nur aus dieſem Geiſte iſt auch die Hoffnung zu erklären, 
daß der Streit ſich auf die Monarchie und Serbien, ſchlimmſten⸗ 
falls noch auf Rußland werde einſchränken laſſen, wie ein Streit 
zwiſchen zwei Gutsnachbarn, der die anderen Nachbarn nichts an⸗ 
geht. Daß durch dieſen Streit Volksbewegungen von unvor- 
herſehbarer Stärke und Größe nahezu auf dem ganzen Erdball 
entfeſſelt werden könnten, denen die Regierungen machtlos gegen- 
überſtehen, wurde nicht in Rechnung geſtellt. 

Der auswärtige Dienſt war vom habsburgiſchen Hausmacht⸗ 
gedanken beherrſcht. Aber dieſer Gedanke konnte keinen Staats⸗ 
gedanken erſetzen. Er war eine Erſcheinung aus früheren Ta⸗ 
gen, die in die neue Zeit hineinragte und nur dank der Abge- 
ſchloſſenheit von der Außenwelt ein eigenes Leben weiterführen 
konnte. In den beiden Staaten der Monarchie hatte er ſeine 
Kraft verloren. An ſeine Stelle waren andere Vorſtellungen 
über die Geſtaltung der ſtaatlichen Entwicklung erwacht und 
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daß ihre äußere Politik nach Grundſätzen geführt wurde, die in 
ihren beiden Staaten keine Wurzeln mehr hatten. Da die ge⸗ 
meinſame Verwaltung von einem Gedanken erfüllt war, der 
nichts mehr gemein hatte mit den beiden Staaten der Monarchie, 
ſo kann man mit Berechtigung ſagen, daß ihr ein eigentlicher 
Staatsgedanke gefehlt hat. 

Ein völlig anderes Bild bot die Verwaltung der beiden 
Staaten der Monarchie. 

Wir haben die innere Entwicklung der Monarchie nach ihrer 
dualiſtiſchen Umgeſtaltung verfolgt und geſehen, daß allein Un⸗ 
garn einen eigenen Staatsgedanken zu entwickeln vermocht hat. 
In Öfterreich hat der alte habsburgiſche Staatsgedanke noch eine 
Zeitlang in der Form eines auf der deutſchen Vorherrſchaft 
ruhenden öſterreichiſchen Staatsgedankens weitergelebt, bis er, 
fortwährend an werbender Kraft verlierend, gegenüber den 
immer mehr erſtarkenden, ſich von der Monarchie abkehrenden 
Staatsgedanken der nichtdeutſchen Nationen zu politiſcher Ein⸗ 
flußloſigkeit herabſank. 

Dieſer Gang der Entwicklung konnte nicht ohne Einfluß 
auf die Verwaltung bleiben. Die raſcheſte und gründlichſte 
Wandlung machte Ungarn durch. Mit der Trennung von Öfter- 
reich wurde auch die Verwaltung in den Dienſt des neuen un⸗ 
gariſchen, auf der magyariſchen Vorherrſchaft gegründeten 
Staatsgedankens geſtellt. Die ungariſche Verwaltung hatte ein 
klares Ziel vor Augen, die Erhaltung und Ausgeſtaltung des 
ungariſchen Staates im Sinne der ungariſchen Selbftändigfeit , 
gegenüber Oſterreich und der Führung der Magyaren gegen— 
über den anderen Nationen. Im Geiſte dieſer Grundſätze wurde 
die Verwaltung aufgebaut und — ohne Rückſicht auf die Mittel 
— alles von ihr ferngehalten, was auf die Arbeitsrichtung des 
ſtaatlichen Apparates ablenkend hätte einwirken können. So 
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viel vielleicht vom politiſchen Standpunkt gegen dieſe Richtung 
eingewendet werden kann, es iſt nicht zu leugnen, daß der Appa⸗ 
rat ſelbſt dadurch an Kraft gewann. Wie eine Magnetnadel 
ſtets nach Norden weiſt, ſo hielt der ungariſche Staatsgedanke 
immer die Richtung feſt, in der ſich die ungariſche Verwaltungs- 
maſchine zu bewegen hatte. Die Folge davon war, daß die po- 
litiſchen Führer des Staates in der Verwaltung immer ein 
geeignetes Hilfsmittel ihrer Politik fanden. Wenn vielfach über 
die ungariſche Verwaltung abfällig geurteilt wurde, ſo hatte 
das die Urſache darin, daß ſie techniſche Mängel aufwies. Hier 
war ſie verbeſſerungsbedürftig. Ihr Geiſt war aber im Sinne 
des magyariſchen Staatsideales gerichtet. Das gleiche gilt für 
die ungariſche Landwehr, die Honved, die zu einer national⸗ 
ungariſchen Armee geworden war. 

Anders lagen die Verhältniſſe in Öfterreich. 

Die Träger des habsburgiſchen Hausmachtgedankens waren, 
wie bereits früher ausgeführt wurde, die alte öſterreichiſche Be⸗ 
amtenſchaft und die Armee. Ihr Rückgrat waren die deutſchen 
Beamten und Offiziere. Die Aſſimilationskraft der ganzen 
Organiſation war fo ſtark, daß auch die Nichtdeutſchen, die Be⸗ 
amte und Offiziere wurden, in den Bannkreis deutſcher Kultur 
und Sitte gerieten und — wenn ſie auch vielfach ihre Natio— 
nalität nicht aufgaben — vorwiegend deutſch dachten und fühlten. 
Dieſes deutſche Denken und Fühlen iſt natürlich nicht in dem 
Sinne zu verſtehen, daß ſie nunmehr nationale Deutſche waren, 
ſondern fie entwickelten ſich geradezu zu einer neuen Natio⸗ 


nalität, dem Öfterreicher, der ſich der deutſchen Sprache als 


Vermittlungsſprache bediente und widerſpruchslos die deutſche 
Kultur als die damals unendlich reichere Kultur in ſich auf⸗ 
nahm. Es waren das jene Männer in der Bureaukratie und 
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antworteten: ich bin kroatiſcher oder tſchechiſcher Abſtammung, 
aber ich bin vor allem Oſterreicher. Wenn fie auch ihre ur⸗ 
ſprüngliche Nationalität nicht vollkommen aufgaben, ſo lehnten 
ſie doch jeden überlauten Nationalismus ihrer Volksgenoſſen 
energiſch ab, ſtets darauf hinweiſend, daß es Pflicht des Be⸗ 
amten und Offiziers ſei, vor allem Öfterreicher zu fein. Viel⸗ 
fach in deutſchen Schulen erzogen, lebten ſie jahrzehntelang in 
der Verwaltung oder Armee mit deutſchen oder gleichgeſinnten 
nichtdeutſchen Kameraden zuſammen. Die deutſche Dienſtſprache 
in Verwaltung und Armee war das einigende Band, das ſich 
um ſie geſchlungen hatte. Sie fühlten ſich als die Stütze des 
Staates und des Thrones. Das Ergebnis war ein öſterreichi⸗ 
ſcher Patriotismus, der mitunter zwar — beſonders in neuerer 
Zeit — zu Konflikten mit den eigenen Volksgenoſſen führte, 
jedoch nicht ohne weiteres zu entwurzeln war. Verwaltung und 
insbeſondere die Armee wieſen bis zum Untergange der Monarchie 
noch eine ſtattliche Anzahl von Offizieren und Beamten dieſer 
Denkungsart auf. 

Mit der dualiſtiſchen Umgeſtaltung der Monarchie zog ſich 
dieſer Geiſt des Oſterreichertums auf die öſterreichiſche Reichs— 
hälfte zurück, die zunächſt noch im alten, früher die ganze Mon⸗ 
archie beherrſchenden Geiſte regiert wurde. Wie ſtark er noch 
wirkte, iſt daraus zu erſehen, daß auch Beamte magyariſcher Ab⸗ 
kunft, deren Denken und Fühlen die Wendung in Ungarn nicht 
entſprach, mit der alten öſterreichiſchen Verwaltung aus Un⸗ 
garn abzogen und nach Hſterreich gingen. Darauf find die 
magyhariſchen Namen zurückzuführen, denen man noch heute in 
der öſterreichiſchen Verwaltung begegnet. 

Das Erwachen des Nationalismus in Hſterreich konnte 
natürlich dieſe „öſterreichiſchen“ Beamten und Offiziere nicht 
unbeeinflußt laſſen. Je ſtärker das Nationalgefühl wurde, deſto 
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mehr geriet ihr öſterreichiſcher Patriotismus in einen inneren 
Konflikt mit den nationalen Forderungen ihres eigenen Vol⸗ 
kes. Schließlich waren ſie ja auch Menſchen und konnten den 
nationalen Gefühlen ihres Volksgenoſſen gegenüber nicht dauernd 
teilnahmslos bleiben. Dazu kam noch, daß die nationale Agi⸗ 
tation aus begreiflichen Gründen auch die Beamtenſchaft für 
ihre Ideen zu gewinnen ſuchte. 

Von Jahr zu Jahr drang der nationale Gedanke immer 
tiefer in die nichtdeutſche, aber noch immer „öſterreichiſche“ Be⸗ 
amtenſchaft. Da der Nationalismus der nichtdeutſchen Na⸗ 
tionen im Weſen eine die gegebene Staatsform zerſetzende Wir⸗ 
kung ausübte, blieb der Regierung die Gefahr, die mit ſeinem 
Eindringen in die Bureaukratie verbunden war, nicht verborgen. 
War doch die Beamtenſchaft und die Armee immer mehr zu der 
einzigen Klammer geworden, die die im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder zuſammenhielt. Die Regierung trach⸗ 
tete daher, den neuen Geiſt nach Möglichkeit von ihnen fern⸗ 
zuhalten. Bei der gemeinſamen Armee war das noch möglich. 
Der Offizier, der bald in einer deutſchen, bald in einer pol⸗ 
niſchen, ungariſchen oder bosniſchen Garniſon diente, konnte in 
feiner Nation nicht fo Wurzel faſſen, wie der ſeßhaftere Be⸗ 
amte. Schon zwiſchen gemeinſamer Armee und Landwehr ergab 
ſich in dieſer Beziehung ein Unterſchied. Der Offizier der ge— 
meinſamen Armee durchwanderte im Laufe ſeiner Dienſtzeit faſt 
die ganze Monarchie. Der Landwehroffizier war auf Öfterreich 
beſchränkt. Tatſächlich konnte man beobachten, daß das Ein⸗ 
dringen des nationalen Gedankens in die Armee am früheſten 
und am ſtärkſten bei der Landwehr eintrat. Ein erſtarkendes 
Nationalgefühl beim Offizier oder Beamten wurde als eine 
den Beſtand des Staates gefährdende Eigenſchaft angeſehen 
und der, der ſie hatte, verlor in den Augen der Regierung an 
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Verläßlichkeit. Von „oben“ wurde dieſe Auffaſſung als Grund⸗ 
ſatz der Staatsauffaſſung nach „unten“ weitergegeben und die 
Vorgeſetzten teils offen, teils durch zarte Winke angewieſen, 
gegenüber dieſem Geiſte den alten öſterreichiſchen Patriotismus 
zu pflegen und bei ihren Untergebenen zur Geltung zu bringen. 
Bei der Wehrmacht konnten zufolge des bereits erwähnten häu⸗ 
figen Ortswechſels ihrer Angehörigen und insbeſondere dank 
der militäriſchen Diſziplin noch Erfolge erzielt werden. Die 
Beamtenſchaft erwies ſich dem Eindringen des neuen Geiſtes 
weitaus zugänglicher. Hierdurch kam die Beamtenſchaft in eine 
immer ſchwierigere Lage. 

Dem nichtdeutſchen Beamten war es wohl geſtattet, ſeine 
Nationalität zu behalten und ſeine Mutterſprache zu pflegen, 
Dinge, die man ihm wohl oder übel nicht verbieten konnte. An 
den politiſchen Beſtrebungen ſeiner Genoſſen ſollte er aber nicht 
teilnehmen. Hier eine Grenze zu ziehen, iſt natürlich unmöglich. 
Der Beamte iſt nebenbei auch Menſch und Glied geſellſchaft⸗ 
licher Gruppen. Mit der übrigen Bevölkerung verbinden ihn 
— insbeſondere, wenn ſein Dienſtort innerhalb des Gebietes 
ſeiner Nation liegt —, zahlreiche Bande der Verwandtſchaft, 
Freundſchaft, Geſelligkeit. Wirtſchaftliche Beziehungen ſpinnen 
Fäden hinüber und herüber. Der Gegenſatz ſeiner politiſchen 
Anſichten zu denen feiner Umgebung konnte bei dieſem Ein- 
geſponnenſein in ſoziale Beziehungen über ein beſtimmtes Maß 
nicht vergrößert werden, ohne zu ſchweren Konflikten mit der 
Umgebung zu führen. Wenn im Anfange ein vorſichtiges Fern- 
halten von der Politik genügte, um weder oben anzuſtoßen, noch 
bei ſeiner ſozialen Umgebung Mißtrauen zu erregen, ſo wurde 
mit dem Wachſen des Nationalismus dieſes Lavieren immer 
ſchwieriger. Je ſtärker die nichtbeamtete und darum in ihrer 
politiſchen Meinungsäußerung freie Umgebung ihre nationalen 
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Gefühle betonte, deſto mehr ſtach der nationale Indifferentismus 
des Beamten von ihr ab. Nun genügte es, um ſich das Ver⸗ 
trauen der Volksgenoſſen zu erhalten, nicht mehr, daß der Be— 
amte nicht gegen feine Nation auftrat, ſondern es wurde pofi- 
tives politiſches Handeln von ihm gefordert, wenn er ſeinem 
Volke nicht als Abtrünniger verdächtig werden wollte. Dabei 
erweiterte ſich mit der Zunahme des Nationalismus der Be 
griff des politiſchen Handelns immer mehr. Der nationale 
Gedanke wurde in Dinge und Beziehungen hineingetragen, die 
früher mit ihm nichts zu tun gehabt hatten. Wenn ein Turn⸗ 
oder Geſangverein, der als unpolitiſche Vereinigung bisher allen 
Raum geboten hatte, ſich allmählich in eine nationale Unter⸗ 
nehmung umgewandelt hatte, ſo kam der ihm von früher her 
angehörende Beamte in die ſchwierige Lage, jetzt plötzlich — oft 
vielleicht gegen ſeinen Willen — nationale Farbe bekennen zu 
müſſen, da ſowohl das Verbleiben in dem Vereine wie das 
Austreten zu einer politiſch bedeutungsvollen Außerung ge⸗ 
worden war. Wollte er nicht in einen ſcharfen Gegenſatz zu 
feiner Umgebung geraten, fo mußte er den nationalen Beſtrebun⸗ 


gen Zugeſtändniſſe machen. 


So bewegte er ſich, da der Nationalismus ununterbrochen 
zunahm, auf einer Linie, an deren Ende eine Tafel mit der 
Aufſchrift „Hochverrat“ ſtand. Da es die Kraft des Durch- 
ſchnittsmenſchen überſteigt, feiner Überzeugung oder gar nur den 
Befehlen der vorgeſetzten Stellen zuliebe ſich mit allen den 
Menſchen zu überwerfen, die ihm lieb und teuer ſind, ſich viel⸗ 
leicht gar nationaler Achtung auszuſetzen, ſo hing es zum guten 


Teil nicht einmal von ihm ab, wie weit und wie ſchnell er ſich 


auf dieſer Linie vorwärts bewegte. Dazu kam noch, daß auch 
die vorgeſetzten Stellen nicht in der Lage waren, die Grenze, 
bis zu welcher der Beamte noch gehen konnte, ſcharf zu ziehen 
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und dieſe Grenze dauernd zu erhalten. Auch in ihre Reihen zog 
der nationale Gedanke ein. Bei der Regierung ſelbſt wechſelten 
nach ihrer Zuſammenſetzung und nach der politiſchen Konſtella⸗ 
tion die Anſichten. Denn man darf ſich nicht vorſtellen, daß 
der Nationalismus in einer geraden Linie aufwärts ſtieg. Die 
allgemeine Richtung war wohl nach aufwärts, aber ſie bewegte 
ſich in einer Wellenlinie. Auf einen Wellenberg kam ein Wellen⸗ 
tal und umgekehrt. Eine nationale Betätigung, die heute ganz 
harmlos war, konnte nach einem Regierungs- oder Miniſter⸗ 
wechſel, ja manchmal nach einem bloßen Wechſel des unmittel- 
baren Vorgeſetzten äußerſt verdächtig werden. Wie ſich die 
Anſichten in dieſer Beziehung änderten, möchte ich an zwei kleinen 
Beiſpielen zeigen. 

Die Rumänen und Ruthenen in der Bukowina hatten ihre 
nationalen Vereine, in denen ſie ihr Volkstum pflegten. Bei 
beſonderen Gelegenheiten trugen ſie ihre nationalen Abzeichen. 
Nun kam plötzlich ein mit den Verhältniſſen nicht vertrauter 
Landespräſident in die Bukowina. Er kam mit den Rumänen 
in einen politiſchen Konflikt und verbot das bisher nie bean— 
ſtandete Tragen rumäniſcher nationaler Abzeichen. Die Ber 
gründung für dieſes Verbot war der Umſtand, daß die National- 
farben der Bukowiner Rumänen gleich waren mit den Farben 
des Königreiches Rumänien. Nun möchte ich daran erinnern, 
daß, wie früher bereits erwähnt wurde, ein rumäniſcher Irre— 
dentismus in der Bukowina nicht beſtand. Die Folge dieſer 
Maßnahme war, daß auf einmal die rumäniſche Trikolore in 
Maſſen auf den Straßen von Czernowitz auftauchte. Leute, 
denen es bisher nie eingefallen war, das dreifarbene Bändchen 
zu tragen, wandelten mit dieſem Schmuck im Knopfloch ſelbſt— 
bewußt während der Korſozeit durch die Straßen. Frauen und 
Mädchen brachten, wo es halbwegs ging, die nationalen Bänder 
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an ihren Kleidern an. Kurz, es kam zu großartigen Kund⸗ 
gebungen, gegen die die Polizei einſchritt. 

Alljährlich veranſtalteten die verſchiedenen Nationen in 
Czernowitz einen Ball. Bei dem guten geſellſchaftlichen Ein- 
vernehmen, das zwiſchen den Nationen damals beſtand, war es 
allgemein üblich, daß die nationalen Bälle auch von den anderen 
Nationen beſucht wurden. Deutſche, Polen, Ruthenen tanzten 
ebenſo ruhig auf dem Rumänenball, wie Rumänen auf den 
Bällen der anderen Nationen. Eine geſellſchaftliche nationale 
Trennung gab es nicht. In einem Winter war plötzlich der ru— 
mäniſche Ball von der Landesregierung verfehmt. Da ich mich 
an die Gründe nicht mehr erinnern kann, dürften ſie nicht von 
welterſchütternder Bedeutung geweſen fein. Einer meiner Be⸗ 
kannten, ein junger Beamter der Bukowiner Landesregierung, 
der den Ball beſucht hatte — nicht aus politiſchen Gründen, 
ſondern weil „ſie“ dort war — wurde wenige Tage ſpäter ſtraf⸗ 
weiſe in ein elendes Bukowiner Provinzneſt verſetzt. Er kam 
nach einigen Monaten natürlich wieder nach Czernowitz. Die 
Strafe war alſo nicht ſo ſchrecklich. Aber er hatte immerhin 
für die nationale Sache gelitten und war, wenn auch ein kleiner, 
ſo doch immerhin ein Märtyrer. Das heiterſte aber an der Sache 
war, daß er eigentlich überhaupt gar kein Rumäne war, ſondern 
lediglich in geſellſchaftlichen Beziehungen zu rumäniſchen Kreiſen 
ſtand. Nunmehr ſchwenkte er vollſtändig ins rumäniſche Lager 
über. Im nächſten Jahre konnte er — nachdem ſich die po⸗ 
litiſche Lage geändert hatte — zu ſeiner Befriedigung auf dem 
Rumänenballe den als offiziellen Gaſt erſchienenen Landesprä⸗ 
ſidenten begrüßen. 

Dieſe Zuſtände brachten den Beamten in dauernde Un- 
ſicherheit, die gerade bei den charaktervollſten Männern zu ſchwe⸗ 
ren inneren und äußeren Konflikten führte. Dazu kam noch, 
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daß das ideale Ziel, dem alle Opfer gebracht werden follten — 
der alte öſterreichiſche Staatsgedanke —, mit dem Wachſen des 
nationalen Gedankens immer ſchemenhafter wurde und daher 
den von außen eindringenden Gedanken immer weniger Gegen⸗ 
gewicht entgegengeſetzt werden konnte. Dieſe Entwicklung führte 
dazu, daß der Beamte, um zwiſchen den Klippen durchzukommen, 
einer beſonderen Geſchicklichkeit bedurfte. Die nächſte Folge 
war, daß an Stelle von Charakterfeſtigkeit und Geſinnungs⸗ 
treue Schlauheit trat, denn die tägliche Beobachtung zeigte, daß 
der am beſten abſchnitt, der ſich nach innen anders zeigte, als 
nach außen und dieſe Verſchiedenheit geſchickt zu verſchleiern ver⸗ 
ſtand. Von hier bis zur Charakterloſigkeit iſt nur mehr ein 
Schritt. Es tauchten immer mehr Geſtalten auf, die nach oben 
einen bedientenhaften öſterreichiſchen Patriotismus vortäuſchten, 
im Innern aber vom Staate bereits abgefallen waren. 
Inzwiſchen ging die Entwicklung der nichtdeutſchen Na⸗ 
tionen weiter. Dadurch ſtieg ihr und ihrer Vertreter politiſcher 
Einfluß. Je ſtärker dieſer Einfluß wurde, je kräftiger die 
nationalen Abgeordneten ihre Volksgenoſſen ſtützen konnten, deſto 
mehr neigten die Beamten der nationalen Idee zu, bis ſchließlich, 
als ein ſolches Beginnen nicht mehr mit allzu großen Gefahren 
verbunden war, auch die Zaghaften ins nationale Lager über- 
gingen. Zuerſt trat dieſe Wendung bei den polniſchen Beamten 
ein, als die Verwaltung Galiziens den Polen vollkommen 
ausgeliefert worden war. Nach und nach folgten die an- 
deren nichtdeutſchen Nationen nach. Da dieſe Entwicklung 
bei den einzelnen Nationen nicht gleichen Schritt hielt, ergab ſich 
noch der weitere Übelſtand, daß das Maß, in dem der einzelne 
Beamte national bewußt ſein durfte, nicht bei allen Nationen 
gleich war. Was bei den Polen bereits felbftverftändlich ſchien, 
war bei den Tſchechen noch ein Überſchreiten der zuläſſigen Gren— 
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zen. Das brachte ein weiteres Element der Unſicherheit in die 
Beurteilung des Verhaltens. Schließlich aber kam es dahin, 


daß bei den nichtdeutſchen Beamten Nationalbewußtſein nicht 


mehr eine anrüchige Sache war. Der Staat war froh, wenn 
ſie ſich wenigſtens ſoviel an Gemeinſinn bewahrt hatten, als zur 
Aufrechterhaltung der Verwaltung unbedingt notwendig war. 
So hatte denn auch die Wendung, die in der Staatsauffaſſung 
der nichtdeutſchen Nationen im Laufe der Zeit eingetreten war. 
eine Umgeſtaltung der Denkrichtung ihrer der Verwaltung an⸗ 
gehörenden Volksgenoſſen herbeigeführt. Damit war ein Teil 
der Kraft, mit der der Staat zuſammengehalten wurde, gelähmt 
und der Nationalismus an der erſten Stufe angelangt, die zur 
weiteren Machtentfaltung die Vorausſetzung war. 

Anders war die Lage der deutſchen Beamten. 

Dadurch, daß lange Zeit hindurch in faſt allen Provinzen 
des Reiches die deutſche Sprache die Verwaltungsſprache war, 
genoſſen ſie eine bevorzugte Stellung. Ihnen war der Kon⸗ 
flikt zwiſchen Mutterſprache und Dienſtſprache erſpart. So⸗ 
lange die deutſche Vorherrſchaft beſtand, deckte ſich Volks- und 


Staatsgefühl. Sie fühlten ſich — außer in den nationalen 
Kampfgebieten — in ihrem Volkstum nicht bedroht. Von den 


nichtdeutſchen Beamten wurde Mittun an der nationalen Arbeit 
verlangt, denn ihre Nationen wollten die Kulturdiſtanz, die 
ſie von den Deutſchen trennte, raſcheſtens verringern. Auf eine 
ſolche Mitarbeit des deutſchen Beamten kam es nicht an. Die 
deutſche Kultur, die nicht Verſäumtes nachzuholen hatte, ging 
den normalen Entwicklungsſchritt. Dieſe Lage bot keinen An⸗ 
laß zu nationalen Beſtrebungen in größerem Umfange. 

Die Umſtände, die anfangs dazu beitrugen, den deutſchen 
Beamten eine vorteilhaftere Stellung zu verſchaffen, erwieſen 
ſich in der Folge als eine Quelle ſchwerer Nachteile. 
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Mit der fortſchreitenden Entwicklung der nichtdeutſchen Na⸗ 
tionen, dem immer weiteren Vordringen ihrer Sprachen, ver⸗ 
mehrte ſich die Zahl der nichtdeutſchen nationalen Beamten. 
Immer größere Gebiete der nichtdeutſchen Länder wurden, da 
die Landesſprachen teils geſetzlich, teils — wie der öſterreichiſche 
Fachausdruck lautete — „via facti“ immer mehr auch zu der 
Sprache der Behörden wurden, für die deutſchen Beamten un⸗ 
zugänglich. Aus Galizien waren die deutſchen Beamten ſchon 
längſt verſchwunden. Nun verſchwanden ſie auch aus den tſche⸗ 
chiſchen Gebieten Böhmens und Mährens. Der gleiche Vor⸗ 
gang fing an in Krain, dem Küſtenlande und Dalmatien ſich 
abzuſpielen. Wo ſie ſich noch erhielten, wurden ſie, die den 
öſterreichiſchen Staatsgedanken vertraten und dadurch der na⸗ 
tionalen Entwicklung im Wege ſtanden, ohne es zu wollen, zu 
Feinden der Nation, unter der ſie lebten. Je mehr der öſter⸗ 
reichiſche Staatsgedanke verblaßte, deſto mehr ſchwand auch der 
Staatszweck, dem ſie dienten. Der Vorteil, den ſie früher 
dadurch genoſſen, daß ſich bei ihnen Staats- und Volksgefühle 
deckten, ſchwand ebenfalls. Sie waren ärmer geworden. Wäh⸗ 
rend der nichtdeutſche Beamte in den nationalen Zielen ein neues 
Ideal vor ſich ſah, das ihn den Verluſt des öſterreichiſchen 
Staatsgefühles nicht nur verſchmerzen ließ, ſondern das er 
gegenüber der werbenden Kraft des neuen Zieles freudig über 
Bord warf, gab es für den deutſchen Beamten keinen Erſatz für 
das ſchwindende öſterreichiſche Staatsgefühl. Wenn die Deut⸗ 
ſchen in ihrer Politik ebenfalls als Nation mit eigenen, auf die 
Monarchie keine Rückſicht nehmenden Zielen aufgetreten wären, 
hätte der deutſche Beamte hier Halt und Zweck gefunden. Da 
dieſe Wendung in der deutſchen Politik nicht eingetreten war, 
verlor er den inneren Halt und klammerte ſich an einen imagi- 
nären Patriotismus, den er ſich mehr einredete, als er an ihn 


* 
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glaubte. Dadurch kam er auch mit dem Teil der eigenen Volks- 
genoſſen in Konflikt, der ſich der deutſchnationalen Richtung an⸗ 
geſchloſſen hatte. ü 

Wir haben früher geſehen, daß die deutſchnationale Politik 
im Vergleich mit den übrigen Nationen ſehr zahm war, denn 
fie hatte die letzte Schlußfolgerung einer auf dem eigenen Volks⸗ 
intereſſe aufgebauten Politik nicht gezogen und hielt immer noch 
an der Monarchie feſt. Dadurch verlor die ganze Richtung an 
werbender Kraft. Die Beamten, die ſich ihr anſchloſſen, fanden 
hier nicht das Vollgefühl nationalen Willens, wie ihre nicht⸗ 
deutſchen Kameraden bei ihren nationalen Beſtrebungen. Da⸗ 


zu kam, daß der national geſinnte deutſche Beamte plötzlich die 


Erfahrung machte, daß fein Nationalbewußtſein in den herr- 
ſchenden Kreiſen auf dasſelbe oder ſogar ſtärkere Übelwollen 
ſtieß, als früher das ſeiner nichtdeutſchen Amtsgenoſſen. 
Solange das Deutſchtum des deutſchen Beamten ſeine nega⸗ 
tive Funktion, nämlich kein Nationalgefühl zu ſein, erfüllt hatte, 
folange war er der vollkommene, verläßliche, „öſterreichiſche“ 
Beamte. Sobald aber auch er anfing, national zu fühlen, er⸗ 
eilte ihn dasſelbe Schickſal, wie ſeine ſlawiſchen und romaniſchen 
Kollegen, er näherte ſich dem Hochverrate. Das Deutſchtum 
war ſolange bevorzugt, als es als Werkzeug des habsburgiſchen 
Hausmachtgedankens dienen konnte. Sobald es an ſich ſelbſt 
zu denken anfing, war es dieſem Gedanken genau ſo unbequem 
wie das Slawentum. Die Deutſchen in Öfterreih durften 
Deutſche ſein, aber beileibe nicht ſo weit, um ihnen zu Bewußt⸗ 
ſein kommen zu laſſen, daß es noch ein großes deutſches Volk 
auf der Welt gibt, deſſen Zweig fie find. Trotz aller Bündnis⸗ 
freundſchaft hatten die Habsburger es nie vergeſſen, daß die 
Hohenzollern ſie aus Deutſchland verdrängt hatten und ohne 
ſie — eigentlich gegen ſie — ein Deutſches Reich entſtanden war. 
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Ich erinnere mich noch ſehr gut an die Zeit, wo man in Oſter⸗ 
reich für das Abſingen der „Wacht am Rhein“ hinter Schloß 
und Riegel geſetzt wurde. 

Das Ergebnis war ein trauriges. Der nichtdeutſche Beamte 
konnte ſchließlich noch den Deutſchen ſpielen, um ſich ins rechte 
Licht zu ſetzen. Dem deutſchen Beamten blieb zum Spielen nichts 
mehr übrig. Er war entwurzelt und klammerte ſich ängſtlich an 
ein imaginäres Oſterreichertum, das ihm unter den Händen zer⸗ 
ſchmolz. Die konſequente Abſage des Deutſchen Reiches an die 
öſterreichiſchen Deutſchen ließ die herrſchenden Kreiſe ſchließlich 
erkennen, daß von dort nichts zu fürchten war. Das erleichterte 
die Lage der deutſchen Beamten einigermaßen, aber es brach ihnen 
vollſtändig das Rückgrat. 

Weſentlich trug zu der ſchwierigen Lage der deutſchen DBe- 
amten bei, daß die deutſchen Abgeordneten den großen Fehler 
begingen, ſich — im Gegenſatz zu den ſlawiſchen Abgeordneten 
— um ihre Volksgenoſſen in der Beamtenſchaft nicht zu küm⸗ 
mern. Die polniſchen und tſchechiſchen Abgeordneten ſlanden 
in ſtändiger Fühlung mit den polniſchen und tſchechiſchen Be⸗ 
amten. Die Polen verfügten ſogar über eine förmliche Organi⸗ 
ſation. Die polniſchen Beamten des Finanzminiſteriums zum 
Beiſpiel hatten regelmäßige nationale Zuſammenkünfte, an denen 
auch ihre Politiker teilnahmen. Sie unterhielten rege Be⸗ 
ziehungen auch mit den polniſchen Beamten der anderen Zentral- 
ſtellen. Hinter jedem polniſchen Beamten eines Miniſteriums 
ſtand der ganze Polenklub. Wehe, wenn ihm ein Haar ge— 
krümmt worden wäre. Das war dann eine Sache der ganzen 
Nation, eine politiſche Sache. Es gab Herren bei uns im Fi⸗ 
nanzminiſterium, die bei ihrer fachlichen Qualifikation ohne dieſe 
Rückendeckung nicht eine Woche hätten bleiben können. Ahnlich 
waren die Verhältniſſe bei den Tſchechen. Wenn ein deutſcher 
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Beamter beim deutſchen Nationalverbande des Abgeordneten- 
hauſes Schutz geſucht hätte, wäre er wahrſcheinlich mit dem 
größten Erſtaunen empfangen worden. Gewiß iſt es nicht das 
Ideal einer Verwaltung, daß ſich die Abgeordneten in die inner- 
ſten Perſonalangelegenheiten der Behörden einmengen. Aber 
da es die anderen taten, war die Zurückhaltung der deutſchen 
Abgeordneten nicht bloß eine arge Benachteiligung der deut- 
ſchen Beamten, ſondern auch eine Schädigung der deutſchen 
Volksintereſſen. Nur wer jahrelang mitten in der öſterreichi⸗ 
ſchen Verwaltung geſtanden iſt, weiß, was es für die nationale 
Sache bedeutet, wenn die Nation auch in den Behörden ihre 
Leute hat. Die nichtdeutſchen Abgeordneten wußten, daß für 
dieſe Zwecke auch der untergeordnete Beamte ein wichtiges Werk⸗ 
zeug iſt und ſie widmeten ihm die gleiche Aufmerkſamkeit, wie 
den oberſten Würdenträgern. 

Mit der Zeit erkannten die deutſchen Beamten der Zentral⸗ 
ſtellen, insbeſondere die, die aus der Provinz gekommen waren 
— der Wiener hatte ein aus der Geſchichte dieſer Stadt er⸗ 
klärliches ſchwachentwickeltes Nationalgefühl —, daß ſie der 
nationalen Organiſation der nichtdeutſchen Kollegen gegenüber 
im Nachteile waren. Es fanden ſich nun eine Reihe deutſcher, 
aus Deutſchböhmen ſtammenden Beamten der Miniſterien zu 
zwangloſen Zuſammenkünften ein. Der Zweck war, mitein⸗ 
ander in Fühlung zu kommen und gemeinſame Intereſſen ge- 
meinſam zu wahren. Dabei hoffte man, daß die Beamten aus 
den anderen deutſchen Ländern ſich in ähnlicher Weiſe zuſammen⸗ 
finden und ſchließlich eine Geſamtorganiſation aller deutſchen 
Beamten der Miniſterien zuſtande kommen würde. 

Gleich bei der erſten Zuſammenkunft wurde von dem Ein⸗ 
berufer der Verſammlung darauf hingewieſen, daß eine Teil⸗ 
nahme deutſcher Abgeordneter nicht ſtattfinden werde, um der 


256 V. Der Mangel des Staatsgedankens und die Verwaltung 


Sache nicht eine allzu politiſche Bedeutung zu geben. Dieſen 
Standpunkt hatte er nicht aus dem Grunde vertreten, weil er die 
Fühlungnahme mit den deutſchen Abgeordneten grundſätzlich ab⸗ 
lehnte, ſondern weil er wußte, daß dann der größte Teil der Ge⸗ 
ladenen nicht erſcheinen würde. Aber auch dieſer Hinweis reichte 
nicht hin, um vielen verſchüchterten Gemütern Mut zu machen. 

Ich hatte es übernommen, eine Reihe von Herren einzu⸗ 
laden. Ich hatte nur geringen Erfolg. Die einen wanden 
ſich in verlegenem Lächeln. Ich ſah, wie unangenehm ihnen die 
Sache war. Endlich geſtanden ſie, daß ſie es mit ihrer Stellung 
nicht vereinbar fänden, daß die Sache oben mißliebig bemerkt 
werden könnte uſw. Die Schlaueren ſagten zu und kamen nicht, 
da ſie bedauerlicherweiſe jedesmal verhindert waren. 

Ich bin weit davon entfernt, ihnen daraus einen Vorwurf 
zu machen. Die ganze Unternehmung war nicht ganz ungefähr⸗ 
lich. Es war nicht ausgeſchloſſen, daß, wenn ſie aufkam, ſie 
einem dienſtlich ſchaden konnte. Dabei wußten ſie, daß niemand 
da war, der ſie gegebenenfalls geſchützt hätte. Wer nicht infolge 
entſprechenden finanziellen Rückhaltes oder Mangel an bureau- 
kratiſchem Ehrgeiz und wirtſchaftlicher Beſcheidenheit ſich die 
Unabhängigkeit gewahrt hat, deſſen Daſein hängt als Beamter 
in hohem Maße von dem Wohlwollen ſeiner Vorgeſetzten ab. 
Von ſo jemandem unter den damals herrſchenden Verhältniſſen 
nationales Selbſtbewußtſein zu verlangen, iſt eine Forderung, 
die — gar, wenn der Betreffende Frau und Kinder hat — menſch⸗ 
liche Kraft überſteigt. n 

Im weiteren Verlaufe dieſer Zuſammenkünfte ließ ſich na⸗ 
türlich die Berührung mit politiſchen Kreiſen nicht ganz ver- 
meiden. Die Beziehungen unter uns hatten ſich gefeſtigt. Die 
Angſtlichen waren abgefallen. Es blieb ein Stock von Teil- 
nehmern übrig, die über den nötigen inneren Halt verfügten, 
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um nun auch Beziehungen mit den Abgeordneten anzuknüpfen. 
Aber die Abgeordneten zeigten ſelbſt kein allzu großes Inter— 
eſſe an der Sache. Lediglich ein Abgeordneter — übrigens ſelbſt 
Beamter — erſchien öfters in unſerem Kreiſe. Zu einer Ver— 
einigung ſämtlicher deutſchen Beamten der Zentralſtellen kam 
es nicht mehr. 

Ich habe dieſe Geſchichte erzählt, nicht weil ich ihr an ſich 
eine ſo große Bedeutung beimeſſe, ſondern weil ſie bezeichnend 
iſt für die Lage der deutſchen Beamten in Oſterreich. Der deutſche 
Beamte hatte den inneren Halt verloren. Deutſcher ſollte er 
nicht ſein und Oſterreicher konnte er auch kaum ſein, denn über 
das Schwinden des öſterreichiſchen Staatsgedankens konnte ihm 
auch die — gerade von den Beſten betriebene — Autoſuggeſtion 
nicht im Zweifel laſſen. Gewiß gab es auch Ausnahmen, aber 
ſie waren eben Ausnahmen. 

Das Fehlen eines Staatsgedankens kam vor allem in den 
Miniſterien zum Ausdruck. 

In der Provinz war die Tätigkeit der Behörden vorwiegend 
ausführende Facharbeit. Wenn ſie auch von der Politik nicht 
unberührt blieben, die Frage der oberſten Ziele des Staates 
ſtand nicht in unmittelbarem Zuſammenhange mit ihrer amt- 
lichen Tätigkeit. Anders war es in den Miniſterien. Hier, von 
wo die Richtlinien für die Verwaltung ausgehen ſollten, ſtand 
man alle Augenblicke vor Fragen, die, je nachdem das Bild 
war, das man ſich von der Zukunft Öfterreichs machte, ver— 
ſchieden zu beantworten waren. Selbſt in ſcheinbar nebenſäch⸗ 
lichen Dingen war die Beantwortung dieſer Grundfrage ent— 
ſcheidend für die Erledigung. Gerade die Gewiſſenhafteſten, 
die es mit dem Staate am beſten meinten, ſtanden vor den 
ſchwerſten Gewiſſenszweifeln. Eine Löſung gab es natürlich 
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wäre ganz verfehlt zu glauben, daß die Männer, die in den 
Miniſterien arbeiteten, dieſe Sachlage nicht erkannt hätten. Ich 
habe während einer nahezu achtjährigen Dienſtzeit im öſter⸗ 
reichiſchen Finanzminiſterium Beamte aller Zentralſtellen ar⸗ 
beiten geſehen und kennen gelernt. Die Mehrzahl beurteilte die 
Lage ganz richtig. Aber ſie ſtanden hilf- und machtlos da. Der 
einzelne Beamte, auch der höchſte, konnte die Frage nicht be⸗ 
antworten, wie Oſterreich denn hätte regiert werden können. Die 
Kabinette lavierten hin und her. Die Schickſalsfrage ſtellte 
keines. So blieb denn den Beamten der Miniſterien nichts an⸗ 
deres übrig, als ohne Staatsgedanken zu arbeiten, das heißt, ſich 
gerade an die herrſchende Strömung zu halten, wobei es oft nicht 
einmal leicht war, ihre Richtung zu erkennen, denn es war ein 
beliebtes Mittel, in gefährlicheren Fragen die Entſcheidung 
einem Beamten zu überlaſſen, der dann, je nachdem die Sache 
ausfiel, ſeine Pflicht getan oder einen großen Fehler gemacht 
hatte. Dieſe Unſicherheit pflanzte ſich, da auch die Oberen die 
praktiſche Verwertbarkeit dieſes Mittels, um ſich einer unan⸗ 
genehmen Verantwortung zu entziehen, erkannt hatten, nach 
unten fort. 

In der günſtigeren Lage waren auch hier jetzt die nicht⸗ 
deutſchen nationaliſtiſch geſinnten Beamten. Sie hatten für ihr 
Handeln eine Richtſchnur, nämlich die nationalen Intereſſen 
ihres Volkes. Ihre Schwierigkeiten beſtanden nur darin, ihr 
Handeln nicht in allzu großen Gegenſatz mit den Intereſſen des 
Staates kommen zu laſſen. Natürlich gab es auch noch nicht— 
deutſche Beamte in den Miniſterien, die öſterreichiſche Beamte 
im früher erwähnten Sinne waren. Aber ihre Zahl ſchmolz 
von Tag zu Tag, bis ſie ſchließlich nur mehr zu den Ausnahmen 
gezählt werden konnten. Die, die der neuen Richtung folgten, 
betrachteten ſich als Vertreter der Nation in der Zentral 
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ſtelle. Dadurch war ihrer Tätigkeit die Richtung gegeben. Stän⸗ 
dige Verbindung mit ihren Abgeordneten hielt ſie auf dem lau— 
fenden über die politiſche Lage und ſicherte ihnen den notwendigen 
Rückhalt. Die deutſchen Beamten aber ſtanden, trotzdem ſie 
an Zahl die anderen übertrafen, ohne Verbindung mit ihrem 
Volke, ohne ein ſichtbares Staatsziel hilflos da. Ein Teil 
erkannte die Lage. Er gab jede Hoffnung auf und beſchränkte 
ſich darauf, ſeine Arbeit mehr oder weniger pünktlich zu erledigen 
und in der täglichen Kleinarbeit eine gewiſſe Befriedigung zu 
ſuchen, im übrigen aber mit dem Ende der Amtsſtunden die 
Bureautüre zu ſchließen und dem Vergnügen zu leben. Andere 
wieder warfen ſich auf den Ehrgeiz. Ihnen ging es nicht um 
eine Förderung des Staates, ſondern um raſche Beförderung, 
Orden, Macht und Einfluß. Die Ehrlichen unter den Ver— 
ſtändigen waren am übelſten dran. Sie erſchöpften ſich in einer 
Arbeit, deren Fruchtloſigkeit ſie einſahen. Sie hatten die Kraft 
zur Erkenntnis, aber nicht die Kraft zum Leichtſinn und litten 
ſchwer unter dieſen Verhältniſſen. Merkwürdig war, daß die 
Erkenntnis von dem von Tag zu Tag näher kommenden Ver— 
derben mit der Höhe der Rangklaſſen abnahm. Die Urſache 
mag ſein, daß ſie, die ſchon ſeit Jahrzehnten die Prophezeiung 
vom Zerfall der Monarchie hörten, nun, da er bisher noch immer 
nicht gekommen war, nicht mehr an ihn glaubten. Die Wirk— 
lichkeit ſchien ihnen recht zu geben. Freilich vergaßen ſie dabei, 
daß bei hiſtoriſchen Entwicklungen ein paar Jahrzehnte keine 
Rolle ſpielen. Jeder, der die Verhältniſſe in der Monarchie 
gekannt hatte, wußte, daß, wenn nicht unerwartet eine unvor- 
herſehbare Wendung kommt, der Zerfall der Monarchie nicht 
mehr aufzuhalten war. Ob der Prozeß, um zu einem Abſchluß 
zu gelangen, wenn der Krieg nicht gekommen wäre, noch fünf- 
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lich niemand ſagen. Nun und der Zerfall der Monarchie in 
zwanzig Jahren iſt für einen alten Herrn, der ſich dem Ende 
ſeiner Dienſtzeit nähert, eben kein Zerfall mehr. 

In wie hohe Kreiſe das Verkennen der Lage reicht, beweiſt 
eine Unterredung, die ich im Frühling 1918 mit einem aktiven 
öſterreichiſchen Miniſter hatte. Wir ſprachen über die Stim⸗ 
mung der öſterreichiſchen Deutſchen. Im Laufe des Geſpräches 
machte ich die Bemerkung, daß bei einem Zerfalle der Monarchie 
die Deutſchen am wenigſten zu verlieren hätten — die Wand⸗ 
lung, die Wilſons Grundſatz vom Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Völker durchmachen ſollte, konnte ich damals nicht voraus— 
ſehen —, da ſie Anlehnung an ihre Volksgenoſſen im Reiche 
fänden. Der Miniſter fuhr entrüſtet auf — es war nicht Poſe, 
ſondern tiefſte Überzeugung — und erwiderte: „Wie können Sie 
ſo etwas ſagen, ſo weit ſind wir, Gott ſei Dank noch nicht.“ — 
In wenigen Monaten waren wir ſoweit. 

Dieſe Zuſtände in den Miniſterien hatten aber noch eine 
weitere böſe Folge. Die Qualität der fachlichen Leiſtungen nahm 
in erſchreckender Weiſe ab. 

Der Volkswitz legte einem hohen öſterreichiſchen Staats— 
funktionär, dem ein Übelſtand in der Verwaltung gemeldet 
wird, folgende Worte in den Mund: (lebhaft) „Da muß etwas 
geſchehen.“ — Längere Pauſe, Nachdenken, dann: lreſigniert) 
„Da kann man nichts machen.“ | 

Dieſer Witz enthielt eine tiefe Wahrheit. Jeder, der in 
einem öſterreichiſchen Miniſterium gearbeitet hat, hat feine Wahr- 
heit hundertmal erfahren. Faſt bei jeder größeren Aktion, deren 
Wichtigkeit und Notwendigkeit außer Zweifel ſtand, überzeugte 
man ſich früher oder ſpäter, daß wirklich nichts zu machen war. 
Jede wichtigere Frage mündete ſchließlich in die öſterreichiſche 
Schickſalsfrage. Und wenn man die nicht beantworten konnte, 
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gab's keine Löſung. Ungeheure Arbeit wurde oft zwecklos ver— 
ſchwendet, bis man ſich überzeugte, daß ohne vorherige Löſung 
des öſterreichiſchen Problems der ganze Bau keine Grundlage 
hatte. Die Folge war, daß nach ſolchen Erfahrungen gerade 
die ernſteſten Köpfe es ſich reiflich überlegten, wenn ſie tief— 
gehende Studien für die Bearbeitung eines Problems machen 
ſollten. Die Welt ahnt nicht, welche ungeheure Menge geiſtiger 
Arbeit ungenützt in den Archiven der Miniſterien ſchlummert. 
Die mit den Verhältniſſen nicht vertraute Offentlichkeit glaubte, 
daß, weil die Miniſterien oft zu den brennendſten Problemen 
ſchwiegen, ſie von der Sache keine Notiz genommen hatten. Sie 
ſchwiegen, weil ſie der Offentlichkeit nicht ſagen konnten, daß 
fie nach ernſtem gründlichen Studium und reiflicher Überlegung 
zu dem Ergebnis gekommen waren, daß wirklich nichts zu 
machen ſei. 

Dem gründlichen gewiſſenhaften Arbeiter gegenüber behielt 
unter dieſen Verhältniſſen der Routinier recht, der leicht und 
raſch über ſchwierige Probleme hinwegzugleiten wußte. Die 
Folge davon war das Sinken der Achtung vor gründlicher, ins— 
beſondere wiſſenſchaftlicher, erſchöpfender Arbeit. Denn ſchließ— 
lich entſcheidet ja im praktiſchen Leben der Verwaltung doch der 
Erfolg über die Richtigkeit der Methoden. Ein auf tiefgrün⸗ 
digen Studien aufgebautes Referat zwang den Referenten und 
Approbanten zu langwieriger Lektüre und — was oft das un- 
angenehmſte war — zu grundſätzlicher Stellungnahme zu den 
aufgeworfenen Fragen. Nach aller Mühe war's dann doch 
meiſt überflüffiger Zeit- und Kraftaufwand geweſen, denn eine 
grundſätzliche Stellungnahme war nicht möglich. Um wieviel 
bequemer hatte es da der oberflächliche Arbeiter, der, ohne ſeinem 
Vorgeſetzten eine grundſätzliche Entſcheidung aufzunötigen, mit 
wenigen Zeilen dem Kern der Sache aus dem Wege ging und 
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die Frage in irgendeiner halbwegs befriedigenden Form — wenn 
auch nur für den Augenblick — löſte. Es gab Leute, die auf 
dieſem Gebiet eine ans Fabelhafte grenzende Virtuoſität ent⸗ 
wickelten, die ihre Kunſt ſoweit trieben, daß man das Aus⸗dem⸗ 
Wege⸗gehen kaum merkte. Mit verhältnismäßig wenig Arbeit 
brachten ſie es zuwege, die Dinge zur Zufriedenheit ihrer Vor⸗ 
geſetzten zu erledigen. Daß ſpäter einmal, vielleicht erſt nach 
Jahren, die vernachläſſigten Probleme — und dann mit er⸗ 
höhter Macht — wieder auftauchten und um ſo energiſcher nach 
Löſung rufen würden, focht ſie nicht weiter an. Sie erwarben 
ſich bald den Ruf als äußerſt geſchickt und in allen Lagen ver⸗ 
wendbar und hielten ſich ſchließlich ſelbſt für die Ganzgeſcheiten. 
Vielleicht waren ſie es auch. 

Fand dieſe Arbeitsmethode bei Problemen Anwendung, deren 
Löſung von der grundſätzlichen Anſchauung über die Zukunft der 
Monarchie abhing, ſo war das ſchon ſehr bedenklich, obwohl auch 
hier ein gewaltiger Unterſchied iſt, ob man eine Sache nach 
gründlichem Studium und reiflicher Überlegung oder nach leicht⸗ 
ſinnigem Vernachläſſigen aller bedeutungsvollen Umſtände auf 
ſich beruhen läßt. Aber die Verſuchung lag nahe, um ſich Mühe 
zu erſparen, dieſe Methode auch dort anzuwenden, wo ehrlicher 
gründlicher Arbeit Erfolg winkte. Immer mehr trat an die 
Stelle der alten Gediegenheit flache Routine. 

Am zerſetzendſten aber wirkte das Eindringen nationaler 
Geſichtspunkte bei der inneren Organiſation der Miniſterien. 

Solange die deutſche Vorherrſchaft beſtand und die Ver— 
waltung auch in den Ländern eine deutſche war, ſetzte ſich die Be— 
amtenſchaft der Miniſterien aus deutſchen und ſolchen nicht 
deutſchen Beamten zuſammen, die deutſche Bildung genoſſen 
hatten und — wenn auch ohne Aufgeben ihrer Nationalität — 
in kultureller Beziehung zu Deutſchen geworden waren. Die 
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Miniſterien ergänzten ſich aus den befähigten Beamten der 
Unterbehörden. Wenn bei der Berufung in die Miniſterien 
auch Beziehungen verſchiedenſter Natur vielfach maßgebend 
waren, fo kann doch im allgemeinen geſagt werden, daß die Be— 
amtenſchaft der Miniſterien eine qualitative Ausleſe der ganzen 
öſterreichiſchen Beamtenſchaft war. Unter ein gewiſſes Niveau 
konnte auch das Protektionskind nicht ſinken, wenn es ſich im 
Dienſte überhaupt halten wollte. Nun veränderte ſich allmäh⸗ 
lich die Lage. 

Das Erſtarken des Nationalismus führte dazu, daß in den 
Ländern die nichtdeutſchen Sprachen immer mehr in die Ver— 
waltung eindrangen. Die Verwaltung in Galizien war ganz 
polniſch geworden. In den tſchechiſchen Teilen Böhmens und 
Mährens war die Sprache der Behörden in immer größerem 
Umfange tſchechiſch. In Dalmatien fing die kroatiſche, in Krain 
und Teilen des Küſtenlandes die flowenifhe Sprache an, die 
Verwaltung zu beherrſchen. Daneben — teils ſchon von alters 
her — war auch auf vielen Gebieten die italieniſche die Behörden⸗ 
ſprache. Immer mehr Angelegenheiten kamen in die Mini- 
ſterien, die von nichtdeutſchen Akten begleitet waren. Wenn 
auch ein großer Teil der Beamten in den Miniſterien außer der 
deutſchen Sprache noch eine oder die andere Landesſprache be- 
herrſchte, Leute, die alle acht Sprachen Hſterreichs in ihrer 
Gewalt hatten, gab es natürlich nicht. Man ſuchte dieſem 
Übelftande durch Überſetzer abzuhelfen. Beamte der Miniſte⸗ 
rien, die eine nichtdeutſche Sprache vollkommen beherrſchten, 
wurden zu Überſetzern beſtellt und hatten neben ihrer ſonſtigen 
Arbeit die Aufgabe, die in der betreffenden Sprache einlangen⸗ 
den Akten zu überſetzen. Dieſe Einrichtung war aber auch nur 
ein mangelhaftes Aushilfsmittel. Eine wörtliche ſchriftliche 
Über ſetzung ganzer Aktenkonvolute war, ſchon wegen des damit 
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verbundenen Zeitverluſtes, nicht möglich. Die Hilfe des Über- 
ſetzers beſchränkte ſich in der Regel darauf, daß man mit dem 
Akt zu ihm ging, er den Akt durchging und einem erzählte, was 
drin ſtand. Dabei ſuchte man in Notizen die weſentlichſten 
Umſtände feſtzuhalten. Freilich konnte man auf dieſem Wege 
nur eine mangelhafte Kenntnis des Sachverhaltes gewinnen. 
Dieſe Entwicklung machte es ſchon aus techniſchen Gründen not⸗ 
wendig, in größerem Umfange nichtdeutſche Beamte in die Mini⸗ 
ſterien zu berufen. Gelöſt war damit das Problem natürlich 
auch nicht. Man trachtete nach Möglichkeit, dafür zu ſorgen, 
daß in jedem Departement Herren mit Sprachkenntniſſen ein⸗ 
geteilt waren. Da es ſich aber um mindeſtens fünf nicht⸗ 
deutſche Sprachen handelte — rumäniſch und rutheniſch waren 
noch nicht ſo tief in die Verwaltung gedrungen —, war es un⸗ 
möglich, jedes Departement ſo auszuſtatten, daß für jede Sprache 
ein Vertreter vorhanden geweſen wäre. Aber ſelbſt, wenn das 
durchführbar geweſen wäre, ſcheiterte die Sache am Departe— 
mentsvorſtande, der niemals alle Sprachen beherrſchen konnte 
und daher in Angelegenheiten, die ſich auf nichtdeutſche Vorakten 
gründeten, ſich in der Mehrzahl der Fälle bei der Beurteilung 
des in den Vorakten enthaltenen Tatſachenbeſtandes auf ſeinen 
Hilfsarbeiter blind verlaſſen mußte. Man verſuchte eben hier 
wieder einmal Unmögliches. Es gab für die öſterreichiſche Ver— 
waltung nur zwei Wege. Wollte man eine zentraliſtiſche Ver— 
waltung, dann war ſie nur in einer Sprache möglich. Wollte 
man die nichtdeutſchen Sprachen in der Verwaltung zur Gel— 
tung kommen laſſen, dann war die Dezentraliſation der Ver— 
waltung eine ſelbſtverſtändliche Notwendigkeit. Aber da ſtand 
man eben, wie immer bei allen wichtigeren öſterreichiſchen Ver— 
waltungsfragen, wieder vor dem öſterreichiſchen Hauptproblem: 
Zentralismus oder Föderalismus. Da ſich in den maßgebenden 
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Kreiſen niemand im klaren war, was man wollte, oder richtiger 
geſagt, das, was man wollte, nicht konnte und das, was man 
konnte, nicht wollte, fo wählte man einen Mittelweg, der nie- 
manden befriedigte und überdies die Verwaltung ſtetig ver- 
ſchlechterte. 

Zu den techniſchen Gründen, die die Berufung nichtdeutſcher 
Beamter in Miniſterien notwendig machte, trat aber noch ein 
weiterer, beſonders bedeutungsvoller Grund. 

Mit ihrem Erſtarken erkannten die nichtdeutſchen Nationen, 
daß eine notwendige Vorausſetzung für ihren Einfluß im Staate 
ein entſprechender Einfluß auf die Zentralverwaltung iſt. Sie 
ſahen daher in dem Überwiegen des deutſchen Elementes in den 
Miniſterien ein Hindernis ihrer politiſchen Entwicklung. Ihr 
Beſtreben ging daher folgerichtig dahin, eine entſprechende natio- 
nale Vertretung in der Beamtenſchaft der Miniſterien zu be— 
ſitzen. Die Berufung eigener Volksgenoſſen in die Miniſterien 
wurde daher zu einer politiſchen Forderung der nationalen Par- 
teien. Dieſer Forderung konnten die Regierungen auf die Dauer 
nicht widerſtehen. Abgeſehen davon, daß dieſer Forderung bei 
der grundſätzlichen Gleichheit aller Völker und Sprachen in 
Oſterreich — die deutſche Sprache war als Staatsſprache nicht 
geſetzlich feſtgelegt — die Berechtigung nicht abgeſprochen werden 
konnte, brauchte die Regierung immer bald dieſe, bald jene 
Nation, um ſich zu erhalten. Übernahmen gar Parlamentarier 
Portefeuilles, ſo erblickte der betreffende nationale Miniſter 
— mit Ausnahme der deutſchen Miniſter, die ſich faſt ſtets einer 
manchmal übel angebrachten Objektivität befleißigten — es als 
eine feiner wichtigſten Aufgaben, möglichſt viele eigene Volks⸗ 
genoſſen in fein Miniſterium zu ziehen. Bekannt iſt das Vor⸗ 
gehen des tſchechiſchen Finanzminiſters Dr. Kaizl, der dieſe Me- 
thode im großen Stile betrieb und tſchechiſche Beamte in großer 
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Zahl ins Finanzminiſterium berief. Hierbei ſah er weniger auf 
die fachliche als auf die politiſche Eignung ſeiner Leute und ging 
ſoweit, unter anderen auch — es iſt kein Märchen, ſondern eine 
hiſtoriſche Tatſache — einen geweſenen Volksſchullehrer als Sef- 
tionsrat ins Finanzminiſterium zu berufen. 

Dieſe Entwicklung hatte die bedenklichſten Folgen. 

Früher war — abgeſehen von der in der Protektion ge⸗ 
legenen Fehlerquelle — für die Auswahl der Beamten nicht nur 
bei der Berufung in ein Miniſterium, ſondern auch für die Be⸗ 
ſetzung der Stelle eines Departements- oder Sektionsvorſtandes 
in den Miniſterien die perſönliche Eignung maßgebend. Der in 
Betracht kommende Beamte ſtand im Wettbewerb mit der ganzen 
Schar entſprechend qualifizierter Kollegen. Die Ausleſe er⸗ 
folgte daher im allgemeinen aus dem Kreiſe der Geeignetſten 
ohne Rückſicht auf die nationale Zugehörigkeit. Nun trat der 
Fall ein, daß für einen beſtimmten Poſten ein Pole oder Tſcheche 
von den Parteien gefordert und von der Regierung auch zuges 
ſtanden wurde. Damit war das im allgemeinen höher quali⸗ 
fizierte deutſche Element ausgeſchaltet und die Ausleſe erfolgte 
nur mehr in dem kleineren Kreiſe der polniſchen oder tſchechiſchen 
Beamten. Die Folge war, daß ein Mann auf einen Poſten 
kommen konnte, für den er früher nie in Betracht gezogen worden 
wäre. Verſtärkt wurde dieſe Wirkung noch durch folgenden 
Umſtand. | 

Ich will den nichtdeutſchen Nationen des geweſenen Öfter- 
reich nicht nahe treten, aber ihre Bildungsmittel ſtanden nicht 
auf der Höhe der deutſchen. Das iſt kein Vorwurf, ſondern 
die bloße Feſtſtellung einer — bei der Kürze ihrer kulturellen 
Entwicklung und bei der im Verhältnis zum deutſchen Volke 
geringen Volkszahl begreiflichen — geſchichtlichen Tatſache. Die 
deutſchen Univerſitäten, die auf der ganzen großen deutſchen 
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Wiſſenſchaft fußten, ſtanden weit über den nichtdeutſchen und 
die Anforderungen, die ſie an ihre Schüler ſtellten, waren weit 
höhere. Dazu kam noch, daß manche juriftifhen Fakultäten 
nichtdeutſcher Univerſitäten ſich bei den Prüfungskandidaten mit 
Abſicht mit beſcheideneren Anforderungen begnügten, als es an 
den deutſchen Univerſitäten üblich war, um raſch eine größere 
Zahl akademiſch gebildeter Volksgenoſſen und damit eine wirf- 
ſame Konkurrenz gegen die deutſchen Beamten zu ſchaffen. 
Mit den fortſchreitenden Erfolgen der nationalen Bewegung 
wurden die Forderungen nach nichtdeutſchen Beamten in den 
Miniſterien immer energiſcher und größer. Die Folge davon 
war, daß in letzter Zeit ein förmlicher nationaler Schlüſſel bei 
der Beſetzung leitender Stellen in den Miniſterien zur An⸗ 
wendung kam und die Nationen einzelne Stellen geradezu als 
„nationalen Beſitzſtand“ in Anſpruch nahmen. Wohin man, 
vom fachlichen Standpunkte betrachtet, bei dieſer Methode kam, 
kann man ſich vorſtellen. So wurde beiſpielsweiſe durch Jahre 
eine Sektion des Finanzminiſteriums durch einen Herrn ge— 
leitet, der die deutſche Sprache fo mangelhaft beherrfchte, daß 
er ſtändig einen jüngeren Beamten zugeteilt haben mußte, der 
ihm bei der Stiliſierung von Anderungen oder Zuſätzen in den 
Referaten behilflich war. Damit hätte man ſich ſchließlich noch 
abfinden können, wenn er ein ausgezeichneter Fachmann geweſen 
wäre. Aber er war außerdem jeder fachlichen und allgemeinen 
Bildung bar. Er verſtand es nur, die Kenntniſſe und die 
Arbeit anderer entſprechend zu verwerten. Ich ſage das nicht 
als Tadel, denn ich halte dieſe Fähigkeit unter den gegebenen 
Verhältniſſen im Intereſſe der Sache gelegen. Er machte ſeinen 
Hilfsarbeitern gegenüber auch kein Hehl aus ſeinen Unkenntniſſen 
und ließ ſich willig belehren. Dieſer Herr, der in jüngeren 
Jahren wegen mangelnder Eignung bei Beförderungen über- 


268 V. Der Mangel des Staatsgedankens und die Verwaltung 


gangen worden war, kam auf den hohen Poſten nur aus dem 
Grunde, weil der nationale Schlüſſel die Beſetzung dieſer Stelle 
mit einem Angehörigen ſeiner Nationalität forderte und kein 
anderer Mann, der dieſe Bedingungen erfüllt hätte, zu dieſer 
Zeit im Finanzminiſterium zur Verfügung ſtand. 

Dieſe Zuſtände verſchlechterten begreiflicherweiſe die Ver⸗ 
waltung immer mehr. Es war ein beliebtes Schlagwort, das 
Schlagwort von der ſchlechten öſterreichiſchen Verwaltung, bes 
ſonders wenn man ſie mit der preußiſchen verglich. Ich will 
die Frage hier unerörtert laſſen, ob es für einen Staat ein Glück 
iſt, wenn er eine ausgezeichnete Verwaltung mit der Preisgabe 
der freiheitlichen Erziehung ſeiner Bürger erkauft und ſich zu 
einem — wenn auch modernen, techniſch ausgezeichnet kon⸗ 
ſtruierten — Polizeiſtaat entwickelt. Die Kataſtrophe, die über 
das deutſche Volk hereingebrochen iſt, ſcheint mir das Gegenteil 
zu beweiſen. Die öſterreichiſche Verwaltung mit der preußiſchen 
zu vergleichen, iſt von vornherein vollkommen verfehlt, weil beide 
auf ganz anderen Vorausſetzungen ruhten. Die preußiſche Ver— 
waltung war für einen national einheitlichen Staat zuge⸗ 
ſchnitten. Sie baute Schritt für Schritt einen deutſchen 
Staat auf. Dort, wo ſie vor nationalen Problemen ſtand — 
in der Polenfrage —, hat ſie verſagt. Hierbei iſt noch gar nicht 
auf die grundlegenden Verſchiedenheiten in der hiſtoriſchen Ent— 
wicklung der beiden Staaten Rückſicht genommen. Wenn man 
alſo die preußiſche und öſterreichiſche Verwaltung vergleichen 
will, ſo müßte man eigentlich den Vergleich dort anſetzen, wo 
ähnliche Vorausſetzungen gegeben ſind, nämlich dort, wo ſie beide 
auch nationale Probleme zu löſen hatten. 

Es liegt mir vollkommen fern, die Mängel der öſterreichi— 
ſchen Verwaltung beſchönigen zu wollen, aber das Urteil wird 
vorſichtiger, wenn man ſich vor Augen hält, daß es dieſer Ver— 
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waltung durch die Jahrhunderte doch gelungen ift, aus fo diſpa⸗ 
raten Elementen, wie ſie in der Monarchie vereinigt waren, 
einen modernen Staat aufzubauen. Ich habe Urteile aus ver- 
ſchiedenen Kreiſen über die italieniſche Verwaltung in den durch 
den Frieden von St. Germain an Italien abgetretenen öſter— 
reichiſchen Gebieten gehört, die darin übereinſtimmen, daß die 
öſterreichiſche Verwaltung weitaus beſſer war. Wenn ſo nur 
die Südtiroler Deutſchen urteilen würden, könnte man dieſes 
Urteil als befangen ablehnen. Aber ſelbſt die italieniſche Be— 
völkerung iſt der gleichen Anſicht. Im ehemaligen öfterreichi- 
ſchen, nun italieniſchen Süden kurſiert das Sprichwort: Der 
öſterreichiſche Amtsſchimmel war ein Rennpferd im Vergleiche 
zum italieniſchen. Auf vielen Gebieten haben die Italiener, als 
ſie mit der Abſicht kamen, nunmehr der Bevölkerung den Segen 
einer modernen Verwaltung zu bringen, zu ihrem Erſtaunen 
Einrichtungen vorgefunden, die den ihrigen weit überlegen waren. 

Vergegenwärtigt man ſich die Hemmungen, mit denen die 
öſterreichiſche Verwaltung im Laufe der Jahrhunderte gekämpft 
hat, ſo kann man ihr die Anerkennung nicht verſagen. Es iſt 
eine Summe von Kulturarbeit geleiſtet worden, die erſt jetzt 
zutage tritt. Die aus der Monarchie hervorgegangenen National- 
ſtaaten kommen ſchon jetzt — im weiteren Verlaufe der Er— 
eigniſſe wird es in immer ſtärkerem Maß der Fall ſein —, wenn 
auch widerwillig zur Erkenntnis, daß fie die Möglichkeit, felb- 
ſtändige Staaten zu bilden, überhaupt erſt der vielgeſchmähten 
öſterreichiſchen Verwaltung danken. Letzten Endes iſt das, was 
hier geleiſtet wurde, deutſche Arbeit geweſen. Kaum iſt je ein 
Wort treffender geweſen, als das Wort, daß die öſterreichiſchen 
Deutſchen der Kulturdünger der Monarchie waren. Wenn man 
tiefer in die Dinge hineinſieht, ſo kommt man zur Erkenntnis, 
daß die in der letzten geſchichtlichen Periode eingetretene unleug⸗ 
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bare Verſchlechterung der öſterreichiſchen Verwaltung ihre Wurzel 
nicht eigentlich in der Verwaltung ſelbſt hatte, nicht eine Art 
inneren Verfalls des Apparates, ſondern eine Folge der ge— 
ſchilderten Umgeſtaltung der politiſchen Verhältniſſe war. 

Wenn auch kein Zweifel beſteht — den Nachweis glaube 
ich erbracht zu haben —, daß die Verſchlechterung der Ver— 
waltung ohne Löſung der großen öſterreichiſchen Probleme dauernd 
nicht aufzuhalten war, ſo wäre es doch ebenſo zweifellos mög⸗ 
lich geweſen, das Tempo des Niederganges zu verlangſamen. 
Schon das wäre ein Gewinn geweſen. Vielleicht wäre bei einer 
beſſeren Organiſation zu verhindern geweſen, daß fünf Herren 
in einem Salon des Auswärtigen Amtes den Krieg beſchließen. 
Die Möglichkeiten ſind unabſehbar. Nun wird der Außen⸗ 
ſtehende einwenden, daß es doch Sache der Miniſter geweſen 
wäre, wenigſtens ſoweit es ſich um techniſche Fragen handelte, 
den Betrieb zu verbeſſern. 

Einer der Hauptgründe, daß die Miniſter überhaupt kaum 
dazu kamen, ſich mit der Organiſation ihrer Reſſorts eingehen⸗ 
der zu beſchäftigen, war der raſche Wechſel der Kabinette. Ich 
habe während einer nicht ganz achtjährigen Tätigkeit im Finanz⸗ 
miniſterium acht Miniſter mitgemacht !). 

Das ergibt eine Durchſchnittslebensdauer für den Finanz ⸗ 
miniſter von kaum einem Jahre. In dieſer kurzen Zeit kann 
ſelbſt ein aus der Bureaukratie des Finanzminiſteriums hervor— 
gegangener Finanzminiſter, der den Apparat kennt, nichts unter- 
nehmen. Übernahm nun ein mit dem Finanzreſſort unvertrauter 
Außenſeiter das Portefeuille, was häufig vorkam, ſo reichte das 
Jahr gar nicht aus, um das Gebiet, das ihm zur Verwaltung 


1) Vom April 1908 bis Dezember 1917 waren Finanzminiſter: Dr. v. Bis 
linski, Dr. Meyer, v. Zaleski, Dr. Frh. v. Engel, Dr. v. Leth, Marek, Dr. Frh. 
v. Spigmüller und Dr. Frh. v. Wimmer. 
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übergeben war, näher kennen zu lernen. Gewiß iſt, daß ein 
genial veranlagter Laie ſich auch in fremde Materien einzu- 
arbeiten vermag, und dann vielleicht Hervorragenderes leiſtet, 
als der Fachmann, der oft vor lauter Fachwiſſen die großen 
Linien nicht ſieht. Aber Öfterreih war nicht allzu reich mit 
Genies geſegnet. Ich habe mehr Gelegenheiten gehabt, die Hilf— 
loſigkeit ſolcher Männer kennen zu lernen, als ihre Genialität. 
Die Zeit, die ſeit dem Zuſammenbruche vergangen iſt, iſt noch 
zu kurz, um Einzelheiten erzählen zu können. Ich kann heute nur 
ſagen, es waren ſtarke Stücke, die ich in dieſer Beziehung er— 
lebt habe. 

Ein weſentliches Hindernis war für die Minifter die In— 
anſpruchnahme durch Empfänge und Konferenzen, die derart 
überhand genommen hatten, daß fie gewöhnlich erſt in den Abend— 
ſtunden in die Lage kamen, ſich ihrem eigentlichen Geſchäfte zu 
widmen. In den Vormittagsſtunden und meiſt auch am Nach— 
mittage reichte einer dem anderen die Türe. Man kann ruhig 
ſagen, daß neun Zehntel dieſer Beſuche nichts als Zeitvergeudung 
waren. Gewiß hätte ſich ein großer Teil dieſer Störer bei 
einiger Energie abſchütteln laſſen, aber das Kommen der übrigen 
hing mit den wirren politiſchen Verhältniſſen zuſammen, in denen 
Dinge zu Problemen wurden, die in einem anderen Staate einem 
untergeordneten Verwaltungsorgane zur Entſcheidung überlaſſen 
worden wären. Hier zeigte ſich der Mangel eines Staats— 
ſekretärs. 

Die Miniſterien waren in der Weiſe konſtruiert, daß die 
einzelnen Departements nach Materien in Gruppen — Sektionen 
genannt — zuſammengefaßt waren, an deren Spitze die Sek— 
tionschefs ſtanden. Sie unterſtanden unmittelbar dem Miniſter, 
der alſo der Punkt ſein ſollte, in dem einerſeits alle Fäden zu— 
ſammenlaufen und andererſeits die Verbindung der Sektionen 
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untereinander gegeben ſein ſollte. Dieſe Aufgabe konnte der 
Miniſter unter den gegebenen Verhältniſſen nicht erfüllen. Dies 
hätte nur ein den Sektionschefs übergeordneter Staatsſekretär 
— als Dauernder in der Erſcheinungen Flucht — tun können. 
Es wurde auch öfters an die Schaffung von Staatsſekretär⸗ 
ſtellen gedacht. Aber hier war wieder die leidige Politik das 
Hindernis. Nicht mit Unrecht wurde gegen dieſen Plan der 
Einwand erhoben, daß bei unſeren politiſchen Verhältniſſen die 
Staatsſekretärpoſten wieder Gegenſtand des politiſchen Kuh⸗ 
handels geworden wären. Die einzelnen Nationen hätten bei 
der Beſetzung dieſer Stellen die Einhaltung eines nationalen 
Schlüſſels gefordert und jeder einzelne Staatsſekretärpoſten 
wäre zum Streitobjekt zwiſchen den Nationen geworden. Zum 
Schluſſe wäre dann die Beſetzung nicht nach der perſönlichen 
Eignung, ſondern nach der nationalen Zugehörigkeit erfolgt. 
Ohne den Zweck zu erreichen, wäre die Verwaltung verteuert und 
umſtändlicher gemacht worden. Das iſt wieder ein Beiſpiel da- 
für, wie wichtige Fragen der Verwaltung an dem öſterreichiſchen 
Hauptprobleme ſcheiterten. 

Dazu kam noch, daß die Miniſter von den großen politiſchen 
Fragen nahezu ausgeſchaltet waren. Seit die Entwicklung der 
inneren Politik parlamentariſche Kabinette unmöglich gemacht 
hatte und an der Spitze der Verwaltung aus der Bureaukratie 
hervorgegangene Miniſter ſtanden, wurde die innere Politik faſt 
ausſchließlich vom Miniſterpräſidenten gemacht, der ſich meiſt 
gar nicht die Mühe gab, ſeine Kollegen im Miniſterrat ent— 
ſprechend zu informieren. Das Verhältnis dieſer Miniſter zum 
Miniſterpräſidenten war überhaupt mehr das eines Vorgeſetzten 
zu feinen Untergebenen. Ich habe Zeiten mitgemacht, wo Mi- 
niſterpräſidenten den Miniſtern einfach Aufträge gaben, die 
kaum mehr die äußerliche Form eines Erſuchens wahrten. Daß 
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der Miniſterpräſident verfaſſungsmäßig ein primus inter pares 
war, daran dachte niemand. Insbeſondere waren im Kabinette 
des Grafen Stürgkh die einzelnen Reſſortminiſter eigentlich 
nichts anderes als ſeine Sektionschefs. Nun ergibt ſich dieſelbe 
Frage, die ich vorhin bei der Beſprechung des Verhältniſſes 
zwiſchen dem gemeinſamen Miniſter des Außern und den Mi⸗ 
niſtern der beiden Staaten der Monarchie geſtellt habe: warum 
ließen ſich die Miniſter eine ſolche Behandlung gefallen? Ich 
habe die Frage dort nicht vollſtändig beantwortet. Hier will 
ich es ausführlicher tun. 

Der ehemalige öſterreichiſche Handels- und Finanzminiſter 
Dr. Spitzmüller hat die Stellung der öſterreichiſchen Reſſort— 
miniſter in ſeiner mehrfach erwähnten Schrift als „ärmlich“ 
bezeichnet. Ich wüßte keine beſſere Bezeichnung. Ihre Stel⸗ 
lung war wirklich im wahrſten Sinne des Wortes ärmlich. Der 
mit der Miniſterſchaft verbundene äußere Glanz konnte nur 
Fernerſtehende täuſchen. Ich habe eine Reihe von öſterreichiſchen 
Miniſtern an der Arbeit geſehen und kann nur ſagen, daß das 
Gefühl, das ich dabei hatte, meiſt das des Bedauerns war. 

Dies gilt natürlich nur für die aus der Bureaukratie her— 
vorgegangenen Miniſter. Da jedoch in der letzten Zeit parla— 
mentariſche Kabinette nicht mehr zuſtande kamen und infolge— 
deſſen mit ſogenannten Beamtenkabinetten regiert werden mußte, 
trifft dieſe armſelige Stellung geradezu auf die Miniſter 
ſchlechtweg zu. Fragen wir uns nach der Urſache dieſer Er— 
ſcheinung, ſo kommen wir zu der Erkenntnis, daß ſie in der 
ganzen Herkunft dieſer Männer liegt. 

Zu Miniſtern wurden Männer aus der höheren Bureau— 
kratie, meiſt Sektionschefs der betreffenden Miniſterien, er— 
nannt, an deren Spitze ſie nun treten ſollten. Meiſt waren es 


Männer in vorgerückten Jahren, die langſamer oder ſchneller die 
Kleinwaechter, Untergang der Oeſterreich.⸗ungar. Monarchie 18 
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bureaukratiſche Stufenleiter emporgeſtiegen waren. Wie jeder 
Beruf auf die Charakterbildung wirkt, ſo natürlich auch der 
eines Verwaltungsbeamten. Ein im Verwaltungsdienſte ver⸗ 
brachtes Leben mit ſeinem Zwang, ſich fremden Meinungen an⸗ 
zupaſſen, Hemmungen nicht durch Kampf, fondern durch ge⸗ 
ſchicktes Umgehen zu überwinden, ſchafft Charaktere, denen meiſt 
jene Eigenſchaften fehlen, die im rauheren politiſchen Kampfe 
die Vorausſetzungen für den Erfolg ſind. Ich ſage das nicht, 
um einen Tadel auszuſprechen, ſondern ich nehme die Dinge 
ganz natürlich und ſelbſtverſtändlich, wie ſie eben ſind. An 
die mehr oder weniger ſtille Facharbeit gewöhnt, nach innen 
wohl mit Verantwortung belaſtet, nach außen aber immer durch 
den Miniſter gedeckt, fällt es einem ſolchen Manne ſchwer, nun 
plötzlich gleihfam auf der Straße zu arbeiten. Aus dem 
Schatten des Bureaus iſt er mit einem Male in das Licht der 
Öffentlichkeit geſtellt. Bisher war fein Name nur den Fach⸗ 
genoſſen und nur jenen nichtbureaukratiſchen Kreiſen bekannt, 
die mit ſeinem Sondergebiet in Berührung kamen. Nun wan⸗ 
dert ſein Name durch alle Blätter, die vor aller Augen Kritik 
an dem neuen Manne üben, und zwar Kritik von der ſachlichen 
Beurteilung feines Reſſorts angefangen bis zum rückſichts⸗ 
loſeſten perſönlichen Angriff. Menſchen, die nie in der Öffent- 
lichkeit geſtanden ſind, deren Handeln oder Denken niemals in 
der Preſſe diskutiert wurde, haben eine Art Keuſchheitsgefühl, 
das ſie die Berührung mit dieſer Seite der Außenwelt ſcheuen 
und jeden perſönlichen Angriff ſchmerzhaft empfinden läßt. 
Dieſer plötzliche Wechſel der Lage iſt nur zu leicht geeignet, das 
Gemüt zu verwirren und Zaghaftigkeit und Angſtlichkeit ſelbſt 
bei Männern hervorzurufen, denen in ihrem früheren Berufe 
Tatkraft und Zielbewußtheit nicht gefehlt hat. Für den Beruf 
des Politikers und des Miniſters iſt eine dicke Haut eine not⸗ 
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wendige Ausrüſtung für den Lebenskampf. Die Atmoſphäre, 
in der die oberſte Schichte der Bureaukratie lebte, war jedoch 
eher geeignet, eine dünne empfindliche Haut zu entwickeln. Es 
gab wohl Ausnahmen, deren Organismus die Eignung beſaß, 
ſich der geänderten Lebensform anzupaſſen und die den neuen 
Lebensbedingungen angemeſſenen Organe zu entwickeln aber ſie 
waren die Ausnahmen. Abgeſehen von dieſer notwendigen, ich 
könnte ſagen, körperlichen Umwandlung, erforderte jedoch das 
Miniſteramt eine völlige Umſtellung des Blicks. Ein Sektions⸗ 
chef betrachtet letzten Endes die Dinge immer vom Standpunkte 
ſeiner Sektion, das heißt eines Sondergebietes, auch wenn er 
nicht ein beſchränkter Bureaukrat iſt. Das muß auch ſo ſein, 
weil ſonſt eine vertiefte Spezialarbeit kaum möglich iſt. Beim 
Miniſter rücken aber die Dinge in eine ganz andere Perſpektive. 
Er muß nicht nur das ganze Reſſort überblicken, ſondern es auch 
als Teil der Geſamtverwaltung und dieſe wieder als Teil der 
Geſamtpolitik des Staates ſehen. Dieſe Betrachtungsweiſe 
zwingt, da die menſchliche Leiſtungsfähigkeit Grenzen hat, zur 
Vernachläſſigung der unwichtigen Einzelheiten und Feſthaltung 
der großen Linien. Es iſt im Weſen derſelbe Unterſchied, wie 
zwiſchen einem Meiſter, der mit feinem Pinſel entzückende Por- 
trätminiaturen ſchafft, und dem, der mit breitem Pinſel große 
Wände mit Fresken bedeckt. Der Vergleich iſt auch in dem 
Sinne gemeint, als er kein Urteil über den Wert beider Arten 
des Schaffens enthält. Wollte man die Pinſel der beiden 
Meiſter vertauſchen, das Ergebnis wäre in der Regel der Fälle 
kein erfreuliches. 

Dieſer geiſtigen Umſtellung waren die Beamtenminiſter 
meiſt nicht gewachſen. Der Fernſtehende iſt geneigt, darin etwas 
Tadelnswertes zu erblicken, aber mit Unrecht, denn er ahnt nicht, 
welche gewaltige Anforderungen ſie an das menſchliche Gehirn 
Ä 18* 
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ſtellt. Ich möchte daher — wenn auch vielleicht mit einiger 
Übertreibung — ſagen, daß, je tüchtiger als Fachmann ein Sek⸗ 
tionschef iſt, deſto ungeeigneter iſt er für den Miniſter. Womit 
jedoch keineswegs auch geſagt fein ſoll, daß mangelhafte Fach⸗ 
kenntniſſe die richtige Vorausſetzung für den Miniſter ſind, wie 
anſcheinend in Oſterreich mitunter geglaubt wurde. Es iſt eben 
ein grundſätzlicher Unterſchied zwiſchen den geiſtigen Eigenſchaften 
eines tüchtigen Miniſters und denen eines tüchtigen Sektions⸗ 
chefs. Dieſe grundſätzliche Verſchiedenheit iſt bei uns leider viel 
zu wenig erkannt worden und man hat dadurch auf beiden Seiten 
Schaden angerichtet. Der Verwaltung entzog man hervorragende 
Kräfte, der Regierung gab man ſchlechte Miniſter. 

Darauf iſt die bei uns ſo häufige Erſcheinung zurückzu⸗ 
führen, daß Beamtenminiſter, auf die man auf Grund ihrer 
Vergangenheit große Hoffnungen ſetzte, außerordentlich enttäuſcht 
haben. Ich habe Gelegenheit gehabt, ſolche Männer arbeiten 
zu ſehen. Sie ertranken förmlich in Akten, weil ſie ſich von ihrer 
früheren Arbeitsmethode nicht losreißen konnten. Es fehlte 
ihnen der raſche, das Ganze überſchauende Blick, der ſofort unter- 
ſcheidet, was als vom Standpunkte des Miniſters unwichtiges 
Detail den Mitarbeitern überlaſſen werden kann und was der 
eigenen Entſcheidung vorbehalten bleiben muß. Sie arbeiteten 
mit derſelben Genauigkeit, mit der ſie als Sektionschefs ge— 
arbeitet hatten. Ich ſah Miniſter an den Entwürfen gleich 
gültiger Noten rein ſtiliſtiſche Anderungen vornehmen. Ja einer 
ging ſoweit, daß er eine im Akte vorkommende Addition am 
Rande mit Bleiſtift nochmals durchrechnete, um ſich von ihrer 
Richtigkeit zu überzeugen. Dieſe Art der Arbeit, die ſchon ein 
Sektionschef nur mit außerordentlichem Zeitaufwand leiſten 
kann, machte es dem Miniſter bei dem Umfange ſeiner Geſchäfte 
unmöglich, den wirklich wichtigen Angelegenheiten ſeine volle 
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Aufmerkſamkeit zu widmen. Die Akten ſtauten ſich im Arbeits⸗ 
zimmer des Miniſters. Dadurch erwuchs neue Arbeit, da in 
der Zwiſchenzeit ſich oft die Sachlage änderte und eine Um- 
arbeitung der Erledigungsentwürfe notwendig machte. Das 
wirkte wieder lähmend auf die Referenten und ihre Hilfsarbeiter. 
Kurz die ganze Maſchine arbeitete keuchend mit einem rieſigen 
Arbeitsverluſt und geringem Nutzeffekte. Dabei rieben ſich dieſe 
Miniſter im Dienſte auf. 

Daß ſolche Miniſter nicht die richtigen Männer ſind, um 
im Parlament ihren Mann zu ſtellen, iſt begreiflich. Sie wur- 
den mitunter wohl als Fachmänner geachtet, aber ſie fanden 
keinen geiſtigen Kontakt mit dem Haufe. Da ihnen jeder Nüd- 
halt an einer Partei fehlte, mußten fie ſich erſt durch ihre Per- 
ſönlichkeit eine Stellung verſchaffen, was meiſtens ſchon aus 
dem Grunde nicht gelingen konnte, weil ſie entweder überhaupt 
keine Redner waren oder — nur gewöhnt, in interminiſteriellen 
Konferenzen in kleinem Raume unter Gleichgeſtellten oder Gleich— 
geſinnten das Wort zu ergreifen — den richtigen Ton nicht finden 
konnten, um auf die Volksvertretung Eindruck zu machen. Ich 
habe Miniſter von hervorragendem fachlichen und allgemeinen 
Wiſſen gekannt, die im Parlamente geradezu klägliche Figuren 
machten, die jeder erſte beſte politiſche Agitator aus der Pro- 
vinz in der Technik der Maſſenbehandlung turmhoch überragte. 

Solche Männer hatten dem Miniſterpräſidenten gegenüber 
einen ſchweren Stand. Über Antrag des Miniſterpräſidenten 
vom Kaiſer ins Kabinett berufen, ohne jeden Boden in der po— 
litiſchen Welt, waren ſie geradezu ſeine Geſchöpfe, deren Leben 
von ihm abhing. Es war in Öfterreich nicht üblich, daß Be⸗ 
amtenminiſter auf ihre früheren Sektionschefspoſten zurück— 
kehrten. Ich erinnere mich lediglich an einen Ausnahmefall, 
der übrigens auch nicht geeignet war, zu einer Wiederholung 
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einzuladen. Wenn nun ſeine Uhr abgelaufen war, gab es nur 
die Möglichkeit, auf einem der Poſten in der Verwaltung, die für 
einen Miniſter in Betracht kamen, unterzukommen oder aber 
in den Ruheſtand zu treten. Da die Zahl dieſer Poſten gering, 
bei den häufigen Kabinettwechſeln die der geweſenen Miniſter 
ziemlich groß war, gab es meiſt mehr Bewerber als Stellen. 
Der parlamentariſche Miniſter kehrt nach ſeiner Demiſſion wie⸗ 
der dahin zurück, woher er gekommen iſt, ins politiſche Leben. 
Für ihn iſt die Miniſterſchaft eine — angenehme oder unange⸗ 
nehme — Epiſode. Für den Beamtenminiſter bedeutet ſie, wenn 
er nicht eine Wiederverwendung im Staatsdienſte findet, das 
Fallen in eine Verſenkung. Oſterreich hat eine Reihe geweſener 
Miniſter aufzuweiſen gehabt in noch leiſtungsfähigem Alter, je⸗ 
doch zu alt, um einen neuen Beruf anzufangen, die tatenlos 
umhergingen und in Vereinsmeierei einen kümmerlichen Erſatz 
für ihr früheres Wirken ſuchten. Dazu kam noch die mit der 
Verſetzung in den Ruheſtand verbundene finanzielle Frage. 
Der Ruhegehalt eines Miniſters betrug in Oſterreich, wenn 
der Miniſter ſamt ſonſtiger vorausgegangener Staatsdienſtzeit 
eine Geſamtdienſtzeit von 35 Jahren aufweiſen konnte, 
20000 K. Das war das höchſte, was er an Ruhegehalt er- 
reichen konnte. Das iſt ein Betrag, mit dem ſelbſt vor dem 
Kriege eine Familie in Wien nur ſehr beſcheiden leben konnte. 
Nun darf nicht vergeſſen werden, daß der Mann, der plötzlich 
auf dieſe Einkünfte geſetzt wurde, aus einer hervorragenden, 
mit gewiſſem äußeren Glanz verbundenen Stellung kam und da— 
her ganz andere Anſprüche an das Leben zu ſtellen gelernt hatte, 
als es der Fall geweſen wäre, wenn er ruhig als Sektionschef 
ausgedient hätte. Wenn er über kein eigenes Vermögen ver- 
fügte, hingegen erwachſene Kinder hatte, fo konnte ſich die Not— 
wendigkeit ergeben, daß Ihre Exzellenz, die Gattin des Mi⸗ 
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niſters, der bisher ein Automobil zur Verfügung ſtand, mit der 
Markttaſche einkaufen gehen mußte. Der Einwand, den man 
heute vielleicht machen wird, daß es Leute gebe, die nicht einmal 
das hatten, wird dadurch erledigt, daß dieſe Leute eben nicht den 
Schritt von oben nach unten gemacht haben und daher ihre Lage 
nicht ſo bitter empfinden. Hatte der Miniſter noch nicht 
35 Dienſtjahre hinter ſich, ſo erfuhr ſein Ruhegehalt, wenn nicht 
der Kaiſer ſich ſeine Wiederverwendung vorbehielt, eine ent— 
ſprechende Verminderung. Ich erinnere mich an einen Fall, wo 
ein Miniſter, der vorher nicht Staatsbeamter, ſondern Rechts 
anwalt war, nach mehrjähriger Miniſterſchaft mit dem normal- 
mäßigen Ruhegenuß von beiläufig 9000 K. in den Ruheſtand 
hätte treten müſſen. Der Betreffende hatte ſeine Advokatur 
aufgegeben, war bereits ein älterer, nicht mehr ganz geſunder 
Herr und wäre ſomit vor der Notwendigkeit geſtanden, ſeine 
ſeither verlaufenen Klienten wieder zuſammenzuſuchen, um leben 
zu können. Im Gnadenwege erhöhte ihm an Stelle der beim 
Abgang üblichen Ordensauszeichnung der Kaiſer den Ruhegehalt 
auf 20000 K. Bei den aus der Beamtenſchaft hervorge— 
gangenen Miniſtern war es üblich geworden, daß auch, wenn ſie 
nicht in Staatsdienſte zurückkehrten, der Kaiſer ſich die „Wieder⸗ 
verwendung vorbehielt“, ſo daß ſie den vollen Ruhegehalt von 
20000 K. erhielten. 

Von größter Bedeutung aber war, daß die Frage, ob der 
demiſſionierende Miniſter wieder in den Staatsdienſt zurück— 
kehrte oder ob der Kaiſer ſich feine Wiederverwendung vorbe- 
hielt, eigentlich vom Miniſterpräſidenten abhing. Die Sache 
ſpielte ſich in der Weiſe ab, daß der Miniſterpräſident anläßlich 
der Demiſſion einen Vortrag an den Kaiſer erſtattete, in dem 
er feine Anträge bezüglich des künftigen Schickſals der Minifter 
ſtellte. Da ein Miniſter nicht gut zum Kaiſer betteln gehen 
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konnte, war er einfach auf das Wohlwollen des Miniſterpräſi⸗ 
denten angewieſen. Dies hatte natürlich die vollkommene Ab⸗ 
hängigkeit des Miniſters vom Miniſterpräſidenten zur Folge. 
Jede tiefgehende Differenz mit dem Miniſterpräſidenten konnte 
ſeine Zukunft in der empfindlichſten Weiſe ſchädigen. Der aus 
der Beamtenſchaft hervorgegangene Miniſter mußte daher trach⸗ 
ten, mit dem Miniſterpräſidenten auf gutem Fuße zu ſtehen. 
Kamen dann noch verſchiedene Eitelkeiten dazu, wie die Sehn⸗ 
ſucht, möglichſt raſch Wirklicher Geheimer Rat zu werden, den 
Freiherrnſtand oder einen hohen Orden zu erhalten, fo verſtärkte 
ſich die Abhängigkeit noch weiter, denn auch die Auszeichnungen 
wurden an die Miniſter vom Kaiſer nur über einen entſprechen⸗ 
den Antrag des Miniſterpräſidenten verliehen. Ich habe einen 
Miniſterpräſidenten gekannt, der die Mitglieder ſeines Kabinetts 
zwar ſehr höflich, aber durchaus als feine Untergebenen be- 
handelte. 

Daß ſolche Männer nicht die Eignung beſitzen, im Kabinett 
eine eigene Meinung zum Ausdruck zu bringen oder gar ein groß- 
zügiges Programm für die Löſung des Lebensproblems der Mon⸗ 
archie zu entwerfen und zu vertreten, iſt bei dieſen Verhältniſſen 
nicht zu verwundern. 

So ſah, wenn man hinter die Kuliſſen blickte, die Lage aus, 
in die mancher verdiente Staatsdiener geriet, wenn der ſogenannte 
ehrenvolle Ruf an ihn erging, ein Portefeuille zu übernehmen. 
Es kam daher häufig der Fall vor, daß hohe Staatsbeamte, die 
die Sache durchſchauten, ſich mit aller Macht gegen dieſe neue 
Würde ſträubten. Brauchte man den Mann wirklich — weil 
gerade kein anderer für den Poſten paßte —, ſo wurden allerhand 
Preſſionsmittel ausgeübt, um ihn willfährig zu machen. Man 
fing mit dem Appell an ſeine Vaterlandsliebe an und ging, wenn 
das nicht half, bis zum Wunſch — gleich Befehl — des Kaiſers. 
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Die Mitteilung, es ſei der direkte Wunſch feiner Majeſtät, wirkte 
bei vielen ſtaats⸗ und kaiſertreuen Beamten, die glaubten, ihrer 
Beamtenpflicht untreu zu werden, wenn ſie nicht nachgegeben 
hätten. Ich habe einen Miniſter gekannt, der während ſeiner 
Amtszeit jede Kabinettskriſe mit ſichtlicher Freude begrüßte, weil 
er von ihr die Erlöſung von ſeinem bürdevollen Amte erhoffte. 

Die ſo dachten, waren gerade die beſten Charaktere. Aber 
es gab auch ſolche, die am Portefeuille klebten, Himmel und 
Hölle in Bewegung ſetzten und alle jene Schleichwege gingen, 
deren es in Oſterreich eine Fülle gab, um im neuen Kabinett 
wieder ein Unterkommen zu finden. Es gab im Ruheſtand be 
findliche Miniſter, die Jahre hindurch die viele freie Zeit, über 
die ſie verfügten, dazu verwendeten, um wieder ein Portefeuille 
zu erlangen. Ihnen war die politiſche Richtung des Kabinetts 
ganz gleichgültig, wenn ſie ihm nur angehörten. Der heiterſte 
Fall war ein Miniſter, der, als der Miniſterpräſident dem 
Kaiſer die Geſamtdemiſſion des Kabinetts anbieten wollte, er— 
klärte, daß er für ſeine Perſon keinen Grund zur Demiſſion ein⸗ 
ſehe und bleibe. Der Miniſterpräſident ſah ſich ſchließlich ge- 
zwungen, ihm ein befriſtetes Ultimatum zu ſtellen, nach deſſen 
fruchtloſem Ablauf er beim Kaiſer die Enthebung des Wider— 
ſpenſtigen vom Amte beantragen würde. Das wirkte und der 
Miniſter bat um ſeine Entlaſſung. 

Die geſchilderte Lage der aus der Beamtenſchaft hervor— 
gegangenen Miniſter — und in der letzten Zeit beſtanden die 
Kabinette faſt durchwegs aus ſolchen — konnte ihnen weder 
nach innen noch nach außen eine feſte Stellung verleihen. Es 
würde zu weit führen, hier alle die Wirkungen, die dieſe Ver⸗ 
hältniſſe ausſtrahlten, zu verfolgen — fie könnten ein eigenes 
umfangreiches Werk füllen —, nur einen Punkt möchte ich noch 
berühren, das war der Verkehr mit der Preſſe. 
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Man mag über die Preſſe denken, wie man will. Man mag 
auf ſie mit der Bewunderung des Alltagsleſers für ſein Leib— 
blatt, man mag mit Haß und Spott auf ſie blicken, über die 
Tatſache kommt man nicht hinweg, daß ſie nun einmal da iſt 
und keine Ausſicht beſteht, daß ſie ihre Tätigkeit einſtellen wird. 
Ich will hier — ohne für die Auswüchſe der Preſſe blind zu 
ſein — die Frage übergehen, ob das moderne Leben ohne 
Tagespreſſe überhaupt noch denkbar wäre. Für den poſitiv 
arbeitenden Staatsmann reicht die rein verneinende Kritik, mag 
ſie auch in der Form noch ſo unterhaltſamer Kauſerie auftreten, 
nicht aus. Für ihn gibt es nur eines: mit ihr als einer ge⸗ 
gebenen Tatſache zu rechnen und ſich danach einzurichten. 

Die Beamtenminiſter, denen im Gegenſatz zu den parla⸗ 
mentariſchen Miniſtern jede Erfahrung im Verkehre mit der 
Preſſe fehlte, verſtanden es nicht, mit ihr in ein richtiges Ver⸗ 
hältnis zu kommen. Hier wirkte — unbewußt — noch der alte 
Polizeiſtaat nach, dem der Mann, der etwas drucken läßt, ſchon 
von vornherein verdächtig iſt. Es iſt eine Beobachtung, die 
man immer wieder machen kann, daß Menſchen, die ſich niemals 
literariſch betätigt haben, eine gewiſſe, mit Ehrfurcht gemiſchte 
Angſt vor dem gedruckten Wort haben. Ahnliche Gefühle, wenn 
auch in verdünnter Form, brachten dieſe Miniſter der Preſſe 
entgegen. Dies führte dazu, daß ſie eigentlich nur zwei Me⸗ 
thoden im Verkehre mit der Preſſe kannten, nämlich entweder 
den Zeitungsmann von oben herab als minderwertig zu be— 
handeln oder aber ihm eine ſchlecht angebrachte, von ihm übrigens 
weder geforderte noch geſchätzte Unterwürfigkeit zu bezeugen. Da 
ſich keine dieſer Methoden auf die Dauer konſequent durchführen 
ließ, entſtand ein unaufhörlicher Wechſel dieſer beiden Methoden, 
was womöglich noch ſchlechter war. 

Erſchwert wurde die Haltung der Miniſter freilich durch 
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den Umſtand, daß der Apparat der Miniſterien für den Ver⸗ 
kehr mit der Preſſe nicht eingerichtet war. Es fehlte an einem 
entſprechend organiſierten Preſſedienſt. Für dieſen Dienſt eignet 
ſich — wenige Ausnahmen abgerechnet — der Beamte über- 
haupt nicht. Ihm, der an eine ſtreng geregelte Laufbahn ge- 
wöhnt iſt, fehlt das Verſtändnis für das ungebundenere Leben 
des Zeitungsmannes. Er, der ſeine Aufgaben mit trockener 
Sachlichkeit behandelt — vielleicht ſogar behandeln muß —, 
kann es nicht begreifen, daß man auch trockene Dinge in anregen- 
der Form darſtellen kann und muß. Hier liegen zwei — ich 
könnte faſt ſagen künſtleriſche — Gegenſätze vor. Dieſe Gegen- 
ſätze kommen im perſönlichen Verkehre in einem Mißtrauen 
des Bureaukraten dem Journaliſten gegenüber zum Ausdruck. 
Dies, verbunden mit der Scheu vor der Zeitung überhaupt, 
führt dazu, daß der Beamte dem Journaliſten am liebſten aus 
dem Wege geht, oder, wenn ihn ſein Beruf zum dienſtlichen 
Verkehre zwingt, in ängſtlicher diplomatiſcher Zurückhaltung ſein 
Heil ſucht. Dieſe Methode kann ſolange genügen, als die Be⸗ 
hörde lediglich der gebende und die Zeitung lediglich der neh⸗ 
mende Teil iſt. In dem Augenblick aber, wo die Behörde die 
Preſſe braucht — und das war bei den Miniſterien der Fall — 
verſagt fie. Auf die Dauer iſt ein vertrauter Verkehr mit Jour⸗ 
naliſten unmöglich, wenn man ihnen lediglich mit Geheimnis⸗ 
krämerei entgegenkommt. Der Journaliſt ſucht Anregung und 
wenn er immer nur langweiliges nichtsſagendes Aktendeutſch 
zu hören bekommt, ſo gibt er es auf. Hingegen wird er ſelbſt 
mitteilſam, wenn er auf der anderen Seite Verſtändnis und 
Entgegenkommen findet. Hierbei iſt eine überängſtliche Zurück⸗ 
haltung überdies gar nicht notwendig, denn kein Vertreter eines 
großen Blattes läßt — ſchon aus eigenem Intereſſe, um ſich 
ſeine Quelle nicht ſelbſt endgültig zu verſtopfen — den mit ihm 


284 V. Der Mangel des Staatsgedankens und die Verwaltung 


dienſtlich verkehrenden Staatsfunktionär abſichtlich durch eine 
Indiskretion aufſitzen. Ich kann hier nicht näher darauf ein⸗ 
gehen, wie ſich der Preſſedienſt hätte organiſieren laſſen. Über 
dieſes Thema ließe ſich viel ſagen. Die Haupturſache der 
vollkommen verfehlten Art des Verkehrs mit der Preſſe erblicke 
ich darin, daß die Bedeutung des Zeitungsweſens ſowohl für 
die innere wie für die äußere Politik bei uns nie erfaßt wurde. 
Insbeſondere hatte man keine Ahnung, welchen Machtfaktor 
die auswärtige Preſſe darſtellte. Ich erinnere nur an den 
Spott, mit dem das von der engliſchen Regierung eingeleitete 
Unternehmen Lord Northeliffes bei uns aufgenommen wurde. 
Der Krieg wird in dieſer Beziehung wohl manchem die Augen 
geöffnet haben. 

Das Ergebnis war, daß die Miniſter die richtige Fühlung 
mit der Preſſe nicht gefunden und damit ein wirkungsvolles 
Mittel zur Feſtigung ihrer äußeren Stellung nicht verwendet 
haben. 

Ohne Parteirückhalt, ohne Fühlung mit der Offentlich⸗ 
keit, innerlich ſchwach, von der Gunſt der Miniſterpräſidenten 
abhängig, fo ſahen in der letzten Zeit — wenige Ausnahmen ab- 
gerechnet — unſere Miniſter aus. Überblicken wir das ganze 
Bild der öſterreichiſchen Verwaltung, wie es ſich vor dem Krieg 
darſtellte, ſo ſehen wir, daß auch ſie an dem Fehlen eines 
Staatsgedankens krankte und daß aus dieſer letzten Wurzel 
alle Mängel und Übel herkamen. Lange Zeit hatte der alte 
habsburgiſche Hausmachtgedanke, in ihr eine Zuflucht findend, 
Widerſtand geleiſtet, bis er auch hier im Begriffe war, den ein⸗ 
dringenden neuen Ideen zu erliegen. 


VI. Die Stellung des Deutſchen Reiches 
zur Oeſterreichiſch-ungariſchen Monarchie. 


Die Stellung des Deutſchen Reiches zur Oſterreichiſch-unga⸗ 
riſchen Monarchie war für ihr Schickſal von außerordentlicher 
Bedeutung. Insbeſondere aber gilt das für das Schickſal der 
öſterreichiſchen Deutſchen. Wenn ich früher hervorgehoben habe, 
daß die Deutſchen die einzige Nation waren, die bis zum Schluſſe 
den habsburgiſchen Hausmachtgedanken vertreten und darüber 
ihre eigenen Intereſſen vergeſſen haben, ſo iſt dieſe Politik zum 
großen Teile auf die Haltung des Deutſchen Reiches gegenüber 
der Monarchie zurückzuführen. 

Bismarcks weitſchauender Blick hatte erkannt, daß ein 
einiges Deutſchland ſolange nicht möglich iſt, als Habsburger 
und Hohenzollern miteinander um die Führung des deutſchen 
Volkes ringen. Für beide Häuſer war kein Raum in den deuf- 
ſchen Landen. Eines von beiden mußte weichen. Er entfchied ſich 
für die Hohenzollern, erſtens weil er erkannt hatte, daß die 
Habsburger — ſchon wegen ihrer nichtdeutſchen Beſitzungen — 
außerſtande waren, ein einiges Deutſchland zu ſchaffen, und 
zweitens, weil er ein Preuße war. Mit der Verdrängung der 
Habsburger aus Deutſchland — 1866 — war das nächſte Ziel 
erreicht. Nun mußte die Wunde, die dieſem Hauſe geſchlagen 
worden war, vernarben, denn noch war Frankreich, das nächſte 
Hindernis der Einigung, zu überwinden, und ein Fortglühen des 
habsburgiſchen Zornes hätte den letzten Schritt zum Ziel un- 
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möglich gemacht. Alſo möglichſte Milde gegen den überwunde⸗ 
nen Gegner. Schwere Widerſtände galt es zu überwinden, 
vor allem die ſeines Königs, der vom Siege berauſcht, ohne 
Bismarcks Blick für die Zukunft den Sieg im weiteſten Sinne 
ausnützen wollte. Die Verſöhnungspolitik gelang und führte 
ſchließlich zum Bündnis mit der Monarchie. 

Dieſe Politik war notwendig, um die Schaffung des Deut⸗ 
ſchen Reiches zu ermöglichen, fie mußte die Deutſchen Öfterreiche 
opfern. Wir ſind gewöhnt, das Deutſche Reich als das zu 
betrachten, als was wir es vor dem Kriege und dann im Kriege 
geſehen haben, als eine trotz allen inneren ſtaatlichen Selb⸗ 
ſtändigkeiten feſtgefügte Einheit. Daß aber die Teile in vierzig 
Jahren ſo zuſammenwachſen würden, daß ſelbſt der unglücklich 
ausgegangene Krieg ſie nicht nur nicht voneinander löſen, ſon⸗ 
dern noch feſter verſchmelzen laſſen werde — ein Kriegsergebnis, 
das weiterblickende Franzoſen heute mit Recht als eine halbe 
Niederlage des ſiegreichen Frankreich erkennen — war damals 
nicht vorherſehbar. Eine Einbeziehung der öſterreichiſchen Deut— 
ſchen in das Einigungsprogramm hätte das ganze Unternehmen 
wahrſcheinlich zum Scheitern gebracht, denn zum Gegenſatz Hohen⸗ 
zollern — Habsburg hätte ſich noch der öſterreichiſche Katho— 
lizismus geſellt. Eine weitere Poſt in der Rechnung war die 
Erwägung, daß Oſterreichs Deutſche — damals beſtand ja noch 
die deutſche Vorherrſchaft in Oſterreich — eine beſondere Auf- 
gabe als Rückendeckung für das Deutſche Reich zu erfüllen hatten. 
Sie hatten die Aufgabe, eine auf die Einflüſſe der ſlawiſchen 
Nationen der Monarchie zurückzuführende, Deutſchland feindliche 
Politik zu verhindern. Solange die öſterreichiſchen Deutſchen 
in Oſterreich und die Magyaren in Ungarn die Führung in der 
Monarchie hatten, konnte mit Sicherheit angenommen werden, 
daß eine Wendung der Monarchie ins feindliche Lager unmöglich 
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ſei. Um dieſe Haltung der öſterreichiſchen Deutſchen möglich zu 
machen, mußte das junge Deutſche Reich ſich auf den Standpunkt 
des Verzichtes auf die deutſchen Gebiete Hſterreichs ſtellen. 
Ich erinnere nur daran, was ſchon früher erwähnt wurde, daß 
nach 1866 mit einer kräftigen deutſchen Irredenta in Öfter- 
reich gerechnet und von manchen Seiten ſogar der Zerfall der 
Monarchie prophezeit worden war. Dieſen Erwartungen galt 
es mit allem Nachdruck entgegenzutreten und alles zu tun, um 
den Nachbarn zur Überzeugung zu bringen, daß das Deutſche 
Reich wirklich keine Anſprüche auf die deutſchen Gebiete Öfter- 
reichs erhebe. Ich kann nicht nachdrücklich genug hervorheben, 
daß wir die damalige Lage des Deutſchen Reiches und ſeine 
ſich daraus ergebende Politik nicht mit unſeren heutigen Augen 
betrachten dürfen, ſondern uns in dieſe Zeit zurückverſetzen 
müſſen. Dieſe Abſage des Deutſchen Reiches an die öſter— 
reichiſchen Deutſchen iſt mit der vollen damals notwendigen 
Gründlichkeit geſchehen. Alle Anlehnungsverſuche wurden, ſelbſt 
mit empfindlicher Verletzung der Gefühle der öſterreichiſchen 
Deutſchen, ebenſo energiſch wie deutlich abgelehnt. Wie gründ- 
lich dies geſchehen iſt, beweiſt die Tatſache, daß es zu einer deut— 
ſchen Irredenta in Öfterreich nicht gekommen iſt. 
Die Notwendigkeit, dieſe Politik erkannt zu haben, iſt die 
große Tat Bismarcks. Aber jede Politik iſt nur denkbar als 
Rechnung, die auf beſtimmten Vorausſetzungen ruht. Die 
klügſte Politik kann, wenn ſich dieſe Vorausſetzungen ändern, zu 
einer verfehlten Politik werden, wie jede Rechnung falſch wird, 
wenn andere Faktoren an die Stelle der früheren treten. Dieſe 
Bismarckſche Politik gründete ſich auf die Vorausſetzungen: 
Unmöglichkeit der Schaffung des Reiches bei unverſöhnlichem 
Haſſe der Habsburger, Ungewißheit über die Feſtigkeit des 
Reichsbaues und Vorherrſchaft der Deutſchen in Oſterreich. 
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Solange dieſe Vorausſetzungen beſtanden, ſolange war dieſe 
Politik richtig, war ſie die einzige Politik für das Deutſche 
Reich. | 

Nun trat die Wendung in der Politik der Monarchie ein. 
Die deutſche Vorherrſchaft in Oſterreich ſchmolz von Tag zu Tag 
zuſammen, die magyariſche Vorherrſchaft in Ungarn — noch 
mit Gewalt erhalten — wurde mit dem Erſtarken der ſla⸗ 
wiſchen Nationen immer widernatürlicher. Gleichzeitig wuchſen 
die Teile des Deutſchen Reiches immer mehr zu einem ſtarken 
einheitlichen Organismus zuſammen. Mit dieſer Veränderung 
der Vorausſetzungen war der Augenblick gekommen, die Politik 
des Deutſchen Reiches der Monarchie gegenüber einer Reviſion 
zu unterziehen. 

Ich weiß nicht, ob Bismarck in der letzten Zeit feiner Wirk⸗ 
ſamkeit dieſe Wandlung bereits erkannt hat. Vielleicht wird 
uns darüber der in Ausſicht geſtellte dritte Band feiner Ge- 
danken und Erinnerungen Aufſchluß geben. Wenn es auch nicht 
der Fall wäre, es täte ſeiner Größe keinen Abbruch, denn man 
ſchrieb, als Bismarck ſeine Entlaſſung erhielt, den 20. März 
1890. In den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts waren 
die Linien der Entwicklung der inneren Verhältniſſe der Mon⸗ 
archie noch nicht ſo deutlich ſichtbar, wie zehn oder zwanzig Jahre 
ſpäter. Auch war das Reich noch jung und hatte genug mit ſich 
ſelbſt zu tun. Aber daß den Nachfolgern des großen Kanzlers 
der Blick für dieſe Entwicklung fehlte, war vielleicht das Ver— 
hängnis Deutſchlands und des deutſchen Volkes. 

Mit der Schaffung des Deutſchen Reiches war die erſte 
Stufe der politiſchen Zuſammenfaſſung des deutſchen Volkes 
erreicht. So groß die Leiſtung war, ſie war kein Endziel, durfte 
kein Endziel ſein. Zehn Millionen Deutſche, in unmittelbar 
angrenzenden geſchloſſenen Gebieten wohnend, ſtanden außerhalb 
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des Reiches. Das ſind nicht verſprengte Volksſplitter, auf die 
ein Nationalſtaat verzichten kann, unter Umſtänden ſogar ver⸗ 
zichten muß. Deutſchland ohne die öſterreichiſchen Deutſchen 
war eine unfertige Sache. Mit der Schaffung des Deutſchen 
Reiches war das Problem der Vereinigung des deutſchen Volkes 
in einem Staate nur vorläufig gelöſt. Gewiß eine notwendige 
vorläufige Löſung, aber eben doch nur eine vorläufige Löſung. 
Wenn Deutſchland auf die deutſchen Schweizer verzichtet hat, 
ſo iſt das ein Standpunkt. Es iſt zu lange her, daß ſie ſich 
vom Reiche gelöſt haben. Sie hatten ſich ſelbſt losgeriſſen, 
waren in Groll geſchieden. Eine Jahrhunderte währende Tren— 
nung, das Zuſammenleben mit Romanen in einem eigenartigen, 
nur unter den beſonderen geographiſchen Vorausſetzungen mög— 
lichen Staatsweſen hat ſie im Laufe der Zeit trotz gemeinſamer 
Sprache mit ihren Brüdern im Reiche faſt zu einer eigenen 
Nation gemacht. Und was die Hauptſache iſt, ſie ſelbſt ſehnten 
ſich nicht zum Reiche zurück. Anders die öſterreichiſchen Deut— 
ſchen. Sie waren ohne, ja gegen ihren Willen aus dem Reiche 
hinausgedrängt worden. Sie waren die Opfer des Gegenſatzes 
zwiſchen Hohenzollern und Habsburgern. Der Hinauswurf galt 
den Habsburgern und die öſterreichiſchen Deutſchen mußten mit— 
gehen. Ihr Ausſcheiden aus Deutſchland hatte ſich in der 
neueſten Zeit abgeſpielt, zur Entwicklung einer „öſterreichiſchen“ 
Nation hat — abgeſehen von anderen Momenten — die Zeit 
gefehlt. Die Sehnſucht nach dem Reiche ſchlummerte — teils 
unbewußt — in ihren Seelen. 
| Nachdem das Deutſche Reich geſchaffen, die erſte Stufe 
auf dem Wege zur Vereinigung des deutſchen Volkes erreicht 
war, gab es kein anderes natürliches politiſches Ziel, als nun 
auch die zweite und letzte Stufe zu erreichen, nämlich auch die 
öſterreichiſchen Deutſchen mit dem Reiche zu vereinigen. Nur 
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ein einziges Moment hätte vielleicht das Beſcheiden auf der erſten 
Stufe, den dauernden Verzicht auf die öſterreichiſchen Deutſchen 
begründen können, wenn nämlich zu erwarten geweſen wäre, 
daß die öſterreichiſchen Deutſchen mit den übrigen Nationen 
— mindeſtens Oſterreichs — zu einer neuen Nation, den „Oſter⸗ 
reichern“ zuſammenzuwachſen. Nur halbwegs ſcharfer politiſcher 
Blick mußte aber ſehen, daß das nicht nur zu erwarten war, 
daß die Monarchie nichts weniger als im Begriffe war, zu einer 
Art neuen großen Schweiz zu werden, ſondern, daß die Ent- 
wicklung auf den Untergang der öſterreichiſchen Deutſchen ge— 
richtet war. Damit war der einzig mögliche Grund — ich 
ſage abſichtlich mögliche Grund, denn auch er war nicht un— 
bedingt ſtichhaltig — für den Verzicht auf die öſterreichiſchen 
Deutſchen gefallen. Ä 

Das deutſche Volk hat einen großen Mann hervorgebracht, 
der ſeinen Schickſalsweg erkannt und es bis zur erſten Stufe 
ſeiner politiſchen Entwicklung geführt hat. Dann kamen Zwerge 
die ſich mit dem Erreichten begnügten. 

Ein Verhängnis war es auch, daß der Schaffung des 
Reiches ein beiſpiellos raſches wirtſchaftliches Aufblühen folgte. 


Aus dem kleinen Mann war in wenigen Jahrzehnten ein reiher 


Herr geworden. Dieſe Entwicklung erweckte den Anſchein, als ſei 
nunmehr politiſch alles erreicht und als handle es ſich für das 
deutſche Volk um nichts anderes mehr als um einen möglichſt 
guten Platz an der wirtſchaftlichen Sonne. Ein häßlicher Zug 
nach Vermehrung der materiellen Güter erfaßte einen großen 
Teil des deutſchen Volkes im Reiche. Das raſche Reichwerden 
hatte alle böſen Erſcheinungen des Emporkömmlings im Ge— 
folge. An Stelle des Ringens um ideale Güter trat das be— 
friedigte Lächeln des erfolgreichen Geſchäftsmannes, der ſich 
erhaben dünkt über die ſogenannten Ideale. Vergebens erhoben 
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ſich die Stimmen der Beſten des Volkes, die voll Sorge in die 
Zukunft blickend, zur Einkehr mahnten. Sie fanden kein Ge⸗ 
hör, denn die Ziffern in allen ſtatiſtiſchen Kolonnen ſtraften ſie 
ſcheinbar Lügen. 

So paradox es klingt, aber ein Volk kann nicht allein da- 
von leben, daß es immer beffer lebt. Es iſt ein völliges Ver— 
kennen einzelpſychologiſcher und ſoziologiſcher Erfahrung, wenn 
man glaubt, daß Idealismus ein überflüſſiger, ja hindernder 
Ballaſt in der Aufwärtsentwicklung ſei. Nüchterner Realismus 
tötet den Einzelnen wie das Volk. Die ſogenannte Realpolitik 
iſt, wenn ſie ſich nicht mit Augenblickserfolgen begnügen will, 
falſch, denn ſie gründet ſich auf unvollſtändige Vorausſetzungen, 
indem ſie mit unausrottbaren höheren Gefühlen nicht rechnet, die 
die Menſchheit als Ganzes, ſeit wir ihre Geſchichte kennen, trotz 
gegenteiliger Einzelerfahrungen erfüllen. Sie iſt ebenſo 
falſch, wie eine idealiſtiſche Politik, die die Wirklichkeiten des 
Lebens vernachläſſigt. Das Deutſche Reich hatte, trotz aller 
Phraſen in Zeitungen und Büchern ſein ideales Ziel verloren. 
Was waren die Worte vom deutſchen Gedanken in der Welt, von 
Deutſchlands Zukunft auf dem Waſſer und wie alle die ſchönen 
Schlagworte heißen, in den Ohren der meiſten anderes, als eine 
Variation des Themas vom Platze an der Sonne? Schließlich 
lief alles darauf hinaus, neue Erwerbsmöglichkeiten und damit 
neue Gewinnmöglichkeiten zu ſchaffen. Dieſen Zwecken diente 
letzten Endes die Kolonialpolitik, diente die Flotte, diente — 
ohne es ſelbſt zu wiſſen — die Armee. 

Ich höre den Einwand, den man mir machen wird. Und 
England? Man verkennt England, wenn man alles auf ſeinen 
„Krämergeiſt“ zurückführt. Das iſt eines von jenen Kriegs— 
ſchlagworten, das zur Anfachung des Kriegswillens ſeine Dienſte 
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nichts beiträgt. Dieſelben Menſchen, die an den engliſchen Krä⸗ 
mergeiſt glauben, glauben ebenſo daran, daß die Engländer die 
Vernichtung Deutſchlands nur aus dem Grunde angeſtrebt haben, 
weil der deutſche Fleiß ſie gezwungen hätte, entweder die deutſche 
Arbeitshaſt mitzumachen oder ihre Vorſtellung vom lebens werten 
Leben, nämlich Arbeit, aber auch Zeit zu Sport und behaglichem 
edlen Lebensgenuß, aufzugeben. Sind das nicht ſich wider⸗ 
ſprechende Gedanken? Welche Lebensauffaſſung iſt die höhere, 
die, die als Sinn des Lebens atemloſe Arbeit um des Güter- 
erwerbes willen erklärt, Arbeit, bis der Körper auf dem errafften 
Reichtum müde zuſammenſinkt oder in lärmenden rauchigen ſoge⸗ 
nannten Vergnügungslokalen zu künſtlichem Genuſſe aufgeſtachelt 
wird, oder die, die in der Arbeit nur das Mittel ſieht, um Zeit 
und Raum für Kulturgenüſſe zu ſchaffen? England glaubt an 
feine Weltmiſſion. Jeder einzelne Engländer lebt in der Über⸗ 
zeugung, daß es für die Menſchheit das größte Glück wäre, „am 
engliſchen Gedanken zu geneſen“. Ob dieſer Gedanke richtig iſt 
oder nicht, iſt gleichgültig. Der Glaube an ihn genügt und 
verſetzt Berge. An dem Tage, da das engliſche Volk ihn ver- 
liert, beginnt ſein Untergang. 

Der zweite Einwand, den man mir machen wird, iſt der, 
daß nicht das ganze deutſche Volk ſo gedacht hat, wie ich es 
geſchildert habe. Gewiß, es gab — gottlob — noch Deutſche 
in großer Zahl, für die es höhere Ziele gab, als dem Wachſen 
des Bankguthabens mit tiefſter Befriedigung zuzuſehen. Aber 
ſie waren nicht diejenigen, die den „Kurs“ beſtimmten. Die 
Richtung der politiſchen Entwicklung wurde von denen beſtimmt, 
deren Endziel Gütererwerb war, Gütererwerb, auch wenn dabei 
die Seele ſtirbt. Wenn ſie das deutſche Volk wären, dann 
würde ich ſeinem Untergange keine Träne nachweinen. Lieber 
ſehe ich mein Volk in Ehren von dieſem Stern verſchwinden, 
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als ſich langſam in jenen ſchnoddrigen, blaſierten, hochfahrenden, 
protzigen, unkultivierten Typus verwandeln, dem wir an allen 
möglichen Orten begegnet ſind, von Scham erfüllt, daß dieſe 
Leute ſich auch Deutſche und Volksgenoſſen eines Goethe nennen 
dürfen. Dieſer Geiſt breitete ſich immer weiter aus und die 
Gefahr beſtand, daß unter feinem Gifthauch das wahre Deutſch⸗ 
tum zugrunde geht, das Deutſchtum unſerer Dichter und Denker, 
das weder einer Kommandoſtimme noch des Säbelraſſelns be— 
darf, um die Menſchheit von feinem Ewigkeitswert zu über- 
zeugen. Vielleicht bedeutet die furchtbare Kataſtrophe, die über 
das deutſche Volk hereingebrochen iſt, die Rettung vor dem 
moraliſchen Niedergang. 

Geblendet durch den wachſenden Wohlſtand, ſah das deutſche 
Volk nicht, daß ſeine politiſche Aufgabe mit der Reichsgründung 
noch nicht vollendet war. Sein Unglück war, daß ihm nach Bis⸗ 
marck kein wahrhaft großer Führer erſtanden iſt, der ihm recht 
zeitig die Augen geöffnet hätte. Das, was Führer war, glaubte 
ſeine Pflicht am beſten zu erfüllen, indem es eine Politik trieb, 
die, ihrer Äußerlichkeiten entkleidet, im Weſen nichts anderes 
war, als ein großzügiges Streben nach immer neuen Erwerbs— 
möglichkeiten. Die übrigen aber wandten ſich immer mehr von 
der Politik ab, in dem Glauben, daß das Schickſal des Reiches 
in dieſen Händen am beſten aufgehoben ſei, und freuten ſich, 
wie herrlich weit man es gebracht hatte. Dieſe Abkehr von der 
Politik gerade jener, die nicht nur das Recht, ſondern auch die 
Pflicht gehabt hätten, ein Wort mitzureden, hat es möglich ge— 
macht, daß die Diſtanz zwiſchen wirtſchaftlicher und politiſcher 
Entwicklung immer größer wurde. 

Für Deutſchland gab es nach der Erſtarkung des Reiches 
nur eine Politik: die 10 Millionen ausgeſtoßener Stammes⸗ 
brüder wieder zu gewinnen. An die Erweiterung afrikaniſcher 
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Kolonien, an die Erwerbung von Südſeeinſeln dachte man, aber 
die öſterreichiſchen Deutſchen wurden vergeſſen. Es iſt ganz 
unbegreiflich und nur aus dem unpolitiſchen Geiſt des deutſchen 
Volkes zu erklären, daß die Politik des Reiches ſoweit von ihrem 
natürlichen Wege abweichen konnte. 

Das Zuſammenwachſen des Reiches und der Niedergang 
der deutſchen Vorherrſchaft in Hſterreich fielen zeitlich zu⸗ 
ſammen. Damit war der Augenblick gegeben, der Politik der 
Monarchie gegenüber eine andere Richtung zu geben. Ein ſchein⸗ 
bares Hindernis war der Bündnisvertrag. Dieſes Hindernis 
zu beſeitigen und einen ſanften Übergang zu der neuen Orien⸗ 
tierung zu finden, wäre übrigens nur eine Sache einfachſter po- 
litiſcher Technik geweſen. Abgeſehen davon war der Bündnis— 
vertrag kündbar und damit der Weg gewieſen, wie das Reich 
ſich auch moraliſch ſeiner Pflichten gegenüber der Monarchie hätte 
entledigen können. Daß man große nationale Ziele trotz ſolchen 
Vorträgen verfolgen kann, beweiſt übrigens — ohne fein Vor⸗ 
gehen verteidigen zu wollen — Italien. Selbſtverſtändlich hätte 
Hand in Hand mit dieſer Wendung eine Verſtändigung mit den 
Großmächten, insbeſondere mit England erfolgen müſſen. 

Über die Macht Englands hatte man ſich im Reiche einer 
argen Täuſchung hingegeben. Hiebei verſtehe ich unter Macht 
nicht ſo ſehr ſeine militäriſche Kraft im Augenblicke eines Kriegs— 
ausbruches, als die Kraftquellen, aus denen England zu ſchöpfen 
vermag, wenn es auf Sein oder Nichtſein ankommt. Unter 
dieſe Kraftquellen ſind ebenſo die zähe, auch durch anfängliche 
Mißerfolge nicht zu beugende Energie ſeines Volkes zu rechnen, 
die z. B. die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht ermög— 
licht hat, wie ſeine wirtſchaftlichen Möglichkeiten und die Fähig— 
keit, nahezu die ganze Welt zu Bundesgenoſſen zu gewinnen, 
das heißt in den Dienſt ſeiner Ziele zu ſtellen. Einer ſolchen 
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Macht gegenüber war der Gedanke, einmal mit ihr „abrechnen“ 
zu müſſen, eine verfehlte Idee. Wohl ſind — auch von der 
deutſchen Regierung gefördert — Verſtändigungsverſuche von 
Volk zu Volk unternommen worden. Sie täuſchten aber nicht 
darüber hinweg, daß im deutſchen Volke immer tiefer der Glaube 
eindrang, daß die Erde für Deutſchland und England zu klein 
geworden ſei, daß Deutſchlands weitere Entwicklung nur über 
Englands Leiche führe. Die ganze deutſche Flottenpolitik, der 
die offen eingeſtandene Abſicht zugrunde lag, eine Flotte wenig⸗ 
ſtens von einer ſolchen Größe zu ſchaffen, die es England „ris— 
kant“ machen würde, Deutſchland anzugreifen, war der ſicht— 
bare Beweis für dieſe Auffaſſung. Die Frage iſt hier ohne 
Bedeutung, wen die Schuld an der Entſtehung und dem 
Wachſen dieſes Glaubens trifft. Er war nicht nur gefährlich, 
ſondern auch falſch. 

Gefährlich war er, weil bei der günſtigen Lage Englands, 
der ungünſtigen Lage Deutſchlands und bei dem Entwicklungs⸗ 
vorſprung, den England insbeſondere bezüglich ſeiner Flotte 
Deutſchland gegenüber hatte, ein Einholen oder gar Überholen 
ohne vorherige kriegeriſche Auseinanderſetzung nicht zu erwarten 
war. Es war zu einem anerkannten Glaubensſatz geworden, 
daß Englands Beherrſchung der Meere ein Hindernis für die 
wirtſchaftliche Entwicklung Deutſchlands ſei. Auch dieſer Glau- 
bensſatz war — wenigſtens in der verbreiteten allgemeinen Faſ— 
fung — unrichtig. Jeder Kenner weiß, daß der deutſche Kauf— 
mann in den engliſchen Kolonien nicht anders behandelt wurde, 
als der engliſche. Seine Unrichtigkeit beweiſt übrigens auch die 
raſche und gewaltige Entwicklung des deutſchen Außenhandels. 
Das Hindernis der Beherrſchung der Meere durch England ver— 
minderte ſich im Weſen eigentlich mehr auf ein moraliſches Pro— 
blem. Dem in die Welt hinausziehenden deutſchen Kaufmann 
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war es unbehaglich, überall der engliſchen Flagge zu begegnen 
und er hätte es — wenn ſie ihn in ſeinen Geſchäften auch nicht 
hinderte — lieber geſehen, ſtatt der engliſchen ſeine Flagge zu 
finden. Hier eine Anderung herbeizuführen, wäre nur möglich 
geweſen, wenn Englands Herrſchaft über die Meere gebrochen 
würde. Es iſt meiner Auffaſſung nach vollkommen verfehlt, 
England — wie es immer wieder geſchieht — aus ſeiner See⸗ 
herrſchaft einen moraliſchen Vorwurf zu machen. Wenn man 
einen Vorwurf erheben will, ſo müßte er weiter nach rückwärts 
verlegt werden. England ohne Beherrſchung der Seewege nach 
ſeinen Kolonien wäre nicht mehr England. In dem Augen⸗ 
blick, wo ſeine Seeherrſchaft gebrochen iſt, wo die Meere in dem 
Sinne frei wären, daß eine andere Macht Englands Verbindun⸗ 
gen mit den Kolonien abzuſchneiden vermag, hat England auf⸗ 
gehört, der Staat zu ſein, der es heute iſt, dann wird es zu 
einem Portugal. Ich will die Frage ununterſucht laſſen, ob 
das nicht doch ein Verluſt für die Menſchheitskultur wäre. 
Soviel iſt aber gewiß, man kann von einem machtvollen Staate 
nicht erwarten, daß er ſich widerſtandslos in ſeinen Untergang 
fügt. Man müßte alſo, wenn man Vorwürfe machen will, 
England den Vorwurf machen, daß es England iſt und Eng: 
land bleiben will. Auf ſeine Seeherrſchaft könnte es nur dann 
verzichten, wenn ein wahrer Völkerbund — nicht der ſchwache 
Anſatz zu einem ſolchen, wie er in Verſailles geſchmiedet wurde — 
die Menſchheit umſchlingt, der ihm die gleiche Sicherheit für 
feine Wege ſichert wie heute feine Flotte. Jeder nüchtern Den- 
kende mußte unter den vor dem Kriege gegebenen Verhältniſſen 
wiſſen, daß der Verſuch, die „Freiheit der Meere“ durchzuſetzen, 
gleichbedeutend mit dem Verſuche war, England zu vernichten. 
Ebenſo mußte er wiſſen, daß England ſich mit allen ſeinen 
Kräften dagegen wehren würde. 
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Der Glaube, daß Deutſchlands weitere Entwicklung nur 

über Englands Leiche führt, war auch falſch, weil es für Deutſch— 
land Ausbreitungsmöglichkeiten gab, ohne mit England in Kon- 
flikt zu geraten. 
Wenn auch die Stellung Englands viel mächtiger war als 
die Deutſchlands, ſo war doch ſeine Lage eine viel gefährlichere. 
Zu Lande gab es für das engliſche Inſelvolk keine weiteren Ent- 
wicklungsmöglichkeiten. Nicht nur ſeine Zukunft, ſondern auch 
ſeine Gegenwart lag im wahrſten Sinne des Wortes auf dem 
Waſſer. Deutſchland hingegen war eine Kontinentalmacht. 
Seine Entwicklung auf dem Kontinent beſaß ſchon aus dem 
Grunde, weil zehn Millionen Deutſche außerhalb des Reiches 
ſtanden, außerordentliche Möglichkeiten. Vor Ausſchöpfung der 
kontinentalen Möglichkeiten Überfeepolitif zu betreiben, war ein 
Vorwegnehmen der notwendigen Entwicklungsſtufen, das nur 
begreiflich wird durch den allzu raſchen Aufſchwung, der Deutfch- 
land ſeine Kräfte überſchätzen ließ. 

Deutſchland hätte England überzeugen müſſen, daß es nicht 
die Abſicht habe, deſſen Weltſtellung zu zerſtören, dafür aber 
freie Hand auf dem Kontinent verlangen können. Dieſer Po— 
litik hätten auch Opfer gebracht werden müſſen. Zunächſt wäre 
nach einer Auseinanderſetzung mit England das deutſche Flotten— 
programm bis zu einer Grenze einzuſchränken geweſen, daß die 
deutſche Flotte für England keine Bedrohung bedeutet. Dies 
hätte natürlich in durchaus ehrlicher Weiſe und ohne jede Hinter- 
hältigkeit geſchehen müſſen. Als Preis wäre zunächſt die engliſche 
Anerkennung Deutſchöſterreichs als deutſche Intereſſenſphäre zu 
fordern geweſen, das heißt, England hätte zuſtimmen müſſen, 
daß im Falle der Auflöſung der Monarchie ihre deutſchen Ge- 
biete Deutſchland zufallen. Dieſe Verſtändigung mit England 
hätte mit dem Ziele ausgeſtaltet werden müſſen, ſchließlich zu 
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einem Bündnis der beiden Staaten zu gelangen. Ich glaube 
nicht, daß England eine ſolche Politik abgelehnt hätte, denn ſie 
hätte ihm große Vorteile gebracht. 

Wenn auch England in der Lage war, den Wettſtreit mit 
Deutſchland auszuhalten, ſo war er doch auch für England mit 
gewaltigen Kraftanſtrengungen verbunden. England nahm die 
deutſche Gefahr durchaus nicht leicht. Eine ganze Literatur drückt 
deutlich die Beſorgnis aus, die das engliſche Volk hegte. Ich 
erinnere nur daran, wieviel in England über die Gefahr einer 
deutſchen Invaſion geſchrieben wurde, welchen Eindruck die er- 
folgreichen Zeppelinfahrten ſchon im Frieden gemacht haben. 
Dieſe Beſorgniſſe zwangen England zu gewaltigen Flotten— 
rüſtungen und zu jener Politik der Ententen, die den Namen 
„Einkreiſungspolitik“ erhalten hat. Der Vorſprung, den die 
engliſche Flotte der deutſchen gegenüber hatte, verhinderte zunächſt 
wohl ein Eingeholtwerden durch die deutſche Flotte, aber das war 
nur möglich durch gewaltige Aufwendungen. Außerdem 
war es nie vorherſehbar, ob nicht ein unerwarteter techniſcher 
Fortſchritt das vorhandene Flottenmaterial entwertet und da— 
durch den engliſchen Vorſprung wett macht. Zum Teil iſt dies 
ja durch die Tauchboote geſchehen. Trotz allen Anſtrengungen 
mußte England damit rechnen, gegebenenfalls noch rechtzeitig, 
bevor der Kraftunterſchied zwiſchen ihm und Deutſchland ſich 
allzuſehr vermindert hätte, einen Entſcheidungskampf herbei— 
führen zu müſſen. Hierbei kam auch noch in Betracht, daß dieſer 
Kampf — wie es ja auch geſchehen iſt — ſich auch auf dem Lande 
abſpielen würde. Um ihn halbwegs ausſichtsreich führen zu 
können, mußte an die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht 
gedacht werden, eine Leiſtung, deren Größe wir, die wir an 
die allgemeine Wehrpflicht bereits ſeit einigen Generationen 
gewöhnt ſind, kaum richtig beurteilen können. Alle dieſe Laſten 
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hätte ſich England durch eine Verſtändigung mit Deutſchland 
erſparen können. 

Von größter Bedeutung aber war, daß die Ausbreitung 
eines Deutſchlands, das den Nachweis erbracht hat, Englands 
Seeherrſchaft nicht brechen zu wollen, auf dem Kontinent durch 
Erwerbung der deutſchöſterreichiſchen Gebiete engliſche Inter— 
eſſen nicht berührt hätte. England wäre alſo des Wettkampfes, 
der, wie der Krieg bewieſen hat, auch ihm die ſchwerſten Opfer 
auferlegt hat, ledig geweſen, ohne ſeine Intereſſen preisgeben 
zu müſſen. Dieſen offenbaren Vorteilen gegenüber wäre die 
engliſche Politik, die ſich ſtets von Klugheit leiten ließ, nicht 
blind geblieben. Durch das Zuſammengehen mit dem Deutſchen 
Reiche hätte ſich dann für England die Möglichkeit ergeben, ohne 
ſeine Seeherrſchaft bedroht zu ſehen, ſeine Macht außerordentlich 
zu ſteigern. England und Deutſchland — die ſtärkſte Seemacht 
und die ſtärkſte Landmacht — hätten ſich, ohne ſich gegenſeitig 
ſtören zu müſſen, wunderbar ergänzt. Beide Staaten im Bunde 
miteinander hätten, zumal vor dem erſt im Kriege eingetretenen 
militäriſchen Erſtarken der Vereinigten Staaten, Europa und 
die Welt beherrſcht. Die Umwandlung der Vereinigten Staaten 
in eine Militärmacht wäre im Frieden kaum durchſetzbar ge— 
weſen, auch nicht durch den Hinweis auf Japan. Wahrſcheinlich 
hätte der deutſch-engliſche Bund auf die Vereinigten Staaten 
eine ſo gewaltige Anziehungskraft ausgeübt, daß ſie — ſchon 
weil dadurch die japaniſche Gefahr erledigt geweſen wäre — 
ſich ihm angeſchloſſen hätten. Damit wäre ein Block geſchaffen 
geweſen, dem gegenüber die übrige Welt nicht mehr viel zu 
ſagen gehabt hätte. Hier hätte der Keim zum wahren Völker— 
bund gelegt werden können. Natürlich hätte alles dies nur 
geſchehen können unter ſteter aufrichtiger Anerkennung der eng— 
liſchen Seeherrſchaft. In dieſem Bunde hätte ſich für Deutſch— 
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land die Möglichkeit ergeben, ſeine Intereſſenſphäre über 
Deutſchöſterreich hinaus auf die baltiſchen Provinzen, ja viel⸗ 
leicht auf einen Teil des europäiſchen Rußland auszudehnen. 
Daß das ruſſiſche Reich in ſeiner damaligen Form nicht 
auf die Dauer beſtehen bleiben konnte, mußte ein weiterer Blick 
erkennen. Rußland hatte ſich in eine eigenartige Entwicklung 
gleichſam verrannt, aus der ohne Kataſtrophe ein Ausweg kaum 
mehr denkbar war. Ein Reich dieſes Umfanges mit Völkern 
ſo verſchiedener Kulturſtufe war anders als durch den Zarismus 
kaum zuſammenzuhalten. Dieſe Herrſchaftsform war jedoch bei 
der demokratiſchen Denkungsart, die die Kulturwelt — als Folge 
des geiſtigen und wirtſchaftlichen Fortſchrittes — erfaßt hatte, 
immer mehr zu einem Anachronismus geworden. Rußland war 
in die Lage geraten, daß ohne Zarismus ſein Beſtand unmöglich 
war, gleichzeitig es aber nur eine Frage der Zeit ſein konnte, daß 
der Zarismus als Staatsform nicht mehr haltbar war. Ruß⸗ 
land war eben eine aus veralteten Formen aufgebaute Herrſchaft. 
Es hatte das Unglück, daß ſeine innere politiſche Entwicklung mit 
ſeiner territorialen Ausdehnung nicht Schritt gehalten hatte. 
So war es denn an einem Punkte angelangt, wo es den Weg 
zur Demokratie nicht mehr finden konnte, ohne in Trümmer zu 
gehen. Hier liegt die Urſache aller inneren Kämpfe, die Ruß— 
land in der letzten Zeit ſeiner Geſchichte durchgemacht hat. Ob 
dieſer Gang der Entwicklung eine andere Richtung hätte nehmen 
können, wenn es große politiſche Führer gehabt hätte, oder ob 
er in der ſeeliſchen Konſtruktion des ruſſiſchen Volkes begründet 
und daher unabwendbar war, läßt ſich heute nicht mehr ent— 
ſcheiden. Gewiß iſt, daß der Krieg nicht die Urſache des ruſſi— 
ſchen Chaos war. Auch ohne Krieg wäre es menſchlicher Vor— 
ausſicht nach — vielleicht nur ſpäter — zu demſelben Ergebnis 
gekommen. Eine andere Löſung in milderer Form wäre nur 
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möglich geweſen durch friedliche „Durchdringung“ durch andere 
Staaten, ſo daß Rußland zu einer Art Perſien geworden wäre. 
Hier hätten ſich für Deutſchland gewaltige Möglichkeiten gegeben. 

Im Einvernehmen mit England wäre geradezu die Mög— 
lichkeit gegeben geweſen, das europäiſche und aſiatiſche Rußland 
als neues Intereſſengebiet — eventuell unter Heranziehung der 
Vereinigten Staaten — gleichſam aufzuteilen. Natürlich hätte 
eine ſolche Ausbreitung in der Welt nicht lediglich als „Herr— 
ſchaft!“ oder „Eroberung“ auftreten dürfen, ſondern fie hätte 
als Kulturtat geſchehen müſſen. 

Ich will den Gedanken, da er ja heute wertlos iſt, nicht 
fortſpinnen. Aber dieſe kurzen Andeutungen dürften genügen, 
um zu zeigen, welche unbegrenzten Möglichkeiten es hier gab. 

Man wird mir dagegen einwenden, daß derartige Gedanken 
im deutſchen Volke nicht zu finden waren. 

Ich unterſchätze keineswegs die Bedeutung ſogenannter 
Volksſtimmung. Aber jeder nüchterne Beobachter weiß — und 
der Krieg hat es hüben und drüben deutlich bewieſen —, daß 
große politiſche Führer Gedanken und Stimmungen in einem 
Volke wecken können, beſonders dann, wenn dieſe Gedanken 
und Stimmungen in der natürlichen Entwicklungsrichtung eines 
Volkes gelegen ſind. Es handelt ſich dann nur darum, latente 
Kräfte in Wirkſamkeit zu ſetzen. Wenn ein Mann in Deutſch⸗ 
land — natürlich einer in führender Stellung und von den 
maßgebendſten Faktoren gefördert — mit ſolchen Gedanken auf- 
getreten wäre, ich glaube, er hätte bald die ganze Nation als 
Gefolgſchaft gehabt. 

Der erſte Schritt auf dem Wege dieſer Politik wäre, nach 
vernünftiger Auseinanderſetzung mit England, geweſen, plan⸗ 
mäßig den Gedanken der Wiedergewinnung der deutſchöſterreichi— 
ſchen Länder in die Welt zu ſetzen. Ich ſage: Wiedergewinnung, 
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denn nicht unter dem Titel der Eroberung hätte dieſer Ge- 
danke auftreten dürfen, ſondern nur als Rückforderung des 
einſtigen Beſitzes, als „Erlöſung der Brüder“, genau ſo wie 
es Italien gemacht hatte. Der Menſchheit hätte ununterbrochen 
mit allen Mitteln der Agitation geſagt werden müſſen, daß 
Deutſchland nur ſein Recht verlangt, dasſelbe Recht, das andere 
Nationalſtaaten geltend machen. Die innere Politik Deutfch- 
lands wäre von ſelbſt nachgefolgt. Es iſt nicht daran zu zwei⸗ 
feln, daß dieſer Gedanke die ganze Begeiſterungsfähigkeit des 
deutſchen Volkes entflammt hätte. Gerade das deutſche Volk, 
das für ideale Ziele vielleicht leichter zu gewinnen iſt, als man⸗ 
ches andere Volk, hätte den Gedanken mit feiner ganzen Gründ- 
lichkeit und Zähigkeit verfolgt. Damit wäre dem deutſchen Volke 
ein großes nationales Ziel gewieſen geweſen, auf deſſen Er 
reichung ſich alle Kräfte eingeſtellt hätten. 

Eine ſolche deutſche Politik hätte auch die öſterreichiſchen 
Deutſchen zur Beſinnung gebracht oder beſſer geſagt, es wäre 
nicht dazu gekommen, daß ſie ſich in der, wie ſich gezeigt hat, 
ausſichtsloſen Idee erſchöpft hätten, aus Öfterreich einen deutſch— 
orientierten Staat machen zu wollen. Die öſterreichiſchen Deut— 
ſchen hätten dasſelbe getan, was die öſterreichiſchen Italiener 
getan haben, ſie wären Irredentiſten geworden. Das hätte 
Opfer, Märtyrer gekoſtet. Aber jedes Opfer, jeder Märtyrer 
wäre ein neues Werbemittel für die große Sache geweſen. Einer 
ſolchen gewaltigen Bewegung gegenüber, die von hüben und 
drüben ſich unaufhörlich verſtärkt hätte, wäre jeder Widerſtand 
in der übrigen Welt ebenſo unterblieben, wie er dem italieniſchen 
Irredentismus gegenüber unterblieben iſt. Deutſchland hätte 
Deutſchöſterreich geiftig erobert und nur auf den günſtigen Augen 
blick zu warten gebraucht, wo dieſer Eroberung die politiſche ge— 
folgt wäre. 
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Hand in Hand mit diefer Bewegung hätte das deutſche Volk 
auf das Gebiet der geiſtigen Eroberungen gelenkt werden müſſen. 
Es hätte, wozu es ſowohl die geiſtigen Anlagen wie die Mittel 


beſaß, auf die Entwicklung feiner geiſtigen Macht feine ganze 


Kraft aufwenden müſſen. Aufgabe einer wahrhaft großen Füh— 
rung wäre es geweſen, Deutſchland über die Denkungsweiſe 
der demokratiſchen Völker der Welt aufzuklären und auf den 
Widerſpruch hinzuweiſen, in den es — nicht aus mangelnder Be— 
fähigung hierzu, ſondern aus einer gewiſſen künſtlich gezüchteten 
ſondernationalen Beſchränktheit — zur übrigen Welt immer 
mehr geriet. Hier iſt nicht der Raum, auf dieſes Thema näher 
einzugehen. Ich muß mich mit Andeutungen begnügen. Ich 
möchte in dieſem Zuſammenhange nur auf den Eindruck ver 
weiſen, den das Verhalten der deutſchen Vertreter auf der 
letzten Haager Friedenskonferenz gemacht hat. Dieſes Verhalten 
bedeutete in ſeinen Folgen für Deutſchland faſt ſo viel, wie ein 
verlorener Krieg. Das fortwährende Reden von der „gepan⸗ 
zerten Fauſt“, von „Gott, der mit dem deutſchen Volke noch 
etwas Beſonderes vorhat“, vom „deutſchen Weſen, an dem die 
Welt geneſen müſſe“ und ähnlichen, zum mindeſten überflüſſigen 
Dingen war eine ununterbrochene Materiallieferung für alle 
Gegner des deutſchen Volkes. Verbunden mit einer großzügigen 
auswärtigen Politik in dem früher beſprochenen Sinne hätte 
Deutſchland jeden idealen Gedanken ſofort aufgreifen und durch— 
bilden müſſen, um der Welt zu zeigen, daß das deutſche Volk 
feinen Ehrgeiz hineinſetzt, ein Hort aller großen Menſchheits— 
gedanken zu ſein. An dieſem Weſen wäre die Menſchheit vielleicht 
geneſen. Und das deutſche Volk hätte dazu die Eignung gehabt. 
Es hätte ſich nur darum gehandelt, die ſchlummernden Kräfte zu 
wecken. Hier liegt auch die einzige Möglichkeit für die Zukunft. 
Das deutſche Volk muß ſich zurückfinden zum wahren Idealis⸗ 
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mus, nicht zu dem „in ſchimmernder Wehr“ und mit „trockenem 
Pulver“ einherſchreitenden mittelalterlichen Hohenzollernidealis⸗ 
mus, oder es wird untergehen. An eine Wiedereroberung ſeiner 
einſtigen Stellung auf dem Wege der Gewalt iſt nach allem, 
was ſich ereignet hat, nicht mehr zu denken. Nur geiſtig kann 
es ſeine Gegner von heute überwinden. Vom Eindringen dieſer 
Erkenntnis in die führenden Schichten hängt die Zukunft ab. 

Welche Folgen das Aufgeben der öſterreichiſchen Deutſchen 
für das deutſche Volk gehabt hat, haben Verſailles und Saint 
Germain bewieſen. Wenn wir heute mit gerechter Entrüſtung 
darüber klagen, daß das Selbſtbeſtimmungsrecht für alle Völker 
gilt, nur nicht für das deutſche, ſo iſt eine von den Urſachen auch 
das frühere Verhalten des Deutſchen Reiches feinen Stammes⸗ 
brüdern gegenüber. Jetzt nach einem unglücklichen Kriege, nach 
jahrzehntelangem Schweigen, konnte die plötzliche Forderung nach 
Vereinigung aller Deutſchen keinen ſtarken Eindruck machen. 
Jetzt mußte ſie den Anſchein erwecken, als hätte man ſich ihrer nur 
erinnert, um mit ihrer Hilfe einen Erſatz für die durch den 
unglücklichen Kriegsausgang erlittenen Verluſte zu finden. Nicht 
allein die feindliche und neutrale, ſondern auch die öſterreichiſche 
Offentlichkeit war für dieſe Forderung unvorbereitet. Nur dar⸗ 
auf iſt es zurückzuführen, daß die Frage des Anſchluſſes Deutſch— 
öſterreichs an das Deutſche Reich in Deutſchöſterreich Gegen— 
ſtand einer Debatte ſein konnte, daß ſich Gruppen finden konnten, 
die gegen den Anſchluß auftraten und damit dem Gedanken ſeine 
Stoßkraft nahmen. Wäre eine jahrzehntelange Anſchlußpolitik 
vorausgegangen, dann wäre eine Bewegung von einer ſolchen 
elementaren Kraft entſtanden, daß es ſehr fraglich iſt, ob die 
Entente — ſchon ihren eigenen Völkern gegenüber — die Kraft 
gehabt hätte, den Anſchluß zu verhindern. Daß die Verhinde— 
rung des Anſchluſſes für die Entente ſelbſt heute nicht ſo einfach 
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war, geht daraus hervor, daß ſie, trotzdem Deutſchland und 
Deutſchöſterreich vollkommen wehrlos ſind und ſich alles hätten 
gefallen laſſen müſſen, es dennoch nicht gewagt hat, expressis 
verbis den Anſchluß zu verbieten, ſondern geſchickte Umwege ge— 
wählt hat, um ihn unmöglich zu machen. Man darf eben nicht 
vergeſſen, daß auch die Regierungen der Gegner nicht als ab- 
ſolute Herrſcher auftreten können, ſondern von den Meinungen 
ihrer Völker abhängen. Wenn die Entente daher zur Verhinde— 
rung des Anſchluſſes den direkten Weg vermieden hat, ſo geſchah 
es nicht aus zarter Rückſicht für uns, ſondern, weil die offen- 
kundige Verleugnung des Selbſtbeſtimmungsrechtes dem deut- 
ſchen Volke gegenüber ſie in einen, wenn auch heute nur ſchwachen, 
ſo doch für die Folge nicht bedeutungsloſen Gegenſatz zu ihren 
eigenen Völkern bringen konnte. Heute konnte ſie es wagen, 
denn ihre Völker hatten vorher niemals etwas davon gehört, 
daß das Deutſche Reich Anſprüche auf ſeine Stammesgenoſſen 
in Oſterreich erhebe und die öſterreichiſchen Deutſchen in der 
Sehnſucht nach der Vereinigung mit dem Mutterlande eines 
Sinnes ſeien. Sie konnten daher auch in der Ablehnung dieſer 
Forderung nicht eine ſo tiefe Verletzung des Gerechtigkeits— 
gefühles empfinden, wie dies etwa der Fall geweſen wäre, wenn 
die italieniſchen nationalen Anſprüche unbefriedigt geblieben 
wären. 

Die verfehlte Richtung der Politik des Deutſchen Reiches 
iſt nicht allein eine der Urſachen geweſen, die zum Kriege ge- 
führt haben, ſondern fie hatte auch das verhängnisvolle Er- 
gebnis, daß Deutſchland ſich mit den ſchlechteſten Bundesge⸗ 
noſſen verband, die in Europa überhaupt zu finden waren. Sie 
hat dazu geführt, daß die Erhaltung der öſterreichiſch-ungariſchen 
Monarchie als eine Lebensnotwendigkeit Deutſchlands angeſehen 
wurde. Dieſe Auffaſſung hatte die Folge, daß, ra an die 
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Löſung des Bündniſſes zu denken, dieſes immer mehr vertieft 
wurde. Deutſchland verkettete ſich mit der Monarchie ſo ſehr, 
daß es ſchließlich in den Strudel mitgeriſſen wurde, ohne jedoch 
dabei ein wirkungsvolles Gegengewicht gegen die ſich immer mehr 
verſtärkenden Kräfte der Ententeſtaaten zu gewinnen. Dieſe 
Lage ließ ſogar die Türkei — ein hoffnungsloſes, überlebtes und 
mit Rückſicht auf ſeine iſlamitiſche Grundlage zu neuem Leben 
in Europa nicht mehr erweckbares Staatsweſen — und Bul⸗ 
garien — den am meiſten geſchwächten Balkanſtaat — als 
wünſchenswerte Bundesgenoſſen erſcheinen. So fügten ſich denn 
Urſachen und Folgen in einer verhängnisvollen Kette aneinander 
und führten ſchließlich in eine Lage, der auch die faſt über⸗ 
menſchliche Kraft des Deutſchen Reiches nicht mehr gewachſen 
war. 


VII. Krieg und Untergang. 


Trotz der zahlreichen „Enthüllungen“ über die Entſtehung 
des Krieges iſt hier vieles noch in Dunkel gehüllt. Was uns 
bis heute an Material geboten wird, ſind zum größten Teile 
Mitteilungen einzelner, an den Ereigniſſen in irgendeiner Form 
beteiligter Perſönlichkeiten. Auch ohne an ihrer Wahrheitsliebe 
zu zweifeln und ohne den Wert ihrer Veröffentlichungen herab— 
zuſetzen, können fie von einer vorausſetzungsloſen Forſchung nur 
mit jener Vorſicht aufgenommen werden, die gegenüber ſubjek— 
tiven Außerungen über hiſtoriſche Ereigniſſe geboten erſcheint. 
Dazu kommt noch, daß die Abſicht der Sieger, die an der Krieg— 
führung unmittelbar Beteiligten perſönlich zur Verantwortung 
zu ziehen, dieſen Männern eine Angeklagtenrolle zugewieſen hat, 
infolgedeſſen ſchon aus dieſem Grunde bei ihren Außerungen nicht 
unbedingte Objektivität von vornherein vorausgeſetzt werden kann. 
Eine weitere Erſchwerung liegt überdies noch darin, daß die Ar— 
chive der Gegner bisher verſchloſſen blieben, wir demnach immer 
nur von der einen Seite geliefertes Beweismaterial beſitzen. 
Auch das bisher veröffentlichte Aktenmaterial kann, wenn ihm 
auch vielleicht höherer Erkenntniswert als den Ausführungen 
einzelner zukommt, nicht kritiklos hingenommen werden. In 
dieſer Beziehung verweiſe ich nur darauf, daß bereits die ſeiner— 
zeitige öſterreichiſch-ungariſche Regierung ein Rotbuch!) über 


1) Oſterreichiſch-ungariſches Rotbuch, diplomatiſche Aktenſtücke zur Vor⸗ 
geſchichte des Krieges 1914. Volksausgabe. Abdruck der öffentlichen Ausgabe mit 
einer Einleitung. Wien 1915. 
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den Kriegsausbruch veröffentlicht hat, das ohne unmittelbare 
Aktenfälſchung, nur durch entſprechende Auswahl der veröffent- 
lichten Urkunden, die Ereigniſſe in einem ganz anderen Lichte er⸗ 
ſcheinen läßt, als die von der Regierung der Republik ſeither 
veröffentlichten diplomatiſchen Aktenſtücke 1). Wir müſſen uns 
daher damit beſcheiden, daß wir eine vollkommene Aufhellung 
der Ereigniſſe, die zum Kriege geführt haben — wenn überhaupt 
— erſt von einer wahrſcheinlich nicht allzu nahen Zukunft er⸗ 
warten dürfen. Immerhin bietet aber das bisherige Material 
doch hinreichende Anhaltspunkte, um manche Ereigniſſe heute 
ſchon klar über ſchauen zu können. 

Ein ſolches Ereignis iſt die Entſtehung des Krieges zwiſchen 
der Monarchie und Serbien. Hier bietet das Rotbuch der Re— 
publik Oſterreich Daten, die — wenn damit auch noch lange 
nicht alles über die Urſachen des Weltkrieges geſagt iſt — 
Licht über den Verlauf der unmittelbar zum Kriege mit Serbien 
führenden Ereigniſſe breiten. 

Sehen wir von allen Einzelheiten ab, ſo ergibt ſich aus 
dieſem Material als Kern die Tatſache, daß die Ermordung des 
Thronfolgerpaares von der öſterreichiſch-ungariſchen Regierung 
zum Anlaß zu einer endgültigen Abrechnung mit Serbien ge— 
nommen wurde. Der Gang der Verhandlungen zeigt, daß es 
ſich der Regierung nicht um eine etwa im diplomatiſchen Wege 
zu erzielende Abrechnung handelte, ſondern, daß ſie bewußt 
eine kriegeriſche Auseinanderſetzung mit Serbien herbeiführen 
wollte. Weiter ergibt ſich, daß die Regierung nicht im Zweifel 

1) Republik Öfterreih, Staatsamt für Außeres. Diplomatiſche Aktenſtlücke 
zur Vorgeſchichte des Krieges 1914, Ergänzungen und Nachträge zum öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Rotbuch, I., II. u. III. Teil, 28. Juni bis 27. Auguſt 1914. Wien 1919. 
Staatsdruckerei. Vergl. auch „Das Wiener Kabinett und die Entſtehung des Welt⸗ 
krieges“. Mit Ermächtigung des Leiters des deutſchöſterreichiſchen Staatsamtes 


für Außeres auf Grund aktenmäßiger Forſchung dargeſtellt von Dr. Roderich 
Gooß, Wien 1919. 
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darüber war, daß der Krieg mit Serbien zu einer Verwicklung 
mit Rußland führen konnte, ja, daß ſie dieſe Möglichkeit direkt 
in ihre Rechnung eingeſtellt hatte. Das vorliegende Material 
beweiſt ferner, daß die maßgebenden Entſchlüſſe über das Vor— 
gehen der Monarchie gegen Serbien in einem gemeinſamen Mi- 
niſterrate von fünf Perſonen gefaßt wurden, nämlich dem ge— 
meinſamen Miniſter des Außern Grafen Berchthold, dem öſter— 
reichiſchen Miniſterpräſidenten Grafen Stürgkh, dem ungari- 
ſchen Miniſterpräſidenten Grafen Tisza, dem gemeinſamen Fi- 
nanzminiſter Dr. Ritter von Bilinski und dem gemeinſamen 
Kriegsminiſter Feldzeugmeiſter Ritter von Krobatin. Teil- 
genommen haben an dieſem Miniſterrate noch der Chef des 
Generalſtabes General der Infanterie Conrad von Hötzendorf 
und der Stellvertreter des Marinekommandanten Konteradmiral 
von Kailer. Den beiden letztgenannten kommt jedoch — wenn 
auch ihre Anſichten gewiß von allergrößtem Einfluß waren —, 
da ſie nicht Mitglieder des gemeinſamen Kabinetts waren, 
demnach kein Stimmrecht in der Verſammlung beſaßen, nur die 
Rolle von Gutachten abgebenden Sachverſtändigen zu. Die 
ganze verfaſſungsrechtliche Verantwortung für die gefaßten Be— 
ſchlüſſe trifft daher die erſtgenannten fünf Herren, wobei ſich 
der Vorſitzende des Miniſterrates, der gemeinſame Miniſter des 
Außern Graf Berchtold, als derjenige erwies, der die Angriff— 
politik gegen Serbien in Antrag brachte und für ſie die Zu— 
ſtimmung der übrigen Mitglieder des Miniſterrates zu gewinnen 
ſuchte. Mit Ausnahme des Grafen Tisza, der anfangs an— 
derer Meinung war, ſchließlich ſich aber den Anſichten der übrigen 
anſchloß, fand er für ſeine Abſichten die volle Zuſtimmung der 
Mitglieder des Miniſterrates. Die Folge der Beſchlüſſe des 
Miniſterrates war die Überreichung des bekannten Ultimatums 
und die Kriegserklärung an Serbien, wobei ſich gleichfalls als 
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erwieſen ergibt, daß das Ultimatum nur ſcheinbar die Möglich- 
keit einer friedlichen Löſung der Kriſe offen ließ, in Wirk— 
lichkeit nur als eine äußerliche Form angeſehen wurde, um die 
Herbeiführung des kriegeriſchen Konfliktes diplomatiſch beſſer 
vorzubereiten. 

Dies iſt der Sachverhalt, wie er ſich aus dem vorliegenden 
Aktenmaterial in einer einen Zweifel ausſchließenden Weiſe 
ergibt. RR 
Wenn man ſich das Bild der inneren Lage der Monarchie 
vor Augen hält, wie ſie vor Kriegsausbruch war, ſo erſcheint 
es unbegreiflich, daß an die Möglichkeit, einen Krieg herbei— 
zuführen, überhaupt gedacht werden konnte. Da nicht ange— 
nommen werden kann, daß den fünf den Krieg beſchließenden 
Herren jede Kenntnis von dem inneren Zuſtande der Monarchie 
gefehlt hat, oder daß ſie von Blutdurſt getrieben einfach ein 
Völkermorden anzetteln wollten, bleibt nur die Erklärung übrig, 
daß ſie den Krieg gegen Serbien für notwendig gehalten haben. 

Wir haben früher das Verhältnis geſchildert, das ſich im 
Laufe der Zeit zwiſchen Serbien und der Monarchie entwickelt 
hatte. Es war das Verhältnis vollſter Feindſchaft zwiſchen den 
beiden Staaten. Wenn auch nach dem vorliegenden Beweis— 
material die ſerbiſche Regierung an der Ermordung des Thron— 
folgerpaares nicht beteiligt geweſen iſt “), fo wußte im Süden 
doch jedes Kind, daß die ſerbiſche Regierung der großſerbiſchen 
Bewegung wohlwollend gegenüberſtand und, wenn ſie ſie offi— 


1) Der Sektionsrat im Miniſterium des Außern von Wieſner wurde nach 
Sarajevo entſendet, um in die Unterſuchungsakten Einſicht zu nehmen. Über das 
ihm von den Zivil- und Militärbehörden vorgelegte Material ſpricht er ſich in 
feinem an das Minifterium des Außern erſtatteten telegraphiſchen Berichte vom 
13. Juli 1914 (abgedruckt unter Nummer 17 der von der Republik Oſterreich 
herausgegebenen diplomatiſchen Aktenſtücke zur Vorgeſchichte des Krieges 1914) 
folgendermaßen aus: „Mitwiſſenſchaft ſerbiſcher Regierung an der Leitung des 
Attentates oder deſſen Vorbereitung und Beiſtellung der Waffen durch nichts ex» 
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ziell auch nicht förderte, doch bereit war, aus dieſer Bewegung 
im gegebenen Augenblicke Vorteil zu ziehen. Die Bewegung auf 
Lostrennung der ſüdſlawiſchen Gebiete und ihre Vereinigung 
mit dem Königreiche hatte einen derartigen Umfang angenommen, 
daß ihre Nichtbeachtung nicht mehr möglich war, wenn die 
Monarchie nicht einfach ſelbſt ihre Exiſtenzberechtigung aufgeben 
wollte. Das ſüdſlawiſche Problem war an einem Punkte der 
Entwicklung angelangt, wo es mit elementarer Kraft zu einer 
Löſung drängte. 

Ob in dieſem Stadium eine friedliche Löſung, das heißt eine 
Löſung ohne Zertrümmerung der Monarchie, noch möglich war 
— Ungarn hätte ſich gutwillig kaum gefügt, und ohne die un- 
gariſchen ſüdſlawiſchen Gebiete gab es keine Löſung — läßt ſich 
heute nicht ſagen. Die leitenden Kreiſe in der Monarchie ſahen 
ein, daß die gegebene Lage länger nicht mehr haltbar und eine 
Auseinanderſetzung mit Serbien unvermeidbar war. 

Dieſe Auffaſſung war an ſich durchaus nicht falſch, aber 
fie beging den Fehler, nur einen Teil des Problems zu be 
rückſichtigen. Sie überſah, daß der Gegenſatz zwiſchen der Mon- 
archie und Serbien nicht eine lediglich zwiſchen dieſen beiden 
Staaten ſchwebende Frage, die ſich durch eine Auseinander- 
ſetzung — ſei es friedlich, ſei es kriegeriſch — hätte löſen laſſen, 
ſondern nur ein Teil des großen öſterreichiſch-ungariſchen Problems 
war, für das es nur zwei Löſungsmöglichkeiten gab: Vollkom⸗ 
mene Umgeſtaltung der Monarchie oder ihre Auflöſung. Aus 


wieſen oder auch nur zu vermuten. Es beſtehen vielmehr Anhaltspunkte, dies als 
ausgeſchloſſen anzuſehen“. — Dieſes Urteil gewinnt noch dadurch an erhöhtem 
Werte, daß Herr von Wieſner kein zünftiger Diplomat war. Er war urſprüng⸗ 
lich Richter und dann Staatsanwalt in Wien und trat ſpäter in den Dienſt des 
Miniſteriums des Außern über, wo er dem Rechtsdepartement zugewieſen war. 
Wir haben alſo in feiner Äußerung nicht die eines juriſtiſchen Laien vor uns, 
ſondern die eines richterlichen Fachmannes, der die Kenntnis und Erfahrung be⸗ 
ſaß, um ein ſolches Aktenmaterial ſachlich prüfen zu können. 
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dieſer ſchiefen Auffaſſung heraus erfolgte das politiſche Vor— 
gehen der Monarchie nach der Ermordung des Thronfolgerpaares. 

Befangen in der Meinung, daß es ſich lediglich um einen 
Gegenſatz zu Serbien handle, iſt dem in den alten diplomatiſchen 
Denkformen lebenden Sinn der Gedanke ſehr naheliegend, den 
Gegenſatz durch die Vernichtung Serbiens endgültig aus dem Wege 
zu ſchaffen. Alſo Serbien niederſchlagen, dann würde die Mon⸗ 
archie endlich Ruhe haben. Wären die Dinge wirklich ſo ein⸗ 
fach geweſen, dieſe Löſung wäre zwar nicht ſehr human, aber 
wenigſtens nicht ganz unvernünftig geweſen. Dabei war man 
ſich der mit dieſem Vorgehen verbundenen Gefahr, wenn auch 
vielleicht nicht in ihrer ganzen Größe — man rechnete wohl mit 
einem Konflikt mit Rußland, nicht aber mit der Entfeſſelung 
eines Weltkrieges — ſo doch immerhin ſoweit bewußt, daß es 
ſich gegebenenfalls um Sein oder Nichtſein der Monarchie han⸗ 
deln könne. Es war eine Politik, die alles auf eine Karte 
ſetzte, nicht ſo ſehr aus Leichtſinn, als aus der Erwägung, 
daß die Monarchie, wenn ſie der ſerbiſchen Wühlarbeit weiter 
ruhig zuſähe, ohnehin ihrem Untergang entgegengehe, demnach 
das — wenn auch gefährliche — Unternehmen zu wagen ſei. 
Dazu kam noch der Glaube, daß der Augenblick verhältnismäßig 
günſtig ſei, ja, daß vielleicht niemals ein ſo günſtiger Augen⸗ 
blick wiederkehren werde. Alſo: Krieg mit Serbien unter allen 
Umſtänden. 

Ich habe die Politik der Monarchie bis zu dieſem Punkte 
leidenſchaftslos und ohne Berührung der Schuldfrage geſchil— 
dert. Nach der Wendung aber, die die politiſche Auffaſſung 
der Völker genommen hat, iſt ſie jedoch nicht zu übergehen. 

Es iſt nicht zu verwundern, daß das Denken der Völker, 
über die eine derartige Kataſtrophe hereingebrochen iſt, wie 
dieſer Krieg, von der furchtbaren Frage aufgewühlt wird: Mußte 
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das fein? Letzten Endes hängt die Antwort natürlich von einer 
Weltanſchauungsfrage — Determinismus oder Indeterminismus 
— ab. Aber in dem leidenſchaftlichen Sehnen, eine Urſache 
des ganzen Unheiles zu finden, klammert ſich das Denken an 
die jüngſten, unmittelbar veranlaffenden Urſachen, an jene Ur- 
ſachen, die den Stein ins Rollen gebracht haben. Läßt man 
die Urſachenkette an dieſer Stelle beginnen, dann iſt es zweifellos 
die letzte öſterreichiſch-ungariſche Regierung geweſen, die den 
Krieg mit Serbien — den rollenden Stein — vorſätzlich in Be— 
wegung geſetzt hat. Damit ſind wir bei der Verantwortlichkeit 
jener Männer angelangt, aus denen ſich dieſe Regierung zu— 
ſammengeſetzt hat. 

Es iſt, nach der Furchtbarkeit des Erlebens vollkommen 
begreiflich, jedoch ganz verfehlt, zu glauben, daß dieſe Männer 
ohne weſentliche innere Beſchwerden, im Übermut, gleichſam zu 
ihrem Vergnügen einen Krieg angezettelt haben. So einfach 
iſt die Schuldfrage nicht. Man muß ihnen ohne weiteres ſoviel 
guten Glauben zubilligen, daß fie wirklich von der Notwendig— 
keit der kriegeriſchen Auseinanderſetzung mit Serbien überzeugt 
waren. Ihre Schuld liegt wo anders. 

Wenn wir heute das Protokoll jenes verhängnisvollen ge- 
meinſamen Miniſterrates leſen, ſo überläuft uns ein Schauer 
des Entſetzens. Die Menſchen wandern wie immer durch die 
Straßen Wiens. Jeder geht ahnungslos ſeinen Zielen nach. Ein 
Sommertag, wie viele andere, liegt über der Stadt. Und während 
Millionen in der Meinung leben, Herren ihres Selbſt zu ſein, 
ſitzen in einem Salon des Auswärtigen Amtes fünf Männer 
um einen Tiſch und beſchließen, daß die Millionen draußen nichts 


mehr zu verlieren haben und daher zu den Waffen greifen 


müſſen. 
Hier liegt die furchtbare Schuld. Es ſtand jedem frei, 
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der Meinung zu ſein, daß nur ein Krieg die Monarchie noch 
retten könne. Der Gedanke aber, daß die Übereinſtimmung von 
fünf Leuten genüge — wobei einer, Graf Tisza, überdies nur 
mit halbem Herzen dabei war — um Millionen dieſer Mei⸗ 
nung zu unterwerfen und ihnen alle Folgen einer ſolchen Mei⸗ 
nung auf die Schultern zu legen, iſt von unfaßbarer Furcht⸗ 
barkeit. 

Man wird dagegen einwenden: Der Kaiſer mußte ja noch 
zuſtimmen. Das iſt durch jenen Zuſatz auf dem den Krieg 
beſchließenden Protokolle geſchehen, den wir nur mit Schaudern 
leſen können: „Ich habe den Inhalt des Protokolls zur Kenntnis 
genommen. Wien, am 5. Auguſt 1914. Franz Joſeph.“ Das 
ändert aber nichts an der Verantwortlichkeit des Kabinetts. Oder 
glaubt jemand, daß Kaiſer Franz Joſeph Serbien den Krieg 
erklärt hätte, wenn der Miniſterrat eine friedliche Löſung bes 
ſchloſſen hätte? 

Der zweite Einwand lautet: Verfaſſungsmäßig iſt der 
Kaiſer zur Kriegserklärung berechtigt, alſo iſt alles ſtaatsrecht— 
lich in Ordnung. 

Gewiß, ſtaatsrechtlich war alles in Ordnung. Die Para- 
graphen konnten zufrieden fein, aber über die europäiſche Menfch- 
heit brach das größte Unglück herein, das die Geſchichte kennt. 
Was iſt das für ein Recht, das die Erhöhung der Bierſteuer 
an die Zuſtimmung zweier Häuſer des Parlaments bindet, die 
Entſcheidung der Frage aber, ob Höllenqualen und Tod ſich 
auf Millionen herabſenken dürfen, einer Gruppe von der Größe 
einer Bridgepartie überläßt! Indem man dies als Recht gelten 
ließ, wurde der Satz „fiat iustitia, pereat mundus“ in einer noch 
nie dageweſenen Wörtlichkeit erfüllt. Dann aber kommt das 
große Erſtaunen, wenn die Leidenſchaften jahrelang zu Tode ge— 
marterter Menſchen gegen ein ſolches Recht mit Urgewalt alles 
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vernichtend und zerſtörend emporſchäumen. Nur bornierte Un- 
wiſſenheit oder zyniſche Heuchelei vermag nach ſolchen Erlebniſſen 
ſich darüber zu wundern, daß Revolutionen die Dinge nicht mit 
Samthandſchuhen anfaſſen. Alle die Opfer der Revolutionen 
ſind ein verſchwindender Bruchteil von dem, was unter Gas— 
bomben und Flammenwerfern ſein Leben laſſen mußte. 

Soweit die bisherigen Veröffentlichungen einen Einblick in 
den Gang der zum Kriege führenden Ereigniſſe geſtatten, iſt 
nirgends eine Spur davon zu bemerken, daß den kriegbeſchließen— 
den Herren der Widerſpruch in der Behandlung einer Bier— 
ſteuererhöhung und einer Kriegserklärung zum Bewußtſein ge— 
kommen wäre. Das Protokoll, das die Verhandlungen des 
verhängnisvollen Miniſterrates im üblichen kühlen Diplomaten- 
ſtil feſthält, ſchließt — als handelte es ſich um die Sitzung 
eines Ballkomitees — mit der Feſtſtellung des Vorſitzenden, 
„daß erfreulicherweiſe in allen Fragen vollſtändige Einmütig— 
keit erzielt worden ſei“. Davon, daß einer der Teilnehmer ſich 
die Frage vorgelegt hätte, ob denn dieſe Einmütigkeit eine aus⸗ 
reichende Begründung ſei, Millionen in den Tod zu ſchicken, 
und ob dieſe Millionen dieſe Einmütigkeit auch erfreulich finden 
werden, iſt kein Wort zu leſen. 

Gewiß iſt, daß wichtige diplomatiſche Fragen nicht auf der 
Straße erledigt werden können. Aber es wäre bei gutem Willen 
leicht möglich geweſen, die Völker der Monarchie zu befragen. 
Mangels entſprechender verfaſſungsrechtlicher Beſtimmungen 
fehlte es freilich an einer bequemen Schablone, nach der dieſe 
Befragung hätte vorgenommen werden können. Hier hätten die 
Gehirne eben ſelbſtändig denken müſſen. Man hätte die Par- 
lamente zu geheimen Sitzungen oder mindeſtens die Vertreter 
ſämtlicher Parteien zu vertraulicher Beratung zuſammenberufen 
— eine unmittelbare Kriegsgefahr beſtand nicht: ſie wurde ja 
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erſt erzeugt — und ihnen das Material — natürlich mit mann⸗ 
hafter Offenheit nicht den eigenen Wünſchen entſprechend gefärbt 
— vorlegen und ſo den Volkswillen befragen können. Ich 
gebe zu, daß dann vielleicht das ganze Problem der Monarchie 
aufgerollt und damit ihre Auflöſung begonnen hätte. Aber, 
wenn die Völker ſolche Konſequenzen hätten ziehen wollen, ſo 
wäre es nur ihr gutes Recht geweſen, denn es iſt nicht einzu⸗ 
ſehen, daß fünf Herren das Recht haben ſollten, die Völker zu 
zwingen, zu ihrem vermeintlichen Glück in einer politiſchen Ver⸗ 
bindung zuſammen zu leben. 8 

Es gab aber noch andere Möglichkeiten. Die Vertreter 
der Völker konnten im Sinne der Anregung Greys beſchließen, 
die ganze ſerbiſche Frage unter Hinweis auf den Mord und 
unter Vorlage des Materials mit ehrlicher Offenheit den Groß- 
mächten vorzutragen und die Löſung gleichſam von einem Ge⸗ 
richtshofe der Kulturwelt zu fordern. Mein Verſtand vermag 
es nicht einzuſehen, warum der Gang zu einer Konferenz eine 
Demütigung der Monarchie hätte bedeuten müſſen. Ich glaube 
nicht, daß bei der Stimmung, die nach dem Thronfolgermorde 
in den Kulturſtaaten gegen Serbien beſtanden hat, die Kon- 
ferenz beſchloſſen hätte, die ſüdſlawiſchen Gebiete der Monarchie 
Serbien zuzuerkennen. Und wenn als letzte Möglichkeit die Ver— 
treter der öſterreichiſch-ungariſchen Menſchheit den Krieg ber 
ſchloſſen hätten, dann hätte man wenigſtens in einem gewiſſen 
Umfange von dem Kriegswillen der Völker ſprechen und ihnen 
die Folgen dieſes Willens anlaſten können. 

Solche Gedanken ſcheinen den fünf Herren überhaupt nicht 
gekommen zu fein. Sie zweifelten offenbar nicht einen Augen— 
blick daran, daß ſie allein dazu berufen ſeien, über das Schickſal 
der Völker der Monarchie zu entſcheiden. Dieſe Denkungsweiſe 
erklärt ſich aus dem alten Gutsbeſitzergedanken, für den der 
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Staat famt feinen Bewohnern nichts anderes ift als eine Do- 
mäne, über die der Eigentümer — der Herrſcher — nach Gut⸗ 
dünken verfügt. Sie aber waren die vom Eigentümer einge- 
ſetzten Gutsverwalter, die die Felder ſo bewirtſchafteten, wie 
fie es im Sinne ihrer Gutsverwalterpflichten am zweckent⸗ 
ſprechendſten hielten, niemandem andern für ihr Tun verantwort⸗ 
lich als dem Gutsherrn. Die Völker hatten ſich dieſer Auf- 
faſſung zu fügen. Jede Auflehnung gegen dieſe Auffaſſung war 
Verbrechen. Hiebei ergab ſich noch die Sonderbarkeit, daß 
denen, die ſich gefügt hatten, auch noch eine beſondere Verant⸗ 
wortung aufgebürdet wurde. 

Die Entente ſteht auf dem Standpunkte, daß das „öſter— 
reichiſche Volk“, das iſt in der Terminologie der Entente das 
„deutſche Volk“ in Oſterreich, an dem Kriege mit die Schuld 
trägt, weil es nichts getan habe, um die verhängnisvollen Ent⸗ 
ſchlüſſe ſeiner Regierung zu verhindern. Nebenbei ſei bemerkt 
— und das kann nicht oft genug wiederholt werden —, daß unter 
den fünf Teilnehmern des Miniſterrates bloß Graf Stürgkh 
ein Deutſcher war 1). Daraus alſo, daß die öſterreichiſchen 
Deutſchen, die, ohne gefragt zu werden, in einen Krieg getrieben 
wurden, dem Herrſcher die Treue hielten, daß ſie nicht Revolution 
gemacht haben, nicht zum Feinde übergegangen ſind, wird noch 
ihre beſondere Schuld abgeleitet. Es iſt wohl eine der unſinnig⸗ 


1) Graf Berchtold, deſſen Name vielleicht den Glauben erwecken könnte, er 
ſei ein Deutſcher, iſt ungariſcher Staatsbürger. Er iſt wohl ein Mann deutſcher 
Bildung und beherrſcht die ungariſche Sprache ſo mangelhaft, daß er gezwungen 
war, in der ungariſchen Delegation um Entſchuldigung zu bitten, daß er deutſch 
ſpreche. In Oſterreich und Ungarn begütert, öſterreichiſcher und ungariſcher 
Staatsbürger, Mitglied des öſterreichiſchen und ungariſchen Herrenhauſes, mußte 
er, als in Ungarn dieſe Doppelſtellung durch ein Geſetz unmöglich gemacht worden 
war, ſich für eine der beiden Staatsbürgerſchaften entſcheiden. Da er die unga⸗ 
riſche Staatsbürgerſchaſt gewählt hat, kann er dem deutſchen Volke nicht auf die 
Rechnung geſetzt werden. 
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ſten Ideen, ein Volk dafür verantwortlich zu machen, daß es 
ſich gegen jene Faktoren, die nach geſchriebenem Recht und tat⸗ 
ſächlicher Gewalt den Ausdruck des Staatswillens darſtellen, 
nicht aufgelehnt hat. Sie beſtimmt geradezu die durch Straf— 
folgen ſanktionierte Pflicht des Volkes, gegebenenfalls ſich gegen 
ſeine Herren zu erheben. Ich weiß nicht, ob den Ententeſtaaten 
das Eindringen dieſer Auffaſſung von Staatsbürgerpflichten 
in ihr politiſches Leben recht ſein wird. 

Wir ſehen alſo wieder, daß die — trotz allen parlamen⸗ 
tariſchen Einrichtungen — in der Monarchie herrſchende Staats⸗ 
auffaſſung vom Staate als Sache der Regierenden die eigent- 
lich tiefere Urſache des ganzen Unheils war. Daß die Männer, 
die über das Schickſal der Monarchie entſchieden, von dieſer 
Staatsauffaſſung erfüllt waren, iſt ihre ſchwere Schuld. Wenn 
die erzürnte Menſchheit ſie nun zur Verantwortung ziehen will, 
ſo iſt das nur die Kehrſeite der Machtfülle, die ſie für ſich in 
Anſpruch genommen haben. Dadurch, daß ſie von der ſchick— 
ſalsſchweren Entſcheidung alle anderen ausgeſchloſſen und ſich 
ſelbſt als die namens der Monarchie Zeichnungsberechtigten er— 
klärt haben, müſſen ſie es als notwendige logiſche Folge in Kauf 
nehmen, wenn ihnen allein nunmehr die ganze Verantwortlich— 
keit für das mißlungene Unternehmen auferlegt wird. Hier 
zeigt ſich wieder einmal deutlich, daß die Teilung der Verant— 
wortlichkeiten in einem Staate nicht allein ein ſogenanntes Zu— 
geſtändnis an die Staatsbürger bedeutet, ſondern auch im Inter 
eſſe der Staatslenker gelegen iſt. 

Die Frage iſt naheliegend, inwieweit die Haltung der deut— 
ſchen Reichsregierung von Einfluß auf die entſcheidenden Ent— 
ſchlüſſe der öſterreichiſch-ungariſchen Regierung war, denn es 
dürfte wohl keinem Zweifel begegnen, daß dieſe Entſchlüſſe nicht 
gefaßt worden wären, wenn die deutſche Reichsregierung der 
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Monarchie in unzweideutiger Weiſe eröffnet hätte, daß ſie in 
einem bewaffneten Konflikte mit Serbien auf deutſche Hilfe 
nicht zu rechnen habe. 

Dieſe Frage iſt heute kaum zu beantworten, da auch über 
dem, was ſich zwiſchen den Regierungen der beiden Reiche ab— 
geſpielt hat, noch tiefes Dunkel liegt. Die letzten Aktenver— 
öffentlichungen der Republik Oſterreich laſſen das Verhalten 
der deutſchen Reichsregierung in einem unklaren Licht erſcheinen. 
Nach dieſem Urkundenmaterial ſtellt ſich die Sache ſo dar, daß 
die deutſche Regierung der öſterreichiſch-ungariſchen ihre Unter— 
ſtützung zugeſichert, im übrigen aber die Frage, wie der Konflikt 
mit Serbien zu erledigen ſei, als eine interne Angelegenheit der 
Monarchie betrachtet hat, in die ſich einzumengen die deutſche 
Regierung ſich nicht berufen fühlte. Dieſes Verhalten der 
deutſchen Regierung, wie es ſich aus der Aktenveröffentlichung 
ergibt, hat der reichsdeutſchen Preſſe den Anlaß gegeben, gegen 
die damalige Reichsregierung den Vorwurf zu erheben, ſie habe 
ſich vollkommen im Schlepptau der Monarchie befunden. 
Manche Blätter gingen ſo weit, daß ſie die Reichsregierung, 
die ſich einfach für die Ziele der Monarchie habe willenlos ein— 
ſpannen laſſen, geradezu einer unbegreiflichen Einfältigkeit 
ziehen. In der Beziehung war jedoch die Preſſe eines Sinnes, 
daß ſie in der Veröffentlichung eine Entlaſtung der damaligen 
Reichsregierung erblickte. 

Wenn auch bei dem kargen Quellenmaterial bei der Be— 
urteilung dieſer Auffaſung die größte Vorſicht am Platze iſt, ſo 
kann doch ſchon heute geſagt werden, daß dieſe Darſtellung des 
Sachverhalts wenig Wahrſcheinlichkeit hat. Eine ſolche Naivität, 
wie ſie hier vorausgeſetzt wird, kann den damaligen Reichsbehör— 
den füglich nicht zugemutet werden. Das Deutſche Reich war 
Bundesgenoſſe der Monarchie, war bereit — und hatte dies auch 
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offen erklärt — ſich auch im Ernſtfall an ihre Seite zu ſtellen. 
Einem ſolchen Bundesgenoſſen kann doch die Politik des Freun⸗ 
des nicht vollkommen gleichgültig ſein. Es müßte geradezu an⸗ 
genommen werden, die deutſche Regierung habe, obwohl ſie 
wußte, daß die Politik der Monarchie das Deutſche Reich even⸗ 
tuell in einen Krieg, zum mindeſten mit Rußland, treibt, es 
dennoch der Monarchie vollkommen frei gelaſſen, nach ihrem 
Gutdünken dieſe Lage zu ſchaffen. Eine derartige Haltung bei 
den Leitern der deutſchen auswärtigen Politik anzunehmen, iſt 
wohl nicht gut möglich. 

Wie nun auch dieſe Frage zu entſcheiden iſt, ob die deutſche 
Regierung an dem Ausbruch des Krieges mit Serbien beteiligt 
war oder nicht, an der Tatſache wird dadurch nichts geändert, 
daß die Monarchie den Krieg mit Serbien bewußt herbeigeführt 
hat. Nun nahm das Schickſal ſeinen Lauf. 

Wenn wir uns die innere Lage der Monarchie vor Kriegs- 
ausbruch vor Augen halten, ſo iſt es eigentlich zu verwundern, 
daß ſie noch die Kraft zu den gewaltigen Leiſtungen fand, die 
der Krieg von ihr forderte. Zum Erſtaunen des Auslandes — 
und teilweiſe auch des Inlandes — trat der für den Fall eines 
Krieges mit Sicherheit erwartete ſofortige Zerfall der Mon⸗ 
archie nicht ein. Es hatte den Anſchein, als erwieſen ſich alle 
Behauptungen von ihrer inneren Schwäche als unrichtig und als 
ſei ſie zu neuem kraftvollen Leben erwacht. Wie der Ausgang 
des Krieges bewieſen hat, war dies jedoch eine Täuſchung. Was 
für neues Leben gehalten wurde, war nur das Aufflackern der 
letzten Kräfte. 

In dem Abſchnitte, der die Verwaltung der Monarchie 
ſchildert, wurde darauf hingewieſen, daß die Zivilverwaltung 
und insbeſondere die Armee noch verhältnismäßig lange den zer— 
ſtörenden Kräften, die aus der Politik in fie einſtrömten, Wider⸗ 
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ftand entgegenzuſetzen vermochte. In ihnen war noch ein Stück 
Kapital von dem alten öſterreichiſchen Beamtentum und der alten 
kaiſerlichen Armee. Als mit Kriegsausbruch alle verfaſſungs⸗ 
mäßigen Freiheiten aufgehoben wurden, war der Regierung die 
Möglichkeit gegeben, alle dieſe noch vorhandenen Kräfte noch 
einmal zuſammenzuraffen. Es gab kein Parlament, in dem 
der nationale Streit hätte zutage treten können. Es gab keine 
Preſſefreiheit, die die verſchiedenen Meinungen hätte zum Aus— 
druck bringen können. Männer, auf deren Geſinnung man ſich 
nicht unbedingt verlaſſen konnte, wurden durch Internierung 
und Konfinierung, wie die öſterreichiſchen Fachausdrücke lauten, 
unſchädlich gemacht. Jede Regung gegen das herrſchende Syſtem 
war zum Verbrechen gegen die Kriegsmacht des Staates ge— 
worden und damit von den ſchwerſten Strafen bedroht. Mit 
einem Schlage war der alte, längſt totgeglaubte Polizeiſtaat wie⸗ 
der erſtanden. Da das militäriſche Intereſſe nunmehr das 
Staatsintereſſe an ſich geworden war, entwickelte ſich eine Mi⸗ 
litärherrſchaft, der alles unterworfen war. Durch die Ver— 
längerung der Landſturmpflicht bis zum 50. Lebensjahre, durch 
die immer weiter herabgeſetzten Anſprüche bezüglich der Kriegs⸗ 
dienſttauglichkeit, durch die militäriſche Organiſation der für 
Kriegszwecke arbeitenden Betriebe — und das waren bei dem 
Umfange, den der Krieg angenommen hatte, faſt alle induſtriellen 
Betriebe — ſtand faſt jeder Mann vom 17. bis zum 50. Lebens⸗ 
jahre unter militäriſcher Gewalt, denn er war entweder als 
Soldat eingerückt, oder, als in feinem Zivilberufe unentbehr- 
lich, von der Einrückung enthoben. Dadurch war die geſamte 
männliche Bevölkerung gleichſam atomiſiert und ein Widerſtand 
zunächſt unmöglich gemacht. 

Dieſer nicht zu leugnende augenblickliche Erfolg des Syſtems 
war ſcheinbar ſeine beſte Begründung. Eine Militärherrſchaft 
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ſetzte ein, die alles unter ihre Gewalt beugte. Geblendet von der 
Machtfülle, die ſie beſaßen, bemächtigte ſich der leitenden mili⸗ 
täriſchen Kreiſe bis herunter zum Unteroffizier ein Taumel, 
in dem es kaum mehr Hemmungen gab. Es würde zu weit 
führen, hier Einzelheiten anzuführen. Wer ſich für ſie inter⸗ 
eſſiert, findet überreiches Material in der Preſſe, in den letzten 
Verhandlungen des öſterreichiſchen Reichsrates und in denen 
der deutſchöſterreichiſchen Nationalverſammlung. 

Da man auf dieſe Weiſe den Staat in einem Maße in die 
Hand bekam wie nie zuvor, hielt man für innere Feſtigkeit, 
was bloß äußere Gewalt war. Dieſer Zuſtand ließ den Glau⸗ 
ben entſtehen, daß nunmehr die Möglichkeit gegeben ſei, das 
öſterreichiſche Problem über die Köpfe der Völker hinweg mit 
Gewalt zu löſen. Ich glaube zwar nicht, daß derartige Fragen 
mit Gewalt überhaupt lösbar ſind. Wenn aber eine ſolche 
Möglichkeit beſtanden hat, ſo wurde ſie ſchon von vornherein 
durch die Art der Löſung vernichtet, an die gedacht wurde. 

Die leitenden Kreiſe ſahen ein, daß die Monarchie in ihrer 
bisherigen Form nicht weiter beſtehen kann. Aber der Schluß, 
der aus dieſer Erkenntnis gezogen wurde, war verfehlt, indem 
man glaubte, in der Rückkehr zu dem deutſch gerichteten zentra— 
liſtiſchen Staate die Löſung zu finden. So ſchritt man denn 
ans Werk. 

Über die Durchführungspläne der Regierung wurde zunächſt 
in der Öffentlichkeit nichts bekannt. Inzwiſchen wurde jedoch 
im Miniſterium des Innern eifrig an den notwendigen Ver— 
fügungen gearbeitet. Man war ſich darüber klar, daß die Neu— 
ordnung in dem erwähnten Sinne parlamentariſch nicht durch— 
führbar geweſen wäre. Infolgedeſſen ſollte ſie durch ein Oktroi 
erfolgen. Der Grundgedanke war die Feſtlegung der deutſchen 
Sprache als Staatsſprache, die ſtraffere Zuſammenfaſſung der 
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Länder und die Löſung des deutſchböhmiſchen Streites in einer 
die Deutſchen befriedigenden Weiſe. 

Dieſe Löſungsform war jedoch von Haus aus verfehlt, denn 
ſie war wieder in dem irrigen Gedanken befangen, daß es ſich 
bloß um eine öſterreichiſche Frage handelt. Nun war aber 
ſchon wegen des Südſlawenproblems an eine Neuordnung ohne 
Ungarn nicht zu denken. Ich ſehe vollkommen davon ab, daß 
jeder Kenner Oſterreichs ſich kaum vorſtellen konnte, wie denn 
eine ſolche Neuordnung bei Wiederkehr normaler Verhältniſſe 
aufrecht zu halten geweſen wäre. Die im Kriege aufgerichtete 
Gewaltherrſchaft konnte doch nicht ein dauernder Zuſtand ſein. 
Wenn man einmal wieder zu einem verfaſſungsmäßigen Leben 
zurückkehrte, war nicht zu erwarten, daß die nichtdeutſchen Na- 
tionen die inzwiſchen eingetretene Veränderung ruhig hinnehmen 
würden. Neue furchtbare Kämpfe wären die vorausſichtliche 
Folge geweſen. Daß man die Nationen nicht gewaltſam nieder⸗ 
halten konnte, hatte die Vergangenheit bereits erwieſen. Aber 
ſelbſt, wenn alle Pläne gelungen wären, das Lebensproblem 
der Monarchie wäre nicht gelöſt geweſen, da den Magyaren 
nichts ferner lag als das Aufgeben ihrer Vorherrſchaft. 

Die Regierung ſcheint ſich gewiſſen Bedenken nicht ver- 
ſchloſſen zu haben, denn obwohl die notwendigen Verordnungs— 
entwürfe fertiggeſtellt waren und in der Offentlichkeit ihre Publi- 
kation täglich — je nach der nationalen Zugehörigkeit mit ver- 
ſchiedenen Gefühlen — erwartet wurde, ſcheute ſich die Re— 
gierung, dieſen letzten Schritt zu tun. Die Sache blieb Theorie, 
obwohl die Regierung von verſchiedenen Seiten zu raſcherem 
Handeln gedrängt wurde. 

Beſonders ſtark war das Drängen der Armeeleitung. Sie 
hatte die üblen Folgen der zerſtörenden Kräfte des nationalen 
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riſchen Standpunkte iſt daher die Forderung nach Maßnahmen, 
die eine ſtraffe Zuſammenfaſſung der öſterreichiſchen Völker er⸗ 
möglichen ſollten, ganz begreiflich. Aber befangen in ihren 
fachlichen Geſichtspunkten ſah ſie nur die eine Seite der Frage. 
Die Geſchichte hat hinlänglich oft bewieſen, daß ſelbſt die beſten 
Herrführer, wenn ſie anfangen, ſich politiſch zu betätigen, in 
die primitivſten Irrtümer verfallen. In ihrem Wirkungsbe⸗ 
reiche daran gewöhnt, daß mit Gewalt nahezu alles zu erreichen 
iſt, halten ſie dieſe Methode auch im politiſchen Leben für ohne 
weiteres anwendbar und Erfolg verſprechend. Wir haben in 
dieſer Beziehung die unglaublichſten Dinge erlebt. Unter dem 
Titel der Wahrnehmung militäriſcher Intereſſen — ſchließlich 
war in dieſem Kriege alles mit militäriſchen Intereſſen in Ver⸗ 
bindung zu bringen — trat die Armeeleitung mit den phantaſtiſch⸗ 
ſten Forderungen an die Regierung heran. So wurde ein ganzes 
Unterrichtsprogramm entworfen, deſſen Durchführung gefordert 
wurde. An der Spitze ſtand die militäriſche Ausbildung der 
Jugend. Offiziere ſollten als Lehrer fungieren. Alles ſollte aus 
der Schule ausgeſchaltet ſein, was irgendwie an eine ſelbſtändige 
Regung der Geiſter erinnerte. An den Univerſitäten ſollten 
Generalſtabsoffiziere militäriſche Fächer lehren. Wenn z. B. 
ein Kandidat bei einer juriſtiſchen Prüfung in den militäriſchen 
Fächern nicht entſprochen hätte, ſollte er, auch wenn er in den 
juriſtiſchen Fächern die beſte Zenſur erhielte, reprobiert werden. 
An den Reichsgrenzen ſollten Gebietsſtreifen enteignet werden 
— die Verordnungsentwürfe waren bereits fertiggeſtellt — und 
Truppen dort, nach Art der ehemaligen Militärgrenze, ange- 
ſiedelt werden. Permanente Feldbefeſtigungen ſollten errichtet 
und auf dieſe Weiſe das Reich dauernd gegen Angriffe ge— 
ſchützt werden. 

Das ſind nur zwei Beiſpiele für den Wahnſinn, bis zu 
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dem ſich ein hemmungslos arbeitender Militarismus zu ver- 
ſteigen vermag. Mitteleuropa durch einen mit Geſchützen ge⸗ 
ſpickten Stacheldrahtzaun von der übrigen Menſchheit abgeſperrt, 
das ſollte die Zukunft ſein. Als ich von dieſen Plänen erfuhr, 
kam ich zur Erkenntnis, daß, wenn alles das Wirklichkeit werden 
ſollte, nichts mehr übrig bleibt, als Harakiri zu machen, da, 
um eine Verminderung des „Menſchenmaterials“ zu verhindern, 
auch beabſichtigt war, die Auswanderung zu verbieten. 

Zu denen, die auf eine raſche Durchführung der Neuordnung 
des Staates drängten, gehörte auch ein großer Teil der deut- 
ſchen Abgeordneten. Vor mir liegt ein Exemplar der als Hand— 
ſchrift gedruckten „Forderungen der Deutſchen Oſterreichs zur Neu— 
ordnung nach dem Kriege“. Der Inhalt dieſes Programms 
baut ſich auf einem Einleitungsſatze auf, der den ganzen großen 
Irrtum enthüllt, in den das deutſche Volk geführt worden war, 
nämlich: „Wir haben heute die Gewißheit, daß wir den un⸗ 
geheuren Kampf gegen eine ganze Welt von Feinden zu einem 
ſiegreichen Ende führen werden.“ 

Die wichtigſten Forderungen ſind: Engſtes Bundesverhält— 
nis zum Deutſchen Reiche, Schaffung eines Kaiſertums Öfter- 
reich, das in Zukunft zielbewußt deutſch regiert werden müſſe, 
Schaffung einer feſtgefügten deutſchen Mehrheit in der Volks 
vertretung, zu dieſem Zwecke Sonderſtellung von Galizien, der 
Bukowina und Dalmatiens durch Ausſcheidung der Vertreter 
dieſer Länder aus dem öſterreichiſchen Reichsrate, enger Zu— 
ſammenſchluß der Sudetenländer, Alpenländer und des Küften- 
landes (!) zu einem einheitlichen Verwaltungsgebiete, in Ga⸗ 
lizien, der Bukowina und Dalmatien Einführung einer Militär⸗ 
verwaltung, auch in den ſondergeſtellten Gebieten (Galizien, 
Bukowina, Dalmatien) Pflicht der Behörden zur Annahme 
deutſcher Eingaben und ihrer Erledigung in deutſcher Sprache, 
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Feſtlegung der deutſchen Sprache als Staatsſprache im ganzen 


Verwaltungsgebiete, Hintanhaltung der Errichtung neuer nicht⸗ 


deutſcher Mittel⸗ und Hochſchulen, Regelung des Verhältniſſes 
zwiſchen den Deutſchen und den anderen Völkern Oſterreichs 
unter dauernder Wahrung der führenden ſtaatlichen und kul⸗ 
turellen Stellung des Deutſchtums. Überprüfung des ſtaats⸗ 


rechtlichen Verhältniſſes zu Ungarn, Einheitlichkeit der aus⸗ 


wärtigen Angelegenheiten und der geſamten Wehrmacht, Feſt⸗ 
legung der deutſchen Sprache als Sprache der gemeinſamen Be⸗ 
hörden und der geſamten Wehrmacht, Ausſchluß der unter Mili⸗ 
tärverwaltung geſtellten Gebiete von einer Vertretung in den 
Delegationen, militäriſche Verwaltung in Bosnien und der Her— 
zegowina, Wirtſchafts- und Zollgemeinſchaft mit dem Deutſchen 
Reiche, in der Balkanpolitik Sicherung des Zuganges zum Agäi⸗ 
ſchen Meere. ’ 

Was wir hier ſehen, iſt im Grunde nichts anderes als der 
alte, auf Oſterreich reduzierte habsburgiſche Hausmachtgedanke. 
Es bedarf wohl heute kaum eines Beweiſes, daß dieſer Ge- 
danke, ſelbſt im Falle eines Sieges, auf die Dauer nicht durch— 
ſetzbar geweſen wäre. Zog man den Fall der Niederlage in den 
Kreis der Berechnung, dann war er überhaupt nicht mehr dis- 
kutierbar. Wenn es ſich bei dieſem Programm lediglich um 
eine durch die nachfolgenden Ereigniſſe überholte politiſche Idee 
handeln würde, hätte ich es als eine Reminiſzenz aus ver- 
gangenen Tagen gar nicht erwähnt. Aber es war von ernſten 
Folgen begleitet. 

Dieſes deutſche Programm für die Neugeſtaltung Hſter— 
reichs hatte wieder einmal den Sinn der Deutſchen von der 
Wirklichkeit abgelenkt. In der Zeit, da für dieſes Programm 
geworben wurde, war für den Klarſehenden der Ausgang des 
Krieges kaum mehr zweifelhaft. Die nichtdeutſchen Nationen 
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waren im ſtillen eifrigſt beſchäftigt, die Vorbereitungen für den 
Moment der Auflöſung der Monarchie zu treffen. Die Entente 
hatte damals bereits einzelnen von ihnen, wie den Tſchechen, 
umfaſſende Zuſagen bezüglich ihrer Selbſtändigkeit gemacht. 
Hier war kein Raum mehr für ein Öfterreich unter deutſcher 
Vorherrſchaft. Pſychologiſch iſt das Entſtehen des erwähnten 
Programms begreiflich. Jahrelang ſahen die Deutſchen ihre 
Macht unaufhörlich ſchwinden. Nun ſchien der Augenblick ge- 
kommen, um die einſtige Stellung wieder zu gewinnen. Über 
die Möglichkeit täuſchte die momentane Allmacht hinweg, die 
die Regierung in dem militariſierten Staate beſaß. Es hatte den 
Anſchein, als genügte der bloße Wille der Regierung, um alles 
das in die Wirklichkeit zu über ſetzen, was hier erträumt wurde. 
Die Täuſchung über die wirkliche Lage war die Urſache, 
daß wieder einmal — und nun zum letztenmal — das deutſche 
Volk in Oſterreich es verſäumt hatte, an ſich ſelbſt und an ſeine 
Rettung zu denken. Es fehlte an Männern, die die Deutſchen 
darüber aufgeklärt hätten, daß es jetzt keine andere Politik 
mehr gab, als an die Beſtellung des eigenen Hauſes zu denken, 
als zu retten, was noch zu retten war. Alle Vorbereitungen 
hätten getroffen werden müſſen, um Deutſchöſterreich als ſelb— 
ſtändigen Staat erſtehen zu laſſen. Noch beſtand die Möglich— 
keit, ſich mit den anderen Nationen auseinanderzuſetzen. Ich 
glaube, daß in dieſem Stadium der Entwicklung von den Tſche⸗ 
chen und Südſlawen noch manches zu erreichen geweſen wäre. 
So traf der Zuſammenbruch das deutſche Volk in Oſterreich 
unvorbereitet. 
f Während die anderen Nationen ſofort bei der Sache waren 
und ihre eigenen Staaten errichteten, vergingen Wochen, bis die 
deutſchen Abgeordneten ſich ſoweit geſammelt hatten, um zu einer 
Nationalverſammlung zuſammenzutreten. 
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Es wird oft davon geſprochen, daß noch während des Krieges 
die Möglichkeit beſtanden habe, Oſterreich neu aufzubauen. Ich 
glaube nicht daran. Ungarn — das heißt das von den Magyaren 
geführte Ungarn — war während des Krieges Öfterreich gegen⸗ 
über mächtiger denn je geworden. Unter den beiden Staaten 
war das Agrarland Ungarn der Kriegsgewinner. Während Wien 
bereits hungerte, lebte Budapeſt in Uppigkeit. Wenn ſchon das 
frühere Ungarn für eine Neuordnung der Monarchie nicht zu 
haben war, das Ungarn des Krieges hätte niemals die magya⸗ 
riſche Vorherrſchaft zugunſten der Geſamtheit aufgegeben. Und 
ohne Ungarn gab es keine Löſung des Problems. Wenn die 
öſterreichiſche Regierung einen Fehler begangen hatte, ſo war es 
der, daß ſie bei Kriegsausbruch das Parlament nicht einberufen 
hatte. 

Maßgebend für das Verhalten des damaligen öſterreichi⸗ 
ſchen Miniſterpräſidenten Grafen Stürgkh war die Meinung, 
daß das Parlament eine Haltung einnehmen würde, die die 
Kriegführung unmöglich gemacht und eine ſofortige Niederlage 
herbeigeführt hätte. Bei der unter dem überwältigenden Ein⸗ 
druck der Kriegserklärung damals herrſchenden Stimmung war 
das nicht zu erwarten. Damals herrſchte — infolge der man⸗ 
gelnden Kenntnis der Dinge — bei allen Nationen allgemein 
der Glaube, daß die Monarchie überfallen worden ſei und ſich 
ihres Lebens wehren müſſe. Alle, ſelbſt die Tschechen, überboten 
ſich an Loyalitätskundgebungen. Als Beiſpiel fei nur erwähnt, 
daß nicht nur die deutſchen, ſondern auch die tſchechiſchen Mit⸗ 
glieder der Staatsſchuldenkontrollkommiſſion die verfaſſungs⸗ 
widrig aufgenommenen Kriegsanleihen gegengezeichnet haben. 
Im Rauſche dieſer Stimmung war nahezu mit Gewißheit zu 
erwarten, daß das Parlament mit der Regierung gehen würde. 
Wenn nun auch gewiß iſt, daß dieſem Rauſche bald die Er- 
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nüchterung gefolgt wäre, ſo wäre ein einheitliches Auftreten aller 
Nationen doch deswegen von unſchätzbarem Werte geweſen, weil 
damit den nichtdeutſchen Nationen die Möglichkeit benommen 
geweſen wäre, die Verantwortung für den Krieg mit Erfolg ab— 
zulehnen. Die Tſchechen und die Südſlawen wären genau fo 
„ſchuld“ am Kriege geweſen, wie die Deutſchen, und die ſtille 
Wandlung zum Gegner der Monarchie und ſchließlich zum Bun- 
desgenoſſen der Entente wäre unmöglich gemacht oder mindeſtens 
ungeheuer erſchwert worden. 

Während die deutſchen Führer von dem Wiedererſtehen der 
deutſchen Vorherrſchaft träumten, nahmen die Ereigniſſe ihren 
Lauf. Ich gehe auf den Streit der Meinungen, ob während des 
Krieges Möglichkeiten für einen erträglichen Frieden beſtanden 
haben und verſäumt worden ſind, hier nicht ein. Trotz der vielen 
Stimmen, die wir bisher für und wider zu hören Gelegenheit 
hatten, ſind die Ereigniſſe noch ſo in Dunkel gehüllt, daß ein 
gerechtes Urteil heute noch nicht möglich iſt. Für die rückſchauende 
Betrachtung iſt die Niederlage eine abgeſchloſſene Tatſache. Auch 
die Frage, ob die öſterreichiſch-ungariſche Front noch einige Zeit 
zu halten geweſen wäre, iſt von untergeordneter Bedeutung. 
Aufzuhalten wäre der Lauf der Entwicklung doch nicht mehr ge— 
weſen, denn die Monarchie war am Ende ihrer Kräfte an— 
gelangt. 

Es iſt ein beliebtes Schlagwort geworden, das Manifeſt 
Kaiſer Karls vom 16. Oktober 1918, in dem die Reichsrats⸗ 
abgeordneten aller Nationen aufgefordert wurden, gemeinſam 
mit der Regierung als Nationalräte Oſterreich als Bundesſtaat 
neu aufzubauen, als das Signal zur Auflöfung zu bezeichnen 
und ihm die ganze Schuld am Zerfall der Monarchie zu geben. 

Ich ſehe davon ab, daß das Manifeſt von vornherein aus 
dem Grunde kein Löſungsmittel war, weil es ſich nur auf Öfter- 
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reich bezog und ausdrücklich hervorhob, daß durch dieſe Neu- 
geſtaltung „die Integrität der Länder der ungariſchen heiligen 
Krone in keiner Weiſe berührt wird“. Damit war eine Löſung 
des ſüdſlawiſchen Problems und damit des ganzen Lebenspro- 
blems der Monarchie unmöglich gemacht. Kaiſer Karl ſoll 
darauf aufmerkſam gemacht worden ſein, ein Einbeziehen Un⸗ 
garns aber mit der Begründung abgelehnt haben, daß er durch 
den abgelegten ungariſchen Krönungseid an die Anerkennung 
der Unverſehrtheit Ungarns gebunden ſei. Gewiß einer der 
ſchwerſten inneren Konflikte, in die ein rechtlich denkender Mon⸗ 
arch geraten kann. Aber ich glaube, daß dem Manifeſt eine zu 
große Bedeutung beigelegt wird. 

Es ſteht außer Zweifel, daß manche der öſterreichiſchen Na⸗ 
tionen mit einer nationalen Autonomie im Verbande der Mon⸗ 
archie vollkommen zufrieden geweſen wäre und die Erlangung 
der vollen ſtaatlichen Selbſtändigkeit ihre Erwartungen über- 
troffen hatte. Insbeſondere gilt das für die Südſlawen. Ich 
habe Gelegenheit gehabt, mit nichtdeutſchen Politikern über dieſe 
Frage zu ſprechen, und ſie haben mir daraus kein Hehl gemacht. 
Aber die Ereigniſſe waren ſtärker als alle Beteiligten. Der 
Lauf der Ereigniſſe ſpielte ſich mit einer Raſchheit, gleichſam 
wie ein Naturereignis ab, in den es kein Eingreifen mehr gab. 
Selbſt wenn es gelungen wäre, wirklich die Verhandlungen über 
die bundesſtaatliche Neuordnung, ſei es im Sinne des Mani« 
feſtes unter der Führung der Nationalräte, ſei es, indem die 
Regierung die Zügel in der Hand behalten hätte, in Gang zu 
bringen, die Sache wäre zunächſt an den Tſchechen geſcheitert. 
Die Entente hatte die Tſchechen als kriegführende Macht und 
Bundesgenoſſen bereits anerkannt. Die Tſchechen wären, auch 
wenn ſie gewollt hätten — was übrigens durchaus nicht der 
Fall war —, nicht mehr in der Lage geweſen, an einer Neu— 
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ordnung Oſterreichs oder der Monarchie teilzunehmen. Das 
gleiche gilt für die Polen. Italien gegenüber war die Entente 
durch den Londoner Vertrag, der Italien die Brennergrenze und 
umfangreiche Gebiete des Küſtenlandes und Iſtriens zugeſichert 
hatte, gebunden. Italien, deſſen Kriegsziel ja die Zerſtörung 
der Monarchie war, hätte ſeine Anſprüche zugunſten einer Neu⸗ 
ordnung Öfterreichs gewiß nicht aufgegeben. Wie weit die Zu— 
ſagen der Entente an Rumänien gingen, iſt nicht bekannt. Aber 
jedenfalls wurden Rumänien für ſeinen Eintritt in den Krieg 
von der Entente gleichfalls bindende Zuſicherungen bezüglich der 
Erwerbung von öſterreichiſch-ungariſchen Gebieten gemacht, auf 
die Rumänien ebenfalls nicht verzichtet hätte. Daß die Entente 
Serbien, das ſo ſchwere Opfer im Kriege gebracht hatte, zu— 
gunſten der Monarchie hätte leer ausgehen laſſen, iſt ſicherlich 
nicht anzunehmen. Wer wäre alſo übriggeblieben? Eigentlich 
nur die Deutſchen. 

Das Manifeſt war eine bedeutungsloſe Epiſode im Todes- 
kampfe der Monarchie, denn ihre Stunde war abgelaufen. Die 
Gelegenheiten, die Monarchie als ein neues, allen ſeinen Völkern 
Raum bietendes Staatsweſen zu ſchaffen, waren unwiederbring⸗ 
lich verſäumt. Nur zwei Wege hat es für die Monarchie ge— 
geben: Die Löſung eines großen Menſchheitsproblems zu finden 
oder unterzugehen. Da ſie den Weg zur Höhe nicht gefunden hat, 
mußte ſie in den Abgrund ſinken. 
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